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Zum Titelbild:

Bau des Waldautunnels bei Stuttgart
Nach Ziffer 11 der Anlage zu § 3 UVP-Gesetz ist für Bau und Änderung von Straßenbahnen, die - wie hier 
im Falle des Waldautunnels bei Stuttgart - der Planfeststellung bedürfen, eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVP) durchzuführen. Art und Umfang der voraussichtlich notwendigen Untersuchungen werden 
dabei meist unter den am UVP-Verfahren Beteiligten abgestimmt (sogenanntes "Scoping"). Obwohl im 
UVP-Gesetz nur als (nicht zwingend verbindliche) Soll-Vorschrift enthalten, sind Scoping-Termine mitt­
lerweile gängige Praxis. Dabei hat es sich vielfach als sinnvoll erwiesen, derartige Abstimmungen nicht nur 
zu Beginn des UVP-Verfahrens anzusetzen, sondern sie prozeßbegleitend bis hin zu den Baumaßnahmen 
durchzufiihren.

(Foto: Dr. Michael Koch, Büro Planung + Umwelt, Stuttgart)
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Die UVP auf dem Prüfstand
Ergebnisse der Fachtagung am 22. und 23. April 1997 in Eching bei München

Beate JESSEL

Bei ihrer Einführung von vielen noch als ein mög­
licher "Königsweg der Umweltpolitik" gepriesen, 
ist die gesetzliche Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) seit 1990 Bestandteil des nationalen Rechts. 
Nunmehr 7 Jahre Erfahrungen mit der gesetzlichen 
UVP waren Anlaß für die Bayerische Akademie für 
Naturschutz und Landschaftspflege (ANL), dieses 
Instrument "auf den Prüfstand" zu stellen, sprich: im 
Rahmen einer Tagung den Versuch einer kritischen 
Bilanz zu wagen und nach Perspektiven für die 
Weiterentwicklung zu fragen: In welcher Form 
wirkt sich die UVP in Planungsprozessen und Pro­
jektgenehmigungen aus? Wo liegen Möglichkeiten 
einer Effektivierung, um dem gesetzlichen An­
spruch der Umweltvorsorge tatsächlich gerecht zu 
werden? Über solche Fragen diskutierten am 22. 
und 23. April im Bürgerhaus zu Eching bei Mün­
chen etwa 90 Fachleute aus der Verwaltung, Verbän­
den und freien Planungsbüros.

Nunmehr achtmal sei das UVP-Gesetz seit seinem 
Inkrafttreten bereits geändert worden, stellte zu Be­
ginn rückblickend Professor Dr. Thomas BUNGE 
vom Umweltbundesamt aus Berlin fest. Dabei wur­
de vor allem durch vereinfachte Genehmigungen, 
die für bestimmte Projekte anstelle von Planfeststel­
lungen eingeführt wurden, sowie 1993 durch die 
Herausnahme bundesweit verbindlicher Bestim­
mungen zur UVP aus dem Raumordnungsgesetz ihr 
Regelungsbereich schrittweise wieder eingegrenzt. 
Dies habe dazu geführt, daß sich mittlerweile die 
Zahl der rechtlichen Grundlagen zur UVP und die 
entstandene Regelungsdichte umgekehrt proportio­
nal zu der Bedeutung verhielten, die man ihr in der 
politischen Diskussion zumesse. Dabei setzten sich 
die öffentlichen Kontroversen, die seit der Einfüh­
rung der UVP um ihren Stellenwert bestehen, der­
zeit nun wesentlich auf Ebene der Verwaltungsge­
richte fort.
Wesentlich für eine Einschätzung der Leistungsfä­
higkeit, die die UVP derzeit in den Verwaltungsver- 
fahren entfalten kann, ist es deshalb, die Logik zu 
verstehen, die der derzeitigen Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte zugrundeliegt. Nach Peter 
KISSNER, Vorsitzendem Richter am Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof München, stellt sich diese 
wie folgt dar: Mehrere in den letzten zwei Jahren 
ergangene Urteile des Bundesverwaltungsgerichts 
ordnen das UVP-Gesetz als reine Verfahrensrege­
lung ein. Sie billigen ihm keine materiellrechtliche 
(d.h. inhaltliche) Wirkung zu, über die sich bei­

spielsweise das Gewicht, mit dem die Belange von 
Natur und Landschaft in Abwägungen eingestellt 
werden, ändern würde. Aber auch Klagen von Pri­
vatpersonen, die sich nun auf Verfahrensfehler bei 
der UVP stützten (z.B. auf das Unterlassen be­
stimmter Verfahrensschritte wie etwa einer nach 
dem UVP-Gesetz geforderten Zusammenfassenden 
Darstellung), hätten wenig Aussicht auf Erfolg. Es 
müsse nämlich glaubhaft nachgewiesen werden, 
daß die konkrete Möglichkeit bestünde, daß ohne 
den Verfahrensfehler auch in der Sache eine andere 
Entscheidung getroffen worden wäre. Nach deut­
scher Rechtsauffassung, so KISSNER, sei die UVP 
damit als ein allgemeines Verfahrens- und Erkennt­
nismittel, nicht aber als Mittel für den individuellen 
Rechtsschutz einzelner betroffener Kläger einzustu­
fen, - eine Sichtweise, die allerdings durch die ober­
ste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtsho­
fes gegebenenfalls noch zu überprüfen sei.
Wenn somit auch der direkte Einfluß der UVP auf 
den Ausgang der Verfahren derzeit als gering einzu- 
schätzen ist, sahen doch die meisten Referenten eine 
Reihe informeller Wirkungen, die in einer systema­
tischen Strukturierung des Abwägungsmaterials, in 
einem daraus entstehenden stärkeren Begründungs­
zwang für die Vorhabenträger sowie in einer Opti­
mierung von Vorhaben während des Planungspro­
zesses liegen. Wiederholt betont wurde im Zuge der 
Diskussionen, wie wichtig eine zuverlässige empi­
rische Informationsbasis wäre, um die Wirksamkeit 
durchgeführter Umweltverträglichkeitsprüfungen 
auch nach außen hin zu dokumentieren. Eine solche 
fehlt bislang jedoch noch weitgehend. Einen ersten 
Ansatz stellte Johannes AUGE, der Geschäftsführer 
des UVP-Fördervereins (nunmehr: UVP-Gesell- 
schaft e.V.) aus Hamm, vor: Im Rahmen einer von 
der Europäischen Kommission beauftragten und 
von der Universität Manchester federführend bear­
beiteten Studie wurde die Anzahl der Modifikatio­
nen, der Änderungen also, die aufgrund einer UVP 
nachweislich an einem Vorhaben vorgenommen 
wurden, als ein erster hilfsweiser Indikator herange­
zogen. Direkte Vergleiche zwischen den einzelnen 
Ländern gestalteten sich allerdings schwierig; bei­
spielsweise spielt im englischsprachigen Raum auf­
grund der dortigen Traditionen bei Eingriffsbeurtei­
lungen das Landschaftsbild eine größere Rolle, in 
Deutschland dagegen eher das Schutzgut Pflanzen 
und Tiere. Auch erklärt sich das rein zahlenmäßig 
recht gute Abschneiden Deutschlands in dieser Stu-
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die s icherlich  zu e inem  guten  Teil durch das bei uns 
zusätzlich  bestehende Instrum ent der naturschutz­
rechtlichen  E ingriffsregelung.
Daß sich direkte Vergleiche der UVP-Praxis zwi­
schen einzelnen Ländern aufgrund unterschiedli­
cher administrativer Rahmenbedingungen und ins­
besondere der sehr unterschiedlich gehandhabten 
Vollzugskontrollen nur schwer darstellen lassen, 
wurde auch aus den Ausführungen von Dr. Volker 
KLEINSCHMIDT vom Pro Terra Team aus Dort­
mund deutlich. Auch müsse, wenn man die unter­
schiedliche adm inistrative Regelungsdichte zur 
UVP in einzelnen europäischen Ländern kritisiere, 
in Rechung gestellt werden, daß in den häufig als 
Vorbild für die Umsetzung der UVP hervorgehobe­
nen Niederlanden jährlich bislang nur etwa 60 
UVP-Verfahren, in Frankreich dagegen etwa 5000 
Verfahren pro Jahr anhängig seien. Belegen ließe 
sich allerdings aufgrund der recht unterschiedli­
chen, in den europäischen Ländern für die UVP- 
Pflicht einzelner Projekte geltenden Schwellenwer­
te die These, daß das ursprünglich von der Europäi­
schen Gemeinschaft mit der Einführung dieses In­
struments verfolgte Ziel, Wettbewerbsverzerrungen 
zu vermeiden, bislang keineswegs erreicht worden 
sei.
Bestehende Defizite sowie Perspektiven für eine 
Effektivierung und Weiterentwicklung der UVP er­
gaben sich insbesondere aus der Betrachtung von 
Beispielen aus verschiedenen Anwendungsberei­
chen. Hier stellte zunächst Dr. Gerhard ALBERT 
von der Planungsgruppe Ökologie und Umwelt aus 
Hannover Erfahrungen mit der UVP bei Abfallde- 
ponien dar, die im Rahmen eines vom Umweltbun­
desamt beauftragten Evaluationsvorhabens gesam­
melt wurden. Eine Befragung von mit der Materie 
befaßten Behörden aus den verschiedenen Bundes­
ländern ergab eine sehr unterschiedliche Verfah- 
rensdauer, die immerhin zwischen 6 und 56 Mona­
ten schwankte. Einhellig betont wurde die Bedeu­
tung des Scoping, der gemeinsamen Festlegung des 
voraussichtlichen Untersuchungsrahmens, wobei 
allerdings die Möglichkeiten einer umfassenden Öf­
fentlichkeitsbeteiligung nur selten genutzt wurden. 
Als wesentliche Bereiche, die z.B. in Form von 
Arbeitshilfen, weiter zu vertiefen seien, stünden 
vordringlich die Konkretisierung der medienüber- 
greifenden Wechsel-wirkungen, eine Ausfüllung un­
bestimmter Rechtsbegriffe wie z.B. erheblicher und 
nachhaltiger Auswirkungen (dies auch, um bei­
spielsweise Bagatellschwellen bezüglich der Er­
heblichkeit von Vorhaben zu bestimmen) sowie eine 
Operationaliserung der vorsorgeorientierten Bewer­
tung nach § 12 UVP-Gesetz an.
Die Erfordernis einer stärkeren Zielgerichtetheit der 
UVP-Gutachten, um die Papierflut einzudämmen 
und in den oft sehr langwierigen Verfahren zu mehr 
Nachvollziehbarkeit zu gelangen, betonte am Bei­
spiel der Autobahn A94 der Landschaftsarchitekt 
Dr. Michael SCHOBER aus Freising. Unter diesen 
Gesichtspunkten plädierte er dafür, dem bei Straßen 
gängigen ersten Untersuchungsschritt der Raumwi­

derstandsanalyse eine sogenannte "Raumempfind­
lichkeitsuntersuchung" vorzuschalten. Über ein 
vergleichsweise grobkörniges Untersuchungsraster 
solle diese leicht erkennbare Raumbereiche von 
hoher Empfindlichkeit herausfiltem helfen und so 
den detaillierter zu betrachtenden Untersuchungs­
raum frühzeitig eingrenzen. Für die einzelnen 
Schutzgüter sollten auf Grundlage der bestehenden 
Gesetze jeweils Schutzziele definiert und auf diesen 
aufbauend je nach Untersuchungsebene differen­
zierte "Prüffelder" bestimmt werden. Auf diese Wei­
se gelte es, an die Stelle einer gleichförmigen Be­
handlung aller im UVP-Gesetz enthaltenen Schutz­
güter die gezielte und frühzeitige Herausarbeitung 
der jeweils entscheidungsrelevanten Aspekte zu set­
zen und diese dann näher zu betrachten.
Als eine logische Weiterentwicklung aus den Gren­
zen der Projekt-UVP, bei der die grundsätzliche 
Entscheidung über ein Vorhaben ja meist schon 
gefallen ist, sah Dipl.-Ing. Claudia RIEHL von der 
Technischen Universität Berlin eine vorgelagerte 
UVP für Pläne und Programme, wie sie auch ein im 
Dezember 1996 von der Europäischen Kommission 
gebilligter Richtlinienentwurf vorsieht. Am Bei­
spiel der Stadt Erlangen schilderte sie, wie hier seit 
1990 parallel mit der Fortschreibung des Flächen­
nutzungsplans eine solche "Strategische UVP" für 
potentielle Wohn- und Gewerbestandorte erarbeitet 
wird. Im Vergleich zur klassischen projektbezoge­
nen UVP wurden dabei eine stärkere Prozeßhaftig- 
keit sowie eine ausgeprägtere politische Dimension 
der Plan-UVP deutlich, bei der es über das laufende 
Einspeisen von Informationen und Alternativen vor 
allem darum geht, politische Entscheidungspro­
zesse in den städtischen Gremien zu begleiten und 
zu strukturieren. Methodische Probleme der Strate­
gischen UVP bestehen u.a. darin, daß sie auf der 
Plan- und Programmebene mit stärker aggregiertem 
Umweltwissen arbeiten muß und mit höheren Pro­
gnoseunsicherheiten zu kämpfen hat, da die konkre­
te Ausformung der späteren Vorhaben noch nicht 
genau feststeht.
Zwiespältig gestalteten sich die Erfahrungen, die 
Dr. Peter CZERM AK von der Regierung von Ober- 
bayem mit der UVP bei Vorhaben nach dem Immis­
sionsschutzrecht schilderte: Auch hier sei, seitdem 
die UVP im immissionsschutzrechtlichen Geneh­
migungsverfahren 1992 mit der Änderung der 9. 
Bundes-Immissionsschutzverordnung ohnehin ver­
spätet in Kraft getreten war, ein laufendes Zurück­
schrauben der Anforderungen durch den Gesetzge­
ber erfolgt. Da Neuerrichtungen immissionsschutz­
rechtlicher Anlagen relevanter Größenordnung kaum 
mehr auftreten würden und die UVP-Pflicht bei 
wesentlichen Änderungen solcher Anlagen auf­
grund unbestimmter Rechtsbegriffe einem gewis­
sen Erm essensspielraum unterliege, führe dies 
dazu, daß zumindest in Bayern die UVP im Immis­
sionschutzrecht kaum noch eine Rolle spiele. Den­
noch habe man über die durchgeführten Umweltver­
träglichkeitsprüfungen eine bessere und frühzeiti­
gere Information der Behörden sowie eine stärkere
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Einbeziehung naturschutzrechtlicher Belange, die 
früher im Immissionsschutz kaum eine Rolle ge­
spielt hätten, erreicht.
Etwas optimistischere Akzente vermochte Dr. Hel­
mut STRASSER von der Arbeitsgruppe für regio­
nale Struktur- und Umweltforschung (ARSU) aus 
Oldenburg zu setzen, der über seine Erfahrungen 
aus 15 Jahren UVP-Praxis berichtetete. Beispiels­
weise hätten entsprechende Studien im Fall des 
Dollarthafens sowie der Hafenerweiterung der Stadt 
Cuxhaven dazu geführt, daß aufgrund des aufge­
zeigten notwendigen Umfangs an Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen bzw. über eine im Rahmen der 
Verfahrensbeteiligung von den Umweltverbänden 
ins Spiel gebrachte zusätzliche Variante das Vorha­
ben eingestellt bzw. im anderen Fall wesentlich 
modifiziert wurde. Wenn die UVP frühzeitig einset­
ze, fachlich sauber gemacht werde und der Vorha­
benträger in einen ehrlichen Dialog eintrete, so sein 
Facit, dann sei sie ein hervorragendes Instrument 
der Projektoptimierung. Nehme man noch die na­
turschutzrechtliche Eingriffsregelung hinzu, so er­
gebe sich jedoch zusammen ein im Grunde optima­
les Instrumentarium zur Projektdurchsetzung. 
Genau an diesem Punkt, nämlich daß die UVP zu 
einer reinen Anpassungsplanung verkomme, um ein 
Projekt aus Sicht des Vorhabenträgems optimal 
über die Hürden des Genehmigungsverfahrens zu 
bringen, setzte Richard MERGNER, für Eingriffs- 
beurteilungen zuständiger Regionalreferent des 
Bund Naturschutz aus Nürnberg, mit seiner Kritik 
an der herrschenden UVP Praxis an. Aus der Per­
spektive der Naturschutzverbände sei eine recht 
ernüchternde Bilanz zur UVP zu ziehen: Altemati- 
venprüfungen als fachlich unabdingbares Kern­
stück fehlten weitgehend, die angebliche Neutralität 
der Gutachter sei durch die Abhängigkeit vom Vor­
habenträger als Auftraggeber eine Fiktion, aufgrund 
oft nur eingeschränkt und unvollständig stattfinden­
der Wirkungsuntersuchungen ließen sich in den 
Studien vielfach Methodenfehler nachweisen. Zu 
warnen sei aus Sicht der Umweltverbände auch vor 
der verbreiteten positiven Wertschätzung, die dem 
Scoping beigemessen werde, da die Verbände hier­
an meist noch nicht beteiligt würden und ihre Be­
lange dann ohnehin erst zu einem späteren Zeit­
punkt im Verfahren einbringen könnten. Die derzei­
tige, durch Beschleunigungsgesetze und Deregulie­
rung gekennzeichnete Situation sei vielmehr für die 
Verbände als Vertreter der Interessen ihrer Mitglie­
der hoch gefährlich, da Beteiligungsmöglichkeiten 
zurückgefahren und demokratische Prinzipien der 
Gewaltenteilung abgebaut würden.
Auf die Notwendigkeit einer Abstimmung von 
UVP und naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung 
ging abschließend Amd WINKELBRANDT, der 
Leiter der Außenstelle des Bundesamts für Natur­
schutz in Leipzig, ein. Beide Instrumente unterlägen 
derselben Planungslogik, da sie auf Wirkungsab­
schätzungen aufbauten und mit ordentlichen Rechts­
verfahren verknüpft seien. Hinsichtlich Untersu­
chungstiefe und -aufwand gelte es daher, Doppelar­

beit zu vermeiden. Geleistet werden könne dies 
beispielsweise, indem in den Umweltverträglich­
keitsuntersuchungen der umweit- und der natur­
schutzfachliche Teil zusammengeführt und gemein­
sam abgearbeitet würden, weiterhin indem man ver­
mehrt Nachkontrollen durchführe, deren Ergebnis­
se dann künftigen Vorhaben zugute kämen.

Facit der Tagung und offene Fragen

Unter dem Strich steht ein Facit der Tagung, das die 
mit der UVP verbundenen Hoffnungen weniger auf 
große Sprünge, sondern auf kleine Schritte richtet: 
Zwar strukturiert die UVP nach rechtlicher Lesart 
nur die Verfahren und bringt keine unmittelbaren 
inhaltlichen Änderungen mit sich, jedoch bleibt zu 
erwarten, daß sich auf dem Weg über qualifizierte 
Gutachten mit der Zeit ein gewisser Standard ein- 
spielen wird, der dann - hoffentlich - auch zu inhalt­
lichen Verbesserungen in den getroffenen Entschei­
dungen führen mag. Wesentlicher als der Ruf nach 
instrumenteilen Neuerungen erscheint daher, sich 
über die Verknüpfungen und die sinnvolle Abstim­
mung verschiedener Verfahren Gedanken zu ma­
chen. Dies betrifft neben einer Abstimmung mit der 
Abarbeitung der Eingriffsregelung die Verknüp­
fung des UVP-Verfahrens mit der IVU-Richtlinie 
über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung sowie mit der vom ge­
planten Umweltgesetzbuch vorgesehenen integrier­
ten Vorhabengenehmigung.
Eine überraschend zurückhaltende Beurteilung er­
fuhren denn auch die EU-rechtlichen Änderungen 
zur UVP, wie die zum 3. März 1997 verabschiedete 
und bis zum 14.3.1999 in nationales Recht umzu­
setzende Änderungsrichtlinie der Europäischen Uni­
on, die eine Aufweitung der UVP-Pflicht auf weite­
re Projekte mit sich bringt. Die bisherigen Erfahrun­
gen, so der Tenor der Diskussion, hätten gezeigt, 
daß derartige Regelungen nur den Minimalanforde­
rungen entsprechend sowie mit erheblicher zeitli­
cher Verzögerung umgesetzt würden. Allerdings 
könnten manche der in der Änderungsrichtlinie ent­
haltenen Projekte (z.B. der Bau vier- und mehrspu­
riger Straßen unter Wegfall der bisherigen Be­
schränkung auf Bundesfemstraßen) es erforderlich 
machen, daß über die in bislang nur vier Bundeslän­
dern bestehenden Landesgesetze zur UVP hinaus 
noch weitere länderspezifische Anpassungen vor­
genommen werden müssen.
Soll die UVP eine stärkere Wirkung entfalten und 
insbesondere dem Anspruch der Umsetzung eines 
"sustainable development" nachkommen, mit dem 
man sie in der letzten Zeit vermehrt in Verbindung 
bringt, so bedarf es vor allem des politischen Wil­
lens, auch entsprechende materielle, d.h. inhaltliche 
Standards für ihre Umsetzung zu verankern. Dieser 
Aspekt sollte in der öffentlichen Diskussion um eine 
Weiterentwicklung der UVP künftig stärker betont 
werden, denn ohne derartige Vorgaben wird die 
UVP weiterhin reines Verfahrensrecht bleiben und 
wird sich ihre inhaltliche Wirksamkeit auf die ange-

7



sprochenen informellen Aspekte beschränken. Be­
sondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen­
hang der Erarbeitung und rechtlichen Implementie­
rung entsprechender Umweltqualitätsziele und -Stand­
ards sowie einer entsprechenden vorhabensspezi­
fischen Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegrif­
fe zu.

In der Erörterung von Strategien, die in einer sinn­
vollen Weiterenwicklung der UVP verfolgt werden 
sollten, traten eine Reihe interessanter Punkte auf, 
die noch einer vertieften Diskussion bedürften:

A u f welcher rechtlichen Ebene sind die ange­
sprochenen materiellen Standards am besten zu 
verankern ?
Am angebrachtesten wären derartige Standards 
sicherlich im UVP-Gesetz aufgehoben. Es scheint 
derzeit jedoch expliziter Wille zumindest des 
Bundesgesetzgebers zu sein, auf Gesetzesebene 
im Umweltbereich keine zusätzlichen materiel­
len Anforderungen aufzunehmen, wohl weil 
hier Widersprüche zu den allerorten laufenden 
Bestrebungen um Deregulierung gesehen wer­
den. Bietet es sich in der Argumentation nun an, 
darauf hinzuwirken, daß auf untergesetzlicher 
Ebene die Verwaltungsvorschriften zum UVP- 
Gesetz griffiger auszugestaltet werden oder eher, 
behördeninteme Regelungen für bestimmte Zu­
ständigkeitsbereiche und Projekttypen zu eta­
blieren? Oder aber liegt in einer anzustrebenden 
Zertifizierung von anerkannten Gutachtern, ver­
bunden mit einer Selbstverpflichtung, dabei ge­
wisse Qualitätsstandards einzuhalten, ein gang­
barer Weg, um hinreichende inhaltliche Verbes­
serungen nicht nur in den Gutachten, sondern 
auch bei den darauf aufbauenden Entscheidun­
gen zu erreichen? Wer könnte eine Zertifizie­
rung in solch einer Absicht am besten durchfüh­
ren? Ist bei bestimmten Institutionen nicht die 
Gefahr von der Hand zu weisen, mit den Zerti­

fizierungskriterien auf kreativitätshemmendes 
oder DIN-gerichtetes Mittelmaß zurückzusinken? 
Brauchen wir, angesichts der Diskussionen um 
Plan- und Programm-UVP sowie eine Aufwei­
tung des Anwendungsbereichs UVP-pflichtiger 
Projekte, tatsächlich immer neue Planungsin­
strumente oder sollte nicht vielmehr eine neue 
Planungskultur als solche zur Debatte stehen ? 
Eine anzustrebende stärkere Einbindung der be­
troffenen Öffentlichkeit sowie die prozeßhafte 
Begleitung von Planungsabläufen unter Um­
weltgesichtspunkten sind Aspekte, die vor allem 
die Plan-UVP leisten sollte und derer u.a. Land­
schaftsrahmen- oder Flächennutzungspläne un­
strittig und vermehrt bedürften. Braucht es hier­
zu aber die Einführung eines neuen Planungsin­
struments oder sollten nicht vielmehr die beste­
henden Planungsabläufe gerade auch der Land­
schaftsplanung vermehrt um demokratische und 
prozeßhafte Elemente angereichert werden?
Ins Spiel gebracht wurde angesichts der Diskus­
sion um Scoping und Öffentlichkeitsbeteiligung 
in der UVP auch der Vorschlag, den Scoping- 
Termin zwar umfassend unter Einbeziehung al­
ler betroffenen Behörden, Kommunen sowie der 
Umweltverbände auszugestalten, dies aber im 
Gegenzug mit einer freiwilligen Selbstverpflich­
tung der Beteiligten zu verbinden, sich im fo l­
genden Verfahren dafür mit Nachforderungen zum 
Untersuchungsumfang zurückzuhalten.
Welche Chance ist derartigen freiwilligen Selbst­
verpflichtungen im Rahmen einer UVP zu ge­
ben? Es ist vorstellbar, daß sich dadurch für 
Umweltverbände und Fachbehörden, so auch 
die Naturschutzbehörden, in der Tat bessere 
Möglichkeiten eröffnen, ihre Belange einzu­
bringen, daß sich bei den Beteiligten dadurch 
aber andererseits der innere Zwiespalt auftut, 
sich zum Diener einer UVP zu machen, die 
tatsächlich überwiegend als "Schmiermittel" in 
den Genehmigungsverfahren dient.
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Die Umweltverträglichkeitsprüfung - 
Bilanz und Perspektiven aus rechtlicher Sicht

Thomas BUNGE*5

1. Einleitung

Vor zwölf Jahren wurde die EG-Richtlinie über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung verabschiedet, vor 
sieben Jahren das deutsche UVP-Gesetz. Inzwi­
schen haben sich die rechtlichen Grundlagen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung hierzulande deut­
lich verändert. Im März 1997 hat der Rat der Euro­
päischen Gemeinschaft außerdem eine weitreichen­
de Änderung der Richtlinie verabschiedet, die ihrer­
seits in innerstaatliches Recht umgesetzt werden 
muß. Das legt es nahe, eine Art Zwischenbilanz zu 
ziehen. Dabei geht der folgende Text nur auf die 
Situation in Deutschland ein, nicht jedoch auf die 
Erfahrungen anderer Staaten.

Der Erfolg der Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Praxis läßt sich in dem Rahmen, der hier zur 
Verfügung steht, allerdings nicht abschätzen. Der 
Grund dafür liegt in der unzureichenden Informati­
onsbasis: Der Nutzen dieses Instruments für die 
Umwelt ist zwar offensichtlich, weil es bessere Ent­
scheidungen ermöglicht und die Behörde in die 
Lage versetzt, den Umweltbelangen ein angemesse­
neres Gewicht zuzubilligen als bisher. In welchem 
Ausmaß das UVP-Gesetz indessen dazu beigetra­
gen hat, die Umweltsituation zu verbessern (oder 
genauer: geplante Verschlechterungen zu vermei­
den), läßt sich zuverlässig kaum sagen. Um eine 
Antwort auf diese Frage geben zu können, müßte 
man ja die reale Entwicklung (die Verwirklichung - 
oder auch das Unterbleiben - eines Projekts auf­
grund einer Umweltverträglichkeitsprüfung) mit ei­
ner hypothetischen (der Realisierung des Projekts 
ohne Umweltverträglichkeitsprüfung) vergleichen. 
Mit anderen Worten müßte man die tatsächlich ein­
getretenen Umweltbeeinträchtigungen zusammen­
stellen und sie denjenigen gegenüberstellen, die in 
den einzelnen Prüfverfahren beschrieben, für inak­
zeptabel gehalten und deshalb untersagt worden 
sind. Solche Aufstellungen gibt es in der Praxis 
nicht. Deswegen fehlt bisher aber auch eine Erfolgs­
bilanz der Umweltverträglichkeitsprüfung, so daß 
in der politischen Diskussion häufig nur angebliche 
Nachteile des Instruments angeführt werden. Vor 
allem hört man immer wieder, die Prüfung führe zu 
einer Verlängerung der Zulassungsverfahren. Empi­
risch ist das bisher allerdings nicht nachgewiesen; 
im Gegenteil läßt sich auch denken, daß die Bünde­
lung der erforderlichen Umweltuntersuchungen 
dazu beiträgt, daß die Verfahren zügiger ablaufen.

Zumindest dürfte die Prüfung nicht der maßgebli­
che Grund für die Verfahrensdauer sein, zumal der 
Vorhabenträger schon frühzeitig damit beginnen 
kann, die erforderlichen Unterlagen zusammenzu­
stellen.15
Auch die Rolle, die die Umweltverträglichkeitsprü­
fung für die Information der Öffentlichkeit und 
deren Beteiligung an Planungs- und Entscheidungs­
prozessen spielt, läßt sich bisher nicht angeben. 
Möglicherweise hat sich die Praxis doch ein wenig 
dadurch verändert, daß die Umweltverträglichkeits- 
studie öffentlich ausgelegt werden muß und auf 
diese Weise auch Informationen über die voraus­
sichtlichen Umweltfolgen des Vorhabens zur Verfü­
gung stehen. Insgesamt füllen die gegenwärtigen 
Studien über die Erfahrungen mit diesem Instru­
ment25 deshalb offensichtlich eine Forschungs­
lücke.

2. Rechtsgrundlagen der Umweltverträglich­
keitsprüfung

2.1 Die Umsetzung der EG-Richtlinie 
85/337/EWG

Die Situation war in Deutschland auch 1985 schon 
für die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht eben 
günstig - vor allem wegen der Vielzahl unterschied­
licher Regelungen, die für umweltgefährdende Pro­
jekte galten, und der Aufteilung der Gesetzgebungs­
kompetenzen zwischen Bund und Ländern. Auf der 
Seite der Projektträger gab es außerdem die Be­
fürchtung, die Umweltverträglichkeitsprüfung wer­
de die Zulassung der Projekte deutlich erschweren. 
Die Verwaltung erwartete noch kompliziertere und 
weniger berechenbare Verfahren, auf alle Fälle 
weitreichende Neuemngen, die entsprechende Un­
sicherheiten zur Folge hätten. Der Umweltschutz 
hoffte demgegenüber, mit dem neuen Instrument 
lasse sich das Gewicht der Umweltbelange bei der 
Entscheidung über die Projekte verstärken, und die 
Öffentlichkeit erhalte bessere Mitwirkungsmög­
lichkeiten im Verfahren.
Die Regelungen der Jahre 1989/1990 setzten die 
europarechtlichen Vorgaben in sehr zurückhalten­
der Weise um. Man versuchte, die bestehenden Zu­
ständigkeiten und Verfahrensabläufe soweit wie 
möglich beizubehalten, und führte nur wenige 
Neuerungen ein.35 Die Prüfung wurde im Prinzip 
allein für bestimmte Vorhaben vorgeschrieben, für
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die es schon zuvor ein Zulassungsverfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung gab.4* Allerdings ver­
langte man die Prüfung auch in vorgelagerten Ver­
fahren wie etwa der Linienbestimmung von Bun- 
desfemstraßen und Bundes wasserstraßen, bei näher 
umschriebenen Bauleitplänen und auch im Raum­
ordnungsverfahren.5’ Das UVP-Gesetz (UVPG) trat 
im wesentlichen im August 1990 in Kraft; für im­
missionsschutzrechtliche Vorhaben galt die UVP- 
Pflicht aber erst zwei Jahre später, für Atomanlagen 
i.S. des § 7 Atomgesetz (AtG) sogar erst vier Jahre 
später.6*

2.2 Die rechtliche Entwicklung seit 1990

Inzwischen hat man das Gesetz bereits achtmal 
geändert. Die ersten beiden Modifikationen fanden 
schon statt, ehe es in Kraft trat. Die Neuregelungen 
betrafen ganz überwiegend die Anlage zu § 3 
UVPG, also die Liste der UVP-pflichtigen Vorha­
ben. Zumeist handelte es sich um Folgeänderungen 
bestimmter anderweitiger Gesetzgebungsvorhaben, 
die erforderlich wurden, um den Status quo bei der 
Umweltverträglichkeitsprüfung beizubehalten. Was 
die übrigen Vorschriften des Gesetzes betrifft, hat 
man sie nur einmal, nämlich durch das Investitions- 
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz von 1993, 
geändert.7* Damals strich man die Pflicht, auch Flä- 
chennutzungspläne, die sich auf prüfpflichtige Pro­
jekte auswirken konnten, einer Prüfung zu unterzie­
hen, schränkte die Prüfpflicht für entsprechende 
Bebauungspläne erheblich ein und erklärte anderer­
seits auch vergleichbare Vorhaben- und Erschlie­
ßungspläne für prüfpflichtig. Außerdem wurde § 17 
UVPG, der den Inhalt und Ablauf der Prüfung im 
Bauleitplanverfahren betrifft, etwas modifiziert. 
Das Investitionserleichterungs- und Wohnbauland­
gesetz brachte noch weitere Neuerungen. So änderte 
man etwa das Zulassungsverfahren für Anlagen zur 
Abfallbehandlung und -lagerung: Anstatt einer 
P lanfeststellung wurde eine im missionsschutz­
rechtliche Genehmigung vorgeschrieben. Das hatte 
u.a. zur Folge, daß sich nun auch die Umweltver­
träglichkeitsprüfung solcher Vorhaben in erster Li­
nie nach der Neunten Bundes-Immissionsschutz- 
verordnung richtet, nicht mehr nach dem UVP-Ge­
setz. Außerdem wurde der Kreis der prüfpflichtigen 
Abfallbehandlungs- und -lageranlagen etwas enger 
gezogen. Weiterhin strich man in § 6a Raumord­
nungsgesetz (ROG) die Pflicht, die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung im Raumordnungsverfahren durch­
zuführen. Nunmehr bestimmen allein die Länder, ob 
dieses Verfahren eine solche Prüfung einschließen 
muß und wie sie aussieht. Die meisten von ihnen 
haben inzwischen eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung in ihren Landesplanungsgesetzen vorgeschrie­
ben. Auch in den übrigen Bundesländern muß aller­
dings im Raumordnungsverfahren geklärt werden, 
ob und wieweit das jeweilige Projekt mit den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung und Landespla­
nung in Einklang steht, d.h. also auch mit den um­
weltbezogenen Planaussagen dieser Art.

Der Kreis der UVP-pflichtigen Vorhaben wird nicht 
nur im UVP-Gesetz selbst definiert. Vielmehr ver­
weist die Anlage zu § 3 UVPG durchweg auf ander­
weitige Vorschriften, so daß es von deren Formulie­
rung abhängt, wie weit ein bestimmtes Projekt einer 
Prüfung unterzogen werden muß. Diese speziellen 
Regelungen werden immer wieder modifiziert. Bei­
spielsweise haben sich die Änderungen des § 31 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG), des Bundes-Im­
missionsschutzgesetzes und der Vierten Bundes- 
Immissionsschutzverordnung im Herbst 1996 auch 
auf den Anwendungsbereich der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung ausgewirkt. Vor allem dürften die 
Neuerungen im Immissionsschutzrecht die Zahl der 
Genehmigungsverfahren, die eine Umweltverträg­
lichkeitsprüfung einschließen müssen, in der Praxis 
noch weiter reduzieren.8*
Obwohl das UVP-Gesetz u.a. das Ziel verfolgt, 
"einheitliche Grundsätze" für die Prüfung vorzuge­
ben, genießen anderweitige Regelungen, die in­
haltsgleiche oder strengere Anforderungen festle­
gen, Vorrang (§ 4 UVPG). Das hat dazu geführt, daß 
heute bereits viele unterschiedliche, mehr oder we­
niger eigenständige UVP-Rechtsbereiche existie­
ren, so daß die Rechtsgrundlagen inzwischen relativ 
unübersichtlich sind. Neben dem UVP-Gesetz gibt 
es insbesondere

die Neunte Bundes-Immissionsschutzverord- 
nung für genehmigungsbedürftige Anlagen i.S. 
des § 4 BImSchG,
die Atomrechtliche Verfahrensverordnung für 
Nuklearanlagen i.S. des § 7 AtG, 
die - in sich relativ einheitlich gefaßten - Rege­
lungen des Bundesfemstraßen-, des Bundes­
wasserstraßen-, des Luftverkehrs-, des Allge­
meinen Eisenbahn-, des Personenbeförderungs­
und des Magnetschwebebahnplanungsgesetzes 
für Verkehrsprojekte,
das Bundesberggesetz und die UVP-Verord­
nung Bergbau für Bergbauvorhaben, 
das Baugesetzbuch für die Umweltverträglich­
keitsprüfung im Bebauungsplanverfahren, 
in zahlreichen Bundesländern Regelungen des 
Landesplanungsrechts über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung im Raumordnungsverfahren, 
in Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen Ländergesetze über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung weiterer Vorhaben. 

Die Einzelheiten des Verfahrensablaufs sind in vie­
len Fällen durch die Änderungen des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes und der Neunten Bundes-Im- 
missionsschutzverordnung im Herbst 1996 weiter 
modifiziert worden.

3. Die Praxis

3.1 Zahl der Verfahren

Was die Praxis der Umweltverträglichkeitsprüfung 
angeht, lassen sich bisher nicht allzu viel repräsen­
tative Informationen erhalten. Eine bundesweite
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Statistik gibt es nicht; auch auf Länderebene führt 
man keineswegs überall an zentraler Stelle Buch 
über sämtliche Verfahren. Grobe Schätzungen rech­
neten 1992 mit mehr als 1000 Verfahren im Jahr, 
1996 dagegen nur noch mit 200 bis 500.9),10) Die 
Literatur vermittelt ebenfalls kein zuverlässiges 
Bild. Einige Vorhabenarten werden dort häufiger 
angesprochen, über andere gibt es bisher keine Ver­
öffentlichungen. Möglicherweise wird die Antwort 
auf die Große Anfrage der SPD zum Thema "Um­
weltverträglichkeitsprüfung" aus dem Jahre 1996 
detailliertere Zahlenangaben enthalten.

3.2 Praxisprobleme

3.2.1 Scoping

Auch die Probleme, die sich im Rahmen der Um­
weltverträglichkeitsprüfung stellen, können des­
halb nur grob Umrissen werden. Gewisse Schwie­
rigkeiten stellen sich zunächst nach wie vor beim 
Scoping-Prozeß. Hier geht es vor allem darum, ei­
nen zuverlässigen Überblick über die Umweltaus­
wirkungen zu erhalten, die detailliert untersucht 
werden müssen, und das Untersuchungsgebiet und 
den Untersuchungszeitraum zu bestimmen. Die bis­
herigen Scoping-Verfahren ziehen den Rahmen für 
diese Arbeiten wohl vielfach zu eng.111 Verbesse­
rungen dürften sich in diesem Zusammenhang vor 
allem durch eine umfassende Beteiligung Dritter 
erreichen lassen. In der Praxis bereitet häufig das 
Planungsbüro, das die anschließende Umweltver­
träglichkeitsstudie ausarbeiten soll, eine Art Vor­
schlag oder Diskussionsgrundlage für den Untersu­
chungsrahmen in schriftlicher Form vor.

3.2.2 Inhalt der Umweltverträglichkeits- 
studie

In ihrem Inhalt und ihrer Ausführlichkeit unter­
scheiden sich die einzelnen Umweltverträglich­
keitsstudien erheblich voneinander. Das hängt nicht 
nur mit den unterschiedlichen Projekten zusammen, 
um die es geht. Vielmehr werden keineswegs immer 
alle Schutzgüter des UVP-Gesetzes in der erforder­
lichen Ausführlichkeit behandelt. Während die 
Auswirkungen auf Boden, Wasser, Luft und Klima, 
häufig relativ detailliert eingeschätzt werden, sieht 
es bei den Folgen für Pflanzen und Tiere oftmals 
anders aus, und die Prognose der Auswirkungen auf 
Menschen, auf das Landschaftsbild und auf Kultur- 
und Sachgüter bereitet vielfach noch Probleme. 
Ähnliches gilt für die Berücksichtigung von Wech­
selwirkungen. Vor allem bei diesem letzteren Punkt 
ist man sich auch über die begrifflichen Grundlagen 
nicht einig. Erhebliche Defizite lassen sich in vielen 
Fällen zudem bei der Untersuchung der Folgen von 
Störfällen bemerken.
Was die Darstellung der Ergebnisse betrifft, gibt es 
ebenfalls erhebliche Unterschiede. Einige Studien 
sind so ausführlich und gleichzeitig so wenig über­
sichtlich, daß der einzelne Betroffene kaum in der 
Lage ist, sich während des Auslegungszeitraums

sachgemäß zu informieren. Bei Großvorhaben neh­
men die Studien häufig zehn bis zwanzig Aktenord­
ner in Anspruch, manchmal noch mehr. In solchen 
Fällen sind die beteiligten Behörden bisweilen 
ebenfalls überfordert. Anders dürfte es bei Projek­
ten sein, in denen es schon relativ umfangreiche 
Erfahrungen gibt, etwa bei Straßen oder Abfallde­
ponien. Aber auch hier beantworten die Studien 
nicht immer die Fragen, auf die es bei der Zulassung 
der betreffenden Vorhaben ankommt. Teilweise ent­
halten sie überflüssige oder nicht konkret auf die 
Entscheidung zugeschnittene Informationen, teil­
weise Lücken.

3.2.3 Bewertung und Berücksichtigung der 
U m Weltauswirkungen

Der in der Literatur nach wie vor am meisten um­
strittene Bereich der Umweltverträglichkeitsprü­
fung betrifft die Bewertung der Umweltauswirkun­
gen und die Frage, wie die Bewertungsergebnisse 
bei der Entscheidung über die Zulässigkeit des Vor­
habens berücksichtigt werden sollen. Die Schwie­
rigkeiten dürften allerdings wohl in erster Linie im 
Bereich der gebundenen Entscheidungen (vor allem 
bei der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung) 
auftreten. Bei Planfeststellungen müssen dagegen 
sämtliche betroffenen Belange umfassend abgewo­
gen werden, so daß es hier im Prinzip ohne weiteres 
möglich ist, auch die Umweltbelange adäquat in 
Rechnung zu stellen. Wie die Ergebnisse der Bewer­
tung und Berücksichtigung in den einzelnen Fällen 
aussehen, ob die Umweltverträglichkeitsprüfung 
also die Bedeutung der Umweltauswirkungen im 
Entscheidungsprozeß faktisch verbessert hat, läßt 
sich bisher - mangels entsprechender empirischer 
Untersuchungen - nicht sagen. Aufgrund von aus­
ländischen Forschungsarbeiten ist aber auch für die 
Situation in Deutschland zu vermuten, daß die Prü­
fung vorwiegend Modifikationen in der Detailpla­
nung des Vorhabens zur Folge hat und nur aus­
nahmsweise dazu führt, daß das Projekt insgesamt 
untersagt wird.

3.2.4 Grenzüberschreitende Umweltauswir­
kungen

Probleme gibt es auch immer wieder, wenn Projekte 
grenzüberschreitende Umweltauswirkungen haben 
können. Hier muß etwa geklärt werden,

welche Möglichkeiten die Öffentlichkeit und 
die Behörden des betroffenen Staates haben, 
sich an Prüfverfahren des Verursacherstaates zu 
beteiligen,
welche Dokumente jeweils in die Sprache des 
betroffenen Staates übersetzt werden sollen, 
wie die Umweltfolgen im betroffenen Staat ad­
äquat bei der Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens berücksichtigt werden können. 

Die Zusammenarbeit der Staaten in Fällen, in denen 
die Aktivitäten grenzüberschreitende Umweltfol­
gen haben können, ist Gegenstand des Übereinkom-
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m ens über die U m w eltverträglichkeitsprüfung im  
grenzüberschreitenden Zusam m enhang12', das im 
R ahm en der U N -W irtschaftskom m ission für Euro­
pa ausgearbeitet w urde und in den nächsten M ona­
ten  in  K raft tritt. A uch D eutschland hat diese K on­
vention  unterzeichnet, bisher aber n ich t ratifiziert. 
Im m erhin  ex istieren  auch h ierzulande P raxiserfah­
rungen, e inige Verw altungsvorschriften und Vor­
schläge, w ie die P rüfverfahren in so lchen Fällen 
ablaufen sollten.

3.3 Arbeitshilfen

Für eine ganze Reihe von Vorhabenarten hat man 
inzwischen Leitfäden entwickelt, die den Ablauf 
des Verfahrens strukturieren und methodisch-in­
haltliche Hinweise geben. Nennen lassen sich unter 
anderem

die UVP-Verwaltungsvorschrift vom 18. Sep­
tember 1995;
für Feinstraßen: das Merkblatt Umweltverträg­
lichkeitsstudie im Straßenbau (MUVS), die Mu­
sterkarten für die Umweltverträglichkeitsstudi­
en im Straßenbau, das Handbuch Ingenieurlei­
stungen im Straßenbau, die Hinweise zur Be­
rücksichtigung der Belange von Natur und Land­
schaft im Straßenbau 1987; 
für Wasserstraßen: die Mitteilung der Bundesan­
stalt für Gewässerkunde "Umweltverträglichkeits­
untersuchungen an Bundes Wasserstraßen"; 
für Gewässerausbauten, Abwasserbehandlungs­
anlagen und Rohrleitungen: die Arbeitshilfe der 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser zur UVP. 

Außerdem existieren inzwischen in den meisten 
Ländern Leitfäden, die entweder die gesamte The­
matik oder Teilaspekte betreffen.13'

4. Gerichtliche Kontrolle

Die Kontroversen, die die Entwicklung und Umset­
zung der EG-Richtlinie über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung begleiteten, setzen sich in be­
stimmtem Umfang auf der Ebene der Gerichte fort. 
Inzwischen gibt es bereits mehrere Urteile des Eu­
ropäischen Gerichtshofs und etwa 50 veröffentlich­
te Entscheidungen deutscher Gerichte zum Thema 
"Umweltverträglichkeitsprüfung" Auch das Bun­
desverwaltungsgericht hat sich bereits in verschie­
denen Fällen mit diesem Bereich beschäftigt. Hier 
läßt sich nur ein knapper Überblick geben.1 1

4.1 Europäischer Gerichtshof

4.1.1 Beginn der Verbindlichkeit der 
EG-Richtlinie

Der Europäische Gerichtshof hat zunächst die Über­
gangsvorschrift des § 22 UVPG für europarechts­
widrig erklärt.15' Nach dieser Regelung brauchten 
Vorhaben, deren Zulassung vor dem Inkrafttreten 
des UVP-Gesetzes (im Prinzip 1. August 1990) 
beantragt worden war, keiner Umweltverträglich­

keitsprüfung unterzogen zu werden, wenn die Be­
hörde zu diesem Zeitpunkt schon die Öffentlich­
keitsbeteiligung eingeleitet hatte. Der Gerichtshof 
hielt es nicht für zulässig, daß auf diese Weise auch 
bestimmte Vorhaben von der Pflicht zur Umwelt­
verträglichkeitsprüfung freigestellt wurden, für die 
eine Prüfpflicht an sich schon vom 3. Juli 1988 an 
hätte bestehen sollen. Prinzipiell hätte das deutsche 
Gesetz also die Prüfung ebenfalls für Projekte vor­
schreiben müssen, deren Zulassung zwischen dem 
3. Juli 1988 und dem 1. August 1990 beantragt 
wurde und deren Zulassungsverfahren zum letzte­
ren Zeitpunkt noch lief. Die Konsequenzen dieser 
Entscheidung für das deutsche Recht sind freilich 
unklar. Das Bundesverwaltungsgericht meint, daß 
für die betreffenden Vorhaben die EG-Richtlinie 
unmittelbar gelte - freilich nur, soweit sie sich direkt 
anwenden lasse, was nicht durchweg möglich sei. 
Aus Sicht dieses Gerichts hat das Urteil des Euro­
päischen Gerichtshofs außerdem klargestellt, daß 
Vorhaben, deren Zulassung vor dem 3. Juli 1988 
beantragt wurde, keine Umweltverträglichkeitsprü­
fung benötigen.16'

4.1.2 Einhaltung der Anforderungen der 
Richtlinie vor der Umsetzung

In einem weiteren Urteil des Europäischen Ge­
richtshofs17' ging es um ein immissionsschutzrecht­
liches Genehmigungsverfahren, das ebenfalls keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung eingeschlossen hat­
te. Der Gerichtshof sah zwar, daß das deutsche 
Recht seinerzeit noch keine Prüfung im Sinne des 
UVP-Gesetzes verlangt hatte, stellte aber fest, daß 
das konkrete Verfahren, um das es in dem Prozeß 
ging, dennoch den Vorgaben der UVP-Richtlinie 
entsprochen habe. Er wies deshalb die Klage der 
Kommission ab.

4.1.3 Ermessen der Staaten bei der 
Umsetzung des Richtlinienanhangs II

Der Gerichtshof hatte außerdem mehrfach über die 
Frage zu entscheiden, wieweit es im Ermessen der 
Staaten liegt, für Vorhaben des Anhangs II der 
Richtlinie eine Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
verlangen oder nicht. In einem Verfahren der Kom­
mission gegen Belgien18' stellte er fest, daß die 
einzelnen Staaten nicht befugt seien, ganze Klassen 
derartiger Projekte von der Prüfpflicht freizustellen. 
Eine weitere Entscheidung19' betraf eine niederlän­
dische Vorschrift, die den Schwellenwert für die 
Prüfpflicht von Deichen so hoch festgelegt hatte, 
daß in der Praxis kein Projekt einer solchen Prüfung 
unterzogen werden mußte. Nach Ansicht des Ge­
richtshofs hatten die Niederlande mit dieser Rege­
lung ihren Ermessensspielraum überschritten, so­
fern - aufgrund einer pauschalen Betrachtung - zu­
mindest bei einigen von der Prüfpflicht ausgenom­
menen Projekten mit erheblichen Auswirkungen 
auf die Umwelt zu rechnen sei. Die innerstaatlichen 
Gerichte hätten möglicherweise von Amts wegen zu
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prüfen, ob das Ermessen richtig ausgeübt worden sei; 
bei Ermessensfehlem müßten die innerstaatlichen 
Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit dafür 
sorgen, daß die Umwelterheblichkeit und ggf. die 
Umweltverträglichkeit der betreffenden Vorhaben 
geprüft werde. Für die Situation in Deutschland 
heißt das wohl, daß in Einzelfällen auch Projekte 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unter­
ziehen sind, die zwar im Richtlinienanhang II, 
aber weder in der Anlage zu § 3 UVPG noch in 
den übrigen relevanten deutschen Vorschriften 
aufgeführt sind.

4.1.4 Laufendes Vertragsverletzungsverfah­
ren

Erwähnt werden muß schließlich noch ein anhängi­
ger Rechtsstreit: Die Kommission hat im Jahre 1995 
gegen Deutschland ein Vertragsverletzungsverfah­
ren eingeleitet, in dem sie die unzureichende Um­
setzung der Richtlinie 85/337/EWG rügt.20* Sie be­
mängelt insbesondere, daß die Richtlinie für einzel­
ne Vorhabenarten verspätet implementiert wurde, 
daß der Anwendungsbereich der Prüfung zu eng 
festgesetzt wurde, soweit es um Anhang-II-Vorha­
ben geht, und daß die Anforderungen an die Unter­
lagen des Vorhabenträgers im deutschen Recht nicht 
den Vorgaben des Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie ent­
sprächen.

4.2 Deutsche Gerichte

4.2.1 Unmittelbare Wirkung der Richtlinie; 
Übergangsregelung des § 22 UVPG

Die deutschen Gerichte hatten sich, was das hier 
interessierende Thema betrifft, in der Zeit bis etwa 
1994 vor allem mit zwei Komplexen zu befassen: 
zunächst - vor Inkrafttreten des UVP-Gesetzes - mit 
der Frage, ob sich eine Pflicht zur Umwelt Verträg­
lichkeitsprüfung unmittelbar aus der EG-Richtlinie 
ergab.21* Nach Inkrafttreten ging es dann um das 
Problem, ob die Übergan^sfrist des § 22 UVPG 
europarechtskonform war.22* Nachdem der Euro­
päische Gerichtshof dies verneint hatte, kam es dem 
Bundesverwaltungsgericht zufolge wieder auf die 
Direktwirkung der Richtlinie an.2 * In Zukunft dürf­
ten solche Fälle nur eine untergeordnete Rolle spie­
len. Im Zusammenhang mit der Richtlinienände­
rung vom März 1997 lassen sich derartige Über­
gangsprobleme zwar ebenfalls denken; die neuen 
Vorschriften bestimmen aber klar, daß bis zum 13. 
März 1999 noch die gegenwärtige Fassung der 
Richtlinie 85/337/EWG gelten soll.

4.2.2 Klagebefugnis

Wichtiger dürften deshalb die Urteile und Beschlüs­
se sein, die sich mit den inhaltlichen Anforderungen 
des UVP-Gesetzes beschäftigen. Die bisherigen 
Entscheidungen deutscher Gerichte lassen vermu­
ten, daß die Möglichkeiten der gerichtlichen Kon­
trolle der Anwendung des UVP-Gesetzes außeror­

dentlich gering sind.24* Die Klagebefugnis steht ohne 
weiteres lediglich dem Projektträger zu, wenn er etwa 
anführt, die Behörde habe eine Umweltverträglich­
keitsprüfung durchgeführt, obwohl für sein Vorha­
ben keine solche Prüfung erforderlich gewesen 
wäre, oder sie habe überflüssige Angaben von ihm 
verlangt. Andere Personen - also insbesondere die 
von dem Projekt betroffenen Nachbarn müssen 
dagegen zunächst darlegen können, daß Verfahrens­
fehler der Behörde auch zur Verletzung ihrer mate­
riellen Rechte geführt haben. Der Grund für diese 
Asymmetrie liegt in § 42 Abs. 2 Verwaltungsge­
richtsordnung (VwGO), dem zufolge verwaltungsge­
richtliche Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 
grundsätzlich nur zulässig sind, wenn der Kläger 
geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder des­
sen Ablehnung in seinen Rechten verletzt zu sein. 
Diese Klausel interpretiert das Bundesverwaltungsge­
richt in ständiger Rechtsprechung so, daß es grund­
sätzlich um materielle Rechtspositionen gehen muß, 
also etwa um Gesundheit oder Eigentum. Eine Verlet­
zung von Verfahrenspositionen genügt dagegen in 
aller Regel nicht. Das Bundesverwaltungsgericht sieht 
das UVP-Gesetz als reines Verfahrensgesetz an, billigt 
ihm also keinen materiellen Gehalt zu. Dementspre­
chend betrachtet es also etwa das Recht auf Teilnahme 
an der Umweltverträglichkeitsprüfung ausschließlich 
als prozedurale Position. Sind solche Verfahrensrechte 
beeinträchtigt worden, so ist eine Klage jedoch nur 
zulässig, wenn der Berechtigte anführt, daß er infolge 
gerade dieses Umstands auch in einem materiellen 
Recht beeinträchtigt worden ist. Er muß also darlegen, 
daß die Verletzung des subjektiven materiellen Rechts 
kausal auf die Verletzung des Verfahrensrechts zu­
rückzuführen ist. Dieser Anforderung genügt er nicht 
schon mit dem pauschalen Hinweis darauf, daß die 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterlassen wurde 
oder fehlerhaft ablief: Nach Ansicht des Bundesver­
waltungsgerichts braucht ein solcher Fehler nämlich 
nicht zwangsläufig die Verletzung der materiellen 
Rechte eines Betroffenen zur Folge zu haben.25* 
Infolge dieser Besonderheit wird ein Betroffener eine 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung oder ei­
nen Planfeststellungsbeschluß nur selten mit dem 
Argument anfechten können, die vorgeschriebene 
Umweltverträgüchkeitsprüfung sei unterblieben oder 
unsachgemäß durchgeführt worden. Selbst wenn es 
ihm gelingt, diese Barriere zu überspringen, ist noch 
nicht sicher, ob seine Klage Erfolg hat. Das setzt 
vielmehr voraus, daß der Fehler im Verfahren das 
Ergebnis, also die Zulassungsentscheidung beein­
flußt haben kann. Ist dagegen ausgeschlossen, daß 
die Behörde auch bei ordnungsgemäßer Umwelt­
verträglichkeitsprüfung zu einem anderen Resultat 
gekommen wäre, so wird die Klage abgewiesen.

4.2.3 Anforderungen der EG-Richtlinie und 
des UVP-Gesetzes

Bei der Verletzung der UVP-Vorschriften lassen 
sich zwei Varianten unterscheiden: Die Behörde hat 
entweder auf eine Prüfung ganz verzichtet oder sie
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zwar durchgeführt, dabei aber aus Sicht des Klägers 
Fehler gemacht. Im ersteren Fall muß das Gericht 
prüfen, ob eine Pflicht zur Prüfung bestand. In die­
sem Zusammenhang hat es etwa festgestellt, daß 
Abfallentsorgungspläne nach deutschem Recht kei­
ner Prüfung unterzogen zu werden brauchen.26* 
Was Landesstraßen betrifft, läßt sich die Pflicht zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung - nach Ansicht des Bun­
desverwaltungsgerichts zwar nur aus dem ein­
schlägigen Landesrecht ableiten; das Gericht wies je­
doch darauf hin, daß die EG-Richtlinie 85/337/ 
EWG nicht nur vom Bund, sondern auch von den 
Ländern umgesetzt werden müsse.27*
In den Fällen, in denen der Kläger rügt, die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung sei unsachgemäß abgelau­
fen, kommt es darauf an, welche Anforderungen das 
UVP-Gesetz stellt. Auch in diesem Punkt interpre­
tiert das Bundesverwaltungsgericht das Gesetz eng. 
Beispielsweise soll es unerheblich sein, wenn die 
Angaben des Vorhabenträgers, die dieser nach § 6 
UVPG eingereicht hat, unvollständig sind.28* Auch 
der Umstand, daß eine Behörde keine eigenständige 
zusammenfassende Darstellung erarbeitet, sondern 
auf die Umweltverträglichkeitsstudie des Vorha­
benträgers Bezug nimmt und nur in der Begründung 
der Entscheidung ansatzweise eine solche Darstel­
lung gibt, soll keinen (relevanten) Verfahrensfehler 
darstellen.29*

4.2.4 Fazit

Insgesamt scheint es deswegen, daß Klagen, die auf 
eine Verletzung des UVP-Gesetzes gestützt werden, 
nach deutschem Recht kaum Aussicht auf Erfolg 
haben. Etwas anderes gilt möglicherweise, wenn es 
sich um Verbandsklagen handelt, weil es hier nicht 
auf die Verletzung eines materiellen Rechts des 
Klägers ankommt. Allerdings sind die Klagemög­
lichkeiten der Verbände ebenfalls begrenzt. °*

5. Neue Entwicklungen

5.1 Weiterentwicklung der Richtlinie 
85/337/EWG

Soviel zu den gegenwärtigen Rechtsgrundlagen und 
ihrer Anwendung in der Praxis. Für die Weiterent­
wicklung der Thematik ist sicherlich das europäi­
sche Recht - und hier die Änderung der EG-Richt- 
linie 85/337/EWG vom März 1997 - am wichtig­
sten. Sie basiert auf dem Bericht der EG-Kommis- 
sion über die Anwendung der Richtlinie31* und soll 
die Anforderungen an die Umweltverträglichkeits­
prüfung in den einzelnen Mitgliedstaaten verein­
heitlichen und etwas anspruchsvoller ausgestalten. 
Sie wird auch zu Änderungen der deutschen Rechts­
grundlagen führen.

5.1.1 Anwendungsbereich der Umweltver­
träglichkeitsprüfung

Vor allem soll der Anwendungsbereich der Prüfung 
ausgedehnt werden. Zum einen ist der Anhang I der 
Richtlinie um 12 Vorhabenarten erweitert worden, 
beispielsweise um Grundwasserentnahme- und künst­
liche Grundwasserauffüllungssysteme, Abwasser­
behandlungsanlagen, Öl-, Gas- und Chemikalienpi­
pelines, Steinbrüche, Hochspannungsleitungen und 
Anlagen zur Lagerung von Erdöl, petrochemischen 
und chemischen Erzeugnissen (für jede dieser Pro­
jektarten wurden bestimmte Größen festgelegt). 
Auch für diese neuen Vorhabenkategorien gilt jetzt 
also die strikte Pflicht der Staaten, eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung vorzuschreiben; von der Prü­
fung kann nur ausnahmsweise im Einzelfall und 
unter besonderen Voraussetzungen abgesehen wer­
den.
Die neue Fassung hat ebenfalls den Anhang II der 
Richtlinie ein wenig erweitert, unter anderem um 
Industriezonen, Bauten des Küstenschutzes zur Be­
kämpfung der Erosion, Skipisten, Skilifte und Seil­
bahnen. Sie hat außerdem die Bedeutung dieses 
Anhangs weitreichend verändert. Bisher war es im 
Prinzip Sache der Mitgliedsländer zu bestimmen, 
welche Vorhaben des Anhangs II nach innerstaatli­
chem Recht einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterzogen werden sollten. Jetzt verlangt Art. 4 
Abs. 2 der Richtlinie, daß alle Vorhaben des An­
hangs II ihrer Art nach im Grundsatz für prüfpflich­
tig erklärt werden. Allerdings braucht für diese Pro­
jekte nicht durchweg eine Prüfung stattzufinden. 
Vielmehr haben die Staaten die Möglichkeit, den 
Kreis der prüfpflichtigen Vorhaben einzuschränken: 
entweder im Einzelfall (durch Umwelterheblich­
keitsprüfung) oder abstrakt-generell (durch Festle­
gung entsprechender Kriterien oder Schwellenwer­
te in den einschlägigen Rechtsgrundlagen). Sie kön­
nen auch beide Einschränkungsmechanismen an­
wenden. Die Richtlinie nennt in diesem Zusammen­
hang Auswahlmerkmale, die bei der Entscheidung 
über die Prüfpflicht berücksichtigt werden müssen 
(Anhang III).

5.1.2 Prüfverfahren

Was das Verfahren betrifft, schreibt die Richtlinie 
nunmehr EU-weit einen Scoping-Prozeß vor. Die­
ser Verfahrensabschnitt entspricht im Prinzip dem­
jenigen, der in § 5 UVPG geregelt ist. Die einschlä­
gigen deutschen Vorschriften müssen deswegen 
kaum geändert werden.32*
Eine weitere wichtige Neuerung betrifft die grenz­
überschreitende Zusammenarbeit in den Fällen, in 
denen geplante Projekte sich auch auf die Umwelt 
in anderen Staaten auswirken können. Auch die 
Europäische Gemeinschaft hat das oben erwähnte 
Übereinkommen über die Umweltverträglichkeits­
prüfung im grenzüberschreitenden Zusammenhang 
von 1991 unterzeichnet. Art. 7 der neugefaßten 
Richtlinie setzt deshalb eine Reihe von Vorgaben
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dieser Konvention in europäisches Recht um. Die 
neue Regelung verlangt etwa, auch die Öffentlich­
keit des betroffenen Staates am Prüfverfahren zu 
beteiligen, und schreibt Konsultationen zwischen 
den beteiligten Staaten vor. Freilich überträgt die 
Richtlinie nicht alle Anforderungen des Überein­
kommens. In einer Reihe von Punkten müssen des­
wegen die Mitgliedstaaten weitere Regelungen tref­
fen, um ihr Recht individuell an die Konvention 
anzupassen.

5.2 Flora-, Fauna-, Habitat-Richtlinie

Auch die Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen (die sog. Flora-, Fauna-, Habitat-Richtli­
nie) vom 21. Mai 199233) wirkt sich auf die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung aus. Sie verlangt von den 
Mitgliedstaaten, ein Netz europäischer Schutzge­
biete einzurichten. Projekte und Pläne, die diese 
Gebiete beeinträchtigen können, müssen auf ihre 
Verträglichkeit mit den Schutzzielen geprüft wer­
den; "gegebenenfalls" ist dabei auch die Öffentlich­
keit zu beteiligen. Projekte und Pläne, die die 
Schutzgebiete beeinträchtigen, dürfen der Richtli­
nie zufolge grundsätzlich nicht realisiert werden. 
Ausnahmen sind allein "aus zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Interesses ein­
schließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher 
Art" zulässig, allerdings auch unter dieser Voraus­
setzung nur, wenn sämtliche erforderlichen Aus­
gleichsmaßnahmen ergriffen werden. Handelt es 
sich um ein besonders wichtiges Gebiet (d.h. "ein 
Gebiet, das einen prioritären natürlichen Lebens­
raumtyp und/oder eine prioritäre Art einschließt"), 
so geht der Schutz noch etwas weiter.341 
Diese Norm schreibt also nicht nur - wie die UVP- 
Richtlinie (85/337/EWG) - ein Prüfverfahren vor, 
ohne näher festzulegen, welche Rolle das Prüfer­
gebnis bei der Zulassung der geprüften Aktivitäten 
spielen soll. Sie formuliert vielmehr konkrete sach­
liche Vorgaben für die behördliche Entscheidung. 
Insoweit ähnelt sie der deutschen Eingriffsregelung 
im Naturschutzrecht, ist aber schärfer gefaßt. Au­
ßerdem verlangt sie als erste europarechtliche Vor­
schrift eine Art von Umweltfolgenabschätzung eben­
falls für Pläne. Damit greift sie wenn auch in 
thematisch beschränkter Weise - einen Vorschlag 
auf, der schon seit mehreren Jahren auch auf euro­
päischer Ebene diskutiert wird. Terminologisch 
spricht sie freilich nicht von "Umweltverträglich­
keitsprüfung", sondern nur von "Verträglichkeits­
prüfung" auf Vereinbarkeit mit den Schutzzielen der 
Gebiete. Obwohl das in der Praxis zu keinen erheb­
lichen Unterschieden führen muß, dürfte die Flora- 
Fauna-Habitat-Richtlinie es deshalb erlauben, ein 
Prüfverfahren einzuführen, das nicht allen Anforde­
rungen der UVP-Richtlinie genügt.
Was das deutsche Recht betrifft, ist inzwischen ge­
plant, die Richtlinie 92/43/EWG, die Flora-Fauna- 
Habitat-Richtlinie also, im Rahmen der Bauleitpla­
nung und der Eingriffsregelung umzusetzen. Der

Entwurf zur Änderung des Baugesetzbuchs351 be­
faßt sich in diesem Zusammenhang mit der Bauleit­
planung und verlangt nur, die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck der jeweiligen Gebiete in der Ab­
wägung der Belange (§ 1 Abs. 6 BauGB) "zu be­
rücksichtigen" Nach dem Entwurf zur Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes sollen dagegen die 
Vorgaben der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie über 
die grundsätzliche Unzulässigkeit der Vorhaben und 
über die Ausnahmen übernommen werden. Der zu­
letzt genannte Entwurf spricht die Verträglichkeits­
prüfung selbst lediglich für bundesrechtlich gere­
gelte Verfahren an; im übrigen soll diese Thematik 
den Ländern überlassen bleiben. Eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung im Sinne des UVP-Gesetzes 
soll nur stattfinden, soweit sie ohnehin vorgeschrie­
ben ist; ihr Anwendungsbereich soll mit anderen 
Worten nicht erweitert werden.

5.3 IVU-Richtlinie

Beeinflußt wird die künftige Rechtsentwicklung 
außerdem durch die Richtlinie über die integrierte 
Vermeidung und Verringerung der Umweltver­
schmutzung ("IVU-Richtlinie") vom 24. September 
1996.361 Diese Regelung gilt für eine größere An­
zahl industrieller Anlagen und verlangt, bei der 
Zulassung dieser Vorhaben die jeweils zu erwarten­
den Folgen für Boden, Wasser und Luft medien- 
übergreifend zu betrachten. Für die Zulassung der 
Anlagen stellt sie eine Reihe inhaltlicher Anforde­
rungen. Sie soll nach ihrem Art. 1 "unbeschadet der 
Vorschriften der Richtlinie 85/337/EWG über die 
Umweltverträghchkeitsprüfung öffentlicher und pri­
vater Projekte" gelten, ergänzt diese Richtlinie also 
gewissermaßen. Das bedeutet praktisch, daß ein 
bestimmter Kreis von Anlagen (den die U VP-Rege- 
lung definiert) nach wie vor einer Umweltverträg­
lichkeitsprüfung unterzogen werden muß und näher 
umschriebene weitere Anlagen ein "integriertes" 
Zulassungsverfahren (wenn auch keine Umweltver­
träglichkeitsprüfung) erfordern. Zur Zeit überlegt 
man, wie die Vorgaben der IVU-Richtlinie am be­
sten in deutsches Recht übertragen werden können.

5.4 Entwurf einer Richtlinie über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung von 
Plänen und Programmen

Im Dezember 1996 hat die Europäische Kommissi­
on den Entwurf einer Richtlinie über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung von Plänen und Program­
men, die sogenannte strategische Umweltverträg­
lichkeitsprüfung, vorgelegt. Dieser Entwurf bezieht 
sich auf Landnutzungspläne und -programme; hier­
zu gehören sowohl Raumordnungs- und Bauleitplä­
ne als auch Fachpläne in den Bereichen Verkehr, 
Energie, Abfallwirtschaft, Wasserhaushalt, Indu­
strie, Telekommunikation und Tourismus. Inhalt­
lich ähnelt er weitgehend der Richtlinie 85/337/ 
EWG: Im Rahmen der jeweiligen Planungsverfah­
ren muß die Behörde eine sogenannte Umwelterklä­
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rung verfassen, in der sie die Auswirkungen des 
Plans oder Programms auf Menschen, Tiere, Pflan­
zen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
Sachgüter und das kulturelle Erbe beschreibt und 
bewertet. Die Umwelterklärung wird anderen Um­
weltbehörden und der betroffenen Öffentlichkeit 
zur Verfügung gestellt; diese Institutionen und Per­
sonen können Stellungnahmen abgeben. Bei mög­
lichen grenzüberschreitenden Umweltfolgen müs­
sen auch die betroffenen anderen EG-Staaten betei­
ligt werden; auf deren Wunsch finden Konsultatio­
nen statt. Die zuständige Behörde muß die Umwelt- 
erklänmg und die Stellungnahmen sowie das Ergeb­
nis der Konsultationen bei der Entscheidung über 
den Plan oder das Programm berücksichtigen. Sie 
ist verpflichtet, allen Beteiligten ein Exemplar des 
Plans oder Programms zur Verfügung zu stellen und 
ihnen mitzuteilen, auf welche Weise sie die Infor­
mationen in Rechnung gestellt hat.
Offensichtlich verlangt diese Regelung eine ganze 
Reihe von Änderungen auch im deutschen Recht. 
Vor allem müßten die einschlägigen Planungsver­
fahren anders ausgestaltet werden. Viele von ihnen 
laufen in Deutschland heute ohne Öffentlichkeits­
beteiligung ab. Auch eine grenzüberschreitende 
Kooperation findet bisher nur selten statt. Die 
Pflicht, eine Umwelterklärung als gesondertes Do­
kument zu erstellen, findet sich in den einschlägigen 
deutschen Vorschriften gegenwärtig nirgends. Was 
die Prüfung der Umweltfolgen selbst betrifft, müs­
sen die zuständigen Behörden die Auswirkungen 
des Plans oder Programms auf die Umwelt zwar 
auch heute durchweg berücksichtigen; die Umwelt­
belange gehören zu den Interessen, die bei der Ab­
wägung aller Belange durchweg eine Rolle spielen. 
Eine systematische und umfassende Ermittlung al­
ler erheblichen Umweltfolgen ist aber im geltenden 
Recht nicht expressis verbis vorgeschrieben. Frei­
lich bedeutet das nicht, daß sie unterbleiben könnte: 
Legt man die Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts zugrunde, so verlangt eine sachge­
mäße Abwägung vielmehr nach ständiger Recht­
sprechung, sämtliche für den konkreten Plan oder 
das Programm relevanten Belange zusammenzu­
stellen, zu gewichten und auf dieser Basis bestimm­
te Belange vorzuziehen und andere zurückzustel­
len.37’

5.5 Das geplante Umweltgesetzbuch

Schon seit einigen Jahren laufen Vorarbeiten für ein 
Umweltgesetzbuch, das die wichtigsten umweltbe­
zogenen Bundesgesetze vereinheitlichen und gege­
benenfalls weiterentwickeln soll. 1990 und 1994 ist 
der sogenannte Professorenentwurf eines solchen 
Gesetzbuchs fertiggestellt worden.38’ Dieser Ent­
wurf, in dem sich auch ein Abschnitt "Umweltfol­
genprüfung" findet, gehört zu den Grundlagen der 
Arbeiten der Unabhängigen Sachverständigenkom­
mission Umweltgesetzbuch, die 1992 eingesetzt 
wurde und ihre Beratungen 1997 abschließen 
soll.39’ Die Kommission wird sich neben den Fragen

der Vereinheitlichung und Harmonisierung des Um­
weltrechts ebenfalls mit der Frage beschäftigen 
müssen, auf welche Weise sich die eben erwähnten 
Richtlinien im Rahmen eines solchen Gesetzbuchs 
umsetzen lassen.

6. Resümee

Die Zahl der rechtlichen Grundlagen der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung hat in Deutschland seit Ver­
abschiedung des UVP-Gesetzes stark zugenom­
men. Inzwischen sind die Regelungen - vor allem 
wegen vieler Spezialvorschriften einigermaßen 
unübersichtlich geworden. Im umgekehrten Ver­
hältnis dazu hat sich die Bedeutung des Instruments 
"Umweltverträglichkeitsprüfung'' in Deutschland 
in den letzten drei bis fünf Jahren merklich verrin­
gert. Das dürfte auch daran liegen, daß das Investi- 
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz, das 
Planungsvereinfachungsgesetz und weitere Bestim­
mungen den Kreis der prüfpflichtigen Projekte ein­
geschränkt haben.
Andererseits hat man auch in Deutschland vor allem 
in den letzten sieben Jahren umfangreiche prakti­
sche Erfahrungen mit diesem Instrument gesam­
melt.40’ Diese Praxis hat die Befürchtungen, das 
Gesetz von 1990 werde sich nicht handhaben lassen, 
widerlegt. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist 
in einigen Vorhabenbereichen sogar zu einer Art 
Routine geworden. Freilich lassen sich die Erfah­
rungen nur sehr eingeschränkt nutzen, weil es bisher 

außer der Bibliothek des UVP-Fördervereins in 
Hamm - wohl kaum eine zentrale Dokumentation, 
Sammlung oder Auswertung aller Umweltverträg­
lichkeitsstudien auf Landes- oder Bundesebene 
gibt. Wohl allein in Baden-Württemberg und Bre­
men existieren entsprechende Datenbanken.41’ Für 
eine Reihe von Vorhabenarten hat man jedoch in­
zwischen eine größere Zahl von Verwaltungsvor­
schriften oder andere Arbeitshilfen entwickelt, die 
den Inhalt und den Ablauf der Prüfung umschrei­
ben, damit standardisieren und zum Teil Empfeh­
lungen für die Bewertung enthalten. Wegen der 
unterschiedlichen Güte der Umweltverträglich- 
keitsstudien in der Praxis kommt diesen Hilfen und 
auch den laufenden Arbeiten zur Qualitätskontrolle 
der Studien erhebliche Bedeutung zu.
Alle solche Aktivitäten besitzen zusätzliche Rele­
vanz, weil die neugefaßte UVP-Richtlinie eine Um­
weltverträglichkeitsprüfung in Zukunft auch für 
zahlreiche zusätzliche Projekte verlangt. Der Schwer­
punkt der gesetzgeberischen Arbeiten dürfte in den 
nächsten Jahren bei der Umsetzung dieser und der 
anderen erwähnten europarechtlichen Vorgaben lie­
gen. Dabei kommt es unter anderem darauf an, die 
Anforderungen der IVU-Richtlinie mit denen der 
neuen UVP-Richtlinie abzustimmen, so daß ein 
konsistentes Planungs- und Zulassungssystem für 
umweltrelevante Vorhaben entwickelt wird. In die­
sem Rahmen ist es wichtig, auch die jeweiligen 
Zulassungsvoraussetzungen so zu formulieren, daß 
sie dem Vorsorgeprinzip (oder dem Ziel der umwelt­
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gerechten, dauerhaften Entwicklung) entsprechen, 
und auf diese Weise die Verfahrensvorschriften des 
UVP-Gesetzes inhaltlich ergänzen. Als Alternative 
kommt in Betracht, die inhaltlichen Anforderungen 
des UVP-Gesetzes selbst deutlicher zu fassen und 
weiterzuentwickeln.42) Nur wenn die Maßstäbe für 
die Bewertung und Berücksichtigung der Umwelt­
folgen anspruchsvoll und zugleich genügend kon­
kret formuliert sind, erhalten die Prüfergebnisse 
zusätzliches Gewicht im Planungs- und Entschei­
dungsprozeß.
Nach wie vor dürfte es außerdem wichtig sein, den 
Behörden die Bewertung der Umweltfolgen und die 
adäquate Berücksichtigung der Ergebnisse bei der 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
zu erleichtern. Dies läßt sich wohl am ehesten über 
Umweltqualitätsstandards erreichen, die - den ge­
setzlichen Zulassungsvoraussetzungen entsprechend - 
ebenfalls am Ziel der Umwelt Vorsorge oder der 
dauerhaften umweltgerechten Entwicklung ausge­
richtet sind. Bisher gibt es erst relativ wenige sol­
cher Standards. Gerade die Verknüpfung der Um­
weltverträglichkeitsprüfung mit dem Ziel des Su- 
stainable Development wird in der kommenden Zeit 
ein bedeutendes Thema der Diskussion bilden. 
Schon wegen der Anzahl der künftig prinzipiell 
prüfpflichtigen Projekte, die europarechtlich vorge­
geben ist, wird die Relevanz der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung im übrigen auch in der Praxis wie­
der zunehmen. Nach dem Bedeutungsverlust in der 
letzten Zeit dürfte also eine gegenläufige Entwick­
lung einsetzen. Umso wichtiger ist es, die Schwie­
rigkeiten bei der praktischen Anwendung des In­
struments sobald und soweit wie möglich abzubau­
en. Vielleicht läßt sich in diesem Zusammenhang - 
ohne den Vorsorgeanspruch des UVP-Gesetzes auf­
zugeben - ebenfalls die Zahl der unterschiedlichen 
Parallelregelungen reduzieren.

A nm erkungen

 ̂Der Beitrag gibt die persönliche Meinung des Verfas­
sers wieder.

^  Vgl. zur Verfahrensdauer etwa GÜNNEWICH, D. 
(1987): Zur Umweltverträglichkeitsprüfung von Vorha­
ben der Abgrabung von Steinen und Erden auf Grundlage 
der EG-Richtlinie, Berlin (Texte des Umweltbundesam­
tes 10/87): 116 ff.; HILL, H. & A. WEBER (1996): 
Vollzugserfahrungen mit umweltrechtlichen Zulassungs­
verfahren in den neuen Ländern, Baden-Baden: 150.

2* Vgl. etwa die Beiträge von AUGE, J.: Untersuchungen 
zur Effektivität der Umweltverträglichkeitsprüfung, und 
von ALBERT, G. ET AL.: Bisherige Erfahrungen mit der 
UVP bei Abfalldeponien (beide in diesem Band). S. auch 
COLOMBO, A.G. ET AL. (1996): An Analysis of Envi­
ronmental Impact Studies of Installations for the Treat­
ment and Disposal of Toxic and Dangerous Waste in the 
EU (Ispra Study on Projects under Directive 85/337/EEC, 
Annex 1.9), Luxembourg; COLOMBO, G. ET AL. 
(1997): Die Arbeit des Institute for Systems, Informatics 
and Safety, UVP-Report 11: 19 ff.; MARR, K. (1996): A

Comparison of EIA Practice for Wastewater Treatment 
Plants in the United Kingdom and Germany, Manchester; 
DIES. (1997): UVP für Kläranlagen in Großbritannien 
und Deutschland, UVP-Report 11: 23 ff.

Diese Neuerungen betreffen vor allem den Scoping- 
Prozeß (§ 5 UVPG) und die formalisierten Schritte der 
zusammenfassenden Darstellung (§11 UVPG) sowie der 
Bewertung der Umweltfolgen (§ 12 UVPG).

4* Ausnahmen: Bergbauvorhaben, Wege- und Gewässer- 
plan im Rahmen der Flurbereinigung, Rohrleitungsanla­
gen.

^  Die Pflicht, im Raumordnungsverfahren eine Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung durchzuführen, ergab sich aus § 
6a ROG i.d.F. von 1989.

Vgl. Art. 14 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 
des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und priva­
ten Projekten (85/337/EWG) vom 12. Februar 1990 
(BGBl. I: 205).

71 BGBl. 1993 I: 466.

8' Vgl. dazu den Beitrag von CZERMAK, R: Erfahrungen 
mit der UVP im immissionsschutzrechtlichen Genehmi­
gungsverfahren (in diesem Band).

Vgl. den Bericht der EG-Kommission über die Durch­
führung der Richtlinie 85/337/EWG, Dok. KOM (93) 28 
endg. vom 2. April 1993: 37, und WAGNER, D. (1996): 
Recent EIA Developments in Germany, in: LEE, N. ET 
AL. (Hrsg., 1996), EIA Newsletter 13 (Winter 1996): 5.

10) BT-Drs. 13/3778.

n) S. hierzu BRÜNING, H. (1995): Die häufigsten Män­
gel beim Scoping. Erfahrungen aus über 100 ÜVP-Ver­
fahren in Schleswig-Holstein, in: UVP-Report 9: 75 ff.

12* Übereinkommen vom 25. Februar 1991, abgedruckt 
etwa in STORM, P. C. & T. BUNGE (Hrsg., 1988 ff.): 
Handbuch der Umweltverträglichkeitsprüfung, Berlin, 
Kennzahl 9450. Dazu auch unter 5.1.2.

13* Solche Hilfen gibt es etwa in folgenden Ländern: 
Baden-Württemberg: REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREI­
BURG (HRSG., 1989): Hinweise für die Durchführung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung bei emittierenden 
Großanlagen am Beispiel der Müllverbrennung; LAN­
DESANSTALT FÜR UMWELTSCHUTZ BADEN­
WÜRTTEMBERG (1994): Handbuch Wasser 2: Um­
weltverträglichkeitsprüfung bei W asserbauvorhaben 
nach § 31 WHG; Bayern: Richtlinie Umweltverträglich­
keitsprüfung in der Flurbereinigung vom 6. August 1993 
(A11MB1. S. 1044); Berlin: SENATSVERWALTUNG 
FÜR STA DTENTW ICK LUN G UND UM W ELT­
SCHUTZ (1992): Leitfaden Umweltverträglichkeitsprü­
fung und Eingriffsregelung; Brandenburg: UVP Um­
weltverträglichkeitsprüfung im Land Brandenburg, 1995; 
Bremen: Allgemeine Leitlinien für die gesetzliche Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) mit Hinweisen zur 
Durchführung des UVP-Verfahrens, August 1996; Meck­
lenburg-Vorpommern: Leitfaden zur Durchführung von 
Raumordnungsverfahren mit integrierter Prüfung der 
Umweltverträglichkeit, März 1991; Niedersachsen: (1) 
Verwaltungsvorschriften zum Niedersächsischen Gesetz 
über Raumordnung und Landesplanung vom 28. Dezem-
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BVerwG, UPR 1995: 392.ber 1995 (Nds. MB1. 1996, S. 209); (2) Hinweise und 
Materialien zur Durchführung von Raumordnungsver- 
fahren,März 1991;Nordrhein-Westfalen: (l)Umweltver- 
träglichkeitsprüfung (UVP) in der Flurbereinigung, Rund­
erlaß des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Land­
wirtschaft vom 1. Juni 1990, Az. IV C 1-335-28179/1; (2) 
Umweltverträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen, 
Grundlagen und Verfahren, Dezember 1996; Sachsen: 
Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit (Hrsg.), Um­
weltverträglichkeit bei Straßenbauvorhaben: UVP-Leit- 
faden, 1994; Thüringen: UVP-Leitfaden, 1995. Zusätz­
lich existieren nicht veröffentlichte Arbeitshilfen.

14) Vgl. ausführlich dazu KISSNER, P: Die Umweltver­
träglichkeitsprüfung vor Gericht - Beispiele aus der aktu­
ellen Rechtsprechung (Vortrag auf der Tagung der ANL). 
Eine detaillierte Darstellung findet sich außerdem bei 
STEINBERG, R. (1996): Chancen zur Effektuierung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung durch die Gerichte? in: 
Die Öffentliche Verwaltung: 221 ff.

15̂  Entscheidung vom 9. August 1994, Rs. C-396/92 
(Bund Naturschutz / Bayern), DVB1. 1994: 1126.

1Ä) BVerwG, UPR 1996: 228; NuR 1996: 522.

I7* Entscheidung vom 11. August 1995, Rs. C-431/92 
("Großkrotzenburg"), Slg. 1995:1-2189.

18* Entscheidung vom 2. Mai 1996, Rs. C-133/94, vgl. 
dazu SOMSEN, H. (1996): European Court of Justice: 
Case Reports, in: European Environmental Law Review: 
215 ff., 217 ff. In der Entscheidung ging es außerdem um 
die Pflicht, für alle Vorhaben des Anhangs I der Richtlinie 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorzuschreiben, um 
die Interpretation des Begriffs "integrierte chemische An­
lage" in diesem Anhang und um die Frage, wieweit die 
UVP-Vorschriften der belgischen Regionen auch Rege­
lungen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
(Art. 7 .und 9 der Richtlinie) enthalten müssen.

19* Entscheidung vom 24. Oktober 1996, Rs. C-72/95 
(Kraaijeveld), noch nicht veröffentlicht.

20) Vgl. dazu WAGNER, D. (1995): EU-Kommission 
klagt gegen Bundesrepublik Deutschland, in: UVP-Re- 
port 9: 219.

21) Vgl. etwa BayVGH, UPR 1991: 157. Weitere Ent­
scheidungen sind angegeben bei STEINBERG, R. (s. 
oben Fn. 14): 224 ff.

22) BayVGH, NuR 1993:282; VGH Baden-Württemberg, 
UPR 1994: 189; Nieders. OVG, DVB1. 1994: 770.

23) BVerwG, UPR 1996: 228; NuR 1996: 522.

24* Vgl. zum folgenden insbesondere BVerwG, ZUR 
1993: 172; NuR 1994: 289; UPR 1995: 392; NuR 1996: 
198; NuR 1996: 517.

25) BVerwG, UPR 1996: 228.

26) BVerwG, UPR 1996: 444.

27) BVerwG, NuR 1996: 198.

28) BVerwG, UPR 1995: 392.

2»)

3#) Vgl. etwa BVerwG, NuR 1996:293, dem zufolge keine 
Verbandsklage gegen Entscheidungen aufgrund Bundes­
rechts zulässig ist.

31) Dok. KOM (93) 28 (endg.) vom 2. April 1993.

32* Der Scoping-Prozeß muß auch im Flurbereinigungs­
verfahren vorgeschrieben werden, und die zuständige 
Behörde muß in allen Verfahren verpflichtet werden, auch 
andere Behörden bereits in diesem Abschnitt anzuhören.

33) Richtlinie 92/43/EWG, ABI. EG Nr. L 206 vom 22. 
Juli 1992: 7.

34* Vgl. im einzelnen Art. 6 Abs. 4 der FFH-Richtlinie.

35) BT-Drs. 13/6392.

36) Richtlinie 96/61/EG, ABI. EG Nr. L 257 vom 10. 
Oktober 1996: 26.

Vgl. z.B. BVerwGE 48: 56 ff. S. zur Abwägung in der 
Bauleitplanung umfassend etwa HOPPE, W. & S. GRO­
TEFELS (1995): Öffentliches Baurecht, § 7.

38) KLOEPFER, M. ET AL. (1990): Umweltgesetzbuch - 
Allgemeiner Teil, Berlin (Berichte 7/90 des Umweltbun­
desamtes); JARASS, H.-D. ET AL. (1994): Umweltge­
setzbuch Besonderer Teil, Berlin (Berichte 4/94 des 
Umweltbundesamtes).

39) Vgl. Umweltbundesamt, Jahresbericht 1994: 62.

40* Weitere Erfahrungen mit "freiwilligen" Umweltver­
träglichkeitsuntersuchungen seit Ende der siebziger Jahre 
kommen hinzu.

41* Vgl. zu der bremischen Datenbank DEMSKE, K. 
(1996): Datenbank zur Erfassung von UVP-Vorhaben im 
Land Bremen, in: UVP-Report 10: 138.

42* Die Frage, ob das UVP-Gesetz bereits heute inhaltli­
che Vorgaben enthält, wird vom Bundesverwaltungsge­
richt verneint (BVerwG, DVB1. 1996: 677; ebenso 
SCHMIDT-PREUSS, M. (1995): Der verfahrensrechtli­
che Charakter der Um weltverträglichkeitsprüfung, 
DVB1.: 485 ff.); anders die überwiegende Ansicht in der 
Literatur, etwa ERBGUTH, W. & A. SCHINK (1996): 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, Kom­
mentar, 2. Aufl. München, § 12 Rdn. 6 ff., 95 ff.; PE­
TERS, H.-J. (1994): Der Vorsorgebegriff im UVP-Recht 
und seine Auswirkungen auf das Umweltverwaltungs­
recht, UPR: 281 ff.; SCHOENEBERG, J. (1993): Um­
weltverträglichkeitsprüfung, München: 82 ff., 96 ff.; 
STEINBERG, R. (1993): Fachplanung, Baden-Baden: 
224,229 f. S. zur Thematik auch HEITSCH, CH. (1996): 
Durchsetzung der materiellrechtlichen Anforderungen 
der UVP-Richtlinie im immissionsschutzrechtlichen Ge­
nehmigungsverfahren, in: Natur und Recht: 453 ff.
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Unterschiede der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
in den Bundesländern und Europa

Volker KLEINSCHMIDT

1. Vorbemerkung

Vorangestellt werden muß die Aussage, daß die 
folgenden Ausführungen nur eine persönliche Ein­
schätzung des Autors wiedergeben, da eine stati­
stisch abgesicherte Einschätzung, die dem Thema 
des Beitrages gerecht würde, eine zentrale Doku­
mentation und Überwachung der UVP-Praxis bein­
halten würde. Eine solche ist derzeit zumindest in 
Deutschland nur sehr rudimentär vorhanden.
Noch schwerer ist der europaweite Überblick, da 
zwar inzwischen in den meisten EU-Staaten UVP- 
Zentren etabliert wurden, die versuchen, einen gu­
ten Überblick über die UVP in ihrem jeweiligen 
EU-Mitgliedstaat zu wahren; jedoch funktioniert 
der europäische Informationsaustausch auch nur in 
Grundzügen beispielsweise allerdings über den 
von der EU geförderten EIA Newsletter des Environ­
mental Impact Assessment (EIA) Center Manche­
ster. Darüber hinaus liegen Erfahrungen von PRO 
TERRA TEAM in der Mitwirkung an verschiede­
nen Studien für die Europäische Kommission, die 
Europäische Akademie Bozen und als Mitglied im 
Netzwerk Europäischer UVP-Zentren zugrunde.

2. Einleitung

Die UVP - oder besser gesagt das Environmental 
Impact Assessment - wird heute in mehr als 100 
Staaten der Erde praktiziert und dabei in manchen 
Ländern (z.B. den USA) seit über 25 Jahren ange­
wendet. Dennoch erscheint es in Deutschland 
manchmal so, als ob Projektträgem, Gutachtemund 
Behörden diese Geschichte nicht bekannt ist, da bei 
Projekten wie etwa Zellstoff- oder Flachglasfabri­
ken, wenn sie in Deutschland als erstes Projekt ihrer 
Art auftauchen, z. T. eine gewisse Hilflosigkeit über 
Inhalt und Umfang der UVP herrscht.
Bei einem etwas besseren internationalen Überblick 
stellt man rasch fest, daß bereits in den 70er und 80er 
Jahren z.B. die Weltbank oder die amerikanische 
Umweltbehörde (EPA) der UVP für solche Projekte 
ein Handbuch gewidmet hat.
Auf der anderen Seite wird jedoch die UVP sehr 
unterschiedlich praktiziert dies beginnt bereits 
beim Namen:

• Das "Environmental Impact Assessment" (seit 
1969/70 in den USA gesetzlich fixiert) heißt 
richtig übersetzt etwa "Umweltfolgenabschät­
zung"

Das deutsche Wort "Umweltverträglichkeits­
prüfung" suggeriert die Vergabe des blauen Um­
weltengels für Projekte, die die UVP durchlau­
fen haben; dabei wird jedoch nur die Kompati­
bilität mit der Fach- und Umweltgesetzgebung 
überprüft. Daher enthielt der Entwurf eines Um­
weltgesetzhuches auch als neuen neutraleren 
Begriff das Wort "Umweltfolgenprüfung" (in 
der letzten Entwurfsfassung vom Juli 1997 ist 
allerdings wieder von "Umweltverträglichkeits- 
rüfung" die Rede).
Ähnlich gehen die Begrifflichkeiten bei "Envi­
ronmental Assessment" (Weltbank), "Environ­
mental Impact Study" (EPA) oder "Environmen­
tal Impact Statement" (USA/NEPA), wie in 
Deutschland bei "Umweltverträglichkeitsstu­
die" (UVS), "Umweltverträglichkeitsuntersu­
chung" (UVU) oder "Umweltverträglichkeits- 
prüfung" (UVP) durcheinander.
Am interessantesten ist, daß die deutschsprachi­
gen Staaten die gravierendsten Begriffsunter­
schiede aufweisen:
a) In Deutschland ist der zentrale Begriff die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP);

b) in der Schweiz dreht sich alles um den Um­
weltverträglichkeitsbericht (UVB),

c) in Österreich wird als zentrales Ergebnis die 
Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) ge­
sehen.

Noch schwieriger wird es bei der MW-Umsetzung. 
Hier gibt es Staaten wie die Niederlande, die die 
UVP auf einem hohen wissenschaftlichen Niveau 
praktizieren - z.B. durch Etablierung einer neutralen 
UVP-Kommission aus ca. 180 Wissenschaftlern, 
von denen ausgewählte Expertenarbeitsgruppen 
jede UVP qualifiziert begleiten. Allerdings ist dies 
wohl auch nur bei einer relativ kleinen Zahl von ca. 
100 UVPs im Jahr in dieser Form zu leisten.
Auf der anderen Seite gibt es Staaten wie Italien, bei 
denen in manchen Provinzen zwar die Gesetzge­
bung zur UVP umweltbezogen wesentlich schärfer 
ist als in Deutschland, wo jedoch die Praxis der UVP 
bzw. ihrer Überwachung z.T. geringer kontrolliert 
wird als in Deutschland.
Schließlich gibt es deutliche Unterschiede bezüg­
lich der Schwellenwerte, ab derer Projekte in den 
einzelnen Staaten UVP-pflichtig werden (vgl. auch 
weiter unten). Die Zahl UVP-pflichtiger Projekte 
reicht bei den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union pro Jahr von 20-100 Projekten (Niederlande,
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Tabelle 1

Schwellenwerte für die UVP-Pflicht in den Alpenstaaten.

^ ^ S c h w e lle n w e r te

A lp e n > X <Beispiel)
S chw e in e zuch t­

be triebe
K ra ftw e rke /

E ne rg ieerzeugung
K lä ran la g en :

> 1.400 Mastschweine > 200 MW 150.000 EGW

> 500 Schweine > 500 kW

differenzierte Regelung 
> 80 GVE

> 300 MW, 
> 1 0  MW  regional

(> EGW)

1.400 Mastschweine 10 ha oder > 15 MW EGW

S chw e iz 500 Schweine > 1 0 0  MW .000 EGW

S lo w en ie n ■ (nicht über VO geregelt)

Luxemburg) bis zu 2.000 - 5.000 Projekten (Frank­
reich, BRD).
Im folgenden sollen beispielhaft Bereiche ange­
sprochen werden, in denen Unterschiede in der 
UVP-Praxis vorhanden sind und Vorschläge zum 
Umgang damit unterbreitet werden.

3. Beispielfelder

3.1 Schwellenwerte der UVP-Pflicht

Der Fünf-Jahresbericht zur Umsetzung der EG- 
Richtlinie zur UVP 85/337/EWG hat auf deutliche 
Differenzen in der Umsetzung vor allem bei den 
Schwellenwerten der UVP-Pflicht hingewiesen (EU­
ROPÄISCHE KOMMISSION 1993). Tabelle 1 ent­
hält aus diesem Fünf-Jahresbericht Beispiele, wie 
unterschiedliche Schwellenwerte die Mitgliedstaa­
ten für die UVP-Pflicht gewählt haben - allein das 
Spektrum des Beginns der UVP-Pflicht ab der Hal­
tung von 20 bis 5.000 Schweinen zeigt auf, daß die 
Mitgliedstaaten ihre Kriterien nicht naturwissen­
schaftlich begründet gewählt haben, sondern es 
wohl eher darum ging, "wieviele UVPs pro Jahr die 
ausführende Verwaltung verkraften" konnte. Aller­
dings muß auch eingeräumt werden, daß die natur­
räumlichen Eigenarten mancher Mitgliedstaaten 
auch niedrigere Schwellenwerte erfordern. Bei­
spielsweise können in den ökologisch sensiblen Al­
pen auch bereits Tierhaltungsbetriebe mit mehreren 
hundert Schweinen ökologisch problematisch sein 
(z.B Österreich oder Bayern), während die gleiche 
Zahl in der Magdeburger Börde durchaus unproble­
matisch sein kann.
Ähnlich wie bei den Schweinen ist es bei den Flug­
häfen. Von der Landebahnlänge von 800 m bis 1.800 m 
sind deutliche Unterschiede in der Art der betroffe­
nen Flughäfen der einzelnen EU-Staaten festzustel­
len.

Die Schwellenwerte differieren für

regionale, 
nationale und 
internationale Flughäfen,

während die obere Schwelle nur für internationale 
Flughäfen zutrifft.
Die Europäische Kommission hat nun eine Reihe 
von Harmonisierungsanstrengungen nach diesem 
Fünf-Jahresbericht unternommen, um vor allem die 
hohen Schwellenwerte mancher Mitgliedstaaten zu 
senken, damit Wettbewerbsverzerrungen vermie­
den werden können. Dies ist jedoch zur zum Teil 
gelungen. Daher und aufgrund weiterer Unterschie­
de der Mitgliedstaaten beim UVP-Verfahren sowie 
zur Umsetzung der ECE-Konvention zur grenz­
überschreitenden UVP wurde im März 1997 die 
Novelle der EG-Richtlinie zur UVP verabschiedet, 
die im Bereich der Schwellenwerte Konkretisierun­
gen enthält (Amtsblatt der EG L 73/5 v. 14.03.1997). 

Für Deutschland sind diese Schwellenwerte jedoch 
z.T. eher geeignet, die Zahl der UVP-pflichtigen 
Projekte deutlich zu reduzieren, wie Tabelle 2 im 
Vergleich der BRD-Schwellenwerte mit dem No­
vellierungsentwurf zeigt. Allerdings können auch 
andererseits neue Projekte UVP-pflichtig werden, 
die bislang in der BRD nicht oder nur teilweise 
UVP-pflichtig waren (vgl. ebenfalls Tab. 2). 
Erstmals soll auch ein sogenanntes Screening (Um­
welterheblichkeitsprüfung) eingeführt werden, mit 
dem die ökologische Sensibilität besonders emp­
findlicher Gebiete berücksichtigt werden soll, in 
denen ggf. auch bereits kleinere Projekte erhebliche 
Umweltauswirkungen verursachen können.

Der Screening-Leitfaden der Europäischen Kom­
mission legt jedoch eher die Vermutung nahe, daß 
der grundsätzlich gute Ansatz einen erheblichen 
Mehraufwand für die Verwaltung befürchten läßt 
(vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION 1996).
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Vergleich UVP-pflichtiger Projekte nach 
UVP-Richtliniennovelliening der EU und 
UVP-Gesetz.

Tabelle 2 EU-UVP-Richtliniennovellie- 
rung v. 3.3.1997, 

Anhang II (Auswahl)

UVP-Gesetz BRD 
zuletzt geändert 9.10.1996

Intensivtierhaltungen
> 85.000 Plätze für Masthähn- 

chen/-hühnchen
> 3.000 Plätze für Mastschwei­

ne (über 30 kg)
> 900 Sauenplätze

Intensivtierhaltungen
> 84.000 Mastgeflügelplätze

> 1.400 Mastschweineplätze

> 500 Sauenplätze

Abwasserbehandlungsanlagen 
mit Leistung > 150.000 EGW

Abwasserbehandlungsanlagen 
mit Leistung > 150.000 EGW

Flugplätze mit Start- und 
Landebahngrundlänge von 
2.100 m und mehr

Planfeststellungsverfahren nach 
LuftV G (deutlich geringere Aus- 
löseschwelle)

Abfallbeseitigungsanlagen 
>100 t/Tag

Abfallentsorgungsanlagen 
> 10 t/Tag (4. BImSchV)

Wärmekraftwerke ab 300 MW Kraftwerke über 200 MW

Steinbrüche/Tagebau > 25 ha Abgrabungen > 10 ha 
z.B. gern. LUVPG NRW

jedoch auch:

Herstellung von Zellstoff 
z.B. nach Sulfitverfahren

bisher keine UVP-Pflicht für 
Sulfitverfahren

Herstellung von Papier/Pappe 
> 200 t/Tag

bisher keine UVP-Pflicht

Lagerung von Erdöl 
> 200.000 t

bisher keine UVP-Pflicht

Gewinnung von Erdgas 
> 500.000 m3/Tag

bisher keine UVP-Pflicht

3.2 Ein- oder m ehrstufige UVP

Als erste Umsetzung der EG-Richtlinie zur UVP 
wurde das Raumordnungsgesetz 1989 geändert und 
dort die UVP auf der Ebene des Raumordnungsver­
fahrens (ROV) angesiedelt. 1993 wurde mit dem 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge- 
setz die UVP-Verpflichtung im Rahmen des ROV 
rahmengesetzlich wieder entfernt. Als Begründung 
wurden insbesondere Investitionshemmnisse in den 
neuen Ländern durch die UVP in Raumordnungs­
verfahren angeführt. Interessant ist jedoch festzu­
stellen, daß die neuen Bundesländer, für die diese 
Erleichterung eigentlich gedacht war, alle fünf an 
der UVP im ROV in ihren Landesplanungsgesetzen 
festgehalten haben.
Nun sind Fälle sicherlich nicht auszuschließen, in 
denen das inhaltlich weitgefaßte Raumordnungs­
verfahren politisch mißbraucht wird, um Projektträ­
ger mit zusätzlichen Zeithemmnissen zu versehen. 
Wenn das Raumordnungsverfahren mit UVP jedoch 
gesetzes- und sinnkonform eingesetzt wird, über­
wiegen die Vorteile deutlich die Nachteile.
Als Vorteile sind zu nennen:

frühzeitige Abstimmung des Planungsgrobkon­
zeptes zur Abstimmung mit Landes-/Regional- 
und Bauleitplanung,

frühzeitige Information des Projektträgers über 
fachbehördliche Stellungnahmen zum Einbau in 
sein Projektfeinkonzept,
Abschichtung von Fragen z.B. der Standortaus­
wahl und damit Entlastung des folgenden Zulas­
sungsverfahrens,
planerische Einbindung eines Vorhabens in die 
Regionalentwicklung (z.B. können Verkehrsfra­
gen im BImSchG-Verfahren nach dem Immissi­
onsschutzrecht kaum diskutiert werden).

Die zeitlichen Nachteile werden durch die Fristen­
regelungen im ROG knapp gehalten, der Mehrauf­
wand an Vorbereitung wird durch die o.g. Vorteile 
mehr als aufgefangen. Entscheidend ist allerdings, 
daß das ROV sachgerecht durchgeführt wird (z.B. 
ist beim ROV ohne UVP keine Abschichtungswir­
kung mancher Fragen möglich).

3.3 UVP-Verfahren

Beim UVP-Verfahren gibt es gewisse Grundstruk­
turen, die von der EG-Richtlinie zur UVP vorgege­
ben wurden und die sich in den Mitgliedstaaten der 
EU wiederfinden (vgl. z.B. Tabelle 3). Zu den ein­
zelnen Verfahrensstufen wurde bzw. wird in den 
folgenden Unterpunkten Stellung bezogen.
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Tabelle 3
Internationaler UVP-Vergleich in den Alpenstaaten (vereinfacht, Stand Mitte 1994).

\V e rg le ic h

A lpenVU VP
s ta a te n x

gese tz t ver­
ankerte UVP 
in Kraft seit

Screening Scoping UVP-Studie Prüfungs-
Kommission

Öffentlich-
keitsbe-
teiligung

uv-
Erklärung Monitoring

Deutschland (1975)
1990/92 O (X ) (X ) — Xgb (X ) —

Frankreich (1976/77)
1993 O X X — Xgb X (X )

ita ie n (1986/88) 
-  (Dekret) O — X X - V  : X (X )

Südttro l (1992/94) o X , : x  }• X V  . X (X )

Tren tin o (1988)
1990 o (X ) ; .X ,: X X X (X)

Österreich 1994 o X x X X g , X X

Schweiz 1985/88/95 0 X X  ■■ (X ) X(g-) (X ) —

Slowenien (1993) -  (n icht über VO geregelt; Orientierung an BRD und CH)

Q  A n w en du ng sbe re ich  ohne S creen ing 
Klar ge reg e lt

—  n ich t ge se tz lich  vo rgesehen 

X  ge se tz lich  vorg esch rie be n 

(X ) e in ge schrän kt g e setz lich  vorgesch rieben

Y  g re nzü be rsch re iten de  
A g  O ffen tlich ke itsb e te ilig un g  

y  g re nzü be rsch re iten de  
A g l B ehö rd en be te iligu ng

Zur Verfahrensdauer sei allerdings an dieser Stelle 
noch angemerkt, daß aufgrund der Diskussion um 
den Standort Deutschland in den letzten Jahren eine 
Reihe von Beschleunigungsgesetzen erarbeitet wurde. 
Das Investitionserleichtenmgs- und Wohnbauland­
gesetz von 1993, das mehrere hundert Seiten ein­
schließlich Begründung umfaßt, ruft bis heute in 
manchen Verwaltungen noch immer Unsicherhei­
ten im Umgang hervor. Daß nun im letzten Jahr 
nochmals drei Beschleunigungsregelungen ( Ände­
rung von Verwaltungsverfahrensgesetz, BImSchG 
und 9. BImSchV sowie 4. BImSchV) ergangen sind, 
führt neben einigen sehr positiv zu bewertenden 
Präzisierungen bzw. straffen Regelungen zu erneu­
ter Verunsicherung. Im jüngsten Bericht der Enque­
te-Kommission Schutz des Menschen und der Um­
welt wird u.a. auch angesprochen, daß ausländische 
Investoren bezüglich der Ansiedlung in Deutsch­
land inzwischen durch die Dichte von Veränderun­
gen in diesem Sektor verunsichert sind.
Hier ist notwendig, daß mehr Ruhe einkehrt und das 
praxisbewährte UVP-Instrumentarium nicht weiter 
reduziert wird. Durch straffes Projektmanagement 
auf der Behördenseite (ggf. unterstützt durch exter­
ne Gutachter) gibt es eine Reihe von Positivbeispie­
len, in denen die UVP durch frühzeitige Planung 
praktisch keinen zeitlichen Zusatzaufwand erfor­
derte (z.B. Ansiedlung des amerikanischen Inve­
stors GUARDIAN in Wolfen-Thalheim oder des 
französischen Unternehmens EUROGLAS in Hal­
densleben).

3.4 Scoping

Das Scoping-Verfahren zur Festlegung des Unter­
suchungsrahmens bei der UVP wird in Europa noch 
recht unterschiedlich gehandhabt.

Die Mitgliedstaaten der EU praktizieren es

z.T. mit Einbeziehung der Öffentlichkeit und der 
Behörden,
z T. mit Einbeziehung nur der Behörden, 
z.T. nur fakultativ.

Probleme ergeben sich hier z.B. bei der grenzüber­
schreitenden UVP. Beispielsweise legen die Nieder­
lande die Scoping-Unterlagen öffentlich aus in 
Deutschland wird i.d.R. nur die Behördenbeteili­
gung praktiziert. Dies hat im praktischen Vollzug zu 
Problemen geführt. Um hierzu eine harmonisierte 
Vorgehensweise in Europa zu erreichen, wurde der 
Artikel 5 der EG-Richtlinie zwischenzeitlich novel­
liert, die Verpflichtung zum Scoping darin präzisiert 
sowie seitens der Generaldirektion Umwelt (GD 
XI) der Europäischen Kommission ein Leitfaden 
zum Scoping herausgegeben.
Mittlerweile kann man aus deutscher Sicht jedoch 
feststellen, daß sich nach anfänglichen Unsicherhei­
ten hier der Scoping-Prozeß etabliert hat und i.d.R. 
auch die Vorzüge einer frühzeitigen Abstimmung 
des Untersuchungsrahmens auch dem Projektträger 
bekannt sind.
Nicht überall wird jedoch der Scoping-Prozeß qua­
lifiziert vorbereitet. Hier besteht durchaus noch Ver­
besserungsbedarf.

3.5 Umfassendes medienübergreifendes 
Verständnis der UVP

Die UVP soll nach der Intention der EG-Richtlinie 
einerseits alle Umweltmedien (Boden, Wasser, Kli­
ma, Luft, Fauna, Flora und Landschaft sowie Kul­
tur- und Sachgüter) umfassen und auch ihre Wech­
selbeziehungen und Wechselwirkungen analysie­
ren. In der Novelle der EG-Richtlinie werden kon­
sequenterweise auch die Sachgüter und das kultu-
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relle Erbe in diese Wechselbeziehungen einbezo­
gen, auch wenn dies bezüglich der Auswirkungen 
zumindest in der BRD eher theoretisch ist. 
Aufgrund des Umweltstandards in der BRD wird 
man bei einer Neuanlage keine kulturgutschädigen­
den Einflüsse, etwa durch sauren Regen, durch ein 
einzelnes Projekt feststellen können. Beim Verkehrs­
projekt Deutsche Einheit Nr. 17 hatte dies jedoch 
auch praktische Relevanz (möglicher Einfluß der 
Wasserstandsveränderungen auf die Pfahlgründun­
gen historischer Bauwerke einer Kirche).
Generell besteht zu diesem Punkt (medienübergrei- 
fender Ansatz) noch Verbesserungsbedarf.
Bei einem Gutachten für das Land Brandenburg, das 
wir zusammen mit den Juristen Dr. Herrmann und 
Prof. Dr. Erbguth zur Fragestellung nach der feder­
führenden Behörde gemäß § 14 UVPG durchge­
führt haben, mußten wir feststellen, daß hier in der 
vom UVPG gebotenen Verzahnung von z.B. immis- 
sionsschutz- und wasserrechtlichen Verfahren in 
den meisten Bundesländern Defizite in der korrek­
ten Umsetzung des § 14 UVPG existieren. Vielfach 
haben die federführenden (Fach-)Behörden auch 
verständlicherweise Schwierigkeiten, die fachfrem­
den Belange qualifiziert mit einzubeziehen. Hier 
kann man positiv vermerken, daß durch Einrichtung 
zentraler UVP-Referate entweder auf Landesebene 
(z.B. Schleswig-Holstein, Bremen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Brandenburg) oder auf Bezirks-Ebe­
ne (z.B. Sachsen-Anhalt) bzw. im kommunalen Be­
reich (mindestens 200 Kommunen in der BRD) 
durch regelmäßige Einbeziehung in die einzelnen 
Verfahren bzw. über Fortbildungen erhebliche Qua­
lifizierungsarbeit geleistet werden kann.

3.6 Öffentlichkeitsbeteiligung

Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei den Projekten 
der EG-Richtlinie wird als zentrales Ziel dieser 
Richtlinie gesehen. In einigen EU-Staaten sind hier­
zu deutliche Veränderungen bzw. Erweiterungen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt.
In der BRD wurde hierbei wenig durch die UVP 
geändert, d.h. es werden zwar Unterlagen öffentlich 
ausgelegt, aber Restriktionen bestehen, z.B.:

Einsehbarkeit nur während der Dienststunden,
keine Ausleihexemplare,
keine Kopiermöglichkeit oder bis zu 1,00 DM/
Seite als Verwaltungsgebühr.

Durch ergänzende Erstellung einer allgemeinver­
ständlichen Kurzfassung von Projektbeschreibung 
und UVS in einer Zahl, die je  nach Brisanz eines 
Vorhabens sehr unterschiedlich sein kann, als Mit­
nahmeexemplar kann hier schon viel getan werden. 
Manche Behörden haben einen Dienstleistungs­
nachmittag, an dem die Einsichtnahme bis 18.00 
Uhr möglich ist etc.

3.7 Monitoring/Nachkontrolle

In der BRD ist dies nicht verbindlich vorgeschrie­
ben. In der Novelle der EU-Richtlinie zur UVP ließ

sich das Monitoring, das im Entwurf enthalten war, 
nicht durchsetzen.
Als Gutachter muß man hier jedoch deutlich auf 
folgendes hinweisen:
1. Was nützt die beste wissenschaftlich erstellte 

UVS, wenn z. B. für die landschaftspflegerische 
Ausführung der Baggerführer verantwortlich 
ist?

2. Als Gutachter machen wir bei manchen Umwelt­
auswirkungen "Dichterlesungen", da zu be­
stimmten Problemkomplexen manchmal noch 
keine Erkenntnisse über die Auswirkungen vor­
hegen.

Daher erscheint eine Nachkontrolle und Nachbe­
gleitung, differenziert nach fachlichen Notwendig­
keiten und in der Tiefenschärfe nach Projekt und 
Umweltsituation, grundsätzlich notwendig.

3.7 Grenzüberschreitende UVP

Hierzu könnte grundsätzlich ein eigener Beitrag 
verfaßt werden. An dieser Stelle sei nur darauf 
verwiesen, daß dieses Thema für Deutschland in 
Europa fast am wichtigsten ist (die BRD hat 9 Nach­
barstaaten).
Die angesprochene EG-Richtliniennovelle setzt in 
einer Grundversion die ECE-Konvention zur grenz­
überschreitenden UVP um. Es erscheint jedoch 
noch erheblicher praktischer Regelungsbedarf not­
wendig (zu erwähnen ist die Regelung der Überset­
zungskosten etc.). Der Entwurf der Regelung BRD 
- Niederlande erscheint zu diesem Thema am wei­
testen ausgereift und kann empfohlen werden.

4. Resümee/Ausblick

Der facettenartige Vergleich hat gezeigt, daß trotz 
einiger Jahre UVP-Erfahrung immer noch deutliche 
Umsetzungsunterschiede herrschen.
Das Ziel, Wettbewerbsverzerfungen in Europa zu 
vermeiden, wird aufgrund vieler halbherziger For­
mulierungen in der EG-Richtliniennovelle leider 
nicht erreicht. Gerade das wäre jedoch von großer 
Bedeutung, damit z. B. Unternehmen, die in einem 
Grenzraum investieren wollen, auch in jedem EU- 
Staat mit ähnlichen UVP-Anforderungen rechnen 
können. Eine Reihe von Vorschlägen zur Optimie­
rung wurde unterbreitet.
Darüber hinaus haben auch unsere Erfahrungen 
beim Transrapid-Verfahren gezeigt, daß eine engere 
Verzahnung zwischen der Verträglichkeitsprüfung 
nach Artikel 6 der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie der 
EU und der UVP notwendig erscheint.
Bei einer Reihe von Vorhaben werden zudem zen­
trale Fragen der UVP zu spät diskutiert (z.B. Alter­
nativen). Hierbei erscheint es notwendig, auch auf 
vorgelagerten Ebenen Umweltprüfungen einzufüh­
ren. Hierzu werden auf dem von uns zusammen mit 
dem Büro Dr. Jansen und dem UVP-Förderverein 
organisierten 4. Europäischen UVP-Workshop un­
ter Mitwirkung von 18 Umweltministerien Europas 
zum EU-Richtlinienentwurf für die strategische
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Umweltfolgenprüfung für Pläne/Programme Dis­
kussionen zur Ausrichtung und Umsetzung der Richt­
linie laufen. Die Veröffentlichung der Workshop- 
Ergebnisse erfolgt voraussichtlich im Dezember 
1997.

----- (1996):
Umweltverträglichkeitsprüfung - Umwelterheblichkeits­
prüfung, ein praktischer Leitfaden.- GD Umwelt, Brüs­
sel.

Literatur Anschrift des Verfassers:

EUROPÄISCHE KOMMISSION (1993):
Bericht der Kommission über die Durchführung der 
Richtlinie 85/337 EWG.- Brüssel, 1. April 1993.

Dr.-Ing. Volker Kleinschmidt 
PRO TERRA TEAM GmbH 
Mainstraße 2 
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Die Effektivität des UVP-Verfahrens

Johannes AUGE

1. Einleitung

Sieben Jahre nach Einführung der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung (UVP) in das deutsche Rechtssy­
stem ist es an der Zeit, eine erste Zwischenbilanz zu 
ziehen und zu fragen: Was bringt die UVP? Wie 
effektiv ist die UVP?
Doch wie messe ich die Effektivität der UVP?
Die Europäische Kommission hat Anfang 1996 ei­
nen europaweiten Vergleich in Auftrag gegeben, in 
dem die Durchführung einer repräsentativen Anzahl 
an UVP-Verfahren in verschiedenen europäischen 
Mitgliedstaaten untersucht und bewertet werden 
sollte. Auftragnehmer der Studie war das englische 
UVP-Zentrum an der Universität von Manchester.1* 
Die jeweiligen nationalen Beiträge wurden von 
Partnern in den Mitgliedstaaten bearbeitet. Den 
deutschen Teil hat die UVP-Gesellschaft e.V. (ehe­
mals: UVP-Förderverein), Hamm, gemeinsam mit 
der Universität Kaiserslautem (Dr. Michael Koch) 
bearbeitet.2*
Kem der Studie war die Überlegung, daß sich die 
Effektivität der UVP an den Veränderungen messen 
läßt, die ein Projekt während des gesamten Zulas­
sungsverfahrens erfährt. Projektmodifikationen, die 
durch irgendeinen der verschiedenen Beteiligten 
(Genehmigungsbehörde, Gutachter, Fachbehörden, 
Verbände, Öffentlichkeit) angeregt werden, und die 
ein Vorhaben umweltfreundlicher machen, sollten 
somit als Indikator für die Effektivität der UVP 
untersucht werden. Tabelle 1 gibt einen Überblick 
über die untersuchten Vorhaben.

2. Aufbau und Ergebnisse der Studie

Die Studie gliedert sich im wesentlichen in zwei
Stufen:

• In einer ersten Stufe ist die Qualität einer reprä­
sentativen Auswahl von Umweltverträglich­
keitsstudien (UVS)3* untersucht worden. Dabei 
sollte dargelegt werden, inwiefern sich die Qua­
lität der UVS seit Einführung der UVP-Richtli- 
nie in die jeweilige nationale Gesetzgebung ver­
bessert hat.
In einer zweiten Stufe ist anhand ausgewählter 
Fallbeispiele das Ausmaß, in dem zum einen die 
Qualität von UVS, zum anderen die Effektivität 
von Beteiligungsmöglichkeiten für Fachbehör­
den und Öffentlichkeit zu umweltverbessemden 
Vorhabenveränderungen geführt haben, unter­
sucht worden. Hierzu sind ausschließlich abge­
schlossene Genehmigungsverfahren ausgewählt

worden.
Zudem sollte der Einfluß von Maßnahmen, die in 
den Mitgliedstaaten ergriffen worden sind, um 
die Integration von UVP und Genehmigungsver­
fahren sicherzustellen oder zu vereinfachen, auf 

die Qualität von UVS, 
die Effektivität von Beteiligungsverfahren 
und
umweltverbessemde Veränderungen des Vor­
habens

ermittelt werden.

2.1 Qualität der Umweltverträglichkeits­
studien

Jeweils acht UVS aus Belgien, Dänemark, Grie­
chenland, Irland und Portugal sowie jeweils 24 
UVS aus Deutschland, Spanien und Großbritannien 
wurden auf ihre Qualität untersucht, da vermutet 
worden ist, daß die Qualität der UVS eine wesent­
liche Einflußgröße für die Effektivität der UVP- 
Verfahren darstellt. Dieses umfangreiche Untersu­
chungsprogramm (Prüfung von insgesamt 112 Stu­
dien) wurde so angelegt, daß ein zeitlicher Vergleich 
(zwischen den Zeiträumen 1990/91 und 1994/95) 
sowie ein Vergleich von Vorhabentypen möglich 
war. Als hauptsächlich verwendete Prüfmethode wur­
de die Prüfliste nach LEE & COLLEY4* ausge­
wählt.5* Diese ermöglicht im wesentlichen eine Prü­
fung der Unterlagen auf Vollständigkeit, Plausibili­
tät und Verständlichkeit; eine inhaltliche Überprü­
fung ist ohne Kenntnis des Einzelfalls nicht mög­
lich.6*
Die Untersuchung bezog verschiedene Vorhabenty­
pen mit ein. In Deutschland wurden UVS für Stra­
ßenbauvorhaben, Abfallentsorgungsanlagen und 
Abbauvorhaben (insbesondere Naßauskiesungen) 
untersucht, in Spanien wurden UVS für Straßen, 
Abbauvorhaben und Staudämme, in Großbritannien 
für Straßen, Sonderabfallbeseitigungsanlagen so­
wie Feriendörfer und Hotelkomplexe aufgenom­
men.
Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfas­
sen:

• Die Qualität der Umweltverträglichkeitsstudien 
hat sich europaweit seit 1990/91 verbessert.
In Deutschland war eher eine Erhöhung des 
Umfangs der Studien zu verzeichnen als eine 
Qualitätssteigerung. Allerdings befanden sich 
bereits die aus 1990/91 stammenden UVS aus 
Deutschland auf einem vergleichsweise hohen 
Niveau.
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• Insgesamt schneiden deutsche UVS im europa­
weiten Vergleich relativ gut ab.
Schwächen waren regelmäßig in folgenden Be­
reichen zu verzeichnen:

Einer der Kernpunkte der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung, die Darstellung der vom 
Vorhabenträger geprüften Alternativen, büeb 
in vielen UVS nur unzureichend behandelt. 
Sowohl die Darstellung möglicher Standort- 
alternativen als auch die Prüfung alternativer' 
technischer Lösungen wurde selten nach­
vollziehbar dargestellt.
Gleiches gilt für die Darstellung von Maß­
nahmen zur Vermeidung, Verminderung, 
zum Ausgleich und Ersatz von erheblichen 
Umweltauswirkungen, die in vielen UVS 
gar nicht, in anderen nur relativ knapp the­
matisiert wurde.
In Deutschland fiel in diesem Zusammen­
hang das fehlende Zusammenwirken von 
UVS und Landschaftspflegerischer Begleit­
planung (LBP) auf. Die UVS schweigt sich 
in der Regel zu Eingriffstatbeständen aus 
und verweist auf den folgenden LBP. Hier 
besteht erheblicher Handlungsbedarf, da bei 
einer vernünftigen Kombination dieser bei­
den umweltschützenden Instrumente die Ge­
nehmigungsverfahren vereinfacht werden
könnten, ohne am materiellen Standard Ab-

7)striche machen zu müssen.
Die allgemeinverständlichen Zusammenfas­
sungen (AVZ) verdienten in vielen Fällen 
diesen Namen nicht. Umfang und Inhalt der 
AVZ streuten sehr stark: von einer Seite, auf 
der nur der Untersuchungsrahmen, aber kei­
ne Ergebnisse genannt wurde, bis hin zu 
einem Werk von 50 Seiten, bei dem die UVS 
nur unwesentlich gekürzt wurde. Dieses ist 
aus meiner Sicht insofern ein erhebliches 
Manko, als viele Vorhabenträger gerade die­
se "Kurzfassung" benutzen, um die breite 
Öffentlichkeit über das geplante Vorhaben 
zu informieren.
Ein großes methodisches Problem stellt nach 
wie vor die Bearbeitung der "Wechselwir­
kungen" im Rahmen der UVS dar. Zu diesem 
Thema wird derzeit eine von der Europäi­
schen Kommission in Auftrag gegebene Stu­
die erstellt, bei der der U VP-Förderverein mit 
seiner umfangreichen Gutachtensammlung 
die britischen Bearbeiter unterstützt.8̂  Zu­
dem hat das Umweltbundesamt in den UFO­
PLAN 1997 ein entsprechendes Forschungs­
vorhaben aufgenom m enD iese beiden Vor­
haben werden hoffentlich zu einer Klärung 
der Situation beitragen.

2.2 Vorhabenmodifikationen als Ergebnis 
der UVP

Eine detaillierte Analyse von Modifikationen an 
sechs britischen, sechs deutschen und sechs spani­

schen Vorhaben sollte Aufschluß über die Ein­
flußfaktoren geben, die maßgeblich für die Anzahl 
derartiger Veränderungen von Vorhaben sind. Zu­
dem sollte in diesen Fallbeispielen die Wirksamkeit 
der Beteiligung von Trägem öffentlicher Belange 
(TÖBs) und der Öffentlichkeit10) überprüft werden. 
Schließlich sollten auf Basis dieser Fallbeispiele 
Maßnahmen vorgeschlagen werden, mit denen die 
Anzahl von Vorhabenveränderungen, die eine Ver­
besserung der Umweltsituation bewirken, erhöht 
werden kann.111
Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfas­
sen:
• Anhand der festgestellten Vorhabenmodifika­

tionen läßt sich ein spürbarer Einfluß der UVP 
ausmachen. In Großbritannien und Spanien 
wurden durchschnittlich 2,2 Modifikationen pro 
Vorhaben, in Deutschland durchschnittlich 3,7 
pro Vorhaben festgestellt. l2^
Wann wurden Veränderungen an der Vorhaben­
planung vorgenommen?
In Großbritannien und Deutschland wurden die 
meisten Modifikationen während der Zusam­
menstellung der Genehmigungsunterlagen vor­
geschlagen, während in Spanien die meisten 
Veränderungen auf der Stufe der Entscheidungs­
findung am Ende des Verfahrens vorgenommen 
wurden.
In welchen Bereichen wurden Projektmodifika­
tionen vorgenommen?
In Deutschland und Spanien bezog sich die 
Mehrzahl der Modifikationen auf die Umwelt­
bereiche "Pflanzen" und "Tiere", während in 
Großbritannien die Mehrzahl mit dem Land­
schaftsbild und visuellen Unverträglichkeiten 
zusammenhing.
Wer hat den größten Einfluß bei der Anregung 
von Projektmodifikationen?
Es zeigte sich, daß in Großbritannien und 
Deutschland die Fachbehörden mit ihren Verän­
derungsvorschlägen mehr Einfluß auf die Ent­
scheidungsfindung haben als die Öffentlichkeit; 
in Spanien ist das Gegenteil der Fall. Weiterhin 
scheint es so, daß die Einbeziehung von TÖBs 
und Öffentlichkeit in allen acht untersuchten 
Mitgliedstaaten zu Modifikationen sowohl wäh­
rend der Erarbeitung der Unterlagen als auch 
während der Entscheidungsfindung führt.

Keine eindeutigen Zusammenhänge konnten fest­
gestellt werden zwischen der Anzahl an Projektmo­
difikationen und

der Qualität von UVS,
der Erfahrung der UVP-Beteiligten,
der Größe des Vorhabens.

3. Aus der Studie abgeleitete Empfehlungen

Die Bearbeiterinnen und Bearbeiter der Studie in 
den acht Mitgliedstaaten sind aufgefordert worden, 
Vorschläge zur Verbesserung der UVP-Verfahren zu 
machen.
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Tabelle 1
Übersicht ü ber die in Deutschland untersuchten Um weltverträglichkeitsstudien.

Nr. Vorhabentyp Bundesland Jahr der 
UVS

1. S chnells traße B aden-W ürttem berg 1991
2. O rtsum gehung (Landesstraße) Baden-W ürttem berg 1990
3. O rtsum gehung (Bundesstraße) Baden-W ürttem berg 1990
4. O rtsum gehung (Bundesstraße) N iedersachsen 1990

5. O rtsum gehung (Bundesstraße) Hessen 1994

6. O rtsum gehung B aden-W ürttem berg 1994

7. Bundesstraße N ordrhe in-W estfa len 1995
8. Bundesstraße N iedersachsen 1994

9. M üllverbrennungsanlage Saarland 1991

10. M üllverbrennungsanlage Baden-W ürttem berg 1992

11. M üllverbrennungsanlage R hein land-Pfalz 1991
12. M üllverbrennungsanlage Ham burg 1990
13. E rw eiterung M VA Schlesw ig-H olste in 1994
14. R estm ülldeponie M ecklenburg-Vorpom m ern 1994
15. H ausm ülldepon ie Sachsen 1995
16. R estm ülldeponie N ordrhe in-W estfa len 1995
17. S te inbruch Hessen 1991
18. Kiesabbau Schlesw ig-H olste in 1992

19. U nterw asserauskiesung Schlesw ig-H olste in 1992
20. K iesgrubenerw eite rung B aden-W ürttem berg 1990

21. K iesgrubenerw eite rung B aden-W ürttem berg 1994
22. K iesabbau B aden-W ürttem berg 1994
23. Kiesgrubenerw eite rung B aden-W ürttem berg 1993
24. Kreidegrubenerw eiterung Schlesw ig-H olste in 1993

In der 2. Stufe untersuchte UVS

Der wichtigste Vorschlag, der aus nahezu allen Mit­
gliedstaaten vorgelegt wurde, ist die Einführung 
formaler Scoping-Verfahren. Nicht nur bietet sich 
hier die Gelegenheit, im Vorfeld der Untersuchun­
gen bereits Informationen seitens der Fachbehörden 
und betroffenen Öffentlichkeit berücksichtigen zu 
können; auch kann hier die Untersuchung zielge­
richtet auf die wesentlichen Untersuchungsfragen 
ausgerichtet werden, der weitere Verfahrensablauf 
strukturiert werden, was im Ergebnis sogar zu einer 
Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens füh­
ren kann.

Dieser Aspekt ist ja bekanntlich in der UVP-Ände- 
rungsrichtlinie13) aufgegriffen worden, indem neu­
erdings "die zuständige Behörde eine Stellungnah­
me dazu abgibt, welche Angaben vom Projektträger 
vorzulegen sind, sofern der Projektträger vor Ein­

reichung eines Genehmigungsantrages darum er­
sucht" (Art. 5 Abs. 2). Gegenüber der Formulierung 
in § 5 des deutschen UVPG ergibt sich insofern eine 
Verschärfung der Regelung, als dabei Fachbehör­
den zu beteiligen sind.
Weitere Vorschläge aus den Mitgliedstaaten waren:

- Veranlassung verbindlicher Qualitätskontrollen 
für Umweltverträglichkeitsstudien;

- Einrichtung nationaler UVS-Sammlungen und 
Bestandsverzeichnisse;

- Einführung von Monitoring und anderen Prüf­
verfahren zur Ausführungskontrolle.

Über die Verbesserungsvorschläge zur projektbezo­
genen UVP hinaus wurden aber auch Vorschläge 
zur Berücksichtigung der strategischen Entschei­
dungen im Vorfeld der Genehmigungsverfahren ge-
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naimt. Die Europäische Kommission hat Ende 1996 
einen Richtlinienvorschlag für die Einführung einer 
Plan- und Programm-UVP vorgelegt.14) Die Vortei­
le einer solchen Regelung sind einleuchtend:

Bessere Möglichkeiten der Berücksichtigung von 
Alternativen;
Möglichkeit der Berücksichtigung kumulativer 
Wirkungen;
frühzeitige Transparenz der wesentlichen Ent­
scheidungen im Vorfeld des Genehmigungsver­
fahrens.

Die Umsetzung dieser Regelung wird jedoch nicht 
ganz einfach, wenn es nicht gelingt, den Trägem der 
betroffenen Pläne und Programme, die ja in den 
meisten Fällen gerade nicht die Träger der daraus 
erwachsenden Vorhaben sind, die Vorteile der Plan- 
und Programm-UVP für die Verfahrensgestaltung 
und die Qualität der Pläne deutlich zu machen und 
dabei an vorhandenen positiven Ansätzen anzu­
knüpfen.15*

4. Diskussion

Die Untersuchungsergebnisse der Studie über die 
Durchführung der UVP-Verfahren konstatieren ei­
nen spürbaren Einfluß der UVP auf das Ergebnis 
des Genehmigungsverfahrens. Während der Unter­
suchungen im Rahmen dieser Studie ist jedoch deut­
lich geworden, daß sich die UVP nicht allein anhand 
von Projektmodifikationen abschließend bewerten 
läßt, die am Ende eines langen Abwägungs- und 
Entscheidungsprozesses vorgenommen werden. Hier, 
am Ende des Genehmigungsverfahrens, können in 
aller Regel nur noch kleinere Optimierungen der 
Anlagenplanung vorgenommen werden. Und bei 
diesen könnte man sogar noch fragen, ob sie ursäch­
lich der UVP zuzuschreiben sind. Anhand der für 
den deutschen Beitrag untersuchten Fallbeispiele 
wird dieses deutlich:

• Bei einer Deponie wurde im Verlauf des Geneh­
migungsverfahrens die beanspruchte Fläche 
deutlich verkleinert, was zu einer deutlichen 
Entlastung der Umwelt (weniger Flächenver­
brauch, weniger visuelle Auswirkungen usw.) 
geführt hat. Ursache dieser Umplanung war eine 
neue Abfallmengenprognose mit deutlich gerin­
geren Abfallmengen.
Bei einer Müllverbrennungsanlage wurde nach 
Abschluß des Planfeststellungsverfahrens auf 
eine der genehmigten Verbrennungslinien ver­
zichtet (Effekt: weniger Emissionen, weniger 
Flächenverbrauch). Auch hier war eine Reduk­
tion der Abfallmengen der Auslöser für die Mo­
difikation.
Der größte Teil der festgestellten Projektmodi­
fikationen ist im deutschen Zulassungsrecht der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zuzu­
rechnen. Es handelt sich im wesentlichen um 
Maßnahmen, die entweder als Ausgleich oder 
als Ersatz für nicht vermeidbare Eingriffe in 
Natur und Landschaft durch den Vorhabenträger

bzw. seinen Gutachter oder von Naturschutzbe­
hörden vorgeschlagen und/oder von der Zulas­
sungsbehörde im Genehmigungsbescheid fest­
gelegt werden (z.B. Aufforstung benachbarter 
Flächen, Anlegen und/oder Pflege von Biotopen 
in der Nachbarschaft, Aufstellen von Wildzäu­
nen usw.).

Bei allen diesen Beispielen könnte man zu Recht fra­
gen, ob diese Maßnahmen - zumindest in Deutsch­
land - nicht auch ohne die Durchführung einer for­
malen UVP eingebracht worden wären. In den Ge­
sprächen mit den verschiedenen Beteiligten ist aber 
deutlich geworden, daß der Beitrag der UVP weni­
ger inhaltlich-materiell als vielmehr in der Verfah­
rensgestaltung festzustellen ist.
Demnach bedeutet die UVP

die klare Strukturierung des Genehmigungsver­
fahrens,
unter Gewährleistung einer weitestgehenden 
Transparenz der Weichenstellungen, Abwägun­
gen und Entscheidungen, 
bei mehr oder weniger intensiver Einbindung 
von Fachbehörden und Öffentlichkeit, 
und möglichst frühzeitiger Einbringung von 
Umweltüberlegungen in die Vorhabenplanun­
gen.

Im Ergebnis kann dieses bedeuten:
Je frühzeitiger und besser ein Vorhabenträger 
durch Behörde und/oder Gutachter beraten wird, 
desto weniger Projektmodifikationen werden erfor­
derlich werden, da die Planung von vornherein 
besser, d.h. umweltfreundlicher wird.
Die Studie hat einen Teilausschnitt des UVP-Pro- 
zesses beleuchtet, der vergleichsweise gut doku­
mentiert ist. Nur unzureichend erfaßt werden konnte 
aber der eher informelle Teil, d.h. Vorüberlegungen 
des Vorhabenträgers zu seiner Planung, Vorgesprä­
che mit Gutachtern und Behörden usw., sofern sie 
nicht in der UVS dokumentiert sind.
In der Praxis läßt sich kaum nachvollziehen, ob am 
Ende des Verfahrens nur wenige Veränderungen des 
Vorhabendesigns erforderlich waren,
1. weil die UVP nicht in der Lage war, das Vorha­

ben zu verbessern, oder

2. weil die Vorhabenplanung bereits so gut, d.h. um­
weltfreundlich war, so daß nachträgliche Ver­
besserungen nicht mehr erforderlich waren.

Um diese Frage wirklich klären zu können, müßte 
bekannt sein, wie die Vorhaben ausgesehen hätten, 
wäre keine UVP durchgeführt worden.

5. Fazit

Erstmals ist in einem europaweiten Vergleich unter 
Einbeziehung einer großen Anzahl an Fallbeispie­
len der Versuch unternommen worden, den Ablauf 
der Umweltverträglichkeitsprüfung in den M it­
gliedstaaten der Europäischen Union zu bewerten. 
Es kann konstatiert werden, daß sich bei den mei­
sten untersuchten Fallbeispielen ein Einfluß der
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UVP im Hinblick auf umweltverbessemde Ände­
rungen der Vorhabensausgestaltung feststellen läßt. 
Die aus dem Forschungsvorhaben der Europäischen 
Kommission abgeleiteten Erkenntnisse bestätigen 
für die Situation in Deutschland aber auch die be­
reits in anderen Beiträgen angesprochenen Befun­
de, daß die UVP insbesondere verfahrensstrukturie­
rend wirkt. Die abgeleiteten Vorschläge zielen dar­
auf ab, die Wirksamkeit der UVP durch eine früh­
zeitigere Einbringung der Umweltbelange zu erhö­
hen.
Die mit der UVP verstärkte Nachweispflicht, die 
sämtliche Entscheidungen und Abwägungen im 
Rahmen der Genehmigungsverfahren und mit der 
neuen UVP-Richtlinie zur Plan- und Programm- 
UVP auch strategische Entscheidungen ergreift, 
kann Schritt für Schritt auch zu einer inhaltlichen 
Weiterentwicklung führen, die Planungen und mög­
licherweise auch Konzepte und Strategien im Vor­
feld von Planungen effektiv umweltfreundlicher ge­
stalten dürfte.
Die Perspektive der UVP baut hierauf auf und wird 
umso erfolgreicher sein, je besser es gelingt, die 
vorhandenen umfangreichen Umwelt-Informatio­
nen und Erfahrungen mit der UVP zu bündeln und 
auszutauschen.
Die UVP-Gesellschaft wird auch weiterhin versu­
chen, hierbei einen sinnvollen Beitrag zu leisten.
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Erfahrungen mit der UVP für Abfalldeponien und 
Schlußfolgerungen für eine Fortschreibung 
der Anforderungen

Gerhard ALBERT, Ulrike NESTMANN & Mario KAHL

1. Problem- und Zielstellung, Methodik

Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben "UVP- 
Gesetz: Erfahrungen mit der Umweltverträglich­
keitsprüfung im Zulassungsverfahren für Abfallde­
ponien zur Rechtsfortentwicklung"1’, mit dem eine 
Arbeitsgemeinschaft2’ unter Federführung der Pla­
nungsgruppe Ökologie + Umwelt durch das Um­
weltbundesamt (UBA) beauftragt worden ist, ver­
folgt im wesentlichen folgende Zielsetzungen: Auf 
Basis der Erfahrungen der Zulassungsbehörden mit 
der Umsetzung der gesetzlichen Vorschriften zur 
UVP bei Abfalldeponien soll ein wesentlicher Bei­
trag zur weiteren Verbesserung der fachlichen und 
vor allem rechtlichen Rahmenbedingungen des Zu­
lassungsprozesses sowie der einzelnen Arbeits­
schritte des Zulassungsverfahrens speziell bei Ab­
falldeponien geleistet werden.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) am 1. August 1990 
sind im Bereich der Abfallablagerung zahlreiche 
Zulassungsverfahren mit Umweltverträglichkeits­
prüfung (UVP) durchgeführt worden. Nunmehr ist 
es von Interesse, die Erfahrungen der Zulassungs­
behörden mit den gesetzlichen Vorschriften über die 
UVP aufzuzeigen. Dadurch soll nicht nur ein Bild 
über die Umsetzung der Vorschriften in Deutsch­
land vermittelt werden. Zusätzlich können die in der 
Verwaltungspraxis angelegten Maßstäbe und Erfah­
rungen mit den Bestimmungen der am 29. Septem­
ber 1995 in Kraft getretenen Allgemeinen Verwal­
tungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) ver­
glichen werden, wodurch sich wertvolle Anhalts­
punkte sowohl für eine möglicherweise zweck­
mäßige Erweiterung, Streichung oder Abänderung 
ihrer allgemeinen Regelungen als auch ihrer Vor­
schriften für die Vorhabenart Abfalldeponie ergeben 
können. Darüber hinaus können aus den Ergebnis­
sen des Forschungsvorhabens Schlußfolgerungen 
fü r  die UVP-Praxis bei anderen Vorhabenarten gezo­
gen werden.

Das Vorhaben ordnet sich ein in die Schwerpunkt­
aufgabe integrierter Umweltschutz, d.h. es soll der 
Weiterentwicklung von Instrumenten zur Förde­
rung einer nachhaltigen Entwicklung dienen. Hier­
bei ist das Abfallproblem national und international 
weiterhin ein Umweltproblem höchsten Ranges.

Von Interesse in diesem Zusammenhang ist eine 
Analyse der Schwierigkeiten, die sich insbesondere 
bei der Bestimmung des Untersuchungsrahmens, 
der zusammenfassenden Darstellung, der Bewer­
tung der Umweltauswirkungen und der Berücksich­
tigung der Bewertungsergebnisse bei der Entschei­
dung über die Zulässigkeit eines Vorhabens erge­
ben. Hieraus sollen die notwendigen Schlußfolge­
rungen fü r  eine effektive und einheitliche Gestal­
tung von UVPs gezogen werden.
Gegenstand dieses Beitrags sind die bisherigen Er­
gebnisse der Erhebung und Auswertung zu den Er­
fahrungen der Vollzugsbehörden mit der UVP zu 
Abfalldeponien (vgl. Abb. 1).

1.1 Methodik

Die Strukturierung des Forschungsvorhabens ist in 
Abbildung 1 ersichtlich. Die unter Arbeitsblock A 
dargestellten Arbeitsphasen 1 und 2 umfassen im 
wesentlichen die empirischen Aspekte, während die 
folgende Arbeitsphase 3 die Entwicklung einer pra­
xisbezogenen Handlungsanleitung sowie Vorschlä­
ge zur Rechtsfortentwicklung beinhaltet. Die Bear­
beitung von Block A ist mittlerweile in die Arbeits­
phasen 2 und 3 übergegangen, welche rückkop­
pelnd ineinandergreifen.
Die beiden Schwerpunkte der Arbeitsphase 1 "Er­
fassung und Auswertung der Erfahrungen von Zu­
lassungsbehörden mit der UVP bei Abfalldeponien" 
und "Rechtliche Situation UVP und Abfalldeponi­
en" werden parallel bearbeitet und in ihren Schluß­
folgerungen in der Handlungsanleitung zur (Depo- 
nie-)UVP zusammengeführt.
In Arbeitsphase 1 ist als Basis der empirischen 
Untersuchung ein umfangreicher Fragebogen zum 
Vollzug der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
ausgearbeitet und bundesweit an die für Planfest­
stellung und Raumordnung zuständigen Genehmi­
gungsbehörden für Abfalldeponien versandt wor­
den.
Der Rücklauf der Fragebögen aus den einzelnen 
Bundesländern war vom Umfang und von der Qua­
lität der Beantwortung her heterogen ausgeprägt, 
erfreulicherweise aber insgesamt doch recht um­
fangreich, sodaß auf dieser Basis der zweite wich­
tige Arbeitsschritt der Arbeitsphase 1, nämlich die 
Auswahl der vertieft zu untersuchenden, repräsen­
tativen Fallbeispiele in Abstimmung mit dem Um-
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Strukturierung und Ablauf der Gesamtuntersuchung
T T

Arbeitsblock A Arbeitsblock B

Fachliche Arbeiten des Gutachterteams Forschungs­
begleitender
Arbeitskreis

T T

Arbeitsphasen 1 und 2

Empirische Teilaspekte Rechtliche Teilaspekte

Diskussion und 
Abstimmung der 
Zwischenergeb-

Auswertung der Fragebögen und Falb Auswertung der UVP-Rechtsprechung 
beispiele

nisse (1. Sitzung)

Formulierung fachlicher1 Anforderungen Formulierung rechtlicher Anforderungen 
an dieBCdrb'eituhg derUVk ' an Struktur und Bearbeitung der UVP 

sowie ihre Berücksichtigung

Analyse der Planfeststellungsbeschlüsse und landesplanerischen Beurteilungen 
Folgerungen zum rechtlichen und fachlichen Handlungsbedarf 
Entwicklung der Struktur einer Handlungsanleitung für die Deponie-UVP

T

Arbeitsphase 3 2. Sitzung

Konkretisierung der Handlungsanleitung, Einarbeitung von Vorschlägen aus dem 
Arbeitskreis

Ausarbeitung von Vorschlägen zur Rechtsfortentwicklung, Einarbeitung von Anre­
gungen aus dem Arbeitskreis

T

Arbeitsphase 4 Präsentation 
(3. Sitzung)

Endbericht / Endredaktion

Gegenstand dieser Veröffentlichung

Abbildung 1

Grundstruktur des methodischen Konzeptes des F+E-Vorhabens.

Weltbundesamt, vorgenommen werden konnnte. 
Die Fallbeispiele gewährleisten sowohl die verglei­
chende Untersuchung der Gemeinsamkeiten als 
auch der verfahrensbezogenen Unterschiede (vgl. 
Kap. 2.2).

hi Arbeitsphase 2 ist eine detailliertere Auswertung 
der ausgewählten 13 Fallbeispiele anhand der je ­
weiligen Planfeststellungsbeschlüsse (8 Verfahren, 
2 Scoping-Verfahren) bzw. raumordnerischen Beur­
teilungen (3 Verfahren) vorgenommen worden. 
Weiterhin werden aus den empirischen Ergebnissen 
und (rechtsbezogenen) Literaturrecherchen Folge­
rungen zum fachlichen und rechtlichen Handlungs­
bedarf vor dem Hintergrund eines ersten (Struktur-) 
Entwurfes zu einer Handlungsanleitung (Deponie-) 
UVP gezogen. Ferner sind Vorschläge zur Rechts­
fortentwicklung auszuarbeiten.
Arbeitsphase 3 konzentriert sich auf die konkretisie­

rende Ausarbeitung der Handlungsanleitung (De- 
ponie-)UVP unter Berücksichtigung der Vorschläge 
aus dem begleitenden Arbeitskreis.

2. Erfahrungsbericht

Aus den 16 Bundesländern erfolgte ein Rücklauf 
der Fragebögen aus 9 Bundesländern:

Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nord­
rhein-Westfalen, Saarland, Schleswig-Holstein. 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach­
sen

Folgendes ist hierbei anzumerken:

Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg entsorgen 
Siedlungs- und Sonderabfälle ausschließlich in 
den benachbarten Flächenstaaten. Sie haben und
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Fragebogen Teil A
Teil A behandelt insgesamt folgende allgemeine Sachverhalte: 
o Kooperation entsorgungspflichtiger Körperschaften 
o Art des Verfahrens / der Planungsstufe 
o Gegenstand des UVP-Verfahrens
o vorgelagerte Verfahren / abfallwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
° administrative Zuständigkeit / Federführung 
o Verfügbarkeit der UVP-Unterlagen 
o länderspezifische Regelungen.

Fragebogen Teil B
Dieser Teil des Fragebogens zielt auf die Klärung folgender Fragestellungen: 
o Dauer der Verfahren 
° Öffentlichkeitsbeteiligung
o Kriterien zur Abgrenzung des Untersuchungsrahmens und Beteiligte am Scoping 
0 Geeignetheit der Unterlagen gern. § 6 UVPG 
o Bewertung gern. § 12 UVPG
o Integration untergesetzlicher Sachverhalte bei der Bewertung 
o Abschichtung von UVP-relevanten Inhalten auf den verschiedenen Planungsstufen 
o Beurteilung der Abschichtung im Hinblick auf die Verfahrensabwicklung.

Fragebogen Teil C

Teil C des Fragebogens beinhaltet folgende Fragestellungen: 
o Flächendeckende Standortsuche im Entsorgungsgebiet und Geologie 
o Umsetzbarkeit der (unter-)gesetzlichen Vorgaben 
o Ergänzender Regelungsbedarf 
o Bestimmung des Untersuchungsrahmens 
o Einbeziehung Dritter in das Scopingverfahren 
o Operationalisierung der medienübergreifenden Ausrichtung 
o Bestimmung erheblicher und unerheblicher Auswirkungen
o Operationalisierung der vorsorgeorientierten Bewertung, insbes. unterhalb der fachgesetzlichen Zu­

lässigkeitsschwelle
o Integration der behördlichen Bewertung in die Abwägungsentscheidung 
o Erfordernis vertiefender Untersuchungen
o UVP zum Planfeststellungsverfahren im Verhältnis zu den Ergebnissen des Raumordnungsverfahrens.

Abbildung 2

Aufbau des Fragebogens.

werden daher keine UVP für Abfalldeponien 
durchführen.

Im Stadtstaat Bremen ist lt. telephonischer Aus­
kunft bisher eine UVP für eine kommunale 
Hausmülldeponie durchgeführt worden. Der 
entsprechende Fragebogen konnte aufgrund des 
erheblich verspäteten Eintreffens nicht mehr in 
die Auswertungen aufgenommen werden. Mög­
licherweise wird es in der weiteren Zukunft einen 
Erweiterungsbedarf für diese Deponie geben.

In Bayern sind zwei UVPs im Rahmen der Plan­
feststellungsverfahren (PFV) und eine zum Raum­
ordnungsverfahren (ROV) durchgeführt wor­
den; beide Verfahren ruhen jedoch derzeit man­
gels Bedarf an Deponiekapazitäten, weshalb der 
Fragebogen unbeantwortet geblieben ist.

In Rheinland-Pfalz sind die Regierungspräsidi­
en zuständig für die Zulassung, diese werden 
jedoch 1997 aufgelöst. Die hiermit verbundenen

Umstrukturierungen ließen eine Beantwortung 
des Fragebogens nicht zu.

In Sachsen-Anhalt und Thüringen sind nach der­
zeitigem Kenntnisstand keine UVPs zu Abfall­
deponien gelaufen. In Thüringen werden die 
Altdeponien bzw. die Deponien mit Bestands­
schutz nach Anpassung an den Stand der Tech­
nik weiterbetrieben.

2.1 Ausschnitt der Befragungsergebnisse 
im Gesamtüberblick für die Bundes­
republik Deutschland

Analog zum dreiteiligen Aufbau des Fragebogens 
wird im folgenden ein Überblick zum Vollzug der 
UVP bei der Zulassung von Abfalldeponien im 
Planfeststellungsverfahren (PFV) sowie zum Voll­
zug im Raumordnungsverfahren (ROV) gegeben. 
Leitend für die Auswertungen waren die im Ange-
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bot formulierten Forschungsfragen. Abbildung 2 
gibt die insgesamt zu den jeweiligen Teilen des Fra­
gebogens abgefragten Aspekte wieder. Hier werden 
nun ausgewählte, für die weitere inhaltliche Bear­
beitung relevante Ergebnisse zusammenfassend dar­
gestellt

Gegenstand des UVP-Verfahrens

Hauptgegenstand der UVP-Verfahren war mit 
knapp zwei Dritteln die Planung einer Abfalldepo­
nie an einem neuen Standort. Für die Zukunft ist die 
Tendenz erkennbar, daß vermehrt Erweiterungen 
(wesentliche Änderungen) bestehender, genehmig­
ter Deponieflächen (bislang in sieben Verfahren 
Planungsgegenstand, hauptsächlich in den alten 
Bundesländern) zu erwarten sind, da aufgrund des 
stetig sich verringernden Müllaufkommens große 
Deponie-Neuplanungen (die in den vergangenen 
sechs Jahren der uns vorliegenden Verfahren vor 
allem in den neuen Bundesländern durchgeführt 
wurden) in der nächsten Zeit in den Hintergrund 
treten werden.
Diese Tendenz ist auch insofern relevant für die 
UVP bei Abfalldeponien, weil sich in den Fällen 
einer Änderung bestehender Deponien zunächst im­
mer die Frage stellt, ob die geplante Änderung so 
gravierend ist, daß ein Planfeststellungsverfahren 
mit UVP eingeleitet werden muß oder ob eine Plan­
genehmigung ohne UVP ausreicht. Die Entschei­
dung für oder gegen einen bestimmten Verfahrens­
typ obliegt der zuständigen Behörde. Vor diesem 
Hintergrund ist bspw. eine zur Klärung dieser Frage 
geplante Umwelterheblichkeitsprüfung in die Un­
tersuchung der Fallbeispiele aufzunehmen. 
Abfallentsorgungsanlagen nach Bundesimmissi­
onsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. dem Deponie­
standort winden in einem Drittel der gesamten Ver­
fahren genehmigt. Für diese Anlagen nach BImSchG 
wurden sowohl bei ca. 60% UVP/UVS durchge­
führt als auch die Wechselwirkungen zwischen den 
Anlagen und der Deponie in der Deponie-UVP 
berücksichtigt (vgl. zum Thema Wechselwirkungen 
Pkt. 2.2).
Die Deponieklassen sind gemäß TA Siedlungsabfall 
(TASi) überwiegend der Klasse II zuzuordnen, we­
nige der Klasse I (Mehriächnennungen waren mög­
lich). Sofern Deponietypen angegeben wurden, 
handelt es sich um Hausmüll-, Restmüll- oder Altdepo­
nien. Ein Typ entsprach Sondermüll nach TA Abfall. 
Die Deponieklasse II nach TASi ist vorgesehen für 
Abfälle, die gegenüber der Deponieklasse I einen 
höheren organischen Anteil aufweisen. Für die Zu­
kunft ist aufgrund der Vorgaben der TA Siedlungs­
abfall zu erwarten, daß der aus der Vorbehandlung 
kommende Restmüll geringere organische Anteile 
aufweisen wird und somit im verstärkten Umfang 
Kapazitäten auf Deponien der Klasse I erforderlich 
sein werden. Hier ist die Frage relevant, ob es sich 
bei Deponien der Klasse I um bedeutende und somit 
UVP-pflichtige Anlagen handelt. Unbedeutende 
Deponien können im Zuge der Genehmigung ohne

UVP zugelassen werden (vgl. § 31 Kreislaufwirt­
schafts- und Abfallgesetz KrW/AbfG). Bei diesem 
Deponietyp werden nach TASi Ziff. 10.3.2 bei­
spielsweise keine besonderen Anforderungen an 
den Untergrund gestellt, während bei Deponien der 
Klasse II die homogene Ausgleichsschicht mit ei­
nem kf-Wert £  lxlO"7 m/s auszustatten ist.

Vorgelagerte Verfahren / abfallwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen

Dem Raumordnungs- bzw. Planfeststellungsver­
fahren vorgelagerte freiwillige Plan-/Programm- 
UVPs bzw. vor Inkrafttreten des UVPG begonnene 
Verfahren mit formaler/inhaltlicher Umstellung auf 
Anforderungen des UVPG sind nur in neun Fällen 
aufgetreten. Allerdings lag den meisten Verfahren 
ein Abfallwirtschaftsprogramm bzw. Entsorgungs­
plan zugrunde oder wurde parallel erarbeitet. In 5 
Fällen waren die Arbeiten an dem Verfahren vor 
Inkrafttreten des UVPG bereits begonnen, jedoch 
erfolgte noch keine öffentliche Bekanntmachung. 
Hier wurde in jeweils 3 Fällen das Verfahren inhalt­
lich und in 2 Fällen formal auf die Anforderungen 
des UVPG umgestellt.

Dauer der Verfahren

Zur Ermittlung der durchschnittlichen Verfahrens­
dauer konnten 22 Planfeststellungsbeschlüsse bzw. 
landesplanerische Beurteilungen herangezogen wer­
den. Die Spannbreite der Dauer aller Verfahren liegt 
zwischen 6 und 56 Monaten. Differenziert nach der 
Planungsstufe ergibt sich für die ROV eine Spann­
breite der Dauer von 11 bis 18 Monaten und für die 
PFV eine Spannbreite zwischen 6 und 56 Monaten. 
Die ROV werden demnach i.d.R. in einer kürzeren 
Zeitspanne zum Abschluß gebracht.
Bezogen auf die einzelnen Bundesländer liegt der 
Schnitt zwischen 17 (Mecklenburg-Vorpommern) 
und 48,5 Monaten (Niedersachsen). Der Bundes­
durchschnitt beträgt rd. 30 Monate. Eine unter­
durchschnittliche Verfahrensdauer ist für die Länder 
Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpom­
mern festzustellen. Überdurchschnittlich lange dau­
erten die Verfahren in Hessen, Niedersachsen, Nord­
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Nahe am 
Bundesdurchschnitt liegen die Verfahren im Saar­
land und in Sachsen.
Aussagen zur Verfahrensdauer der einzelnen Ver­
fahrensschritte

Festlegung des Untersuchungsrahmens (§ 5 
UVPG),
Zusammenstellung der Angaben (§ .6 UVPG), 
Erarbeitung der zusammenfassenden Darstel­
lung (§ 11 UVPG),
Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 12 
UVPG)

sind nicht zu treffen, da unterschiedliche, z.T. un­
klare Angaben über Zeiträume/Zeitpunkte gemacht 
winden.
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Kriterien zur Abgrenzung des Untersuchungs- 
rahmens und Beteiligte am Scoping
Zur Festlegung der Verfahrensinhalte fand in rund 
80% der Fälle ein Scoping statt. Als Kriterien zur 
Festlegung des Untersuchungsrahmens dienten 
hauptsächlich die Schutzgüter nach UVPG und 
nach Abfallgesetz (AbfG) sowie ein Entwurf zur 
UVPVwV. In den sechs Fällen ohne Scoping wurde 
größtenteils unter Hinzuziehung der gleichen (obi­
gen) Kriterien der Untersuchungsrahmen in Ab­
stimmung zwischen Behördenvertretem, z.T. auch 
mit Verbänden und nach raumplanerischen Ge­
sichtspunkten festgelegt.

Geeignetheit der Unterlagen gemäß § 6 UVPG
In der überwiegenden Anzahl waren die Unterlagen 
des Vorhabenträgers aus Sicht der Genehmigungs­
behörden vollständig oder mit gewissen Einschrän­
kungen zur Verwendung im Rahmen der UVP ge­
eignet. In 7 Fällen konnte eine besondere Entschei­
dungserheblichkeit der Unterlagen nach § 6 UVPG 
nicht festgestellt werden.
Als besonders entscheidungserheblich wurden in 11 
Fällen bei den vollständig geeigneten Unterlagen 
der UVS/UVU insbesondere Gutachten zu den 
abiotischen Schutzgütem sowie Kartierungen zur 
Tier- und Pflanzenwelt erachtet. Nichtsdestotrotz 
wurden auch bei den insgesamt als geeignet ange­
sehenen Unterlagen Defizite festgestellt und beho­
ben, und zwar in bezug auf Klima/Luft und Hydro­
logie sowie beim landschaftspflegerischen Begleit­
plan (LBP). Ob die Änderungen bei der Begleitpla­
nung auf die Ergebnisse der UVS/UVP zurückzu­
führen sind, geht aus den Antworten nicht hervor. 
Als Defizite wurden bei den eingeschränkt geeigne­
ten Unterlagen insbesondere die unterschiedliche 
Aktualität der Daten, die Bewertungsmethodik so­
wie unzureichende Gutachten und fehlende Alter­
nativenbetrachtung genannt. Die unbefriedigenden 
Gutachten wurden i.d.R. ergänzt. Als besonders ent­
scheidungserheblich erwiesen sich trotz (zunächst) 
eingeschränkter Geeignetheit die Mengenprognose 
(die allerdings nicht unbedingt zur UVS/ UVP ge­
hört, sondern eher zum Bedarfsnachweis) sowie 
Gutachten zur Hydrogeologie.

Bewertung gemäß § 12 UVPG
Diese Frage ist in 8 Fällen nicht beantwortet wor­
den. Am häufigsten wird als Methode die verbal-ar­
gumentative Bewertung benannt (13), gefolgt von 
der Anwendung "einschlägiger" Grenz- und Richt­
werte. Die Anwendung der ökologischen Risiko­
analyse, die Beachtung von Umweltqualitätszie- 
len/-standards, die Nutzwertanalyse, die TA Luft 
sowie die rechtliche Würdigung im Planfeststel­
lungsbeschluß wurden jeweils zweimal als Bewer­
tungsmethoden angegeben. Die relativ geringe An­
zahl an Antworten auf diese Frage sowie die teilwei­
se nicht sinngemäßen Antworten lassen vermuten, 
daß die Bewertung eine besondere Schwierigkeit 
für die Genehmigungsbehörden darstellt.

Umsetzbarkeit der (unter-)gesetzlichen Vorgaben
Die überwiegende Mehrheit (21 Fälle) hat diese 
Frage mit Ja beantwortet, lediglich in drei Fällen 
wurde dies mit Hinweis auf die unzureichende Be­
rücksichtigung der Problematik der Altdeponien in 
den neuen Bundesländern sowie die mangelnde 
Konkretheit und Flexibilität verneint.

Ergänzender Regelungsbedarf
Gut zwei Drittel der Antworten geben Hinweise 
hinsichtlich der Ergänzungsbedürftigkeit der recht­
lichen Vorschriften, wobei mit jeweils drei Nennun­
gen die TA Siedlungsabfall und eine gewünschte TA 
Abfalldeponie die Schwerpunkte bilden. Es folgt 
mit drei Nennungen die UVPVwV und zweimal das 
UVPG. Die übrigen Vorschriften werden jeweils nur 
ein einziges Mal genannt (AbfG, TA Abfall, TA 
Sonderabfall als Bestandteil der TA Abfall oder als 
eigenständige TA, UVPG). In bezug auf das UVPG 
herrschen bei einigen Zulassungsbehörden gegen­
läufige Einschätzungen hinsichtlich seiner Hand­
habbarkeit.

Operationalisierung der medienübergreifenden 
Ausrichtung und der Wechselwirkungen
Diese Frage ist vergleichsweise selten beantwortet 
w orden (13mal). D ie A ntw orten lassen einen 
Schwerpunkt bei Gutachten und Stellungnahmen 
sowie bei einer verbal-argumentativen Auseinan­
dersetzung mit dieser Thematik erkennen. Konkrete 
Angaben, etwa in Form der herangezogenen Bewer­
tungsmaßstäbe, wurden nicht gemacht.

Operationalisierung der vorsorgeorientierten 
Bewertung, insbesondere unterhalb der fachge­
setzlichen Zulässigkeitsschwelle
Auch dieses Thema ist zurückhaltend beantwortet 
worden (1 lmal). In der Hauptsache erfolgt die Ope­
rationalisierung verbal-argumentativ. Die Zulas­
sungsbehörden orientieren sich am Stand der Tech­
nik, an der Technischen Anleitung Siedlungsabfall 
(TASi), am Erlaß zur Standortsuche (Mecklenburg- 
Vorpommern) oder es werden hohe Sicherheits-/ 
Schutzstandards festgelegt. In einem Fall (Nr. 22) 
wurden Belastungen unterhalb der fachgesetzlichen 
Zulässigkeitsschwellen als zumutbar und einer Zu­
lassung nicht entgegenstehend bewertet, was ei­
gentlich eine Frage des außerhalb der UVP stehen­
den Abwägungsvorganges ist und nicht zur umwelt- 
internen Bewertung gehört.

Integration der behördlichen Bewertung in die 
Abwägungsentscheidung
Die Hälfte der Fragebögen liefert eine Antwort auf 
diese Frage. Schwerpunktmäßig erfolgt die Berück­
sichtigung bei der Abwägungsentscheidung sowie 
in Form einer rechtlichen Würdigung der in der 
UVP herausgearbeiteten Sachverhalte. Andere spre­
chen in diesem Zusammenhang von der Integration 
bei der Prüfung von Versagungsgründen nach § 8 
Abs. 3 S. 2 Nr. 1 AbfG sowie davon, daß die UVP
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Teil der Begründung zum Planfeststellungsbe­
schluß geworden ist. In Einzelfällen fand die Be­
wertung nach § 12 UVPG einen Niederschlag als 
Nebenbestimmung.

Erfordernis vertiefender Untersuchungen
In 50% der Fälle wird ein solches Erfordernis gese­
hen, das sich über die gesamte Breite der Schutzgü­
ter erstreckt. Ein Schwerpunkt liegt bei den Themen 
Lärm und Lärmprognose sowie bei Hydrologie und 
Grundwasser. Es folgen (Hydro-)Geologie/Barriere 
und Geruch.

UVP zum Planfeststellungsverfahren im Ver­
hältnis zu den Ergebnissen des Raumordnungs­
verfahrens
Von 13 Antworten geben 5 an, daß keine neuen 
Erkenntnisse gewonnen wurden bzw. die ROV-Pla- 
nung (4mal) bestätigt worden ist. Lediglich in ei­
nem Fall wurden die Erkenntnisse im PFV gegen­
über dem ROV vertieft.

2.2 Ausgewählte Auswertungsergebnisse 
zu den repräsentativen Fallbeispielen

Die 13 Fallbeispiele sind in Abstimmung mit dem 
Umweltbundesamt mit dem Ziel ausgewählt wor­
den, sowohl einen Vergleich der Gemeinsamkeiten 
wie auch der Unterschiede in den Verfahren vorneh­
men zu können als auch Sonderfälle, z.B. Planfest­
stellungsverfahren für Deponien nach dem Bundes­
berggesetz (BBergG), zu erfassen. Folgende Krite­
rien haben bei der Auswahl vorrangig Berücksich­
tigung gefunden:

Art des Verfahrens/Vorhabens 
Deponietyp
Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
alte/neue Bundesländer 
grenzüberschreitendes Verfahren 
Vollständigkeit/Widerspmchsfreiheit der Ant­
worten im Fragebogen.

Die Auswertung zu den Fallbeispielen erfolgte na­
hezu ausschließlich durch die Analyse der Planfest­
stellungsbeschlüsse und raumordnerischen Beurtei­
lungen. Eine Reihe der nachfolgend geschilderten 
Auswertungen bezieht sich lediglich auf die abge­
schlossen Verfahren (insgesamt 11 von 13). Die Fall­
beispiele Nr. 6 und 8 (Planfeststellungsbeschlüsse) 
stellen Scoping-Unterlagen dar und sind entspre­
chend nur für eingeschränkte Fragestellungen rele­
vant.
Die Grundlage für die nachfolgend wiedergegebe­
nen Auswertungen, Vergleiche und Bewertungen bil­
den i.d.R. die Vorgaben des UVPG bzw. derUVPVwV.3)

2.2.1 Struktur und Arbeitsschritte der 
behördlichen UVP

Das UVPG fordert eine nachvollziehbare Doku­
mentation der in der förmlichen UVP aus fachlichen 
Gesichtspunkten wie auch abgeleitet aus der aktu­
ellen Rechtsprechung erforderlichen Arbeitsphasen

der Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
erheblichen Umweltauswirkungen.
Nach Ziffer 0.5.2.1 UVPVwV ist die zusammenfas­
sende Darstellung der Umweltauswirkungen (§ 11 
Satz 4 UVPG) ein "einheitliches" Schriftstück". Die 
zusammenfassende Darstellung der Umweltaus­
wirkungen hat daher auch bei Einbindung in die 
Begründung des Planfeststellungsbeschlusses zu­
sammenhängend zu erfolgen. Angesichts dieser be­
stehenden Vorgaben werden die vorliegenden Fall­
beispiele auf ihre formale Struktur und die Nach­
vollziehbarkeit der Arbeitsschritte der UVP geprüft.

Ergebnisse
Die Analyse der Fallbeispiele zeigt einerseits ein 
sehr heterogenes Vorgehen der jeweiligen Behörden 
sowohl hinsichtlich der als erheblich betroffen be­
rücksichtigten Schutzgüter als auch bezüglich der 
jeweils für die einzelnen Schutzgüter herangezoge­
nen Bewertungsgrundlagen. Eine Nachvollziehbar­
keit der oben genannten Arbeitsphasen, auch im 
Sinne einer stringenten inhaltlichen Bezogenheit 
aufeinander, ist in den wenigsten Fällen gegeben. 
Sie veranschaulicht andererseits auch ein offenbar 
recht unterschiedliches Verständnis dessen, wie, an 
welcher Stelle, in welcher Weise und in welchem 
Umfang sowie in welcher Intensität die Anforderun­
gen des UVPG/der UVPVwV in die abfallrechtliche 
bzw. bergrechtliche Genehmigung zu integrieren 
sind  und wie die UVP innerhalb der Genehmi­
gungsverfahren insgesamt zu strukturieren ist. 
Beides zeigt sich an den im folgenden dargestellten 
Sachverhalten:
Drei der 11 Fallbeispiele weisen keine zusammen­
fassende Darstellung gemäß § 11 UVPG als zusam­
menhängendes Schriftstück in der Begründung auf. 
Dabei handelt es sich um den Planfeststellungsbe­
schluß Nr. 23 sowie um zwei der drei berücksich­
tigten Raumordnungsverfahren (Nr. 12 und II).
Die weitergehende Analyse ergibt, daß in der Mehrzahl 
der Fallbeispiele eine formale Dokumentation der Ar­
beitsschritte Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen erfolgt. Im einzelnen wer­
den in 6 von 8 Planfeststellungsbeschlüssen und in 2 
von 3 raumordnerischen Beurteilungen diese Arbeits­
schritte erläutert Die Tabellen 1 und 2 stellen diese Analy- 
senfürdieeinzelnen Arbeitsschritte undFallbeispieledar. 
Hinsichtlich der Dokumentation des "Ergebnisses 
der UVP" läßt sich die vorgenannte Tendenz nicht 
bestätigen. Im Anschluß an die Darstellung der Be­
wertung der Umweltauswirkungen sollte das Er­
gebnis der UVP als separater Arbeitsschritt doku­
mentiert werden. Die UVP dient zwar der Vorberei­
tung der Zulassungsentscheidung; die Zulassungs­
entscheidung selbst ist aber nicht das unmittelbare 
Ergebnis der UVP. Dieses unmittelbare Ergebnis 
der UVP, das von der Berücksichtigung der UVP in 
der Zulassungsentscheidung zu unterscheiden ist, 
wird in fünf der 11 ausgewerteten Fallbeispiele 
nicht resp. nicht ausreichend dokumentiert (vgl. 
Tabellen 1 und 2). Eine Berücksichtigung der Er­
gebnisse der UVP in der Zulassungsentscheidung
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Tabelle 1

Dokumentation der UVP-bezogenen Arbeitsschritte im Planfeststellungsbeschluß.

16 22

P lanf

19

eststellunj

7

sbeschlüs

V I I

e Nr. 

10 23 20
Ermittlung und Beschreibung der 
Umweltauswirkungen

■ ■ • ■ ■ ■ □ ■

Bewertung der Umweltauswirkungen ■ ■ ■ ■ ■ ■ □ ■

Ergebnis der UVP ■ ■ ■ ■ □ □ □ ■

Berücksichtigung der Ergebnisse der 
UVP in der Zulassungsentscheidung

■ ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■

E rläuterungen:

■  vorhanden im PFB
#  vorhanden/teilweise unvollständig resp. nicht nachvollziehbar 
□  nicht vorhanden im PFB/weitestgehend unvollständig

Tabelle 2

Dokumentation der UVP-bezogenen Arbeitsschritte in den raumordnerischen Beurteilungen.

R ai

12

m ordnungsverfahren

II

Nr.

22

Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkun­
gen

□ ■ •

Bewertung der Umweltauswirkungen ■ ■

Ergebnis der UVP □ □ ■

Berücksichtigung der Ergebnisse der UVP in der 
Zulassungsentscheidung

■ ■

E rläuterungen:

■  vorhanden
•  vorhanden/teilweise unvollständig resp. nicht nachvollziehbar 
□  nicht vorhanden im ROV/weitestgehend unvollständig

l) In der raumordnerischen Gesamtabwägung wird nicht auf die Ergebnisse der UVP, sondern auf die UVS Bezug ge­
nommen.

findet sich in jedem Fallbeispiel.
Des weiteren kann die Nachvollziehbarkeit der ein­
zelnen UVP-Arbeitsschritte in den Fallbeispielen 
geprüft werden. Hierbei wird deutlich, daß in 6 
Fallbeispielen die sinnvolle und notwendige Tren­
nung der Arbeitsschritte Ermittlung/Beschreibung 
und Bewertung nicht erfolgt. In diesen Fällen wer­
den einzelne Arbeitsschritte regelmäßig mit vor- 
oder nachgelagerten Arbeitsschritten kombiniert, 
was die Nachvollziehbarkeit erheblich einschränkt 
(vgl. Tabellen 3 und 4).
Das Vorliegen notwendiger Arbeitsschritte inner­
halb der Bewertung gemäß § 12 UVPG wird diffe­
renzierter betrachtet. Hier können

die Bewertung der Auswirkungen des Vorha­
bens auf die einzelnen Schutzgüter (ohne Um­
weltgut Wechselwirkungen) nach § 2 UVPG,

die medienübergreifende Gesamtbewertung der 
Auswirkungen (gemäß UVPVwV 0.6.2.1) und 
die Bewertung der Auswirkungen im Hinblick 
auf die Wechselwirkungen 

unterschieden werden.
In diesem Sinne liegt in vier Fallbeispielen keine 
Darlegung der Bewertung der Umweltauswirkun­
gen auf einzelne Schutzgüter vor. Hierbei handelt es 
sich um die Fallbeispiele Nr. 7, VII, 23 und 12. In 
drei weiteren Fällen (Nr. 22, 19, II) ist der geschil­
derte Arbeitsschritt nicht für alle dem UVPG ein­
deutig zu entnehmenden Schutzgüter erfolgt.
Eine medienübergreifende Gesamtbewertung der 
Auswirkungen, gemessen an den Vorgaben der 
UVPVwV, erfolgt in der Mehrzahl der Fälle nicht. 
Lediglich in drei Fallbeispielen (Nr. 16, 22 -PFB-, 
20) ist den Unterlagen dieser Bewertungsaspekt
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Tabelle 3

Arbeitsschritte der UYP als separate Teile dem Planfeststellungsbeschluß zu entnehmen (Nachvollziehbarkeit).

P la n feststellun gsbesch lü sse N r.

16 22 19 7 V II 10 23 20

Ermittlung und Beschreibung der 
Umweltauswirkungen

■ □ □ ■ □  '> ■ O ■

Bewertung der Umweltauswirkun­
gen

■ □ □ □ □ ■ O ■

Ergebnis der UVP □ ■ ■ □ O O o ■

Berücksichtigung der Ergebnisse der 
UVP in der Zulassungsentscheidung

■ ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■

E rläuterun gen :

■  Arbeitsschritt separat vorhanden/nachvollziehbar erkennbar (i.d.R. selbständiger Abschnitt)
□  Arbeitsschritt nicht separat vorhanden (Anmerkung: häufig in Kombination mit vor- resp. nachgelagertem Arbeits­

schritt dargestellt)
O  nicht vorhanden/dem PFB nicht zu entnehmen
^ bewertende Aussage der zusammenfassenden Darstellung zugeordnet/keine Trennung

Tabelle 4

Arbeitsschritte der UVP als separate Teile des Raumordnungsverfahrens zu entnehmen (Nachvollziehbarkeit).

R aum ordnungsverfahren  Nr.

12 II 22

Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen O ■ □

Bewertung der Umweltauswirkungen O ■ ■

Ergebnis der UVP o □ □

Berücksichtigung der Ergebnisse der UVP in der Zulassungsent­
scheidung

■ ■ □

E rläuterungen:

■  Arbeitsschritt separat vorhanden/nachvollziehbar erkennbar (i.d.R. selbständiger Abschnitt)
□  Arbeitsschritt nicht separat vorhanden (Anmerkung: häufig in Kombination mit vor- resp. nachgelagertem Arbeits­

schritt dargestellt)
O nicht vorhanden/dem ROV nicht zu entnehmen

zumindest formal zu entnehmen. Darüber hinaus 
bestehen bei Nr. 16 und 22 fachlich-inhaltliche Be­
denken hinsichtlich der medienübergreifenden Be­
wertung. Die Tabellen 5 und 6 stellen die genannten 
Einzelergebnisse dar.
Des weiteren ist die formale Berücksichtigung des 
die Wechselwirkungen betreffenden Arbeitsschrit­
tes untersucht worden. Hierzu kann festgehalten 
werden, daß sich die Einordnung der Wechselwir­
kungen in die Struktur der behördlichen UVP 
maßgeblich an der mehrheitlich fehlerhaften Definiti­
on der Wechselwirkungen orientiert (vgl. Kap. 2.2.2).

Auf der Grundlage der im Rahmen dieses For­
schungsvorhabens getroffenen Zuordnung der Wech­
selwirkungen zur Umweltgüterregelung ergäbe sich

mit einiger Plausiblität eine Eigenständigkeit der 
Erm ittlung, Beschreibung und Bewertung der 
Wechselwirkungen in der behördlichen UVP. Dies 
ist in der Regel nicht der Fall. In einzelnen PFB/ 
ROV werden die Wechselwirkungen zwar ihrer Be­
deutung gemäß zusammenhängend und ausdrück­
lich dargelegt, z.B. in Nr. 16 und 10, sowie mit 
eigenen Gliederungspunkten versehen; allerdings 
ist keinem PFB/ROV ein systematisches Vorgehen 
über die Arbeitsschritte Ermittlung, Beschreibung 
und Bewertung zu entnehmen. Diese Tatsache stützt 
den Eindruck der unzureichenden Bearbeitung und 
Wahrnehmung dieses UVP-Gegenstandes.

Die strukturelle Einordnung der Wechselwirkungen 
folgt ferner der Tendenz, die Wechselwirkungen
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TabeUe 5

Darstellung notwendiger Arbeitsschritte im Planfeststellungsbeschluß im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge.

16 22

P lanl

19

eststellun;

7

’sbesch lüs

VII

se Nr. 

10 23 20

Sind Umweltauswirkungen auf ein ­
ze lne S ch u tzgü ter des UVPG be­
wertet und dargestellt worden?

■ ■ 3> ■<> □ ■ /□ 5> ■ □ ■

Erfolgt eine m edien ü bergre ifen d e  
G esam tbebew ertu ng  (UVPVwV 
0 .6 .2 .1)?

g i ) .  2) ■ /□ 2> □ □ □ □ □ ■

E rläuterungen:

■  Arbeitsschritt ist im PFB vorhanden 
□  Arbeitsschritt ist nicht vorhanden

Die medienübergreifende Gesamtbewertung soll die Wechselwirkungen mit einschließen, faktisch erfolgt dies nicht. 
Im wesentlichen handelt es sich um eine Aneinanderreihung von einzelnen medialen Bewertungen.

3) Auswahl ohne Bezeichnung der Schutzgüler bezieht sich nicht resp. nur teilweise auf die UVPG-spezifischen 
Schutzgüter.
Schutzgut Mensch nicht bewertet bzw. indirekt Uber Klima/Luft.

2:' Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen orientiert sich nicht an den Schutzgütem des UVPG, 
sondern an denen des AbfG.

TabeUe 6

Darstellung notwendiger Arbeitsschritte im ROV-Beschluß im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge.

R aun

12

ord n un gsverfahn

II

n Nr.

22

Sind Umweltauswirkungen auf einzelne Schutzgüter des UVPG 
bewertet und dargestellt worden?

D am» ■

Erfolgt eine m edienübergreifende G esam tbetrachtung/-bew er- 
tung (UVPVwV 0.6.2.1)?

□ □ □

Erläuterungen:

■  Arbeitsschritt ist im PFB vorhanden
□  Arbeitsschritt ist im PFB vorhanden/Darstellung weitgehend unvollständig

Raumordnerische UVP bezieht sich nicht eindeutig auf die UVPG-spezifischen Schutzgüter.

einzelnen Schutzgütem zuzuordnen und in den ent­
sprechenden Teilkapiteln zu behandeln. Diesem in 
der UVS-Praxis verbreiteten Ansatz folgen explizit 
die Fallbeispiele Nr. 10, 16, 19, II und 22.

Die offensichtliche Unsicherheit bezüglich der Be­
arbeitung der Wechselwirkungen in UVS/UVPs 
drückt sich bezeichnend in Fallbeispiel Nr. 6 (Sco- 
ping-Unterlagen) aus. Obwohl die Definition der 
Wechselwirkungen eindeutig und richtig erfolgt, 
werden die Wechselwirkungen im vorliegenden 
Gliederungsvorschlag zur UVS nicht sinnvoll zuge­
ordnet. Sie werden nicht als Teil des voraussichtli­
chen Untersuchungsrahmens beschrieben, der sich 
ansonsten richtigerweise auf die einzelnen Schutz­
güter ausführlich bezieht. Fraglich bleibt, warum 
für die Wechselwirkungen nicht ebenfalls die UVS- 
typischen Arbeitsschritte entsprechend der Behand­
lung der Schutzgüter festgelegt werden.

2.2.2 Ermittlung und Beschreibung der 
U m Weltauswirkungen

Die Auswertung der Planfeststellungsbeschlüsse 
und landesplanerischen Beurteilungen hinsichtlich 
der Ermittlung und Beschreibung von Umweltaus­
wirkungen steht im engen Zusammenhang mit dem 
vorstehenden Kapitel 2.2.1 "Struktur und Arbeits­
schritte der behördlichen UVP". Dort ist herausge­
arbeitet worden, daß der hier betrachtete Arbeits­
schritt in sehr unterschiedlicher Art und Weise do­
kumentiert und nachvollziehbar dargelegt ist. Diese 
Ergebnisse rechtfertigen, mit einer gewissen Plau­
sibilität von einer z.T. problematischen Bearbeitung 
dieses Sachverhaltes auszugehen.

Vor diesem Hintergrund sind die nachfolgenden 
Aspekte vertieft betrachtet worden.
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Tabelle 7

Ermittlung und Beschreibung von Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG (Planfeststellungsbeschlüsse).

Planfeststellun gsbesch lü sse Nr.

16 22 19 7 V II 10 23 20

Mensch ■ ■ □ □ 2> ■ □  '> ■

Tiere und Pflanzen ■ ■ ■ ■ 3> □ ■ ■

Boden ■ ■ ■ □ ■ □'> ■

Wasser ■ ■ ■ □ □ ■ ■

Luft ■ ■ ■ □ ■ □ ■

Klima ■ ■ ■ □ □ ■ □ ■

Landschaft ■ ■ □ ■ ■

Kultur- und sonstige Sachgüter ■ ■ □ □ ■ □ ■

E rläuterungen:

■
□

0

2)

3)

Ermittlung und Beschreibung von Umweltauswirkungen liegen vor.
Ermittlung und Beschreibung von Umweltauswirkungen liegen nicht vor.
Eine schutzgulspezifische Ermittlung/Beschreibung liegt nicht vor, Umweltauswirkung kann anderen Darlegungen 
entnommen werden.
Eine zusammenfassende Darstellung der Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkung erfolgt nicht. Für 
die mit dieser Fußnote gekennzeichneten Schutzgüter erfolgt eine kurze Besprechung im Rahmen der Würdigung 
der UVS im Zulassungsentscheid.
In Nr. VII erfolgt eine Beschreibung von Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter gemäß UVPG nur im Rahmen 
der Bewertung.
Eine schutzgutbezogene Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen erfolgt nicht. Einzelne 
Auswirkungen wie Flächenverbrauch, Emissionen werden aber beschrieben und einzelnen Schutzgütern zugeord­
net.
Aussagen zu Umweltauswirkungen auf die Erholung erfolgen im Kapitel Landschaftsbild.
Das Schutzgut Mensch wird nicht separat aufgeftlhrt. Hinweise finden sich aber im Rahmen der Beschreibung spez. 
Auswirkungen wie Geräusche etc.

4)
5)

Ermittlung und Beschreibung des Ist-Zustandes

Die UVPVwV (0.5.2.2) setzt für die Beschreibung 
der erheblichen Umweltauswirkungen die Ermitt­
lung und Darstellung des Ist-Zustandes der Umwelt 
voraus. Der Umfang der Beschreibung des Ist-Zu- 
stands ist in mehrfacher Hinsicht (spezifische Erfor­
derlichkeit, Zumutbarkeit) eingeschränkt.
Auf Grundlage der Vorgaben des UVPVwV wie auch 
aufgrund sich aufdrängender fachlicher Positionen, 
nämlich daß die Ermittlung und Bewertung der Um­
weltauswirkungen in der Sache eine Klärung des Ist- 
Zustandes voraussetzt, werden die Fallbeispiele ent­
sprechend untersucht. Dabei bestätigt sich die auch 
an anderer Stelle erzielte Erkenntnis von der ausge­
sprochenen Heterogenität der behördlichen UVP. 
Es finden sich sowohl ausführliche und systemati­
sche Darlegungen als auch Darstellungen, die nur 
ansatzweise das durch UVPG und UVPVwV vor­
strukturierte schutzgutspezifische Vorgehen auf­
weisen. Einige Planfeststellungsbeschlüsse bzw. 
landesplanerische Beurteilungen (z.B. Nr. VII, 10) 
lassen die Beschreibung des Ist-Zustandes gänzlich 
vermissen.

Ermittlung und Beschreibung der Umweltaus­
wirkungen auf die Schutzgüter des UVPG

Untersucht wurde, inwieweit die einzelnen Schutz­
güter Gegenstand der Ermittlung vorhabenspezi­

fischer Umweltauswirkung sind. Die Tabellen 7 und 
8 zeigen die Ergebnisse für die einzelnen Planfest­
stellungsbeschlüsse und landesplanerischen Beur­
teilungen.
Vier Planfeststellungsbeschlüsse legen zu sämtli­
chen Schutzgütem des UVPG Aussagen vor. Im 
Gegensatz dazu lassen sich den PFB Nr. 7, VII und 
23 sowie dem ROV Nr. 12 Umweltauswirkungen 
nicht entnehmen oder ordnen diese nicht den UVPG- 
spezifischen Schutzgütem zu.
In einer Reihe von untersuchten PFB/ROV erfolgt 
eine z.T. deutlich reduzierte Betrachtung der Schutz­
güter. Dies legt den Schluß nahe, daß die Ermittlung 
und Beschreibung der Umweltauswirkungen mög­
licherweise unvollständig erfolgt. In den Tabellen 7 
und 8 sind die vielfältigen Abweichungen und die 
speziellen Vorgehensweisen in einzelnen PFB/ROV 
in den jeweiligen Erläuterungen dargelegt.4*

Ermittlung und Beschreibung der Auswirkun­
gen auf Wechselwirkungen
Als frühes Ergebnis der Analyse zu den Wechsel­
wirkungen im vorliegenden Forschungsvorhaben 
zeichnete sich die Notwendigkeit ab, als Vorausset­
zung für weitere Arbeitsschritte das der Ermittlung 
zugrundeliegende Verständnis von Wechselwirkun­
gen in den Fallbeispielen zu untersuchen. 
Angesichts der Interpretationsbandbreite, die sich 
in Rechtswissenschaft und Planungspraxis hinsicht-
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Tabelle 8

Ermittlung und Beschreibung von Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG (Raumordnungsverfahren).

R aum ordnungsverfahren  Nr.

12 TI 22

Mensch □ □*> □ 3>

Tiere und Pflanzen □ ■ 2)

Boden □ ■ ■

Wasser (■ )5 ■ ■

Luft □ ■ ■

Klima □ ■ ■

Landschaft (■) ■ □ /■ 4)

Kultur- und sonstige Sachgüter □ □ ■

E rläuterungen:

■  Ermittlung und Beschreibung von Umweltauswirkungen liegen vor.
□  Ermittlung und Beschreibung von Umweltauswirkungen liegen nicht vor.
□ /■  Eine schutzgutspezifische Ermittlung/Beschreibung liegt nicht vor, Umweltauswirkung kann anderen Darlegungen 

entnommen werden.
'* Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch werden jeweils unter den "direkt betroffenen Schutzgütem" subsummiert. 
2* Die Umweltauswirkungen im ROV Nr. 2 sind z.T. nutzungsbezogenen Aspekten zugeordnet (z.B. Gewässer­

schutz), die die Schutzgüter des UVPG abbilden sollen.
3* Teilaspekte werden in einem Kapitel "Umweltbereich Siedlung, Erholung" beschrieben.
4) Einzelaussagen zu Tieren und Pflanzen finden sich in einem Teilkapitel "Naturschutz, Landschaftspflege" 
s* Für die in Klammem gestellten Schutzgüter finden sich ermittelte und beschriebene Umweltauswirkungen in 

Abschnitt "Technischer Umweltschutz".

lieh der Wechselwirkungen zeigt5*, sind im Vorfeld 
der vertieften Analyse der Fallbeispiele die diesem 
Begriff zugrundeliegenden Verständnisse und Defi­
nitionen ermittelt worden.6*
Zunächst wurden die vorliegenden Definitionen er­
faßt. Als Ergebnis ist festzustellen, daß in keinem 
der analysierten Fallbeispiele eine explizite Bestim­
mung des Begriffsverständnisses von Wechselwir­
kungen im Sinne einer Darlegung seines Inhalts 
vorgenommen wird.
In der Mehrzahl der Fallbeispiele finden sich den­
noch Aussagen zu Wechselwirkungen. Lediglich in 
den beiden Fallbeispielen Nr. 23 und Nr. 19 finden 
diese keine Erwähnung.

Mangels expliziter Definitionen wird das Verständ­
nis von Wechselwirkungen durch eine induktive 
Vorgehensweise ermittelt. Dabei kann aufgrund 
konkreter Aussagen zu einzelnen Wechselwirkun­
gen bzw. aufgrund des dargestellten Zusammenhan­
ges auf das Verständnis rückgeschlossen werden. 
Dieser Herangehensweise folgend, werden die jewei­
ligen Verständnisse der Wechselwirkungen dahin­
gehend überprüft, inwieweit sie den vorherrschen­
den Interpretationen

Wechselwirkungen als Teil der Umweltgüterre­
gelung,
Wechselwirkungen als Teil der Auswirkungsre­
gelung und
Wechselwirkungen als Problemverlagerungen 
(entsprechend UVPVwV)

zugeordnet werden können. Demnach werden in 
den vorliegenden PFB/ROV Wechselwirkungen 

viermal als Teil der Umweltgüterregelung (Nr. 
16, 6, II, 22),
sechsmal als Auswirkungen (Nr. VII, 7 ,10 ,8 , II, 
22) und
dreimal als Problemverlagerung (Nr. VII, 10,
20)

verstanden. Tabelle 9 stellt diesen Sachverhalt zu­
sammenfassend dar.
Im Fallbeispiel Nr. 16 wird beispielsweise auf die 
biozönotischen Wechselbeziehungen Bezug genom­
men. Deren Relationen zu anthropogenen Einflüs­
sen und den Standortbedingungen werden heraus­
gestellt. In diesem Fallbeispiel wird unterschieden 
in ökosystemare Wechselbeziehungen, Wechsel­
wirkungen und Auswirkungen auf dieselben. Hier­
zu fällt allerdings auf, daß die Unterscheidung zwi­
schen Wechselbeziehungen und Wechselwirkungen 
terminologisch nicht eindeutig ist. So wird im Ka­
pitel zur Ermittlung der Umweltauswirkungen zu­
sammenfassend von Wechselbeziehungen gespro­
chen, Wechselwirkungen sind anscheinend sub- 
summiert. Letztendlich bleibt festzuhalten, daß hier 
ein rechtskonformes Verständnis von Wechselwir­
kungen vorliegt.
Ähnlich verhält es sich mit den Fallbeispielen Nr. 6, 
Nr. 22 (PFV) und Nr. II. Fallbeispiel Nr. 6 fordert 
z.B. die Darstellung von Wechselwirkungen und 
Wechselbeziehungen. Als Erläuterungen werden 
relevante Teilaspekte genannt: ökologische Bezie-
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Tabelle 9

Zusammenfassende Darstellung der analysierten Definitionen resp. der zugrundeliegenden Verständnisse von 
" Wechselwirkungen ".

Vers

U m w eltgü terregelun g  
gern. U V P G /U V P -R L

tändnis d er W echselw irkungen  

A u sw irk un gsregelun g

.S.v.

P rob lem verlagerun g  
gem äß U V P V w V

P la nfeststellun esverfah ren

Nr. 23 - -

Nr. 16 ■ -

Nr. VII - ■ ■

Nr. 6 ■ -

Nr. 19 - -

Nr. 7 - ■

Nr. 10 - ■ ■

Nr. 8 - ■

Nr. 22 ■ -

Nr. 20 . . ■

R au m ordn un gsverfah ren

Nr. 12 - - -

Nr. II ■ ■ -

Nr. 22 - ■ -

Sum m e: 4  6 3

E rläuterungen:

■  Entsprechendes Verständnis der Wechselwirkungen liegt den Ausführungen des PFB/ROV zugrunde.
Ein(e) Definition/Verständnis der Wechselwirkungen kann den Ausführungen des PFB/ROV nicht entnommen 
werden

hungen zwischen Schutzgütem, räumlich-funktio­
nale Beziehungen. In Nr. 22 (PFV) wird ausdrück­
lich auf den ''Beziehungskontakt (Wechselwirkung)" 
Bezug genommen.
Der Gruppe, die Wechselwirkungen im Sinne der 
Auswirkungsregelung versteht, können insgesamt 
sechs Fallbeispiele zugeordnet werden. Beispiel­
haft sei Nr. 10 zitiert: "Da bei den einzelnen Um­
weltfaktoren die gesetzlichen Vorschriften einge­
halten werden und keine Umweltauswirkungen zu 
befürchten sind, sind die Wechselwirkungen unbe­
denklich" Wechselwirkungen werden im Sinne der 
Auswirkungsregelung verstanden, denn lediglich 
Umweltauswirkungen können als bedenklich oder 
nicht bewertet werden. Wechselwirkungen i.S. ei­
nes Umweltgutes können im Rahmen des UVP-Be- 
wertungsprozesses nicht bedenklich oder unbe­
denklich sein; bewertet werden hier unzweifelhaft 
Umweltauswirkungen.
Im Raumordnungs verfahren Nr. II wird ähnlich ein­
deutig auf die Auswirkungsregelung Bezug genom­
men, in dem es heißt, daß neben den in den einzel­
nen Kapitel dargestellten Auswirkungen keine wei­
teren Wechselwirkungen ermittelt worden seien. 
Drei Fallbeispiele betrachten Wechselwirkungen im 
Sinne der UVPVwV als Problemverlagerungen auf­
grund von Schutzmaßnahmen. In Fallbeispiel Nr. 19 
wird bspw. im Kapitel "Auswirkungen von Schutz­
maßnahmen" auf die Wechselwirkungen eingegan­

gen. Im PFB Nr. 20, der beim Zitieren des § 2 Abs. 
1 Satz 2 des UVPG die Wechselwirkungen aus­
schließt, wird ausdrücklich auf die Vorgaben des 
UVPVwV-Entwurfs hinsichtlich der Wechselwir­
kungen Bezug genommen.
Der Planfeststellungsbeschluß Nr. 22 ist insofern 
typisch, da er einer von drei ausgewerteten Fällen 
ist, die dem Begriff Wechselwirkungen mehrere 
Verständnisse zugrundelegen (vgl. Tabelle 9). In 
diesem Fall werden sowohl Aspekte genannt, die 
dem Verständnis nach zur Umweltgüterregelung 
wie auch zur Auswirkungsregelung gehören. Die 
Beispiele Nr. VII und 10 fassen konsequenterweise 
zumindest Auswirkungen und Problemverlagerun­
gen (eine besondere Form der Auswirkungen) als Wech­
selwirkungen einheitlich auf.

Aus dem Vorgenannten ergibt sich zweifellos, daß 
die Ermittlung und Beschreibung der Wechselwir­
kungen ein außergewöhnlich starkes Problem der 
UVP-Praxis darstellt. Die Wechselwirkungen wer­
den im Vergleich zu den "klassischen" Schutzgütem 
sehr knapp behandelt. Die Ergebnisse decken sich 
in dieser Beziehung mit neueren nationalen und 
internationalen Forschungsergebnissen zur Behand­
lung von Wechselwirkungen in der bundesdeut­
schen UVP-Praxis und spezifizieren diese.71

Möglicherweise liegt schon in der unzureichenden 
Festlegung des Untersuchungsrahmens im Scoping
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der entscheidende Faktor für die geschilderte Be­
handlung von Wechselwirkungen im UVP-Prozeß. 
Ein vergleichsweise positiver Ansatz, unter Berück­
sichtigung der oben genannten Kritik, besteht in 
Fallbeispiel Nr. 6. Hier werden die Definition und 
die zu bearbeitenden Aspekte der Wechselwirkun­
gen genannt und in den voraussichtlichen Untersu­
chungsrahmen eingestellt.

Berücksichtigung unterschiedlicher Wirkpha- 
sen(-zeiten) des Vorhabens

Die UVPVwV (u.a. 0.5.2.2) gibt für die Ermittlung 
und Beschreibung der entscheidungserheblichen 
Auswirkungen und für die zusammenfassende Dar­
stellung vor, welche Aussagen hinsichtlich der Wir­
kungsphase eines Projektes zu treffen sind. Gegen­
stand einer UVP sind demnach "die voraussichtli­
che Veränderung der Umwelt infolge des geplanten 
Vorhabens bei Errichtung und bestimmungsge­
mäßem Betrieb, bei Betriebsstörungen und bei Stör- 
und Unfällen, soweit eine Anlage hierfür auszule­
gen ist oder hierfür vorsorglich Schutzvorkehrun- 
gen vorzusehen sind, sowie infolge sonstiger Erwar­
tungen"

Demnach können als Wirkungsphasen die Baupha­
se, der bestimmungsgemäße Betrieb (Anlage/Be- 
trieb), der nichtbestimmungsgemäße Betrieb (Be­
triebsstörungen, Stör- u. Unfälle), die Stillegungs­
phase und die Nachnutzung unterschieden werden. 

Die hierauf bezogene Untersuchung der vorliegen­
den Planfeststellungsbeschlüsse und landesplaneri­
schen Beurteilungen weist auch auf eine auffallende 
Unterschiedlichkeit in der Bearbeitung dieses Sach­
verhaltes hin. In der Mehrzahl der Fallbeispiele 
finden sich Aussagen zu den ermittelten (z.T. ledig­
lich zu den bewerteten) phasenspezifischen Umwelt­
auswirkungen. Eine den Vorgaben der UVPVwV 
entsprechende, systematische und nachvollziehbare 
umfassende Betrachtung findet sich bspw. in den 
Fallbeispielen Nr. 16 und 19. Im Fallbeispiel Nr. 16 
werden Umweltauswirkungen der Bauphase, der 
Betriebsphase, auch des nicht bestimmungsgemä­
ßen Betriebs, der Vorsorgemaßnahmen sowie der 
Stillegungsphase (Rekultivierungsphase) unterschie­
den.

Andere Planfeststellungsbeschlüsse lassen diese sy­
stematische Betrachtung vermissen. Dabei fällt auf, 
daß einzelne Phasen keine Berücksichtigung fin­
den, was insbesondere für die Stillegungs- bzw. 
Rekultivierungsphase gilt. Möglich ist einerseits, 
daß - im Einzelfall - aus der wenig nachvollziehba­
ren Darstellung und Betrachtung dieses Sachverhal­
tes auf eine unvollständige Bearbeitung bspw. in der 
UVS geschlossen werden kann oder andererseits es 
sich um ein Ausscheiden unerheblicher Auswirkun­
gen handelt. Als problematisch muß in beiden Fäl­
len das Fehlen von Begrüdungen für die Betrach­
tung bzw. Nichtbetrachtung von Teilaspekten be­
wertet werden. Dies gilt in stärkerem Maße für die 
landesplanerischen Beurteilungen.

2.2.3 Bewertung der UmweltausWirkungen 
in den Fallbeispielen

Die aus den Planfeststellungsbeschlüssen bzw. lan­
desplanerischen Beurteilungen herausgefilterten 
Bewertungsgrundlagen sind verschiedenen Sortier­
prozessen unterzogen worden. In diesen Sortierpro­
zessen wurde bezogen auf die Schutzgüter des 
UVPG analysiert,

• auf welche Rechtsgrundlagen zur Bewertung in 
den UVPs der Fallbeispiele überhaupt Bezug 
genommen wurde, wobei eine Einordnung der 
verwendeten Bewertungsgrundlagen unter drei 
Gesichtspunkte erfolgte:

direkt einem Fachgesetz entnommen, 
Fachgesetzen zugeordnete Verwaltungsvor­
schriften oder Verordnungen entnommen 
(hoheitliche Bewertungsgrundlagen), 
fachlich anerkannte Werte/Normen/Stand- 
ards oder Orientierungshilfen herangezo­
gen.

auf welche Bewertungsgrundlagen in den ein­
zelnen Beispiel-UVPs in Abhängigkeit vom je ­
weiligen Verfahrenstyp zurückgegriffen wurde. 

Es werden im wesentlichen diejenigen Fachgesetze 
zur Bewertung einzelner Schutzgüter herangezo­
gen, die bei der Genehmigung von Deponien bzw. 
deren Vorschriften durch die abfallrechtliche Plan­
feststellung ersetzt und generell berücksichtigt wer­
den sowie bei der Zulassung nach dem BImSchG 
und BBergG i.d.R. Berücksichtigung finden. 
Ausschlaggebend für die Anwendung eines Fachge­
setzes oder einer nachgeordneten Rechtsvorschrift 
scheint zu sein, welches Schutzgut primär von der 
Auswirkung betroffen ist oder um welchen Wir­
kungspfad es sich handelt. So wird häufig im Zu­
sammenhang mit lufthygienischen und klimati­
schen Fragen das BImSchG herangezogen und auf 
verschiedene Schutzgüter des UVPG angewendet. 
Es unterbleibt jedoch nicht selten die Überprüfung, 
ob beim Betroffenen das Ziel einer sachangemesse- 
nen Bewertung auch tatsächlich durch die Auswahl 
der Bewertungsgrundlage erreicht werden kann. So 
sind beispielsweise die TA-Luft-Werte zur Bewer­
tung der Auswirkungen auf die Vegetation nicht 
uneingeschränkt geeignet, um erhebliche Schadwir­
kungen überhaupt erkennbar werden zu lassen; ganz 
abgesehen davon, daß eine Vielzahl an Stoffen 
durch die TA-Luft gar nicht abgedeckt ist.

Bewertungsgrundlagenspezifische Auswertung - 
Fachgesetze, Verwaltungsvorschriften/Verordnun- 
gen, fachlich anerkannte Bewertungsgrundlagen
Als Bewertungsgrundlagen werden überwiegend 
die den Fachgesetzen zugeordneten Verwaltungs­
vorschriften und Verordnungen (im folgenden un­
tergesetzliche Bewertungsgrundlagen) herangezo­
gen (17 Stck.). Die Fachgesetze (10 Stck.) und 
fachlich anerkannten sonstigen Bewertungsgrund­
lagen (Werte/Normen/Orientierungshilfen) finden 
in vergleichsweise geringerem Umfang (insges. 9 
Stck.) Berücksichtigung.
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Wird eine nach Schutzgütern differenzierte Be­
trachtung vorgenommen, fällt auf, daß für die 
Schutzgüter Boden, Oberflächenwasser, Grund­
wasser, Landschaft, Kultur- und Sachgüter sowie 
Wechselwirkungen die fachlich anerkannten Be­
wertungsgrundlagen praktisch keine Rolle spielen 
(0 bis 1 Nennung). Diese scheinen lediglich für 
Klima/Luft, Tiere/Pflanzen und Mensch eine Bedeu­
tung zu haben (bei 5 Fallbeispielen). Ein Schwer­
punkt der Anwendung findet sich hier mit 3 Fallbei­
spielen bei den Maximalen Arbeitsplatz-Konzentra­
tionen (MAK-Werten) in bezug auf das Schutzgut 
Mensch. Bei den untergesetzlichen Bewertungs­
grundlagen ist die Anwendung breiter über die 
Schutzgüter gestreut, wenngleich hiernach Land­
schaft, Kultur- und Sachgüter sowie Wechselwir­
kungen nur in 2 Fallbeispielen (Nr. VII, Nr. II) 
bewertet werden. Die häufigsten Anwendungen die­
ser Bewertungsgrundlagen mit deutlichen Schwer­
punkten bei der TA Luft, der TA Lärm sowie der 17. 
Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) be­
treffen die Schutzgüter Klima/ Luft und Mensch (6 
Fallbeispiele). Die U VPVwVfindet in 2 Fällen Be­
achtung (Nr. 6 für Schutzgut Boden, Nr. VII für 
Wechselwirkungen), obwohl noch 2 weitere Verfah­
ren nach Inkrafttreten der UVPVwV abgeschlossen 
worden sind (Nr. 23, Nr. 10 nach BBergG) und ein 
Planfeststellungsbeschluß (Nr. 16, PFV Müllver- 
brennung) im gleichen Halbjahr ergangen ist. Auf 
den UVPVwV-Entwurf ist in 2 Fällen (Nr. 16 und Nr. 
20) zur Bewertung der Schutzgüter Boden, Wasser 
und Tiere/Pflanzen zurückgegriffen worden.

Vorhabentypenspezifische Auswertung

Die geringe Anzahl der Fallbeispiele für die einzelnen 
Vorhabentypen läßt nur eine eingeschränkte Inter­
pretation zu. Als Ergebnis kann festgestellt werden,

• daß die Fallbeispiele eines Vorhabentypus unter­
schiedliche Bewertungsgrundlagen verwenden. 
Eine potentiell mögliche vorhabentypenspezi­
fische Bewertung kann aus der empirischen 
Analyse nicht mit allgemeiner Gültigkeit abge­
leitet werden.
Bezüglich eines einzigen Vorhabentypus (Plan­
feststellungsbeschluß zu Neuplanung nach TASi 
II) läßt sich hinsichtlich der Homogenität der 
Bewertungsgrundlagen feststellen, daß die Be­
wertungsgrundlagen für die Schutzgüter Kli­
ma/Luft und Mensch einheitlich aus der TA Luft 
resp. Lärm hergeleitet werden.

• daß die 3 Fallbeispiel-UVPs der Raumord­
nungsverfahren hier in gewisser Hinsicht eine 
Ausnahme bilden. Sie beziehen sich in der Be­
wertung schwerpunktmäßig auf die jeweils vor­
liegenden landes- oder regionalplanerischen 
Ziele. Dies allerdings in qualitativ sehr unter­
schiedlicher Art und Weise.

Bewertungsgrundlagen einzelner Schutzgüter
Generell ist festzustellen, daß in keinem Fall sämt­
liche Schutzgüter des UVPG bewertet worden sind.

Eine Begründung hierfür wird nicht in jedem Fall­
beispiel für jedes nicht weiter betrachtete Schutzgut 
gegeben. Es muß an dieser Stelle offen bleiben, ob 
die Gründe in der nicht gegebenen erheblichen Be­
troffenheit des Schutzgutes liegen, ob Informations- 
defizite hierzu geführt haben oder ob sich die plan­
feststellende Behörde einem Bewertungsvorschlag 
aus § 6 UVPG angeschlossen hat.
Ein weiterer auffälliger Gesichtspunkt ist, daß für 
einige Schutzgüter eine Reihe verschiedener Be­
wertungsgrundlagen herangezogen werden. Zu er­
wähnen sind hier vor allem die Schutzgüter 

Tiere und Pflanzen 
Mensch 
Klima/Luft 
Boden.

Insbesondere hinsichtlich der Bewertung der Wech­
selwirkungen bestehen offensichtlich Unsicherhei­
ten, ob und wenn ja , in welcher Weise diesbezüglich 
eine Bewertung erfolgen kann. In die Bewertung 
werden die Wechselwirkungen entsprechend der 
vorgenannten Aspekte in der Regel fehlerhaft oder 
vergleichsweise sehr knapp eingestellt.
In vier Fallbeispielen konnte eine ausdrückliche 
Berücksichtigung ermittelter Wechselwirkungen in 
der Bewertung der Auswirkungen festgestellt wer­
den.
Bewertungsmaßstäbe als Grundlage für die Be­
handlung der Wechselwirkungen werden mit Aus­
nahme des Fallbeispiels Nr. 10 nicht angegeben. In 
diesem Fall wird hinsichtlich der Wechselwirkun­
gen, die im übrigen falsch definiert sind, die Ansicht 
vertreten, daß das Einhalten der gesetzlichen Vor­
schriften bezüglich der Auswirkungen auf einzel­
nen Schutzgüter die Unbedenklichkeit der Wechsel­
wirkungen bedingt.

3. Ausblick

Nach § 1 Nr. 2 UVPG ist "das Ergebnis der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung" in der Zulassungsentschei­
dung ebenso zu berücksichtigen wie die Bewertung 
nach § 12 UVPG. Im Anschluß an die Arbeitsschrit­
te Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen 
ist somit festzuhalten, ob das Vorhaben umweltver­
träglich realisiert werden kann oder ob damit erheb­
liche Beeinträchtigungen der Schutzgüter nach § 2 
UVPG einhergehen. Diese Beeinträchtigungen sind 
dann erst zu gewichten, um als Vorgaben für die 
Berücksichtigung der UVP-Ergebnisse in der Ab­
wägung und Zulassungsentscheidung dienen zu 
können.

Struktur
Da die UVP laut Rechtsprechung des Bundesver­
waltungsgerichts81 eine "auf die Umweltauswirkun­
gen zentrierte Vorabprüfung unter Ausschluß der 
sonstigen Belange" ist, sollte die Darstellung der 
UVP in der Begründung der Zulassungsentschei­
dung, also im Planfeststellungsbeschluß, auch vor
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der Darstellung der Prüfiing der Zulassungsvoraus­
setzungen und der Abwägungsentscheidung erfol­
gen.
Wie Kapitel 2 gezeigt hat, wird dies in den unter­
suchten Fallbeispielen überwiegend nicht in ent­
sprechender Weise gehandhabt. Es erfolgt im Ge­
genteil eine sehr heterogene Bearbeitung und Dar­
stellung der UVP in den Planfeststellungsbeschlüs­
sen. Dies trägt nicht zur Vergleichbarkeit einzelner 
Verfahren bei, für die doch bundesweit vergleichba­
re Vorgaben existieren. Unbestritten ist, die Verfah­
ren nach Maßgabe der Erfordernisse des jeweiligen 
Einzelfalles durchzuführen, gleichwohl ist die Ein­
haltung gewisser Mindestanforderungen an die Ver­
ständlichkeit der getroffenen Feststellungen und 
Bewertungen, an die Logik und Konsistenz des 
Vorgehens, an die Nachvollziehbarkeit der UVP-Er- 
gebnisse und ihre Berücksichtigung im Abwägungs­
vorgang wie in der Zulassungsentscheidung gebo­
ten.
Empfohlen wird daher, der Darstellung der UVP- 
Arbeitsschritte und ihrer Ergebnisse in der Begrün­
dung der Zulassungsentscheidung einen auch glie- 
dcrwigßitchiösch. selbständigen Abschnitt zuzuwei­
sen, der zwischen der Darstellung des Sachverhaltes 
(Vorhabenbeschreibung, Beschreibung des Verfah­
rensablaufes) und der eigentlichen Begründung der 
Zulassungsentscheidung einzuordnen ist.

Vor dem Hintergrund, daß nach vorherrschender 
juristischer Meinung9* mit der UVP keine materiell­
rechtliche Anreicherung verbunden sei, wird im 
Fortgang des Forschungsvorhabens ferner der Ent­
wicklung der integrativen Steuerungs- und (Quali- 
täts-)M anagementfunktionen der UVP (minde­
stens) gegenüber umweltrelevanten Verfahrensbe­
standteilen und Anhalten bei der Erarbeitung von 
Vorschlägen zur Verfahrens- und Rechtsfortent­
wicklung Priorität zu geben sein. Eine wichtige 
strukturierende Rolle fällt in diesem Zusammen­
hang dem Scoping gemäß § 5 UVPG zu, da hier 
entscheidende Weichenstellungen vorgenommen 
werden können

mit Blick auf die projektbezogene Schwerpunkt­
bildung;
in bezug auf die Festlegung, welche UVP-relevan- 
ten Inhalte in welchen Planunterlagen für die 
UVP bereitzustellen sind (z.B. UVS, LBP, nach 
dem Wasserhaushaltsgesetz WHG erforderliche 
Inhalte);
hinsichtlich der Festlegung von Untersuchungs­
raum und Untersuchungsinhalten in den ver­
schiedenen Planunterlagen.10*

Dies sei beispielhaft für die Planunterlagen UVS 
und LBP skizziert:
Die Erarbeitung der vom Träger des Vorhabens bei­
zubringenden Unterlagen nach § 6 UVPG erfolgt 
nicht selten als eigenständige Umweltverträglich­
keitsstudie (UVS). Zeitlich parallel oder versetzt 
wird der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) 
erarbeitet. Die Inhalte von UVS und LBP sind vom 
Grundsatz her in vielen Punkten als identisch anzu­

nehmen, denn es geht jeweils um die Ermittlung, 
Beschreibung und fachlich wertende Beurteilung 
der erheblichen Auswirkungen des Vorhabens. Ge­
mäß den gesetzlichen Vorgaben kann die Erheblich­
keit negativer Auswirkungen in der UVP sich nicht 
von derjenigen, die im Rahmen der Eingriffsrege­
lung ermittelt wurde, unterscheiden.11*
Hieraus ist bereits zum jetzigen Zeitpunkt die Emp­
fehlung abzuleiten, die Funktion des Scoping nicht 
nur als vorbereitenden Arbeitsschritt der UVP zu 
begreifen, sondern (zumindest) für die Koordinati­
on der umweltrelevanten Verfahrensschritte insge­
samt, stärker als dies bisher zu sein scheint, nutzbar 
zu machen. Der Gesetzgeber hat eine entsprechende 
Option in § 5 UVPG insofern vorgesehen, als die 
zuständige Behörde neben Gegenstand, Umfang 
und Methoden der UVP auch "sonstige für die 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
erhebliche Fragen erörtern" soll. Zu diesen Fragen 
gehören z.B. auch solche nach Ausgleich und Ersatz 
von mit dem Vorhaben verbundenen erheblichen 
Eingriffen im Sinne der naturschutzrechtlichen Ein- 
griffsregelung.
Diese in weiten Bereichen gegebene Deckungs­
gleichheit von Inhalten frühzeitig strukturierend 
aufzugreifen, könnte bei Berücksichtigung identi­
scher Bearbeitungsmaßstäbe eine bedeutende Ent- 
frachtung - im Sinne einer Vermeidung bzw. Redu­
zierung von Doppelarbeit und Abstimmungsbedarf 
- und eine nicht unwesentliche Verfahrensoptimie­
rung bedeuten. Dies setzt jedoch ein von vornherein 
stringentes inhaltliches und verfahrenstechnisches 
Steuern seitens der Zulassungsbehörde unter Wah­
rung aller fachinhaltlichen Erfordernisse voraus.12*

Bewertung und Berücksichtigung der UVP-Er- 
gebnisse
Schwerpunkte der weiteren Bearbeitung werden 
darüber hinaus Fragen zur Bewertung der Umwelt­
auswirkungen und zur Berücksichtigung der UVP- 
Ergebnisse in der Zulassungsentscheidung sein. 
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse aus Kapitel 2 
wird es Ziel sein, einen Beitrag sowohl zu Begriffs­
bestim m ungen im Zusammenhang mit Bewer­
tungsgrundlagen (Grundsätze, Maßstäbe, Kriterien, 
Standards) wie auch zur Konkretisierung der schutz­
gutbezogen adäquaten hoheitlichen und nicht ho­
heitlichen Bewertungsgrundlagen zu leisten. 
Anliegen ist hierbei, sowohl fachliche Einschätzun­
gen - etwa bei der Festlegung des voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmens - und fachliche Beurteilun­
gen insbesondere im Zusammenhang mit UVS 
und LBP - von der gesetzgebundenen Bewertung 
gemäß § 1 2  UVPG und diese wiederum von der 
nachfolgenden, nicht mehr zur UVP, sondern zur 
Berücksichtigung der UVP-Ergebnisse gehörenden 
Abwägung sauber zu trennen, indem entsprechende 
Arbeitshilfen in Form einer "Handlungsanleitung 
für die behördliche Deponie-UVP" entwickelt wer­
den.
Die Handlungsanleitung wird insgesamt voraus­
sichtlich folgende Themenbereiche umfassen, für
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die die geltenden gesetzlichen Vorgaben für die 
behördliche UVP sowie Arbeitshilfen zur guten 
fachlichen Praxis kompakt aufbereitet werden: 

Aufgabe, Inhalt und Arbeitsschritte der UVP 
Anforderungen an die Ermittlung und Beschrei­
bung der Umweltauswirkungen 
Anforderungen an die Bewertung der Umwelt­
auswirkungen / Allgemeingültige schutzgutbe­
zogene Grundlagen zur Bewertung der Umwelt­
auswirkungen
Berücksichtigung der Wechselwirkungen 
Darstellung der Ergebnisse der UVP 
Berücksichtigung der Ergebnisse der UVP in 
der Zulassungsentscheidung 
Empfehlungen für die Darstellung der UVP in 
der Begründung der Zulassungsentscheidung 
Mustergliederung für die UVP.

Darüber hinaus werden Einzel- und Sonderfragen 
behandelt werden, etwa die Planfeststellung für De­
ponien nach dem Bundesberggesetz und die UVP in 
gestuften Verfahren.
Die dargestellten, noch vorläufigen Teilergebnisse 
dokumentieren den Arbeitsstand der Untersuchung 
bis Juni 1997. Die Ergebnisse der Gesamtstudie 
werden voraussichtlich in der 1. Hälfte 1998 abge­
schlossen und vom Umweltbundesamt in seiner ei­
genen Veröffentlichungsreihe dokumentiert.

Anmerkungen

1) FKZ 111 02 002.

2) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT HAN­
NOVER; BÜRO PROF. DR. RER. NAT. H. STOLPE, 
HAMBURG; PROF. DR.-ING. R. STEGMANN, TECH­
NISCHE UNIVERSITÄT HAMBURG-HARBURG; AN­
WALTSBÜRO GASSNER, GROTH & SIEDERER, BER­
LIN.

31 Insbesondere hinsichtlich des Vergleichsmaßstabes 
UVPVwVsei an dieser Stelle angemerkt, daß während der 
Erstellung einiger Fallbeispiele die UVPVwV noch nicht 
vorlag. Ein Einfluß der UVPVwV auf die PFB ist jedoch 
auch nach ihrem Vorliegen in den Fallbeispielen nicht 
offensichtlich. Im übrigen ist es nicht Anliegen des For­
schungsvorhabens, die Fallbeispiele einer Ursachenfor­
schung an sich und einer qualitativen Beurteilung zu 
unterziehen, sondern vielmehr, aus der Zusammenschau 
von fachlichen wie juristischen Anforderungen und der 
Umsetzung in Fallbeispielen Vorschläge zur Opümierung 
der behördlichen UVP zu entwickeln. Die Ursachen für 
einen Opümierungsbedarf sind unterschiedlichster Natur, 
in der planungswissenschaftlichen Literatur vielfach un­
tersucht und dokumentiert und ebenfalls nicht Gegen­
stand dieses Forschungsvorhabens.

4* Offen bleibt an dieser Stelle, inwieweit bei der Betrach­
tung einzelner Schutzgüter die entsprechenden Teilpoten­
tiale Berücksichtigung finden. Dieser Aspekt ist für eine 
spätere Arbeitsphase vorgesehen.

® In der rechtswissenschaftlichen Diskussion werden ge­
genteilige Auffassungen zum Begriff der Wechselwirkun­
gen vertreten. Strittig ist, ob die Wechselwirkungen Teil 
der Auswirkungsregelung oder Teil der Umweltgüterrege­
lung sind. Im Endbericht des Forschungsvorhabens wird 
diese Diskussion ausführlich dargestellt und kommen­
tiert. In der vorliegenden Arbeit werden Wechselwirkun­
gen als Teil der Umweltgüterregelung angesehen und der 
Begriff Wechselwirkungen entsprechend definiert: Unter 
Wechselwirkungen i.S.v. §2 Abs. 1 Satz2Nr. 2 UVPGsind 
die ökosystemaren Wechselbeziehungen zwischen den 
Umweltgütern/Schutzgütern zu verstehen.

® Die Ergebnisse sind als Zitate im Endbericht des For­
schungsvorhabens umfassend dokumentiert.

7) Vgl. BRÜNING, H. (1996): UVP in Schleswig-Hol­
stein - bis heute Mangelware.- in: UVP-report 1/96: 17- 
22; FROELICH & SPORBECK (1996): Die Berücksich­
tigung von "Wechselwirkungen" in Umweltverträglich­
keitsstudien zu Bundesfemstraßen. Endbericht.- For­
schungsvorhaben i.A. der Schmidt-Stiftung und der 
FGSV. Bochum; COLOMBE, A.G.; A. ARTOLA, C. 
GERVASI, G. HAQ & I. MELAKI (1996): An Analysis 
of Environmental Impact Sutdies of Installations for the 
Treatment and Disposal of Toxic and Dangerous Waste in 
the EU.- (Ispra Study on Projects under Directive 
85/337/EEC, Annex 1.9), Luxembourg.

8) UPR 1996: 228, 230.

9) Vgl. demgegenüber jedoch ERBGUTH, W. (1997): Das 
Bundesverwaltungsgericht und die Umweltverträglich­
keitsprüfung Einige Anmerkungen, ausgehend vom 
BVerwG, Urt. v. 21.3.1996 - 4 C 19.94, NuR 1996: 589. 
- in: NuR, H 6: 261-267.

10) Vgl. ERBGUTH, W. & A. SCHINK (1996): Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - Kommentar - 
2., vollst. überarb. Aufl., München.

Indessen ist zu berücksichtigen, daß die durch das 
UVPG erfaßten Umweltbereiche und die Auswirkungen 
auf diese weiter gefaßt sind als diejenigen der Eingriffs­
regelung, bspw. was stoffliche Einwirkungen betrifft.

12* Vgl. aber hinsichtlich des zumindest teilweise anders 
gearteten Selbstverständnisses von Zulassungsbehörden 
den Erfahrungsbericht von LAUX, A. in: RETTENBER- 
GER/HERMANN/URBAN-KISS (Hrsg., 1994): UVP 
bei Deponien und Anlagen der Abfallwirtschaft.- Trierer 
Berichte zur Abfall Wirtschaft, Bd. 5: 14ff.

Anschrift der Verfasser:

Dr. Gerhard Albert 
Dipl. Ing. Ulrike Nestmann 
Dipl. Ing. Mario Kahl 
Planungsgruppe Ökologie + Umwelt 
Kronenstraße 14 
30161 Hannover
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Methoden und Vorgehensweisen bei der Bearbeitung 
von Umweltverträglichkeitsstudien
Erfahrungen am Beispiel von Straßenbauvorhaben

Hans-Michael SCHOBER, Andreas BAUER-PORTNER, Elisabeth BENDER, Mechthild GIRSIG, 
Dietmar NARR, Andreas PÖLLINGER, Birgit SALZBRUNN & Christoph STEIN

Vorbemerkung
Der Beitrag berichtet von Erfahrungen aus Umwelt- 
verträglichkeitsstudien über einen Zeitraum von ca. 
5 - 6 Jahren. Diese sind geprägt von dem stetigen 
Bemühen, einen methodischen "Stand der Technik" 
zu finden oder zu definieren.
Im wesentlichen entstammen die Erkenntnisse den 
Arbeiten an größeren UVS-Projekten an bayeri­
schen Femstraßen und Autobahnabschnitten. Inso­
fern mag ein gewisses "bayerisches Kolorit" durch­
scheinen, das die hier vorgestellten methodischen An­
sätze nicht ohne weiteres auf andere Bundesländer 
übertragbar macht. Auch mögen die hier vorgestell­
ten Verfahrensweisen auf kleinere Vorhaben nur 
bedingt anzuwenden sein.
Die Ausführungen sollen unsere Erfahrungen mit 
Umweltverträghchkeitsprüfungen und die von uns 
bislang entwickelten methodischen Ansätze zur 
Diskussion stellen. Die Herleitung der Methoden 
entstand in vielen Diskussionen mit den Vertretern 
des zuständigen Referates an der Autobahndirekti­
on Südbayem in München. Herrn Dill, Frau Steher 
und Herrn Kinberger sei an dieser Stelle herzlich 
gedankt.
Die Autoren haben als Mitarbeiter im Büro Schober 
über mehrere Jahre hinweg in einem fest eingerich­
teten Arbeitskreis die hierin Auszügen vorgestellten 
Methoden entwickelt. Die Ausführungen gliedern 
sich in zwei Teile:

einen allgemeinen Methodenteil mit Erfahrungs­
bericht (vgl. die Gliederungspunkte 1-4), 
einen speziellen Teil, in dem schutzgutbezogen 
und beispielhaft die Detailarbeit in Form von 
Fallbeispielen vorgestellt wird (vgl. Gliederungs­
punkt 5).

Allen Mitarbeitern sei für die mühsame und lang­
wierige Arbeit herzlich gedankt.

1. Allgemeiner methodischer Ansatz

Die Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) als not­
wendiger Beitrag zur Umweltverträglichkeitsprü­
fung steht trotz vielfältiger Bemühungen, einen me­
thodischen Standard zu setzen, nach wie vor in 
einem Dilemma:

Einerseits ist im Hinblick auf die ökosystemaren 
Komponenten eine kaum überschaubare Fülle und 
Vielfalt von Auswirkungen auf die Schutzgüter 
nach dem UVP-Gesetz (UVPG) samt ihrer Wech­
selwirkungen zu berücksichtigen, andererseits ist 
die Vielzahl von Recherchen, Begutachtungen, Prü­
fungen und Analysen in überschaubaren und ange­
messenen Zeiträumen und akzeptablen Kostendi­
mensionen nicht darstellbar.
Die prüfenden Instanzen innerhalb der UVP stehen 
auch ohne die Ergebnisse des Fachgutachtens, der 
Umweltverträglichkeitsstudie schon vor kaum zu 
bewältigenden Papierbergen. Kommen die Ergeb­
nisse der UVS hinzu, ist die Forderung nach einer 
Verschlankung der Studie die zwangsläufige Folge. 
In der Regel tasten sich die Verfasser einer UVS an 
einen "Stand der Technik" heran, indem die derzeit 
vorhandenen Regelwerke^ interpretiert werden. 
Ein verläßlicher methodischer Ansatz, der auch vor 
Gericht unangreifbar wäre, besteht trotz dieser Re­
gelwerke nicht.
Die folgenden Ausführungen sollen deshalb einen 
Beitrag darstellen, um in der UVS für die Beurtei­
lung von Straßenverkehrsvorhaben als UVP-pflich- 
tiger Vorhabenstyp methodische Ansätze zu disku­
tieren.
Schwerpunkte sind insbesondere:

Berücksichtigung der gesetzlich/untergesetzlich 
definierten Umweltqualitätsziele bzw. greifbarer 
Umweltqualitätsstandards.
Aufbau eines indikatorischen Modells durch Aus­
wahl und ausschließliche Berücksichtigung aus­
sagekräftiger Prüffelder und Untersuchungsge­
genstände.

2. Rechtliche und methodische Grundlagen

2.1 Stellung der UVS im Planungsverfahren

Das Verfahren der UVP ist im "Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung" (UVPG von 1990) 
geregelt.
Entsprechend § 1 UVPG soll dadurch der wirksa­
men Umweltvorsorge Rechnung getragen werden 
und dem Entscheidungsträger frühzeitige und um­
fassende Information über die Auswirkungen eines
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Vorhabens auf die Umwelt zur Verfügung gestellt 
werden.
Durch das UVPG werden jedoch keine neuen Ver­
waltungsverfahren eingeführt. Vielmehr wird die 
Umweltverträglichkeitsprüfung in die bestehenden 
Verfahren eingefügt (§ 2 Abs. 1 UVPG). Die UVP 
im Straßenbau ist als durchgängiger und integrierter 
Bestandteil der Planungsstufen bei Linienfindung 
und Planfeststellung durchzuführen. Dies zieht 
zwangsläufig nach sich, die UVS als prozessuales, 
iterativ arbeitendes Instrument einzusetzen.
In den §§ 5 und 6 UVPG wird die Vorgehens weise 
für die UVP geregelt. Während § 5 verfahrenstech­
nische Hinweise enthält, bezieht sich § 6 auf die 
Inhalte der UVP-Unterlagen. Beide Verfahrens­
schritte sind eng miteinander verbunden. 
Entsprechend dieser Vorgaben ermittelt, beschreibt 
und bewertet die UVS die Auswirkungen der ge­
planten Straßenbaumaßnahme auf die Schutzgüter 

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft einschließlich der 
jeweiligen Wechselwirkungen 
Kultur- und sonstige Sachgüter.

Die Vorgaben des UVPG werden in folgenden, auf­
einander aufbauenden Arbeitsschritten umgesetzt 
(vgl. auch Abb. 1 und 2):
1. Raumempfindlichkeitsuntersuchung (REU)

Der zu bearbeitenden UVS wird in einem frühen 
Stadium der Trassensuche die Raumempfind­
lichkeitsuntersuchung vorgeschaltet. Deren Ziel 
ist es, im Rahmen grobmaschiger Bestandsauf­
nahmen und Bewertungen relativ konfliktarme 
Korridore zu finden. Diese Korridore bilden für 
die nachfolgende UVS das Untersuchungsge­
biet, das zur anschließenden Trassenfindung 
weiter untersucht wird. Die REU ist jedoch kein 
Bestandteil der UVS.

2. Raumwiderstansanalyse (RWA)
Ziel der Raumwiderstandsanalyse ist es, auf der 
Grundlage speziell ausgewählter Fragestellun­
gen das Untersuchungsgebiet im Bestand zu 
erfassen und die Empfindlichkeit des Raumes 
gegenüber straßenbedingten Wirkungen zu be­
werten, um daraus den Raumwiderstand zu er­
mitteln.
Auf der Grundlage der Ergebnisse dieses Teiles 
der UVS erfolgt anschließend die Linienfindung 
und Entwicklung von Trassenvarianten durch 
den Vorhabensträger.

3. Variantenvergleich mit Be- und Entlastungspro­
gnose (W /B EP)
Hier werden die auf Grundlage der Raumwider­
standsanalyse entwickelten Trassenvarianten ge­
prüft und in ihren Auswirkungen untereinander 
verglichen. Es erfolgt die Ermittlung, Bewer­
tung und Darstellung der Auswirkungen (Be- 
und Entlastungen) der Varianten auf die Umwelt 
einschließlich der Möglichkeiten zur Vermei­
dung und zum Ausgleich von Beeinträchtigun­
gen, damit das Vorhaben möglichst umwelt­
schonend verwirklicht werden kann.

2.2 Aufstellung des Bearbeitungspro­
gram m s (Zielsystem)

Als durchgängiger methodischer Grundgedanke 
der UVS wird vorausgesetzt, daß die Auswirkungen 
eines geplanten Vorhabens auf die Umwelt nicht in 
allen ihren Eigenschaften exakt prognostiziert wer­
den können:

Für die Planungsstadien der REU und RWA sind 
z.B. weder konkrete Trassenvarianten bekannt, 
noch sind deren Auswirkungen konkret voraus­
sehbar. Hier ist es daher notwendig, eine Metho­
de auszuwählen, die es ermöglicht, die Emp­
findlichkeit des Untersuchungsgebietes gegen­
über den allgemeinen Auswirkungen des ge­
planten Straßenbauvorhabens darzustellen.
Im Gegensatz dazu sind für die Phase des Vari­
antenvergleichs Trassenvarianten durch den Vor­
habensträger erstellt. Hier ist eine Methode zu 
wählen, die es ermöglicht, anhand von ausge­
wählten Kriterien möglichst konkrete Aussagen 
über die zu erwartenden Be- und Entlastungen 
sowie deren Wertung zu treffen.

Es wird dazu ein speziell auf das Untersuchungsge­
biet zugeschnittenes Untersuchungsprogramm aus­
gewählt. Für jedes Schutzgut werden eine oder meh­
rere Fragestellungen festgelegt, wobei für die jewei­
lige Fragestellung die wichtigtste Komponente nä­
her behandelt wird. Diese Programmpunkte werden 
im Rahmen der REU und RWA als Prüffelder be­
zeichnet, im Rahmen des Variantenvergleichs als 
Untersuchungsgegenstände. Dieses Untersuchungs­
programm wird im Rahmen des "Scoping-Verfah­
rens" mit den zuständigen Fachbehörden abge­
stimmt.

Die in der UVS angewandte Verfahrensweise prüft 
dabei über die repräsentativ-indikatorische Metho­
de jene Schutzerfordemisse bzw. Schutzaspekte, 
die einerseits die Schutzgutbelange aus dem UVPG 
repräsentieren und andererseits die vorhandenen 
Empfindlichkeiten der Bestandssituation im Unter­
suchungsgebiet herausgreifen. Insofern wird bei der 
Auswahl von Schutzzielen und den zugeordneten 
Prüffeldern bzw. Untersuchungsgegenständen dar­
auf geachtet, daß sie

alle wesentlichen Schutzerfordemisse des Schutz­
gutes weitgehend integrieren, 
die zu erwartenden Beeinträchtigungen an der 
empfindlichsten Stelle ermitteln,

die zur Untersuchung nötigen Bestandsinforma­
tionen und Kriterien im Rahmen der UVS mit 
vertretbarem Aufwand ermittelbar sind und 
daß eine sinnvolle Bilanzierung im Rahmen ei­
ner Be- und Entlastungsprognose möglich ist.

Dieser indikatorische Ansatz soll sicherstellen, daß 
alle entscheidungserheblichen Konfliktsituationen 
oder Entlastungseffekte auch dann hinreichend ge­
nau dargestellt sind, wenn nicht alle denkbaren 
Schutzgutparameter einzeln untersucht werden.
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Abbildung 1

Darstellung des Untersuchungsablaufes für 
Raumempfindlichkeitsuntersuchung (REU) 
und Umweltverträglichkeitsstudie (UVS).

RaumempflndlichkeitsUntersuchung (REU) 
zur K orrido rfindung

T
UmweltverträglichkeitsStudie (UVS)

Bestandsaufnahme und Bewertung

V

<

(RWA)
zu rT rassen findung

i  jV I
Planung von Trassen- 

varianten durch 
Vorhabensträger

2.2.1 Herleitung und Formulierung von 
Schutzzielen

Zur Festlegung des Bearbeitungsprograinmes wird 
für jedes S c h u tz g u t  ein aus den verschiedenen, je­
weils relevanten Fachgesetzen und Verordnungen 
abgeleitetes Zielsystem aus ' 'S c h u tz z ie le n "  aufge­
stellt, welches als Leitlinie für die UVS fungiert und 
anhand dessen die Empfindlichkeit des Raumes und 
die Auswirkungen des Projektes gewertet werden 
können. Dabei werden pro Schutzgut eine oder 
mehrere Fragestellungen erörtert, die repräsentative 
Aussagen ermöglichen.
Zu einem Teil der im UVPG genannten Schutzgüter 
sind in den einschlägigen Umweltgesetzen bzw. Ver­
ordnungen bereits Umweltqualitätsziele formuliert. 
Sie können daher direkt als Schutzziele innerhalb 
der UVS behandelt werden. Hierzu gehören die Leit­
linien und Handlungsprinzipien aus den Präambeln der 
Gesetze, insbesondere jedoch aus § 1 Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG), § 1 Bundesimmissions­
schutzgesetz (BImSchG) und § 1 Abs. 1 Wasserhaus­
haltsgesetz (WHG). Sie definieren mit relativ offenen, 
leitbildartigen Formulierungen den benötigten Be­
wertungshintergrund.
Daneben bestehen in gesetzlichen und "untergesetz­
lichen" Regelungen, Verordnungen oder Satzungen 
Umweltqualitätsziele und -Standards in konkreteren 
Formulierungen. Sie können quasi als Zulässig­
keitsvoraussetzungen für das geplante Vorhaben ge­
wertet werden und sind z.B. in Form von § 5 Abs. 1 
BImSchG, § 6 WHG oder § 20c Abs. 1 BNatSchG 
verbindlich anzuwenden.
Darüber hinaus müssen die übrigen Schutzgutbe­
lange, die durch die bestehenden Umweltqualitäts­
ziele noch nicht hinreichend berücksichtigt sind, 
mit eigenen, gutachterlich gesetzten Zielformulie­
rungen abgedeckt werden. Dies gilt insbesondere 
für die naturschutzfachlichen Belange (Arten­
schutz, Landschaft und Erholung), zumal diese häu­
fig raumspezifisch behandelt werden müssen und 
nicht durch eine bundes- oder landesweite Regelung 
hinreichende Berücksichtigung erfahren können. 
Hier werden überregionale Planungsvorgaben (Lan- 
desentwickhmgsprogramm, Regionalplan, Arten-

RWA = Raumwiderstandsanalyse 

Abbildung 2

Schematische Darstellung des Untersuchungsgebietes 
fü r raumanalytische Arbeiten.

und Biotopschutzprogramm ABSP) als Leitbilder 
berücksichtigt.

Die ausgewählten Schutzziele können damit als 
Z ie ls y s te m  für die Analyse und Bewertung der pro­
jektbedingten Be- und Entlastungen im Rahmen der
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UVS herangezogen werden. In geringfügig modifi­
zierter Form gelten sie für die Untersuchungen der 
Raumempfindlichkeit, des Raumwiderstandes und 
des Variantenvergleichs. Sie fungieren quasi als 
Leitlinien für die UVS, an denen die Auswirkungen 
des Projektes gewertet werden können.

2.2.2 Herleitung und Formulierung von 
Prüffeldern bzw. Untersuchungs­
gegenständen

Die Auswahl der Prüffelder und Untersuchungsge­
genstände erlaubt, komplexe Sachverhalte in ent­
scheidungsrelevante Teilbereiche zu reduzieren 
bzw. zu konkretisieren:

• anhand der ausgewählten Prüffelder kann die 
Empfindlichkeit des Raumes gegenüber den 
Wirkungen des Vorhabens indikatorisch ermit­
telt werden.
in konkreten "Untersuchungsgegenständen" kön­
nen die Beziehungen zwischen dem Vorhaben 
einerseits und der Umwelt andererseits erfaßt 
werden. So wird untersucht, ob und wieweit die Aus­
wirkungen der Baumaßnahme den im Schutz­
ziel definierten Erfordernissen entgegenwirken. 

In Kenntnis der allgemeinen Wirkungen von Straßen­
bauvorhaben und der hergeleiteten Schutzziele wer­
den projektspezifische Prüffelder und Untersu­
chungsgegenstände ausgewählt. Diese leiten sich 
teilweise aus Verordnungen oder Satzungen in Form 
von Zielkonkretisierungen oder Teilzielen ab. Ein 
Großteil muß jedoch durch den UVS-Gutachter de­
finiert und projektspezifisch formuliert werden.
Mit der Auswahl der Prüffelder werden die wichtig­
sten Bestandskategorien (zur Leistungsfähigkeit und 
Bedeutung des Raumes sowie zur Empfindlichkeit 
gegenüber Straßenbauvorhaben) und der Bewer­
tungshintergrund für die Betrachtung in den raum- 
analytischen Untersuchungen (REU, RWA) und im 
Variantenvergleich festgelegt. Dabei werden dieje­
nigen Prüffelder ausgewählt, die für die Beurteilung 
der Umwelterheblichkeit die höchste Aussagekraft 
besitzen.
Im günstigsten Fall ermöglichen exponierte Um­
weltqualitätsansprüche (z.B. ungestörte Nachtruhe 
in Wohngebieten) eine Betroffenheitsanalyse in 
quantitativer Form. In anderen Fällen muß über eine 
aufwendige qualitative Bestandsbewertung und 
eine qualitative Auswirkungsanalyse die Betroffenheit 
und Beeinträchtigung beschrieben werden, ohne daß 
eine genaue Quantifizierung erfolgen kann.
Zentrale Gesichtspunkte für die Formulierung von 
Prüffeldern und Untersuchungsgegenständen sind:

• Beschränkung auf entscheidungserhebliche Be­
lange: Die Entscheidungserheblichkeit orien­
tiert bzw. bemißt sich dabei sowohl an vorhan­
denen Umweltqualitätszielen und -Standards, 
(gesetzliche und "untergesetzliche" Aussagen), 
wie auch an Größe, Dauer und Intensität der zu 
erwartenden Auswirkungen bei gutachterlichen 
Setzungen;

günstige Recherchierbarkeit und Auswertbar- 
keit sowohl der Bestandssituation wie auch der 
straßenbedingten Auswirkungen; 
Überschaubarkeit und prägnante Darstellung 
der Ergebnisse, ihre Prüffähigkeit und Nach­
vollziehbarkeit.

2.3 Gutachterliche Grundsätze der 
Bewertung

Bei der projektspezifischen Umsetzung des be­
schriebenen, durch eine hierarchische Struktur ge­
kennzeichneten Bearbeitungsprogrammes können 
zwei Bewertungs- oder Prüfebenen unterschieden 
werden:
In einer ersten Ebene werden durchgängige Bear­
beitungsmodelle (z.B. in Form von Bewertungsvor­
schriften, Matrices etc.) zur Prognose der Be- und 
Entlastungen und zum Variantenvergleich ange­
wandt. Diese Ebene bringt den Vorteil mit sich, etwa 
Varianten untereinander auf gesamter Länge "ob­
jektiv" vergleichen zu können. Nachteilig ist je ­
doch, daß besonders herausragende Ausprägungen 
von Bestandsfunktionen oder spezielle vorhabens­
bedingte Wirkungen über diese weitgehend sche­
matische Vorgehensweise in Einzelfällen nicht hin­
reichend genau erfaßt werden können.
Hierzu ist es notwendig, eine zweite Prüfebene zu 
schaffen, auf der diese wichtigen und ebenso ent­
scheidungserheblichen Einzelfälle mit möglicher­
weise hohem Belastungspotential oder auch signi­
fikanten Entlastungseffekten zusätzlich untersucht 
und bewertet werden können. Die Berücksichti­
gung spezieller Einzelfalle ergänzt methodisch ge­
sehen die Vorgehensweise innerhalb der Untersu­
chungsgegenstände, da hierbei auf spezifische Ei­
genarten der Umweltsituation oder auch auf spezi­
elle Auswirkungen des Bauvorhabens (Be- und Ent­
lastungen) eingegangen werden kann.
Dies wird zum einen im Rahmen der formulierten 
Untersuchungsgegenstände durchgeführt, jedoch 
sind diese Einzelfallbetrachtungen auch in den wei­
teren Wertungsschritten (Aggregation) möglich. 
Die Notwendigkeit dieser Betrachtungen kann je ­
doch erst nach Vorliegen der Ergebnisse der Be- und 
Entlastungsprognose beurteilt werden.
Beide Betrachtungsebenen sind notwendige Vor­
aussetzung für eine abgerundete Beurteilung.

2.4 Grundsätze der Aggregation

Insbesondere bei schutzgutübergreifenden Wertun­
gen (Aggregationsschritte) sind grundsätzliche Ge­
wichtungen und Entscheidungen notwendig, um zu 
einer Gesamtaussage, z.B. beim Vergleich von Va­
rianten zu kommen.

• Hierbei ist die belebte Umwelt generell wertvoller 
einzustufen als unbelebte Umweltfaktoren (abio- 
tische Faktoren), wobei innerhalb der belebten 
Umwelt dem Menschen mit seinen Ansprüchen 
an eine gesunde Umwelt seinerseits eine beson­
dere Vorrangstellung eingeräumt wird.
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Innerhalb der abiotischen Umweltfaktoren wer­
den solche mit Nahrungsmittelfunktion (z.B. Trink­
wasser) ebenfalls grundsätzlich als vorrangig 
erachtet.
Ökonomische Belange (insbesondere private Nut­
zungsinteressen) werden im Rahmen der UVS 
nicht berücksichtigt, es sei denn, sie sind von ge­
samtgesellschaftlicher Bedeutung.

• Bei der Bewertung der zu erwartenden Be- und 
Entlastungen ist als wesentliches Kriterium auch 
das Maß der Vorbelastung einzubeziehen. Dabei 
wird folgendes berücksichtigt:

In Verdichtungsräumen wie etwa München 
bestehen zum Teil sehr hohe Belastungen der 
Umwelt und der dort lebenden Menschen, so 
daß die "Grenze der Zumutbarkeit" zum Teil 
bereits überschritten ist. Verbliebene, noch 
relativ ungestörte Landschaftsräume (z.B. 
als Lebensräume für Tiere und Pflanzen), 
Erholungsmöglichkeiten aber auch Wohnge­
biete werden aus diesem Grund als hoch em­
pfindlich eingestuft.
Bei Neubaumaßnahmen sind die aktuellen 
Umweltqualitätsstandards (v.a. hinsichtlich 
des Lärmschutzes) einzuhalten; es kann des­
halb zumindest mittelbar zu einer Verbesse­
rung der gegenwärtigen Situation kommen. 
In ländlichen Räumen können Neubaumaß­
nahmen an Straßen trotz eingehaltener Um­
weltstandards zu unzumutbaren Zusatzbe­
lastungen führen. Insofern wird in der UVS 
davon ausgegangen, daß in vorbelasteten 
Räumen ein Straßenbauvorhaben grundsätz­
lich eher zumutbar und damit aus Sicht der 
UVS vertretbarer ist, als in nicht vorbelaste­
ten, ländlichen Gebieten. Dies sind pro­
jektspezifische Festsetzungen, die freilich in 
anderen Untersuchungsräumen oder anderen 
Projekten gegenläufig aussehen können.

2.5 Berücksichtigung von Wechselwir­
kungen2'

Die im UVPG genannten Wechselwirkungen wer­
den in mehreren Bearbeitungsschritten behandelt 
und berücksichtigt:
Einerseits können bereits mit der Formulierung der 
Schutzziele wesentliche Wechselwirkungen zwi­
schen den Schutzgütem erfaßt werden.

Beispiel:
Eine Wirkung der geplanten Baumaßnahme betrifft 
zwei oder mehrere Schutzgüter. Bei der Aufstellung 
des indikatorischen Bearbeitungsprogrammes wird 
die Entscheidung getroffen, daß diese Auswirkung 
für ein Schutzgut als weniger erheblich anzusehen 
ist, da sie bereits in einem anderen Schutzgut behan­
delt wird.
Andererseits sind Wechselwirkungen bei den Ag­
gregationsschritten (schutzgutübergreifende Wer­
tungen) zu berücksichtigen: Überlagern sich räum­
lich gesehen die Auswirkungen des geplanten Vor­

habens in ihrer Be- oder Entlastungswirkung, kön­
nen sich die in den einzelnen Schutzgutanalysen 
gefundenen Prognosen verschieben. Unter Umstän­
den ist das Ergebnis der Summenwirkung als Pro­
dukt der Überlagerung völlig anders einzuschätzen 
als das zunächst isoliert ermittelte Ergebnis einer 
einzigen Schutzgutbetrachtung.
Eine abgerundete, fundierte Beurteilung innerhalb 
der Trassenbewertung wie auch bei Trassenverglei- 
chen ist erst dann gegeben, wenn dieser plausibili- 
sierende Schritt der Prüfung von Wechselwirkun­
gen vollzogen ist, zumal eine ganzheitliche Be­
trachtung der Auswirkungen eines Vorhabens der 
Komplexität von Umwelt entspricht. Synergieeffekte 
können deshalb zu wichtigen Beurteilungsmaßstä­
ben bei der zusammenfassenden Beurteilung der 
Baumaßnahme werden.
Wesentliche Auswirkungen zieht auch die Auswahl 
und die Anzahl der als entscheidungserheblich er­
kannten Schutzgüter bzw. Untersuchungsgegen­
stände nach sich. Ein weit aufgefächertes Spektrum 
von Untersuchungsgegenständen kann in der Ge­
samtabschätzung zu anderen Synergieeffekten füh­
ren, als wenn die Palette der Untersuchungsgegen­
stände eng gefaßt wird.
Im Sinne der Definition von SPORBECK ET AL. 
(1997) lassen sich verschiedene Auswirkungen auf 
Wechselwirkungen unterscheiden, die im folgen­
den beispielhaft beschrieben werden:

• Auswirkungen a u f Wechselwirkungen zwischen 
separat betrachteten Schutzgütern, 
z.B. wirken sich Bodenveränderungen durch Ver­
dichtung, Schadstoffeintrag oder Grundwas­
sereinsenkung auf die Artenzusammensetzung 
der Biotoptypen aus, was wiederum Folgen für 
die Habitatstrukturen haben kann. 

Auswirkungen a u f Wechselwirkungen innerhalb 
von Schutzgütern (zwischen und innerhalb von 
Wert- und Funktionselementen), 
z.B. kann sich der Ausfall einzelner Tierarten 
bzw. Tiergruppen - etwa durch Fragmentierung 
von Lebensräumen oder Schadstoffeintrag - auf­
grund von Nahrungsbeziehungen (Nahrungs­
kette, Räuber-Beute-Beziehungen) oder sonsti­
gen interspezifischen Abhängigkeiten (z.B. Sym­
biose, Synökie) auf die Artenzusammensetzung 
der gesamten Lebensgemeinschaft auswirken 
(beispielsweise der Verlust bestimmter Räuber, 
etwa eines Greifvogels, zu einer Populations­
veränderung bei den Beutetieren, etwa speziel­
len Kleinsäugem).

Auswirkungen a u f Wechselwirkungen zwischen 
räumlich benachbarten bzw. getrennte Ökosy­
stemen,
z.B. werden durch den Straßenkörper faunisti- 
sche Funktionsbeziehungen zwischen benach­
barten Ökosystemen (z.B. Wanderwege von Am­
phibien zwischen Laichgewässem, Sommer- und 
Winterlebensräumen; Austauschbeziehungen zwi­
schen Wochenstubenquartier und Jagdrevieren 
bei Fledermäusen) zerschnitten.
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Tabelle 1

Untersuchungsablauf im Rahmen der Umweltverträglichkeitsstudie.
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1 E n tw u rf eines U n te rsu ch u n g sp ro g ra m m e s  m it Form ulierung von Schutz­
zielen, Prüffeldern und U ntersuchungsgegenständen, zugeschnitten auf das 
U ntersuchungsgebiet (indikatorischer Ansatz):

Form ulierung von relevanten S ch u tzz ie le n  fü r die jew eiligen Schutzgut­
belange aus dem UVPG unter Fieranziehung von bestehenden U m w elt­
qualitä tszielen aus der U m weltgesetzgebung, aus Verordnungen und / 
oder gutachterliche Festlegung der Schutzziele. Für ein Schutzgut können 
m ehrere Schutzziele form uliert werden.
Form ulierung von P rü ffe ld e rn  fü r die raum analytischen A rbeiten als kon­
kretes A rbeitsprogram m  innerhalb der Schutzziele mit günstiger 
Recherchier- und Bewertbarkeit fü r die D arstellung von Bestand und des­
sen Em pfindlichkeit gegenüber straßenbaubedingten Ausw irkungen a llge­
mein (Bedeutung fü r den Raum widerstand). Für ein Schutzziel können 
u. U. m ehrere Prüffelder erforderlich sein.
Form ulierung von U n te rs u ch u n g sg e g e n s tä n d e n  f ür den V arian ten­
vergle ich mit Be- und Entlastungsprognose als konkretes A rbeitsprogram m  
innerhalb der Schutzziele mit günstiger Recherchier- und Bewertbarkeit für 
die Darstellung von Bestand und zu erwartenden Auswirkungen; fü r ein 
Schutzgut bzw. Schutzziel können m ehrere U ntersuchungsgegenstände 
erforderlich sein

V)
tu
T3
O)
C
3
O)
0)
w
<U
u .

2 Erörterung und Abstim m ung des Untersuchungsgebietes und des U nter­
suchungsprogram m es im "S co p in g -V e rfa h re n "  als w esentlicher p ro jekt­
beg le itender fachlicher Abstim m ungsprozess.
D iskussion der nicht berücksichtigten Schutzaspekte (Bestandsfunktionen und / 
oder Auswirkungen) mit Experten und Fachbehörden.
Festsetzung des U ntersuchungsprogram m es für jedes Schutzgut mit defin ierten 
Schutzzielen, Prüffeldern und Untersuchungsgegenständen.

■o 3 Raum analytische Untersuchungen
3 (Raum em pfindlichkeitsuntersuchung und R aum w iderstandsanalyse) mit
C eigenem  Gebietsum griff, "grobkörnigem " Untersuchungsprogram m  und

großm aßstäblicher Betrachtungsebeneo
■O Festlegung des Untersuchungsraum es (bewußt großräum iger Ansatz)

< Auswahl der zu behandelnden Schutzgüter und der Prüffelder, die einem
o grobrasterigen Ansatz genügen
£ Bestandsaufnahm e anhand von greifbaren Daten
w Bildung von funktionalen Raum einheiten als Bausteine einer fortschre i-
> . tenen Aggregation der Schutzgutbelange
roc Erm ittlung vergle ichsweise konfliktarm er Großräum e
(0
c 4 Problem orientierte, selektive B e s ta n dsa u fn a hm e  nach den jew eiligen Erfor-
3
(0
cc

dern issen der Prüffelder bzw. U ntersuchungsgegenstände

5 B e w e rtu n g  der Bestandsfunktionen, soweit dies fü r die Erm ittlung des R aum ­
w iderstandes sowie fü r die fo lgende Analyse der vorhabensbedingten Be- und 
Entlastungen erforderlich ist

6 Auswahl der Bestände mit Raum widerstand und Aggregation der Ergebnisse 
aus den Prüffeldern bzw. Schutzzielen zu e iner Gesam taussage hinsichtlich 
des Raum widerstandes pro Schutzgut. Fiierfür ist es erforderlich, die Te ile r­
gebnisse aus den Prüffeldern bzw. Schutzzielen nach ihrer Bedeutung und 
Entscheidungserheblichkeit zu werten.

7 schutzgutübergrelfende Überlagerung und Aggregation zur E rm itt lu n g  d es  
R au m w id e rs ta n d e s

8 Festlegung von ko n flik ta rm e n  K o rrid o re n , aus dem als gutachterliche 
Em pfehlung eine aus der Sicht der U m weltverträglichkeitsstudie optim ale 
Linienführung abzuleiten ist.
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Tabelle 1 (Fortsetzung)

P lan u n g  vo n  T ra sse n va ria n te n  durch den Vorhabensträger unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der raum analytische Arbeiten
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9 A nalyse der vo rh a b e n s b e d in g te n  W irk u n g e n  für die ausgewählten Varianten 
(i. d. R. getrennt nach anlage- und betriebsbedingten W irkungen) mit Fest­
legung von W irk s tu fe n  anhand der gewählten Untersuchungsgegenstände

10 A nalyse der A u s w irk u n g e n  durch Ü berlagerung der W irkzonen m it dem 
bewerteten Bestand

11 Bewertung der be- und  e n tla s te n d e n  A u s w irk u n g e n  fü r  jed e  V a ria n te  (durch 
G egenüberste llung von Bestandsfunktionen /  Bestandswerten und W irkungen / 
W irkstufen)

12 Gegenüberste llung und Vergleich der Ergebnisse
a) Darstellung der erheblichen Ausw irkungen auf das Schutzgut
b) Herleitung der günstigsten Variante aus Sicht eines Schutzgutes

13 A ggregation der Ergebnisse aus den U ntersuchungsgegenständen bzw. 
Schutzzielen zu e iner G esam taussage  p ro  S c h u tz g u t

14 Anschließend w ird eine A g g re g a tio n  ü be r d ie  S c h u tz g ü te r hinweg durch­
geführt, um
a) d ie zu erwartenden,e rh e b lic h e n  U m w e lta u sw irku n g e n  fü r  d ie  

g e w ä h lte  L in ie  darzustellen.
b) eine Variante zu finden, die aus der S icht der U m w eltverträglichkeitsstudie 

am günstigsten zu beurteilen ist (g u ta c h te r lic h e  E m p fe h lu n g ).

Auswirkungen als Folge von Wechselwirkungen 
zwischen Landschaftsstruktur und Landschafts­
funktionen,
z.B. in Form des Verlustes von Vegetationsbe­
ständen, die als gliedernde und belebende Ele­
mente eine Funktion für das visuelle Erschei­
nungsbild des Landschaftsbildraumes besitzen, 
so daß gleichzeitig die landschaftsgebundene 
Erholungsfunktion betroffen ist.

3. Genereller Untersuchungsablauf der UVS

Die gegliederte, im Rahmen der Umweltverträg­
lichkeitsstudie angewandte Vorgehensweise ist in 
Tabelle 1 dargestellt.

3.1 Herleitung von Schutzzielen und Prüf­
feldern für raumanalytische Arbeiten 
(REU und RWA) sowie dem Varianten­
vergleich (BEP)

In Abbildung 3 sind für ausgewählte Schutzgüter 
aus gesetzlichen oder "untergesetzlichen" Vorgaben 
herleitbare Schutzziele und deren Prüffelder darge­
stellt. Es handelt sich dabei um eine nach den bis­
herigen Erfahrungen praktikable Liste, die in je ­
weils abgewandelter Form in mehreren Projekten an­
gewandt wurde und unterschiedliche Akzeptanz 
fand. Sie muß sich an den jeweiligen Projekterfor- 
demissen orientieren und kann deshalb nicht festge­
schrieben werden. An dieser Stelle kann die Liste

nur als Hinweis und Verdeutlichung für den metho­
dischen Ansatz gelten. Dieser Arbeitsschritt hat je ­
doch zentrale Bedeutung für den Scoping-Prozess 
und für das gesamte Untersuchungsprogramm.

3.2 Beteiligung von Trägem öffentlicher 
Belange (§ 5 UVPG)

Für die Projektkoordination und Festlegung eines Ar­
beitsprogrammes in Abstimmung mit den Beteilig­
ten wird häufig der Ausdruck "Scoping" verwendet 
(engl, "ins Auge fassen"). Der Begriff wird im fol­
genden mit den Anforderungen nach § 5 UVPG 
gleichgesetzt.
Inhaltliche Schwerpunkte des "Scoping"-Verfah- 
rens sind folgende:

Abstimmung, Festlegung der Prüffelder und
Untersuchungsgegenstände (siehe Pkt. 3.1)
Raumabgrenzung
Methodenauswahl
Zeitrahmen
Festlegung von Bewertungsmaßstäben 
Auswahl von Alternativen.

3.3 Vorgehensweise bei den raumanalyti­
schen Vorarbeiten (Raumempfindlich- 
keits- und Raumwiderstandsanalyse, 
REU und RWA)

REU wie auch RWA sind Arbeitsschritte, die dem 
eigentlichen Variantenvergleich und der Be- und
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Abbildung 3

Schutzziele u nd Prüffelder.
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S chu tzgut REU
zu r K o rrid o rfind u ng

RWA
zu r L in ien fin du ng :

BEP
zum  V arian tenve rg le ich

L u ft und 
K lim a

S chutzzie l: V erm e idung  vo n  Lu ftve rschm utzu ng en  und  
E rha ltung  von  R e in llu ftgeb ie ten

Land­
scha ft

Bedeutung von sied- X
*

UGS: Veränderung der luft-
lungsbezogenen Luft- hygienischen Aus-
austauschbahnen für tauschverhältnisse für
den RW Siedlungen

K u ltu r­
güte r

R a u m o rd n e -1 
rische  und 
fach p lan e ­

rische  
Vorgaben

S chu tzz ie l: E rha ltung  d e r V ie lfa lt, E igenart und  S chö n he it der L andscha ft

PF: Bedeutung von Räumen 
für die Oberflächenge­
stalt der Landschaft

f PF: Bedeutung von Räumen 
für die Oberflächenge­
stalt der Landschaft £

UGS: Veränderung des Land- 
schaftsbildes durch 
technische Bauwerke 
und Verlust von land- ?

\ •y y ;y : y ' '  •
V schaftsbildprägenden

Elementen
$ • 2

S chu tzz ie l: E rha ltung  g roß räum ige r Landsch a ftsb e re iche  m it hohem  R uhew ert

Zusatzkriterium: 
Bedeutung großräumig 
unzerschnittener Räume

■f Zusatzkriterium: 
Bedeutung großräumig 
unzerschnittener Räume f

Zusatzkriterium: 
Beeinträchtigung großflächig 
ruhiger Landschaftsbereiche

5 durch Zerschneidung

S chu tzz ie l: E rha ltung  von  Denkm älern  so w ie  von  k u ltu rh is to ris c h  bedeutsam en 
L an dscha fts te ilen

PF: Bedeutung von Räumen 
als kulturhistorisch be­
deutsame Landschafts­
teile

- f PF: Bedeutung von Räumen 
als kulturhistorisch be­
deutsame Landschafts­
teile

f UGS: Veränderung kulturhisto- ; 
risch bedeutsamer 
Landschaftsteile

* »****1'  j  ̂
UGS: Verlust und Beein­

trächtigung von Denk­
mälern durch die ge­
plante Baumaßnahme

S chutzz ie l: E rha ltung  des W aldes und  S icherung  se ine r Funktionen
PF: Bedeutung des Waldes 

für den Naturhaushalt, 
das Landschaftsbild und 
die Erholungsvorsorge 
("Umweltbelang Wald")

4 -
PF: Bedeutung des Waldes 

für den Raumwiderstand

y

1

Zusatzkriterium:
Verlust und Beeinträchtigung 
des Waldes durch Überbauung 
und Abtrennung kleiner Rest­
flächen

|  ■ 

\

5j

Schutzziel: Sicherung einer 
nachhaltigen landwirtschaft­
lichen Nahrungsmittel­
produktion

Zusatzkriterium:
Verlust landwirtschaftlicher 
Flächen
____________
Zusatzkriterium: 
Inanspruchnahme von Flä- 

die bereits von Planun- 
Dritter betroffen sind

Abbildung 3 (Fortsetzung)

Entlastungsprognose vorausgehen. Sie sind vom 
Untersuchungsansatz her in der Regel "grobkörni­
ger" und umfassen ein wesentlich größeres Unter­
suchungsgebiet. Je nach Projekt können REU und 
RWA synonym verwendet und als eine vorausge­
hende Studie aufgefaßt werden. In größeren Projek­
ten mit weitem räumlichen Umgriff empfielt es sich, 
zwei getrennte Arbeitsschritte daraus zu machen. 
Im folgenden Text sind jedoch der Einfachheit hal­

ber die Begriffe REU und RWA synonym verwen­
det.

REU bzw. RWA betrachten deshalb großräumig, 
suchen ihre schutzgutbezogenen Qualitäten, deren 
Raumbedeutsamkeit und Empfindlichkeit. Sie sind 
im Anschluß an den Bundesfemstraßenbedarfsplan 
der Einstieg in das Linienbestimmungsverfahren. 
Ihr Ziel ist es,
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mögliche Linienkorridore ("relativ konfliktarme 
Korridore", vgl. MUVS 1990) für eine Bundesfem- 
straße zu ermitteln,
mögliche Belastungsschwerpunkte im Hinblick 
auf das Straßenbauvorhaben darzustellen, 
durchgängige, nach dem naturschutzrechtlichen 
Prinzip der Eingriffsvermeidung gestaltete Lini­
enkonzepte aufzuzeigen und 
eine synoptische Darstellung der entscheidungs- 
erheblichen Schutzgutbelange zu ermöglichen. 

In Anbetracht der Größe des Untersuchungsraumes 
für eine REU und der Vielzahl der Schutzgüter nach 
UVPG bzw. der darin zu untersuchenden Schutz­
gutbelange ist es erforderlich,

einen stark raum- und problemorientierten Un­
tersuchungsansatz mit sorgfältiger Auswahl 
raumbedeutsamer, raumdifferenzierender und 
damit entscheidungserheblicher und indikato- 
risch aussagefähiger Schutzgüter zu wählen, 
Bestandsaufnahme und -bewertung innerhalb 
der Schutzgüter in aggregierter Form vorzuneh­
men (Definition von Prüffeldern), 
die Gesamtaussage als schutzgutübergreifende 
kartographische Synopse (unter Beachtung nach­
vollziehbarer Aggregations- bzw. Überlagerungs­
schritte) zu erarbeiten.

Zentrales Kennzeichen der REU und RWA ist die 
Bildung von Raumeinheiten unterschiedlicher De­
taillierungsgrade und deren hierarchisch gestaffel­
te, schrittweise Zusammenführung (Aggregation) 
zu einer Schutzgut-Aussage und weiter zu einer 
Gesamtaussage.
Dem iterativen Planungsprozeß entsprechend wer­
den in dieser frühen Phase eines Linienfindungsver­
fahrens meist nur kursorische Geländeerhebungen 
durchgeführt. Detaillierte Recherchen zu den ein­
zelnen Schutzgutbelangen bleiben späteren Ar­
beitsschritten Vorbehalten. In erster Linie wird auf 
vorhandenes, verfügbares Datenmaterial zurückge­
griffen. Meist reicht dieses Material, ergänzt durch 
stichprobenartige Inaugenscheinnahme vor Ort aus, 
um die gewünschten Aussagen zur Empfindlichkeit 
des Raumes und zu den möglichen "Raumwider­
ständen" im Falle eines Straßenbauvorhabens auf­
zuzeigen. Als Bearbeitungsmaßstab sind je  nach 
Projektumfang die Maßstäbe 1 10.000 bis 1:50.000 
denkbar.
Auch in REU und RWA, also in den raumanalyti­
schen Vorarbeiten zur UVS ist die "Ableitung und 
Beschreibung von ökosystemaren Wechselwirkun­
gen" ein wichtiger Baustein für die Beurteilung der 
Umweltverträglichkeit. Eine "Aneinanderreihung" 
einzelner medialer Bewertungen der Umweltaus­
wirkungen wird als nicht ausreichend erachtet: 
"Ökosystemare Wechselwirkungen sollten in der 
Raumanalyse über zwei Schritte berücksichtigt wer­
den:
1. schutzgutbezogene Erfassung, Beschreibung 

und Beurteilung von ökosystemaren Wechsel­
wirkungen zu anderen Schutzgütern und Schutz­
gutfunktionen,

2. schutzgutübergreifende Ermittlung und Abgren­
zung von ökosystemaren Wechselwirkungskom­
plexen zur Beschreibung und Beurteilung von 
Ökosystemkomplexen /  Landschaftsräumen mit 
einem besonderen Wirkungsgefüge, welches im 
Rahmen des schutzgutbezogenen Ansatzes i.d.R. 
nur unzureichend abzubilden ist"

(SPORBECK ET AL. 1997).

3.3.1 Methodik der Raumanalyse

Festlegung des Untersuchungsraumes
Am Bundesfemstraßenbedarfsplan orientiert sich 
die Abgrenzung eines Untersuchungsraumes für 
REU und RWA. Das Untersuchungsgebiet wird in 
mehreren Schritten abgegrenzt. Einem gemeinsa­
men Vorschlag von Straßenbaubehörden und beauf­
tragtem Planungsbüro folgt eine Revision durch die 
am Scoping-Prozess beteiligten Fachbehörden.

Auswahl der zu behandelnden Schutzgüter
Die Auswahl der zu behandelnden Schutzgüter ist 
ein wesentlicher Arbeitsschritt am Anfang der Pro­
jektbearbeitung. Im Hinblick auf eine möglichst 
große Zielorientierung und eine Minimierung des 
Arbeitsaufwandes ist es geboten, die für den Unter­
suchungsraum voraussichtlich 

raumdifferenzierenden,
gut und auf aktueller Datenbasis recherchierbaren, 
indikatorisch aussagefähigen und mit weiteren 
Schutzgütem verflochtenen 
und damit überhaupt erst entscheidungserhebli­
chen

Schutzgüter zu selektieren und eine Programmatik 
aufzustellen, die die Bearbeitung der Schutzgüter in 
den einzelnen Aggregationsschritten erlaubt.
Die Gründe für Selektion, Zurückstellung und indi- 
katorische Verflechtung (Wechselwirkungen) von 
Schutzgütem müssen ausführlich dargelegt werden, 
insbesondere bei den "wegdiskutierten" Schutzgut­
belangen.
Im Regelfall wird dem Schutzbelang "Menschen" 
mit ihrem Wohn- und (Nah)erholungsumfeld ein 
besonderer Rang eingeräumt werden müssen. Der 
hier dargestellte Methodenansatz geht also davon 
aus, daß in raumanalytischen Arbeiten eine Aus­
wahl der im UVPG genannten Schutzgüter behan­
delt wird. Schutzansprüche der betroffenen Men­
schen laufen ohne Vermengung mit den übrigen 
Schutzgutbelangen durch die gesamte Untersu­
chung bis zur abschließenden Zusammenfassung 
hindurch. Die übrigen Schutzgutbelange werden - 
je  nach Auswahl - aggregiert und als synoptisches 
Gesamtergebnis getrennt von den Ergebnissen des 
Schutzgutes "Menschen" dargestellt.

Bildung von Raumeinheiten
Aufgabe der Raumanalyse ist es, Raumeinheiten 
abzugrenzen, zu bewerten und eine bestimmte Emp­
findlichkeitsstufe zuzuordnen. Die Raumeinheiten 
bilden auf der jeweiligen Ebene ein zentrales Arbeits-
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ergebnis, das durch verschiedene Aggregations­
schritte hergeleitet wird und zu einer Synopse wei­
ter zusammengefaßt werden kann.
Die Raumeinheiten sind hierbei Landschaftsaus­
schnitte, die über ein bestimmtes relativ homogenes 
Grundinventar sowie über eine relativ gleichförmige 
Dichte an Ausstattungsmerkmalen (Bestandseinhei­
ten) verfügen und zu einem größeren Ganzen aggre­
giert werden können.
Die entstehenden Flächenaggregate bzw. Raumty­
pen mit einer bestimmten Ausstattung an Einzelob­
jekten werden nach ihrer Raumempfindlichkeit be­
wertet. Der Grad der Raumempfmdlichkeit ergibt 
sich über die schutzgutbezogenen Bewertungsver­
fahren mit Kriterienkatalogen, die sich aus den ge­
wählten Schutzzielen und Prüffeldern mit hohem 
Indikatorwert für potentielle, vorhabensbedingte 
Auswirkungen zusammensetzen.

Schrittweise Aggregation der übrigen Schutzgut­
belange (excl. "Menschen")
Der Bildung der Raumeinheiten auf der Ebene eines 
Schutzgutes gehen verschiedene Aggregations­
schritte voran, die die räumliche Umsetzung von 
Teilaspekten des Schutzgutes darstellen und erste 
räumliche Zusammenfassungen von schutzgutbe­
zogenen Einzelelementen darstellen. Die Raumein­
heiten auf der unteren Aggregationsebene werden 
anhand schutzgutbezogener Kriteriensysteme be­
wertet. Je Schutzgut können eine oder mehrere der­
artige Ausarbeitungen erforderlich sein.
Die Zusammenführung der Raumeinheiten der un­
teren Aggregationsebene im Sinne einer flächen­
mäßigen Verschneidung mit Verknüpfungsregel für 
die Wertstufen ermöglicht die Aggregation auf der 
Ebene eines Schutzgutes. Diese Raumeinheiten stel­
len ein wichtiges Zwischenergebnis dar und erlauben 
erste sektorale Einschätzungen zu "relativ konflikt- 
armen Korridoren" bzw. möglichen Belastungs­
schwerpunkten. Die Raumeinheiten werden auf 
Schutzgut-Karten dargelegt und bilden die Basis für 
die weitere, schutzgutübergreifende Aggregation. 
Die bewerteten Schutzgutkarten mit Ausnahme 
des Schutzgutes "Menschen" werden in diesem 
Aggregationsschritt 

flächenmäßig und 
bewertungsmäßig

überlagert und flächenmäßig verschnitten. Auf die­
se Weise ergibt sich eine Summation der einzelnen 
abgegrenzten Flächenumgriffe (Raum-Summation) 
und eine Summation der einzelnen Bewertungsstu­
fen (Wert-Summation).
Über Punkte-Bewertungsverfahren, oder andere 
methodische Ansätze können die Stufen der Raum­
empfmdlichkeit oder des Raumwiderstandes doku­
mentiert werden.
Ergebnis dieses Arbeitsschrittes ist eine kartogra­
phische Aggregation der Schutzgüter bzw. der Wert­
stufen, die in den Verschnitt eingegangen sind. Die 
Abgrenzungen und Bewertungen zu den einzelnen 
Schutzgütem können dieser Karte nicht mehr un­

mittelbar entnommen werden. Die Empfmdlich- 
keitskarte "Übrige Schutzgüter" zeigt ein differen­
ziertes räumliches Muster unterschiedlicher Raum- 
empfmdlichkeiten (RE), das Bereiche mit

erheblicher Raumempfmdlichkeit bzw. Bedeu­
tung für die RE (Bereiche mit mittlerer, hoher 
und sehr hoher Raumempfmdlichkeit sowie 
"tabu"-Räume) bzw.
nachrangiger Raumempfmdlichkeit bzw. Be­
deutung für die RE (Bereiche mit geringer und 
sehr geringer Raumempfmdlichkeit) 

aufweist. Abbildung 4 auf der folgenden Seite zeigt 
ein Beispiel für diese Aggregationsstufe in der 
REU.
Die Bereiche mit nachrangiger Raumempfmdlich­
keit bilden unter Anwendung des Vermeidungsprin- 
zips die Räume, in denen die Leistungsfähigkeit der 
Schutzgüter am wenigsten durch ein Straßenbau­
vorhaben beeinträchtigt werden kann.
Das Schutzgut "Menschen" bleibt bei den bisher 
beschriebenen Aggregationsstufen ausgenommen, 
um eine Vermischung mit den anderen Schutzgütem 
zu vermeiden. Eine "Verwischung" der herausgeho­
benen Schutzbedürfnisse des Menschen durch eine 
zu frühe Aggregation mit den anderen Schutzgütem 
kann damit vermieden werden.
Die sich durch diesen Aggregationsschritt bildenden 
Raumeinheiten bzw. Empfmdlichkeitsstufen bilden 
eine Synopse über die bearbeiteten Schutzgüter 
(excl. "Menschen"). Im Ergebnis zeigt sie, wo und 
in welcher Empfindlichkeit Räume mit besonderen 
Raumempfmdlichkeiten Vorkommen. Damit stellt 
die Synopse eine wesentliche Grundlage für die 
Identifizierung von "relativ konfliktarmen Korrido­
ren" bzw. möglichen Belastungsschwerpunkten dar. 
Die Überlagerung der raumanalytischen Ergebnisse 
zum "Schutzgut Menschen" und zu den "Übrigen 
Schutzgütem" führt dann zum kartographischen 
Endergebnis.
Indem die Aggregation des Schutzgutes "Menschen" 
erst auf der höchsten Ebene vollzogen wird, wird 
der Sonderstellung der menschlichen Schutzbe- 
dürfhisse Rechnung getragen. In der höchsten Ag­
gregationsebene findet auch keine "Verrechnung" der 
Schutzgutbelange statt. Auf diese Weise bleibt die 
Nachvollziehbarkeit aller Bewertungs- und Analyse­
schritte beim Schutzgut "Menschen" durch sämtliche 
Phasen der Raumanalyse erhalten.
Die überlagerte Darstellung aus der Verschneidung 
der übrigen Schutzgüter mit dem Schutzgut "Men­
schen" läßt nunmehr im Endergebnis erkennen, wo 
"relativ konfliktfreie Korridore" über alle betrach­
teten Schutzgüter hinweg vorhanden sind. Für die 
Identifizierung dieser Korridore bilden das Schutz­
gut "Menschen" und die Aggregation aus den "üb­
rigen Schutzgütem" gleichrangige Grundlagen.

Ermittlung "relativ konfliktarmer" Großräume 
und Bereiche

Die graphische Überlagerung der beiden Raum- 
empfmdlichkeits-Karten
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Die Bewertungsstufen "gering" und "sehr 
gering" wurden nicht dargestellt.

Zusatzinformation

Raum em pfind lichkeit
ermittelt durch Aggregation der 
Bewertungsstufen der "weiteren 
Umweltbelange"

Aggregiert werden die in den Umweltbelangen 
"Tiere und Pflanzen", “Wald", "Landschaft" und "Kultur 
güter" mit "hoch" oder "sehr hoch" bewerteten 
Räume.

Aggregationsregei
vgl. Textteil, Tabelle

Stufen der Raumempfindlichkeit

■  "tabu"

©  ©  @ Kernzone entsprechend Umweltbelang 
— ------ —1 “Tiere und Pflanzen"

Abbildung 4

Beispiel einer Raumempiindlichkeitskarte "Übrige Schutzgüter" (excl. Schutzgut "Menschen"), Original-Maßstab 
1:25.000.

- "Schutzgut Menschen"
- "Übrige Schutzgüter" (in bereits aggregierter Form)

läßt nunmehr die Benennung von "relativ konfliktar­
men Bereichen" zu, welche vergleichsweise geringere 
Umweltwirkungen durch Bau und Betrieb einer Fein­

straße erwarten lassen und damit als mögliche Auf­
nahme-Räume für eine derartige Nutzung gelten kön­
nen.

Als "re la tiv  k o n fl ik ta r m "  werden solche Bereiche 
bezeichnet, die auch nach Überlagerung der beiden

58



Raumempfmdlichkeits-Karten nur nachrangige Raum­
empfindlichkeit aufweisen.
Der Terminus "relativ konfliktarm" ist hier im Sinne 
der Raumwiderstandsanalyse zu verstehen (vgl. 
Merkblatt zur Umweltverträglichkeitsstudie in der 
Straßenplanung - MUVS 1990). Dies bedeutet, daß 
in diesem Räumen im Einzelfall und bei konkrete­
ren Verfahrensstadien u.U doch noch erhebliche 
umweltrelevante oder allgemeine Konfliktpotentia­
le auftreten können.
Als "relativ konfliktreich " werden hingegen Berei­
che bezeichnet, die in der Überlagerung der beiden 
Raumempfindlichkeitskomponenten mittlere, hohe, 
sehr hohe Raumempfindlichkeit aufweisen bzw. 
"tote "-Flächen für das Linienfindungsverfahren 
darstellen.
Das Anordnungsmuster von "relativ konfliktarmen 
Bereichen" ist in der Praxis sehr heterogen, so daß 
in der Regel keine zusammenhängenden "relativ 
konfliktarmen Korridore" entstehen. Für die Ziel­
stellung, mögliche "relativ konfliktarme Korridore" 
für eine Straßenlinie zu identifizieren muß jedoch 
eine möglichst enge Aufeinanderfolge "relativ kon­
fliktarmer Bereiche" gefunden werden.
Die Identifizierung der "relativ konfliktarmen Kor­
ridore" und deren Nutzung für ein Straßenbauvor­
haben stellt einen wesentlichen Beitrag zur Ein­
griffsvermeidung im Sinne des Art. 6 BayNatSchG 
dar.

Entwicklung der Linien, Belastungsabschätzung 
und Vergleich
In den relativ konfliktarmen Großräumen und Be­
reichen können nunmehr mögliche Linienführun­
gen entwickelt werden. Diese Linienführungen 
werden einer Belastungsabschätzung sowie einem 
Vergleich unterzogen.
Die Belastungsabschätzung stellt die Ermittlung 
der Durchfahrungslängen in den einzelnen unter­
suchten Schutzgütem bzw. der Aggregation aus den 
Schutzgütem dar. Sie erfolgt getrennt nach den je ­
weiligen Wert- bzw. Empfmdlichkeitsstufen.
Der Vergleich der Ergebnisse aus der Belastungsab­
schätzung erlaubt erste, aussagefähige Hinweise 
zur Umweltverträglichkeit der jeweiligen Linien. 
Anhand dieser ersten Prognose-Werte kann ent­
schieden werden, welche Linien in weitere, nach­
folgende Verfahrensschritte innerhalb des Pla­
nungsprozesses übernommen werden können.

3.4 Bestandsaufnahme

Die beschriebene Auswahl von schutzgut-repräsen­
tativen Schutzzielen beeinflußt grundlegend die In­
halte der Bestandsaufnahme. Es werden deshalb 
hauptsächlich jene Bestandsdaten erfaßt und er­
hoben, die für die schutzzielbezogenen Erörterun­
gen relevant und durch die Prüffelder und Untersu­
chungsgegenstände definiert sind.
Die Bestandsaufnahme bildet in der Regel die Si­
tuation zur Zeit der Erhebung in Text und Karten ab.

Sie umfaßt grundsätzlich das gesamte Untersu­
chungsgebiet. In wichtigen Einzelfällen werden auch 
darüber hinausgehende Außenbezüge und funktiona­
le Vernetzungen erfaßt.
Im Zuge der Bestandsaufnahme erhobene Daten 
fließen grundsätzlich in drei verschiedene Informa­
tionsebenen ein:

allgemeine Daten zum Untersuchungsgebiet; 
sie werden als schutzgutübergreifende Infor­
mationen erfaßt (Darstellung in allen Schutzgut- 
Karten).
spezifische Daten für die jeweiligen Schutzziele, 
Prüffelder und Untersuchungsgegenstände, die 
als Bewertungsgrundlage bzw. -kriterium dienen, 
zusätzliche Daten als "Basisinformationen" zur 
Vervollständigung einer Schutzgutbetrachtung 
oder des Bewertungshintergrundes sowie als 
nachrichtliche Darstellung.

3.5 Bewertungsverfahren

Wie bei der Herleitung der Umweltqualitätsziele 
fehlen entsprechend auch bei den Bewertungsver­
fahren bundesweit und EG-weit gültige Methoden 
für die UVP. Die bestehenden Normen und Stand­
ards, die in Verordnungen und Satzungen festgelegt 
sind, können jedoch teilweise die Bewertungs­
maßstäbe für die Untersuchungsgegenstände lie­
fern. Umweltqualitätsnormen fehlen dagegen weit­
gehend für den ökologischen und landschaftsästhe­
tischen Bereich sowie für Erholungsbelange.
In der Mehrzahl der Fälle müssen daher gutachter­
liche Einschätzungen und Schwellenwerte formu­
liert werden, um die Schutzgutbelange hinreichend 
genau qualifizieren und die Be- oder Entlastungsef­
fekte quantifizieren zu können.
Die Bewertung der Bestandsfunktionen wird als 
eigentliche "Bewertung" im Rahmen der UVS be­
zeichnet. Dabei erfolgt die

Bewertung der Leistungsfähigkeit des Bestan­
des hinsichtlich des Erfüllungsgrades des aufge­
stellten Zielsystems der Schutzziele sowie die 
Bewertung der Empfindlichkeit des Bestandes 
gegenüber den zu erwartenden Auswirkungen 

In der Regel können bei der Bestandsbewertung 
folgende Situationen auftreten:

• Das Prüffeld bzw. der Untersuchungsgegen­
stand ist bereits so ausgewählt, daß er die emp­
findlichsten Teile eines Schutzgutes bzw. eines 
Schutzzieles repräsentiert. Der ausgewählte Be­
stand besitzt damit ein hohes Maß an Indikator­
wirkung. Eine Bewertung im engeren Sinne ist 
nicht erforderlich; es reicht aus, die Betroffen­
heit gegenüber einer vorhabensbedingten Aus­
wirkung zu ermitteln.
Das Prüffeld bzw der Untersuchungsgegenstand 
ist allgemeiner formuliert, die Bestandssituation 
wird anhand schutzzielbezogener Kriterien be­
wertet. Dabei werden maximal 5 Wertstufen ver­
geben (allgemeine angewandte Kriterien hierzu 
sind: räumliche Bedeutung, Vorsorgestatus ins­
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besondere für die natürlichen Ressourcen, Er­
setzbarkeit u.a.).

In der Regel werden bestehende Vorbelastungen, die 
die Leistungsfähigkeit oder Empfindlichkeit einer Be­
standsfunktion im Untersuchungsgebiet erheblich re­
duzieren, bei der Bestandsbewertung berücksichtigt. 
Der Bezugsrahmen für die Bestandsbewertung geht 
über das Untersuchungsgebiet hinaus und ist regio­
nal gültig. In Einzelfällen - bei gesetzlichen Vorga­
ben - kann er landes- oder sogar bundesweit gelten. 
Die Bewertung und insbesondere die Einteilung in 
Wertstufen erfolgt spezifisch für jedes Prüffeld bzw. 
jeden Untersuchungsgegenstand. Gleichlautende 
Wertstufen für verschiedene Prüffelder bzw. Unter­
suchungsgegenstände sind daher nicht als gleich­
wertig anzusehen. Im Zuge weiterer Wertungsschrit­
te (insbesondere bei der schutzgutübergreifenden 
Aggregation) können diese Wertstufen unterschied­
lich gewichtet werden.
Die vergebenen Wertstufen sind in der Kartenebene 
"Bewerteter Bestand" für die einzelnen Schutzgüter 
farbig dargestellt.

3.6 Ermittlung des Raumwiderstandes

(siehe hierzu auch Pkt. 3.3)
Aufbauend auf den Ergebnissen der o.a. Bewertun­
gen erfolgt die Ermittlung des Raumwiderstandes 
sowie die Ableitung von relativ konfliktarmen Kor­
ridoren. Zur Ermittlung des Raumwiderstandes sind 
folgende Arbeitsschritte notwendig:

• sektorale Ermittlung der Bestände mit Raumwi­
derstand für jedes Schutzgut und Auswahl der 
entscheidungserheblichen und jeweilig zielfüh­
renden Prüffelder.
Überlagerung der ausgewählten Bestände. Der 
Raumwiderstand ergibt sich aus der Überlagerung 
der untersuchten Bestände. Dazu werden aus je­
dem Schutzgut in der Regel die mit sehr hoch und 
hoch bewerteten Bestände herangezogen und ent­
sprechend der Bewertungsvoischrift nach Tabelle 
2 miteinander verschnitten. Für ausgewählte 
Schutzgüter werden auch Bestände mit "mittlerer" 
Bedeutung herangezogen.

Abgrenzung relativ konfliktarmer Bereiche. 

Arbeitsmaßstab ist in der Regel 1:5.000. Abhängig 
von der Größe des Projekts variiert der Darstel­
lungsmaßstab von 1:5.000 bis 1:25.000. Die Ergeb­
niskarte bildet eine Arbeitshilfe zur Linienfmdung. 
Ein untergeordneter Raumwiderstand nach Tabelle 
2 bedeutet jedoch nicht gleichzeitig eine geringe 
Auswirkung. Die Ermittlung der Auswirkungsin­
tensität (Be- und Entlastungen) erfolgt im anschlie­
ßenden Arbeitsschritt des Variantenvergleichs.

3.7 Analyse der vorhabensbedingten 
Wirkungen

Für die Analyse und Wertung der vorhabensbeding­
ten Wirkungen sind drei verschiedene Wirktypen zu 
berücksichtigen:

baubedingte Wirkungen (Schall- und Schadstof­
femissionen, Erschütterungen, vorübergehende 
Flächeninanspruchnahme etc.), 
anlagebedingte Wirkungen (z.B. Flächenverlust 
durch Überbauung, Versiegelung, Trenn- und 
Zerschneidungseffekte etc.), 
betriebsbedingte Wirkungen als

verkehrsbedingte Wirkungen (Schall- und 
Schadstoffemissionen, Erschütterungen etc.) 
und
unterhaltsbedingte Wirkungen (z. B. Streu­
stoffe, Gehölzrückschnitt etc.).

Die baubedingten wie auch unterhaltsbedingten 
Wirkungen können durch entsprechende Maßgaben 
in ihrer Intensität deutlich reduziert werden (z.B. 
Verkürzung der Bauzeit, Baufeldbeschränkung, 
emissionsarme Bautechnik u.a.m.). Es wird unter­
stellt, daß damit von beiden genannten Wirkungen 
in der Regel keine entscheidungserheblichen Aus­
wirkungen verursacht werden, da diese - bei gradu­
ellen Unterschieden - für alle zu prüfenden Varian­
ten zu erwarten sind.
Das Hauptaugenmerk liegt deshalb bei den anlage- 
und verkehrsbedingten Wirkungen. Gegebenenfalls 
werden für die vorhabensbedingten Wirkungen un­
terschiedliche Wirkstufen anhand vorgegebener 
oder gutachterlich formulierter Schwellenwerte fest­
gelegt.

3.8 Ermittlung und Bewertung
der zu erwartenden Auswirkungen 
(Be- und Entlastungen)

Dominante Wertungskriterien für die Beurteilung 
der zu erwartenden Auswirkungen sind die Erheb­
lichkeit und Nachhaltigkeit. Bei der Analyse der Be- 
und Entlastungen wird geprüft, ob

die gesetzten Umweltqualitätsnormen (Schwel­
lenwerte) eingehalten werden, 
darüber hinaus meßbare bzw. erhebbare Verän­
derungen stattfinden,
die Veränderungen zu längerfristigen oder evtl, 
irreversiblen Beeinträchtigungen oder Verbes­
serungen führen und
die Veränderungen durch Wechselwirkungen 
mit anderen Schutzgütem eine Steigerung der 
Belastungsintensität erfahren.

Bei der Ermittlung der Intensität von Be- und Ent­
lastungen sind zwei Fälle zu unterscheiden:
1. Für eine Wirkung (i. d. R. anlagebedingt) fehlen 

festgelegte Wirkstufen:
Die Ermittlung der Be- und Entlastungsstufen 
orientiert sich direkt an den Wertstufen der Be­
standsbewertung. Je höher der Bestandswert, 
desto höher ist i.d.R. die Belastung durch Wir­
kungen der Straßenbaumaßnahme.

2. Für eine Wirkung (i d.R. betriebsbedingt) wer­
den mehrere Wirkstufen unterschieden:
Die Wirkstufen (z.B. Lärmzonen für das Schutz­
gut "Menschen - Wohnen") werden in einer Ma­
trix den Bestandswerten gegenübergestellt. Das
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Tabelle 2

Bewertungsvorschrift zur Ermittlung des Raumwiderstandes.

Raumwiderstand Kriterien

sehr hoch Räume, die im Rahmen der Untersuchungen mindestens 2mal mit "sehr hoch" 
bewertet sind;
desweiteren sämtliche Wohnflächen ohne Vorbelastung.

hoch Räume, die im Rahmen der Untersuchungen lmal mit "sehr hoch" bewertet 
sind oder Flächen, die mehr als lmal mit "hoch" bewertet sind.
Sämtliche Wohnflächen mit Vorbelastungen durch das Projektstraßennetz.

mittel Flächen, die im Rahmen der Untersuchungen lmal mit "hoch" bewertet oder 
Flächen, die mehr als lmal mit "mittel" bewertet sind.

untergeordnet Alle weiteren Flächen.

Ergebnis dieser Gegenüberstellung ist das Maß der 
Intensität von entstehenden Belastungen bzw. ge­
gebenenfalls von Entlastungen (Be- und Entla­
stungsstufen). Auch hier werden analog zur Be­
standsbewertung maximal 5 Stufen vergeben.

Die ermittelten Be- und Entlastungsstufen werden in 
der Kartenebene "Be- und Entlastungsprognose" 
(Deckblatt) für die einzelnen Schutzgüter farbig dar­
gestellt.
Bei der quantitativen Auswertung der entstehenden 
Be- und Entlastungen werden in der Regel

Flächenermittlungen (z. B. überbaute Fläche in ha) 
Längeneimittlungen (z. B. Zerschneidung in km) 
oder

Häufigkeitsermittlungen (z. B. Anzahl von Que­
rungen oder betroffenen Einwohnern)

durchgeführt.
Im einzelnen sind die angewandten Meßgrößen je­
weils für die Untersuchungsgegenstände aufgefuhrt.

3.9 Abschließende Beurteilung und Varian­
tenvergleich

Die abschließende Beurteilung der zu erwartenden 
Auswirkungen der geplanten Baumaßnahme er­
folgt durch Darstellung der entscheidungserhebli­
chen Unterschiede zwischen den Varianten.
Dabei wird im wesentlichen auf folgende Aspekte 
eingegangen:

Veränderungsbilanz der Be- und Entlastungen, 
insbesondere im Bereich der Lärmauswirkun­
gen für das Wohn- und Erholungsumfeld des 
Menschen,
Veränderungsbilanz in der Arten- und Lebens­
raumausstattung (Lebensraumverluste durch 
Überbauung, Isolation und Beeinträchtigung) 
für Tiere und Pflanzen,

Veränderungsbilanz in der Bodenlandschaft (be­
einträchtigte bzw. durch Versiegelung verlorene 
Flächen),

Veränderungsbilanz in der Grund- und Oberflä­
chenwassersituation (Restrisiko durch Unfälle 
etc.),
Veränderungsbilanz der lufthygienischen Situa­
tion für das Wohnumfeld des Menschen, 
Veränderungsbilanz des Landschaftsbildes durch 
technische Bauwerke,
Veränderungsbilanz für Kulturgüter (Verlust 
von Denkmälern),
Veränderungsbilanz von Sachgütern (Beein­
trächtigung und Verlust).

Innerhalb des Variantenvergleichs werden für jedes 
Schutzgut getrennt die Varianten untersucht und 
beurteilt. So wird die jeweils günstigste Variante aus 
der Sicht eines Schutzgutes ermittelt.
Dazu sind Aggregationsschritte innerhalb eines 
Schutzgutes mit verschiedenen Gewichtungen der 
Ergebnisse aus einzelnen Untersuchungsgegenstän­
den bzw. Schutzzielen erforderlich, um zu Ergeb­
nissen für das jeweilige Schutzgut zu kommen. 
Evtl, können aber nach Analyse der Wechselwir­
kungen auch von den dort aufgestellten Grundsät­
zen abweichende Entscheidungen hinsichtlich der 
Schwere bzw. Entscheidungserheblichkeit von Be­
lastungen getroffen werden.

3.10 Darstellung der Ergebnisse

Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsstudie wer­
den in Text und Karten dargestellt.

Textliche Darstellung
Die Ergebnisse der UVS werden in der Regel in 
mehreren, inhaltlich abfolgenden Textteilen dar­
gestellt:
• Im ersten Abschnitt sind die Einführung, die 

Beschreibung der Rahmenbedingungen, die 
rechtlichen Grundlagen sowie die Grundsätze 
der Methodik enthalten. Weiter wird die räumli­
che und inhaltliche Abgrenzung der Bearbei­
tung dargestellt und begründet.

• Im zweiten Abschnitt erfolgt jeweils schutzgut­
bezogen die Darstellung von Methodik und Er-
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gebnissen der Bestandsaufnahme und -bewer- 
tung.
Im dritten Abschnitt wird die Ermittlung des 
Raumwiderstandes erläutert und begründet.
Im vierten Abschnitt erfolgt jeweils schutzgut­
bezogen die Darstellung der Be- und Entla­
stungsprognose einschließlich des Vergleichs 
der Varianten.
Im abschließenden Abschnitt erfolgt eine gut­
achterliche Zusammenfassung der Ergebnisse 
der UVS.

Kartografische Darstellung
Die Karten spielen bei der Bearbeitung eine Dop­
pelrolle: Einerseits sollen sie Grundlage für die 
Ermittlung bzw. Quantifizierung von Umweltbelan­
gen bilden, andererseits dienen sie der Visualisie­
rung der Ergebnisse.
Eine sachgerechte und detaillierte Bearbeitung der 
UVS setzt je  nach der Differenziertheit der Be­
standssituation und der gewählten Meßgröße (Län­
ge, Fläche) als Arbeitsmaßstab den Maßstab 1:5.000, 
1:10.000 oder 1:25.000 voraus.
Zur rechnerischen Quantifizierung (i. d. R. Flächen­
ermittlung) werden für folgende Schutzgüter Ar­
beitskarten im Maßstab 1:5.000 erstellt:

Menschen - Wohnen (Störung der Nachtruhe)
Tiere und Pflanzen
Boden.

Die weiteren Schutzgüter / Schutzziele können dage­
gen im M 1:10000 oder 1:25.000 bearbeitet werden : 

Menschen - Erholung 
Wasser
Luft und Klima
Landschaft
Kulturgüter
raumordnerische und fachplanerische Vorga­
ben.

Generell werden die Ergebnisse der UVS in im 
Darstellungsmaßstab M  1:10.000 oder 1:25.000 
dargestellt. Dieser durchgängige Maßstab (i.d.R. 
verkleinerte Karten M 1:5.000) kann auch für diffe­
renzierte Bestandssituationen gewählt werden.
Bei der Darstellung der Ergebnisse werden vier 
Kartenebenen verwendet:
1. Bestandsaufnahme und -bewertung

für die einzelnen Schutzgüter getrennt in jeweils 
einer thematischen Karte:

Darstellung der Bestandsinfoimationen (schutz- 
gutübergreifende Informationen, Bewertungs­
kriterien und Basisinformationen) in schwarz-/ 
weiß-Graphik
farbige Darstellung der Wertstufen.

2. Ermittlung des Raumwiderstandes
In der Überlagerung und Verschneidung der the­
matischen Schutzgutkarten entsprechend der 
aufgestellten Bewertungsvorschrift ergibt sich 
die Ergebniskarte der Raumwiderstandsanalyse 
in farbiger Darstellung (siehe Abschnitt 3.3).

3. Be- und Entlastungsprognose
Darstellung der unterschiedlichen Wirkwei­
ten (Wirkstufen), soweit vorhanden in schwarz-/ 
weiß-Graphik,
farbige Darstellung der Be- und Entlastungs­
stufen.

4. Zusammenfassende Darstellung
Eine zusammenfassende Darstellung aller zu 
erwartenden erheblichen Auswirkungen des ge­
planten Vorhabens ist in einer gesonderten Karte 
enthalten (siehe hierzu auch Abb. 7 - Faltkarte 
am Ende dieses Bandes).

Schutzgutübergreifende Informationen werden in 
allen Schutzgutkarten gleichlautend dargestellt. Dar- 
überhinaus sind diese Bestandsdaten (bauliche Nut­
zung, Infrastruktur, landwirtschaftliche Nutzung, 
Lebensraumstrukturen, Gewässer) in der Karte 
"Realnutzung und Lebensraumstrukturen" geson­
dert in farbiger Darstellung enthalten.
In den Legenden zu den oben beschriebenen Karten 
sind alle wesentlichen Informations- und Bewer­
tungsebenen wiedergegeben, so daß alle Kemaussa- 
gen der UVS im Kartenteil dargestellt sind.
Bei einfacheren Bestands- oder Auswirkungssitua­
tionen können die notwendigen Darstellungen für 
mehrere Schutzziele bzw. Untersuchungsgegen­
stände in einer Karte zusammenfaßt werden.

3.11 Zusammenfassung der Untersuchungs­
ergebnisse und gutachterliche Empfeh­
lung

Vergleich der Varianten
In einem ersten Arbeitsschritt werden die unter­
suchten Trassenvarianten hinsichtlich ihrer Auswir­
kungen (Be- und Entlastungen) auf die Schutzgüter 
(u.U. für verschiedene Streckenabschnitte) jeweils 
gesondert in eine Rangfolge gebracht.
Darauf auf bauend wird hier eine schutzgutübergrei- 
fende Betrachtung für die einzelnen Streckenab­
schnitte mit Varianten durchgeführt. Dazu müssen 
für die einzelnen Schutzgüter Prioritäten festgelegt 
und begründet werden.
Meist kristallisieren sich aufgrund der Kriterien "Nut­
zungsansprüche der im Raum lebenden Bevölke­
rung", "naturräumliche Ausstattung" und "natur­
schutzfachliche Wertigkeit des Untersuchungsge­
bietes" die Schutzgüter "Menschen", "Tiere und 
Pflanzen", "Wasser" und "Landschaft" jeweils als 
entscheidungserheblich heraus.
In der Umweltverträglichkeitsstudie sind nur Umwelt­
aspekte behandelt. Betriebswirtschaftliche Gesichts­
punkte wie Kosten der Baumaßnahme oder Existenz­
gefährdungen werden bei der Reihung der Varianten 
und der Trassenempfehlung nicht berücksichtigt.

Zusammenfassende, schutzgutübergreifende Reih­
ung der Varianten
In einem abschließenden gutachterlichen Teil der 
UVS wird versucht, eine über alle erheblichen Be­
lange der Einzelergebnisse des Variantenvergleichs
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gespannte Beurteilung abzugeben. Diese Beurtei­
lung soll sich von der Betrachtung der einzelnen 
Schutzgüter lösen und auf verbal-argumentative 
Weise die Zusammenhänge und Unterschiede auch 
für den interessierten Laien nachvollziehbar aufzu­
zeigen. Die dazu notwendigen Arbeitsschritte sind:
1. Beschreibung der zu vergleichenden Varianten­

kombinationen

2. Leitbilder für die räumliche Entwicklung
3. Auswahl der zu berücksichtigenden Schutzgüter

3.1 Auswahl für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, 
Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft

3.2 Auswahl für die Schutzgüter Menschen sowie Kul­
tur- und Sachgüter

3.3 Zusammenfassung der entscheidungserheblichen 
vorhabensbedingten Wirkungen

4. Auswirkungen der Trassen auf die ausgewählten 
Schutzgüter

4.1 Schutzgüter

4.2 Wechselwirkungen
4.2.1 Wechselwirkungen zwischen Schutzgütem (Syner­

gieeffekte)
4.2.2 Wechselwirkungen aufgrund von Schutzmaßnah­

men

4.2.3 Wechselwirkungen aufgrund von Flächen für Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen

5. Beurteilung der Auswirkungen der Varianten in der 
Übersicht

6. Resümee

Die Ergebnisse der schutzgutbezogenen Untersu­
chungen im Variantenvergleich werden in einer 
synoptischen Karte für alle durch die Auswahl zu 
berücksichtigenden Schutzgüter in der Übersicht 
dargestellt, um die Problemschwerpunkte optisch 
schnell erfassen zu können. Ein Beispiel für diese 
synoptische Karte zeigt Abbildung 7 (Faltkarte am 
Ende dieses Bandes).

4. Erfahrungen mit UVP/UVS

4.1 Methodische Fragen

Der hier dargestellte methodische Ansatz geht weg 
von der häufig gleichförmigen Behandlung aller 
Schutzgutbelange. Vielmehr wird in jeder Stufe des 
interaktiven Prozesses zur Linienfindung (Raum- 
empfindlichkeits-, Raumwideistandsanalyse und im 
Variantenvergleich) ein problemorientierter Ansatz 
gewählt. Indem wesentliche, voraussichtlich ent­
scheidungserhebliche Belange in den Vordergrund 
der Betrachtung gehoben werden, kann zielgerich­
teter beurteilt werden.
Dieser Ansatz hat sich in den bisher erarbeiteten 
Umweltverträglichkeitsstudien bewährt. Wichtige 
Voraussetzung jedoch ist, daß die wesentlichen, ent­
scheidungserheblichen Schutzgutbelange in dem 
vorauslaufenden bzw. begleitenden Scoping-Pro- 
zess mit den beteiligten Fachbehörden an den raum­
spezifischen Erfordernissen erörtert und als ständig

fortzuschreibende Arbeitsplattform festgelegt und 
gemeinsam getragen werden.
Je nach Erkenntnisfortschritt sind diese Festlegun­
gen neu zu überprüfen und auf fachliche Plausibili­
tät neu zu gewichten. Häufig führt dies dazu, daß 
auf Forderung der Fachbehörden immer mehr Un­
tersuchungsgegenstände und Prüffelder einbezogen 
werden müssen. Je umfassender der Scoping-Pro- 
zess angelegt ist, desto stärker die Tendenz, das 
Untersuchungsprogramm aufzublähen. Der ur­
sprüngliche Ansatz Beschränkung auf das Ent­
scheidungserhebliche - wird dadurch teilweise kon­
terkariert. Die Diskrepanz zwischen Anspruch der 
beteiligten Fachbehörden und dem, was im Hin­
blick auf einen begrenzten zeitlichen und kosten­
mäßigen Rahmen machbar ist, wird häufig im Laufe 
des Projektes immer größer.
Verstärkt wird diese Diskrepanz auch dadurch, daß 
mitunter die Gutachterkosten für spezielle Teile der 
UVS (z.B. floristisch-faunistische Fragen, klimato- 
logische Untersuchungen u.a.) höher sind, als die 
aus der Gebührenordnung (HOAI 1996) zulässigen 
Honorare für die Komplettbearbeitung einer Um­
weltverträglichkeitsstudie.
Grundsätzlich bewährt hat sich auch die Darstel­
lung und Aufbereitung der Ergebnisse in Text und 
Karte. In Straßenbauverfahren dürfte eine reine 
textliche Erörterung kaum zielführend sein. Ange­
messene M aßstäbe von 1:5.000, 1:10.000 und 
1:25.000 steigern, je nach Untersuchungstiefe und 
Erkenntnisschärfe, die Beurteilungsgenauigkeit 
und sichern die Nachvollziehbarkeit. Ein häufig 
wiederkehrendes Beispiel kann dies verdeutlichen: 
Schutzgutbelange der Menschen mit ihrem Woh- 
numfeld werden vorzugsweise im Maßstab 1:5.000, 
klimatologische u.a. abiotische Faktoren im Schutz­
gut Klima vorzugsweise im Maßstab 1:25.000 dar­
gestellt, da die Datenbasis und die Erkenntnisschär­
fe in beiden Fällen grundlegend verschieden sind. 
In Abhängigkeit der Datengrundlage sowie der 
raumspezifischen Erfordernisse sind die kartogra­
phischen Darstellungen aus unserer Erfahrung zwin­
gend projektspezifisch abzuhandeln.
Gegenläufig hierzu wirkt die Festlegung durch die 
vom Bundesminister für Verkehr herausgegebene 
M usterkartensammlung zur UVS. Ursprünglich 
entwickelt als Anregung zur Gestaltung der karto­
graphischen Ergebnisse soll diese nun als verbind­
liche Vorgabe zur Kartographie in der UVS ange­
wendet werden. Die vermeintliche Beschränkung auf 
graphische Belange hat sich nicht bestätigt, sondern 
in vielen Details auch als Vorgabe zur Methoden­
wahl entpuppt. Der hier geschilderte methodische 
Ansatz zur gezielten Beschränkung auf Entschei­
dungserhebliches wird zumindest teilweise unmög­
lich gemacht. Hinzu kommt, daß wichtige darstel- 
lungstechnische Details in den Musterkarten außer 
Acht gelassen wurden. So ist beispielsweise nicht 
nachvollziehbar geklärt, wie aus den Bestandsaufnah­
men und Bewertungen der Raumwiderstandskarten 
die Erkenntnisse der Be- und Entlastungsprognose 
im Variantenvergleich hergeleitet werden sollen.
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Aus den bisher gemachten Erfahrungen muß des­
halb dafür plädiert werden, die Musterkarten aus­
schließlich als Orientierung und Empfehlung für die 
graphische und farbliche Gestaltung zu verwenden. 
Eine methodische Einschränkung und Gleichförmig­
keit darf aus den Musterkarten nicht erwachsen. 
Wie bereits in der Abhandlung der einzelnen 
Schutzgüter des UVPG deutlich wurde, sind die 
wesentlichen Umweltqualitätsziele und -normen 
durch die Umweltgesetze, entsprechende Verord­
nungen oder untergesetzliche Regelungen definiert 
und für eine Beurteilung der Be- und Entlastungs­
prognosen meist ausreichend. Darüber hinaus for­
dert das UVPG jedoch auch die Berücksichtigung 
der Wechselwirkungen und die Abschätzung ihrer 
Einflußnahme auf das Beurteilungsergebnis. Hier­
bei gibt es bislang keine verläßlichen methodischen 
Standards zur Definition der Vorgehensweise. Aus 
den bisherigen Erfahrungen interpretiert jede UVS 
die Sachlage neu, ohne daß sich ein "Stand der 
Technik" herauskristallisiert. Der Bundesminister 
für Verkehr hat deshalb eine Studie in Auftrag gege­
ben, um hier zu methodischer Klarheit zu kommen. 
Im Hinblick auf fach- und sachgerechte Beurteilun­
gen ist diese Klärung längst überfällig.
Weitere Unklarheiten mit Beurteilungsmaßstäben 
im inhaltlich-methodischen Bereich ergeben sich 
aus den naturschutzfachlich hergeleiteten Bewer- 
tungs- bzw. Beurteilungskriterien. Nach wie vor 
gibt es landes- und bundesweit unterschiedlich an­
gewendete Kriterien zum Arten- und Biotopschutz. 
Die Anwendung des § 20c BNatSchG. bzw. Art. 6d 
BayNatSchG ist hierbei noch vergleichsweise ein­
heitlich gehandhabt, wobei sich selbst hier im Detail 
Auffassungsunterschiede bemerkbar machen (z.B. 
die Schutzwürdigkeit bestimmter Waldtypen in § 
20c BNatSchG und Art. 6d BayNatSchG betref­
fend). Die zumindest in Bayern ungeklärte Anwen­
dung der FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtli­
nie, die unterschiedlichen bzw. fehlenden Zuord­
nungen von FFH-Festsetzungen zur übrigen landes- 
oder bundesweiten Schutzwürdigkeitskriterien, die 
uneinheitlichen Lebensraumkataloge der Länder 
sind Beispiele dafür, wie nach wie vor im wichtig­
sten naturschutzfachlichen Kembereich Auffas­
sungsunterschiede bestehen. Selbst Naturschutzbe­
hörden kommen auf dieser ungeklärten fachlichen 
Basis im Scoping-Prozess zu keiner einheitlichen, 
durchgängigen Bewertungspraxis. Auch hier fehlt 
aus unserer Erfahrung ein ausgereifter, für alle Be­
teiligten verbindlicher Stand der Technik.

4.2 Verfahrenstechnische Fragen

In diesem Zusammenhang muß auch diskutiert wer­
den, wie ein Scoping-Prozess verläßliche und für 
alle Beteiligten verbindliche Ergebnisse zum Unter­
suchungsprogramm erbringen kann. Mehrfach muß­
ten wir die Erfahrung machen, daß die Scoping-Ter- 
mine als unverbindliche Gesprächstermine aufge­
faßt wurden, in denen das UVS-Projekt dargestellt 
und der Stand der Arbeiten beschrieben wurde.

Manche Fachbehörden beschränken sich auf reine 
Informationsweitergabe, andere Behörden äußern 
sich zum geplanten Untersuchungsprogramm nur 
sehr sparsam mit dem Hinweis, sich später im Ge­
nehmigungsverfahren stärker einzubringen. Andere 
Behörden beteiligen sich aktiv und gestalten das 
Untersuchungsprogramm intensiv mit. Aus unserer 
Sicht muß die Kooperation zumindest zwischen 
Projektträger und Vertretern der Fachbehörden so 
dicht und von Kooperation geprägt sein, daß das 
gemeinsam formulierte Scoping-Ergebnis auch im 
Falle einer gerichtlichen Überprüfung von allen Be­
teiligten mitgetragen werden kann.
Die im Scoping-Prozess beteiligten Umweltverbän­
de sollten sich aus unserer Sicht ebenso zur Zusam­
menarbeit verpflichtet fühlen. Der Hinweis, sich 
nicht im Scoping-Verfahren "abschöpfen" lassen zu 
wollen, ist fehl am Platze, denn die steigende An­
zahl von Verwaltungsgerichtsprozessen zu Straßen­
bauverfahren führt zwangsläufig dazu, daß Gegner 
und Befürworter eines Straßenbauvorhabens gut 
beraten sind, die entscheidungserheblichen Daten 
frühzeitig in die Genehmigungsverfahren einfließen 
bzw. erarbeiten zu lassen.

Ein wichtiges, verfahrenstechnisches Problem be­
gleitet die Mehrzahl der Planfeststellungsverfahren: 
Nach Erstellung der Raumwiderstandsanalyse und 
des Variantenvergleichs wird aus einem Varianten­
bündel eine Trasse ausgewählt und technisch durch­
geplant. In der Regel geschieht dies in dem vorge­
zogenen Verfahren zur Erstellung des Vorentwurfs. 
Die weiteren Optimierungen der gewählten Linie, 
die dann zur Planfeststellung eingereicht wird, wer­
den nur sektoral erörtert (Lärmimmissionen im im­
missionsschutzrechtlichen Teil, die naturschutz- 
fachlichen Belange im landschaftspflegerischen 
Begleitplan usw.). Die ganzheitliche Darstellung 
aller Umweltbelange bleibt demnach für die end­
gültig durchgearbeitete Trasse in Linienführung, 
Gradiente und Bauwerken unberücksichtigt. Aus 
unserer Erfahrung bedeutet dies eine fachüche In­
konsequenz, die dem Ziel des UVPG widerspricht, 
sämtliche Umweltbelange ganzheitlich und im 
Kontext darzustellen.

Abschließend bleibt der Wunsch, daß sich metho­
disch-inhaltliche wie auch verfahrenstechnische 
Fragen und Unklarheiten bald lösen und sich ein 
"Stand der Technik" auch für diese vergleichsweise 
junge Form der Umweltbetrachtung in Gemehmi- 
gungsverfahren herauskristallisieren möge.

5. Fallbeispiele

Die folgenden Beispiele sind Auszüge aus konkre­
ten Projekten. Sie veranschaulichen nochmals die 
Herleitung und Begründung von Schutzzielen, 
Prüffeldern und Untersuchungsgegenständen. Im 
Einzelfall wird auch dargestellt, welche Belange aus 
welchen Gründen nicht vertieft untersucht wurden.
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5.1 Fallbeispiel
Schutzgut Menschen - Wohnfunktion

5.1.1 Bearbeitung des Schutzgutes im Rah­
men der Raumempfindlichkeitsuntersu­
chung (REU)

Das Schutzerfordemis für den Menschen und seiner 
Siedlungs- und Wohngebiete nimmt in der Raum- 
empfmdlichkeitsuntersuchung (REU) eine heraus­
gehobene Stellung ein. Die hier zu prüfenden poten­
tiellen Auswirkungen der geplanten Straßenbau­
maßnahme erstrecken sich vornehmlich auf die Lärm­
auswirkungen; es werden allerdings auch die Schutz- 
erfordemisse für die Trinkwasserversorgung be­
rücksichtigt.
Die aus dieser Betrachtung resultierenden Erkennt­
nisse dominieren in ihrem Gewicht die übrigen Be­
lange und bleiben zunächst isoliert stehen, werden 
also nicht mit weiteren Schutzgütem bzw. Umwelt­
belangen aggregiert.
Für das Schutzgut "Menschen" werden in der REU 
zwei Schutzziele bearbeitet:

Schutzziel 1: Erhaltung gesunder Wohnverhält­
nisse
Schutzziel 2: Erhaltung der Trinkwasserversor­
gung.

Dem Schutzerfordemis des Schutzgutes "Menschen" 
wird u.a. dadurch Rechnung getragen, daß sämtli­
chen Flächen mit Wohnfunktionen ungeachtet ihrer 
Widmung nach den Flächennutzungsplänen restrik­
tive Schutzkategorien zugewiesen werden. Dies be­
trifft darüberhinaus auch Flächen, die derzeit noch 
keine Wohnfunktion besitzen, allerdings über rechts­
kräftige Bebauungspläne verfügen.
Darüber hinaus wird als Zusatzkriterium der Belang 
der Sicherung von Trinkwasserschutzgebieten un­
tersucht, jedoch in diesem Fallbeispiel nicht weiter 
verfolgt.
Belange der Erholungsvorsorge werden insoweit 
berücksichtigt, als daß das engere Wohnumfeld als 
"Ruhezone" mit erhöhtem Schutzbedürfnis darge­
stellt wird. Darüberhinaus werden im Umweltbe­
lang "Wald" (Wechselwirkungskomplex) einschlä­
gige Waldfunktionen aufgegriffen und bewertet. 
Mit der Auswahl dieser Themenbereiche sind Wech­
selwirkungen mit weiteren Schutzerfordemissen 
verschiedener Schutzgüter verbunden. So stellt das 
eigentliche W ohnumfeld außerdem auch einen 
wohnraumnahen Erholungsbereich dar. Die Be­
rücksichtigung der Trinkwasserschutzgebiete bein­
haltet Wechselwirkungen mit den Belangen des 
Grundwasserschutzes.

Allgemeine zu untersuchende Auswirkungen des 
Straßenbauvorhabens

Hier ist die Storung der Nachtruhe für die Einwoh­
ner durch den Straßenlärm von übergeordneten 
Straßen zu ermitteln. Die ungestörte Nachtruhe wird 
von der gesamten Bevölkerung als entscheidender 
Faktor für das allgemeine Wohlbefinden verstan­

den, weshalb hier besonders signifikante Ergebnis­
se zu erwarten sind.
Nicht untersuchte Auswirkungen sind hingegen:

• Ermittlung erheblicher Veränderungen bei der 
lufthygienischen Situation: Eine weitere we­
sentliche Störung der gesunden Wohnverhält­
nisse kann durch mögliche lufthygienische Ver­
änderungen, die durch die Anlage und den Ver­
kehr der Straße bedingt sind, entstehen. Diese 
Auswirkungen werden im Schutzgut Klima und 
Luft untersucht
Weitere verkehrsbedingte Wirkungen auf die 
Wohnverhältnisse (Lichteinfall, Staub, Erschüt­
terungen) können unter den Lärmauswirkungen 
subsumiert werden, da sie in der Regel in ihrer 
Wirkweite und -intensität unter der der Lärm­
ausbreitung bleiben.
Anlagebedingte Wirkungen (z.B. Wohngebäu­
de, die im Trassenbereich liegen und deshalb 
abgerissen werden müssen) sind entschädigungs­
rechtlich zu regeln und daher nicht Inhalt der UV S. 
Baubedingte Wirkungen sind aufgrund ihrer 
kurzen Auswirkungsdauer im Vergleich mit den 
Wirkungen durch den Betrieb der Straße von 
deutlich untergeordneter Bedeutung, auch wenn 
z.T. kurzzeitige Spitzenbelastungen über denen 
des Dauerbetriebes liegen.

Vorgehensweise im Schutzziel:
"Erhaltung gesunder Wohnverhältnisse"
Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme und Be­
standsbewertung führen zu einer flächendeckenden 
Darstellung der Wohnsituation für das gesamte Un­
tersuchungsgebiet und speziell der Siedlungsschwer­
punkte. Ebenso wird das homogen-disperse Sied­
lungsbild des ländlichen Raumes beschrieben und 
bewertet. Die Bestandsaufnahme für die REU be­
schränkt sich auf die Auswertung der Information 
der topografischen Karte 1:25.000 und der Bauleit­
planunterlagen. Geländerehebungen werden nicht 
durchgeführt.
Im Umfeld der Gebiete mit Wohnfunktionen wur­
den sogenannte "schutzbedürftige Ruhebereiche" 
abgegrenzt und mit "hoch" bewertet. Es handelt sich 
dabei um Freiräume, die zum unmittelbaren Wohn­
umfeld gehören. Die Tiefe dieser Ruhebereiche 
wurde mit 100 m bemessen. In den dichter besiedel­
ten Bereichen schließen sich diese Ruhebereiche zu 
teils längeren Bändern zusammen.
Außerdem wurden in die Schutzgutkarte Wohnbau­
flächen nach Flächennutzungsplan bzw. zusätzliche 
Vorbehaltsflächen für die weitere Siedlungsentwick­
lung der Gemeinden dargestellt, aber nicht bewertet. 
Ergebnis der Empfindlichkeitsuntersuchung sind 
die Hinweise zu relativ konfliktarmen Korridoren. 
Die geschlossenen Siedlungsflächen sind bezüglich 
ihrer Empfindlichkeit als "tabu"-Zonen einzustu­
fen. Insbesondere Siedlungsbänder stellen sich ei­
nem Trassenkorridor mit einem hohen Widerstand­
spotential entgegen.
In den übrigen Flächen ist entsprechend der disper­
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sen Siedlungsstruktur vielfach eine hohe Raum­
empfindlichkeit vorhanden. In der Gesamtheit ist 
der Flächenanteil allerdings eher gering. Daher sind 
meist dort größere "relativ konfliktarme Bereiche" 
zu erkennen.

5.1.2 Bearbeitung des Schutzgutes im Rahmen 
der Raumwiderstandsanalyse (RWA)

Für das Schutzgut "Menschen" werden in der RWA 
zwei Schutzziele bearbeitet:

Schutzziel 1: Erhaltung gesunder Wohnverhält­
nisse
Schutzziel 2: Erhaltung von Flächen für die Nah­
erholung, Ferienerholung und sonstige Freizeit­
gestaltung.

Neben dem bereits im Rahmen der REU bearbeite­
ten Schutzziel zum Wohnumfeld wird als zweites 
Schutzziel der Belang der Erhaltung von Flächen 
für die Naherholung, Ferienerholung und sonstige 
Freizeitgestaltung untersucht, jedoch in diesem 
Fallbeispiel nicht weiter verfolgt.

Vorgehensweise im Schutzziel:
"Erhaltung gesunder Wohnverhältnisse"
Bei der Raumwiderstandsanalyse wird für Sied­
lungsgebiete mit Wohngebäudebestand entspre­
chend ihrer herausragender Bedeutung im Sinne 
dieses Schutzzieles der Raumwiderstand ermittelt. 
Dies geschieht zum einen durch die Zuordnung 
restriktiver Raumwiderstands-Kategorien und zum 
anderen durch die Bemessung eines notwendigen 
Umfeldes (s.u.) um die Wohnflächen.
Zur Quantifizierung der durch Lärm betroffenen 
Wohnungen sind praktikable und nachvollziehbare 
Methoden notwendig.
In den Raumwiderstand geht das Schutzgut Men­
schen entscheidungserheblich ein. Zur konkreten 
Bearbeitung für die RWA wird deshalb folgendes 
Prüffeld definiert:
Prüffeld: Bedeutung des Wohnumfeldes fü r  den 
Raumwiderstand
Für die Bestandsaufnahme wurden folgende Unter­
lagen verwendet:

Flächennutzungspläne der betroffenen Gemein­
den,

Bebauungspläne der betroffenen Gemeinden, 
eigene Erhebungen (Luftbildauswertung und 
Geländekartierung).

Die Ermittlung der von den Lärmauswirkungen be­
troffenen Wohnungen erfolgt in zwei Arbeitsschritten:

• Erhebung der Wohngebäude:
Eine differenzierte Bestandserhebung der ein­
zelnen Wohngebäude erfolgt durch die flächen­
deckende Aktualisierung der Eintragungen in 
den Flurkarten M 1:5.000 anhand von Luftbil­
dern und von Geländebegehungen. Außerdem 
wird eine zukünftig vorgesehene Bebauung in 
die Ermittlung dann aufgenommen, wenn sie

innerhalb eines rechtskräftig festgesetzten Be­
bauungsplanes liegt.

• Erhebung der Wohnungen:
Im Rahmen der Geländebegehungen wird durch 
Einzelerhebungen die Zahl der Wohnungen in 
dichter und damit inhomogen besiedelten Orts­
teilen (i.d.R. Ortskeme und Mischgebiete) er­
faßt. Für alle übrigen Gebäude wird durch die 
Kontrolle aus Flurkarte und Luftbild eine An­
zahl von Wohnungen festgelegt. Dazu werden 
folgende Fälle berücksichtigt:

Wohnungen in bestehenden Wohngebäuden; 
Einfamilienhäuser werden als eine Woh­
nung gezählt, auch wenn Einliegerwohnun­
gen Vorkommen können.
Wohnungen in geplanten Wohngebieten; 
hier wird die Anzahl der Wohnungen aus den 
Bebauungsplänen ermittelt oder über die 
Geschoßflächenzahl abgeschätzt. 

Sonderfälle wie Geschoßwohnungsbau werden 
durch die Auszählung der tatsächlich darin vor­
handenen Wohnungen berücksichtigt. 
Krankenhäuser, Alters- und Behindertenheime, 
Tagungsstätten, Sanatorien, Kureinrichtungen 
etc. gehen durch die Ermittlung der Bettenzahl 
und des durchschnittlichen Belegungsgrades in 
die zahlenmäßige Auswertung ein.
Schulen und Kindergärten dagegen sind nur tags­
über belegt, ihre Nutzer besitzen aber dennoch 
aufgrund der besonderen Zielsetzung der Einrich­
tung einem Anspruch auf Schutz vor Lärm. Dieser 
Anspruch ist allerdings nicht mit der Nachtruhe zu 
vergleichen. Deshalb werden im Unteisuchungs- 
gebiet vorhandene Einrichtungen aufgezählt und 
mit Hilfe der Schülerzahl beschrieben. Sie gehen 
nicht direkt in die Auswertung der Auswirkungen 
ein, sondern werden als Hilfskriterium beim Vari­
antenvergleich herangezogen.

Die Darstellung der Wohnungen erfolgt in Flurkar­
ten 1:5000 zusammen mit den Bestandsinformatio­
nen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen. Die Be­
standsaufnahme erfolgt im beschriebenen Detaillie­
rungsgrad, da die erhobenen Daten sowohl der 
RWA als auch dem Variantenvergleich als Grund­
lage dienen.

Das Wohnumfeld, in dem bauliche und betriebsbe­
dingte Auswirkungen direkt die Wohnqualität be­
einflussen und kaum minimiert werden können, 
wird gutachterlich auf eine Zone von 100 m ab dem 
Siedlungsrand festgelegt.
Siedlungsbereiche, die in einem Vorbelastungskor­
ridor entlang von Bundesfemstraßen liegen, sind 
bereits einer erheblichen Belastung ausgesetzt. Bei 
einem Straßenneubau innerhalb dieser Zone sind 
die hinzukommenden Belastungen deutlich gerin­
ger als bei nicht vorbelasteten Siedlungen, weshalb 
der Raumwiderstand hier etwas geringer gewertet 
wird. Die Breite der Zone wird gutachterlich auf 125 m 
festgesetzt, da innnerhalb dieser Zone bei den Ver­
kehrsbelastungen des Prognose-Nullfalles ein Nacht- 
Lärmwert von über 54 dB(A) zu erwarten ist. Dieser
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Tabelle 3

Bearbeitung und Bewertung des Schutzgutes "M enschen" - W ohnen in Raumempfindlichkeitsuntersuchung (REU) 
und Raumwiderstandsanalyse (RWA).

Ausgewählter Bestand Informationsquelle Raum­
empfindlichkeit

Siedlungsgebiete mit Wohnfunktion (Wohngebiet 
oder Mischgebiet nach BauNVO)

Flächennutzungspläne, wenn nicht vorhan­
den, auch rechtskräftige Bebauungspläne

tabu

weitere geschlossene Siedlungsgebiete mit Wohn­
funktion

Topogr. Karte 1:25.000 und Geländeeinsicht

Flächen ohne aktuelle Wohnfunktion, aber mit rechts­
kräftigem Bebauungsplan als Wohn- oder Mischge­
biet

rechtskräftige Bebauungspläne

Kleine Weiler und Einzelanwesen im Außenbereich Topogr. Karte 1:25.000 und Geländeeinsicht sehr hoch
Siedlungen im Sinne der Zeilen 1 und 2, die in einem 
Vorbelastungskonidor (beidseitig 125 m) an Bun- 
desfemstraßen liegen

gutachterliche Festlegung

unmittelbares Wohnumfeld (Ruhebereich), Breite 
100 m ab Siedlungsrand

gutachterliche Festlegung hoch

Wert wird in der BImSchV als höchster zumutbarer 
Wert für Mischgebiete angegeben und wird deshalb 
im  R ahm en der Raum w iderstandsanalyse als 
Grenzwert für die Vorbelastungen herangezogen. 
Die Herleitung der Bedeutung des Wohnumfeldes 
für den Raumwiderstand erfolgt analog der Vorge­
hensweise bei der REU. Die in Tabelle 3 dargestell­
ten Raumwiderstandskategorien entsprechen den 
Empfindlichkeitsstufen der REU. Der RWA liegt 
allerdings eine deutlich verfeinerte Bestandsinfor­
mation zugrunde, die qualifiziertere Aussagen zu 
den Auswirkungen zuläßt.
Die Darstellung der Bedeutung des Wohnumfeldes 
für den Raumwiderstand erfolgt in topografischen 
Karten 1 : 25000.

5.1.3 Bearbeitung des Schutzgutes im Rah­
men des Variantenvergleichs

Auch im Variantenvergleich werden für das Schutz­
gut "Menschen" die beiden Schutzziele bearbeitet, 
die auch in der RWA untersucht wurden:

Schutzziel 1: Erhaltung gesunder Wohnverhältnisse 
Schutzziel 2: Erhaltung von Flächen für die Nah­
erholung, Ferienerholung und sonstige Freizeit­
gestaltung

Das zweite Schutzziel (Erhaltung von Flächen für 
die Naherholung, Ferienerholung und sonstige Frei­
zeitgestaltung) wird in dem hier geschilderten Fall­
beispiel jedoch nicht weiter verfolgt.

Vorgehensweise im Schutzziel:
"Erhaltung gesunder Wohnverhältnisse"
Die Methodik, mit der in der Be- und Entlastungs­
prognose beim Variantenvergleich der UVS die Un­
tersuchungen der Wohnfunktion im Schutzgut Men­

schen durchgefühlt werden, unterscheidet sich er­
heblich von der Methodik der Raumwiderstands­
analyse. Im Rahmen der Be- und Entlastungspro­
gnose werden die Veränderungen der nächtlichen 
Lärmbelastung der betroffenen Einwohner im Un­
tersuchungsgebiet ermittelt.
Folgender Untersuchungsgegenstand wird inner­
halb des Schutzzieles behandelt:

Untersuchungsgegenstand: Störung der Nachtruhe 
durch Verkehrslärm

Grundlage für die Erfassung der Auswirkungen auf 
die Umwelt durch den Straßenverkehr ist die Pro­
gnose der zukünftigen Verkehrsbelastung. Daraus 
werden die Be- und Entlastungen für die im Unter­
suchungsgebiet lebenden Menschen, basierend auf 
der aktuellen Bestandssituation, ermittelt.

a) Bestandsaufnahme
Die im Rahmen der RWA erhobenen Wohnungen 
stellen auch im Variantenvergleich die Grundlage 
für die Be- und Entlastungsprognose dar. Da sich 
aber die Verlärmung nicht auf die Wohnungen, son­
dern auf die dort lebenden Menschen aus wirkt, wer­
den auf der Grundlage der Bestandssituation aus der 
RWA dem Variantenvergleich die vom Lärm betrof­
fenen Einwohnerzahlen zugrundegelegt.

Für die Erhebung der betroffenen Einwohner in der 
UVS wird von einer gleichmäßigen Belegungsdich­
te an Bewohnern für jede Wohnung ausgegangen, 
da angenommen wird, daß eventuelle Schwankun­
gen sich im gesamten Untersuchungsgebiet stati­
stisch gesehen wieder ausgleichen. Diese gleichmäßi­
ge Dichte ergibt sich aus dem statistischen Wert der 
durchschnittlichen Wohnungsbelegung für die Re­
gion. Errechnet werden diese Werte aus den Anga­
ben des Bayerischen Landesamtes für Statistik und
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Datenverwaltung zu Einwohner- und Wohnungs­
zahl der Gemeinden im Untersuchungsgebiet. Der 
durchschnittliche Belegungsgrad beträgt demnach 
3 Einwohner pro Wohnung.
b) Abgrenzung des Bearbeitungsgebiets
Für die Bearbeitung des Untersuchungsgegenstan­
des wird ein vom sonstigen Untersuchungsgebiet 
abweichendes, vergrößertes Bearbeitungsgebiet ab­
gegrenzt. Maßgeblich ist hierbei die voraussichtli­
che Lage der 45 dB(A) Nacht-Isophone, als am 
weitesten von der Trassenführung entfernte Linie. 
Die Gebietsabgrenzung für das Schutzgut Men­
schen innerhalb des Untersuchungsgegenstands 
wurde deshalb so vorgenommen, daß alle Wohnge­
bäude erfaßt sind, für die nach der Isophonenaus- 
wertung Be- oder Entlastungen zu erwarten sind.

c) Bewertung
Eine Bewertung der betroffenen Gebäude findet 
nicht statt. Die Siedlungsgebiete sowie die Isopho- 
nen des Prognose-Nullfalles sind in der Karte zum 
Schutzgut M enschen schwarz-weiß dargestellt.
Der ermittelte Bestand an Gebäuden bzw. Einwohnern 
ist aufgrund des bestehenden Verkehrsnetzes unter­
schiedlich starken Vorbelastungen ausgesetzt. Zur Be­
rücksichtigung dieser Vorbelastungen wird jedoch 
nicht die derzeitige Situation herangezogen, sondern 
der sogenannte Prognose-Nullfall 2010. Hierfür wird 
der für das Jahr 2010 prognostizierte Verkehr unter der 
Annahme zugrundegelegt, daß keine baulichen Verän­
derungen am betroffenen Straßennetz durchgeführt 
werden. Durch diese Vorgehensweise ist eine Ver­
gleichbarkeit der Planungsfälle möglich. Die ange­
wandte Methode zur Auswertung der Planungsfälle 
unter Berücksichtigung der Vorbelastungen wird im 
folgenden Unterpunkt näher erläutert.

d) Be- und Entlastungsprognose:
Festsetzungen zu den Auswirkungen
Zur Beurteilung gesunder Wohnverhältnisse und 
deren Be- und Entlastung durch den Verkehr auf den 
Straßen können eine Reihe von Gesetzen, Verord­
nungen und Normen herangezogen werden. Diese 
geben zur Konkretisierung der fachlichen Ziele des 
Lärmschutzes über die 16. BImSchV und die DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) einen Bewer­
tungsrahmen für die Auswirkungen des Lärms.

Die Auswertung der Nachtwerte wird durchgeführt, 
weil die Tag-Grenzwerte sowohl bei der 16. BImSchV 
als auch bei der DIN 18005 deutlich über den Nacht- 
Grenzwerten liegen. Tagsüber wird für die Bevöl­
kerung eine gewisse Lärmbelastung in unserer In­
dustrie- und Dienstleistungsgesellschaft als zumut­
bar angenommen. Eine Ermittlung der Einwohner­
zahl, die im Freien tagsüber (Balkon, Garten) be­
troffen ist, mit Hilfe der Tag-Grenzwerte würde 
daher weniger vollständig die tatsächlich und erheb­
lich durch den Lärm betroffene Bevölkerung erfassen.

Spezielle Auswirkungen des Projekts:
I. Schwellenwerte

Die gutachterliche Festsetzung von Schwellenwer­
ten, die die einzelnen Be- und Entlastungszonen mit

gleicher oder ähnlicher Geräuschbelastung abgren­
zen, orientiert sich an den Grenzwerten nach der 16. 
BImSchV. Als Grenzwert darf danach bei allgemei­
nen Wohngebieten ein nächtlicher Beurteilungspe­
gel von 49 dB(A), bei dörflichen Mischgebieten von 
54 dB(A) nicht überschritten werden.
In der DIN 18005 werden weitere Orientierungs­
werte genannt, die auf das Ruhebedürfnis der 
Wohnbevölkerung abgestimmte Immissionswerte 
nennen. Bei allgemeinen Wohngebieten sollte da­
nach eine nächtliche Lärmbelastung von 45 dB(A) 
nicht überschritten werden. Bei Beurteilungspegeln 
über 45 dB(A) (Außenschallpegel) ist entsprechend 
der DIN 18005 selbst bei nur teilweise geöffnetem 
Fenster ungestörter Schlaf häufig nicht mehr mög­
lich (BAYERISCHES LANDESAMT FÜR UM­
WELTSCHUTZ 1990). Die Einhaltung dieses 
Schwellenwertes stellt damit ein Umweltqualitäts­
ziel für die Nachtruhe in Wohnungen im Sinne der 
allgemeinen Anforderungen an die Erhaltung ge­
sunder Wohnverhältnisse dar.
Die darüber liegenden Lärmbelastungen werden in 
Abständen von 4 dB(A) bzw. 5 dB(A) ermittelt und 
über eine Isophonen-Auswertung als flächige Be­
reiche dargestellt, um eine differenzierte Betrach­
tung der Lärmauswirkungen zu ermöglichen. Ent­
sprechend ergeben sich folgende Zonen (vgl. auch 
Tabelle 4):

• "Normalzone Alle Bereiche, die außerhalb der 
45 dB(A)-Isophone liegen, werden als "Normal­
zone" bezeichnet. Sie sind einem durchschnitt­
lichem Nachtlärm von weniger als 45 dB(A) 
ausgesetzt.
"Lärmzonen": Durch die Isophonen 45, 49, 54, 
59 und 65 dB(A) werden die Lärmzonen I bis V 
definiert. In Tabelle 4 umfaßt jede Lärmzone 
eine Spanne von 5 dB(A), mit Ausnahme der 
Lärmzone I, deren Spanne nur 4 dB(A) beträgt.

II. Berechnung der Lärmausbreitung 
Grundlage für die Ermittlung der Be- und Entla­
stungen der Umwelt durch den Straßenverkehr ist 
die Feststellung der Verkehrsbelastung. Hierzu wur­
de eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt, in der 
für das Prognosejahr 2010 der Bezugsfall (Progno­
se-Nullfall, d.h. keine baulichen Veränderungen am 
bestehenden Straßennetz) und der Planungsfall 
(Neubau des Straßenbauvorhabens und seine Vari­
anten) untersucht werden.
Auf der Basis dieser Verkehrsuntersuchung wurden 
schalltechnische Berechnungen für die Schallemis­
sionen und die -immissionen (für ausgewählte Im­
missionsorte) nach RLS 90 durchgeführt.
Bei der Feststellung der Beurteilungspegel wurden 
die Belastungen aus weiteren Schallquellen (Indu­
strie und Gewerbe, Freizeitlärm) wegen der unter­
schiedlichen subjektiven Einschätzung durch die 
Betroffenen nicht berücksichtigt, sondern nur der 
Verkehrslärm der übergeordneten Straßen herange­
zogen.

Die schalltechnische Berechnung für die UVS er­
folgt über die Ermittlung der Außenlärmpegel unter
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Lärmzonen beim Untersuchungsgegenstand "Störung der Nachtruhe".

Tabelle 4

Zone "Normal-
zone"

Lärmzone
I

Lärmzone
11

Lärmzone
m

Lärmzone
IV

Lärmzone
V

Schwellen­
wert in dB(A)

<45 > 45 - <  49 > 4 9 - <  54 > 54  -  < 59 > 5 9 -  <65 > 65

Tabelle 5

Ermittlung der Be- und Entlastungsstufen beim Untersuchungsgegenstand "Störung der Nachtruhe durch 
Verkehrslärm"

Künftige Lärmbe­
lastung nachts im 
PROGNOSE­
NULLFALL

Künftige Lärmbelastung nachts im PLANUNGSFALL

''Normalzone" 
<45 dB(A)

Lärmzone I 
> 45 -  < 49 

dB(A)

Lärmzone II 
> 49 - <  54 

dB(A)

Lärmzone III 
>54 - <  59 

dB(A)

Lärmzone IV 
> 5 9 - <  65 

dB(A)

Lärmzone V 
> 65 dB(A)

"Normalzone" 
< 45 dB(A)

unerhebliche
Veränderung

hohe
Belastung

hohe
Belastung

sehr hohe 
Belastung

sehr hohe 
Belastung

sehr hohe 
Belastung

Lärmzone I 
> 45 -  < 49 dB(A)

hohe
Entlastung

unerhebliche
Veränderung

mittlere
Belastung

hohe
Belastung

sehr hohe 
Belastung

sehr hohe 
Belastung

Lärmzone II 
> 4 9 -  < 54  dB(A)

hohe
Entlastung

mittlere
Entlastung

unerhebliche
Veränderung

mittlere
Belastung

hohe
Belastung

sehr hohe 
Belastung

Lärmzone III 
>54 -  < 59 dB(A)

sehr hohe 
Entlastung

hohe
Entlastung

mittlere
Entlastung

unerhebliche
Veränderung

hohe
Belastung

sehr hohe 
Belastung

Lärmzone IV 
> 59 -  < 65 dB(A)

sehr hohe 
Entlastung

sehr hohe 
Entlastung

hohe
Entlastung

hohe
Entlastung

unerhebliche
Veränderung

sehr hohe 
Belastung

Lärmzone V 
> 65 dB(A)

sehr hohe 
Entlastung

sehr hohe 
Entlastung

sehr hohe 
Entlastung

sehr hohe 
Entlastung

sehr hohe 
Entlastung

unerhebliche
Veränderung

Berücksichtigung wesentlicher für die Schallemis­
sion und -ausbreitung relevanter Faktoren, also auch 
der geplanten aktiven Lärmschutzm aßnahm en 
(Lätmschutzwälle) und der Schallabschirmung durch 
Führung in Einschnitten. Die Schallabschirmung in­
nerhalb von Wohngebieten durch Gebäude wurde 
dagegen nicht berücksichtigt.

Die Lärmschutzmaßnahmen richten sich nach den 
Ausweisungen der jeweiligen Bebauungspläne bzw. 
der jeweiligen Schutzbedürftigkeit im Rahmen der 
16. BImSchV.

Ermittlung der Be- und Entlastungsstufen: 
Grundlage für die Auswertung ist eine Bewertungs­
matrix (siehe Tabelle 5), die unterschiedliche Be- 
und Entlastungsstufen für unterschiedliche Verände­
rungen der Lärmsituation vorsieht. In dieser Matrix 
werden Be- und Entlastungen grundsätzlich gleich 
beurteilt, woraus sich eine Symmetrie der Matrix 
ergibt.

Die Darstellung der Be- und Entlastungsstufen er­
folgt mit einer Einteilung von "sehr hoch" bis "mittel'' 
Der Verbleib in derselben Lärmzone wird als "uner­
hebliche Veränderung" beschrieben, da dies keine oder 
nur geringe Lärmveränderungen zur Folge hat.

Die Stufen der Be- und Entlastung sind so bemessen, 
daß i.d.R. jeweils ein Überschreiten der Schwellen­
werte eine neue Be- oder Entlastungsstufe beginnen 
läßt. Dadurch ergibt sich ein regelmäßiger Aufbau 
der Matrix.

Es gelten jedoch folgende wesentliche Ausnahmen:

• Belastungen der "Normalzone", die zur Einstu­
fung in die Lärmzone I führen, werden bereits 
als hoch eingestuft. Die Erhaltung der Nachtru­
he mit einem Pegel unter 45 dB(A) ist der be­
deutendste Schwellenwert und eine Veränderung 
dieser Situation dementsprechend besonders 
problematisch. Entsprechend der Symmetrie der 
Matrix sind entlastende Auswirkungen, die von

69



der Lärmstufe I zur Normalstufe führen, eben­
falls als hoch eingestuft.

• Belastungen, die zur Einstufung in die Lärmzo­
ne IV und V führen, werden generell als hoch 
und sehr hoch eingestuft, da hierdurch im Grun­
de unzumutbare Belastungen für die Bewohner 
entstehen. Auch hier sind Entlastungen, die zur 
Einstufung in eine niedrigere Lärmstufe oder die 
Normalstufe führen, als sehr hoch eingestuft. 

Tabelle 5 zeigt die oben dargestellten Veränderun­
gen von Lärmbetrolfenheiten in der Übersicht. Die 
Ordinate dient dabei der Beschreibung der Lärmbe­
lastung des Prognose-Nullfalles, die Abszisse der 
Lärmbelastung des prognostizierten Planungsfalles. 
Die Diagonale von Tabelle 5 zeigt die unerhebliche 
Veränderung, d.h. die Lärmzone ändert sich nicht. 
Trotzdem sind in diesem Bereich noch Veränderun­
gen von 4 - 5  dB(A) (Be- oder Entlastung) möglich, 
so daß "unerheblich" hier nicht heißt: für den ein­
zelnen unerheblich, sondern in der Übersicht über 
die gesamte Matrix (im Vergleich etwa zu Sprüngen 
von 20 dB(A)).
Mit Hilfe dieser Bewertungsmatrix werden die Ver­
änderungen der Lärmbelastung durch die Planungs­
fälle (Varianten bzw. Trassen) gegenüber dem Pro­
gnose-Nullfall aufgezeigt. Dies geschieht durch die 
Eintragung der Isophonen des Prognose-Nullfalles 
in Arbeitskarten im M  1:5.000, die den aktuellen 
Wohnungsbestand enthalten. Dabei werden ent­
sprechend der Vorbelastung die jeweiligen Zonen 
unterschiedlich farbig gekennzeichnet. Die Isopho­
nen des Prognose-Nullfalles werden dann mit den 
Isophonen des jeweiligen Planungsfalles überla­
gert. Dadurch entstehen Verschneidungsflächen, die 
d ie en tstehenden  V eränderungen in den Ar­
beitskarten M 1:5.000 optisch nachvollziehbar ma­
chen.
In der Karte zum Schutzgut Menschen im Maßstab 
1:25.000 (Darstellungsmaßstab) werden die Iso­
phonen der Planungsfälle sowie die Ergebnisse der 
Be- und Entlastungsprognose farbig dargestellt 
(vgl. Abb. 5, Legende auf S. 80 und nachfolgender 
Faltplan).
Rechnerische Auswertung in Text und Tabellen:
Im nächsten Arbeitsschritt werden die Einwohner in 
den einzelnen Verschneidungsflächen ermittelt und 
der jeweiligen Be- oder Entlastungsstufe zugeord­
net. In die entsprechenden Felder der Auswertungs­
tabellen (siehe Tab. 6 als Beispiel einer Auswertungs­
tabelle) werden die Zahlen der Einwohner eingetra­
gen, welche von einer Zone des Prognose-Nullfalles 
in die entsprechende andere Zone des Planungsfalles 
wechseln oder aber in der selben Zone bleiben.

Die Anzahl von Einwohnern je  Be- und Entla­
stungsstufe wird addiert und über alle Lärmzonen 
aufsummiert. Das Ergebnis der Be- und Entla­
stungsprognose ist dadurch die absolute Zahl der 
betroffenen Einwohner je  Intensitätsstufe.

Für jede Variante ergibt sich durch die beschriebene 
Auswertung eine Tabelle mit den Summen von Be-

und Entlastungen. Die einzelnen Varianten lassen 
sich hierdurch leicht miteinander vergleichen.

5.2 Fallbeispiel
Schutzgut Tiere und Pflanzen

5.2.1 Bearbeitung des Schutzgutes im Rah­
men der Raumempfindlichkeitsunter­
suchung (REU)

Die nachhaltige Sicherung der Pflanzen- und Tier­
welt ist eines der vier vorrangigen Ziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege, die das Bun­
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) in § 1 postuliert. 
Dem trägt das UVPG Rechnung, in dem es das 
Schutzgut "Tiere und Pflanzen" formuliert. Die 
Auswahl dieses Schutzgutes erfolgte aufgrund die­
ser zentralen Anforderung an die Umweltplanung 
und aufgrund der zu erwartenden entscheidungser­
heblichen Aussagen im Hinblick auf die zu bearbei­
tende Raumempfmdlichkeitsuntersuchung.
Für die Bearbeitung des Schutzgutes wird folgendes 
Schutzziel definiert:

Schutz der Lebensgemeinschaften und Lebens­
räume wildwachsender Pflanzen und wildleben­
der Tiere

Neben der Sicherung der biotischen Ressource 
"Tiere und Pflanzen" deckt der ausgewählte Um­
weltbelang aufgrund der indikatorischen Qualitäten 
zahlreiche Wechselwirkungen mit anderen Umwelt- 
gütem ab: Im Bereich der Schutzgüter Boden und 
Wasser zeigen Vorkommen schutzwürdiger Pflan­
zenarten gleichermaßen schutzrelevante boden- 
kundliche bzw. hydrologische Verhältnisse an. Im 
Hinblick auf das Schutzgut Klima und Luft besitzen 
viele der für "Tiere und Pflanzen" bedeutsamen 
Geländestrukturen wie Talzüge und Feuchtlebens­
räume ebenfalls vorrangige Funktionen als lokalkli­
matische Ausgleichsräume. Auch im Hinblick auf 
das Schutzgut Menschen spielt der Umweltbelang 
"Tiere und Pflanzen" eine Rolle, da das BNatSchG 
sie als Lebensgrundlage des Menschen und als Vor­
aussetzung für seine Erholung in Natur und Land­
schaft bezeichnet.
Weitere Wechselwirkungen bestehen insoweit auch 
mit den Umweltbelangen "Landschaft" ("Schön­
heit, Eigenart und Vielfalt der Landschaft" im Sinne 
BayNatSchG) wie auch mit Kulturgütern als be­
deutsamen Eigenheiten der Kulturlandschaft, die 
aus der Anpassung der heimischen Tier- und Pflan­
zenwelt an vom Menschen geprägte, extensiv ge­
nutzte Lebensraumtypen resultieren.

Vorgehensweise im Schutzziel:
"Schutz der Lebensgemeinschaften und Lebensräu­
me wildwachsender Pflanzen und wildlebender Tiere "
Die Bestandsfunktionen der Lebensräume von Tieren 
und Pflanzen werden durch verschiedene Auswirkun­
gen des Bauvorhabens verändert: 

baubedingte Auswirkungen, 
anlagebedingte Auswirkungen,
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6

Beispiel einer Auswertungstabelle für die Be- und Entlastung im Schutzgut Menschen, Untersuchungsgegenstand 
"Störung der Nachtruhe durch Verkehrslärm".

betriebsbedingte Auswirkungen (Verkehrs- und 
unterhaltungsbedingt).

Zu den baubedingten Auswirkungen zählen die vor­
übergehende Flächeninanspruchnahme durch die 
Baustelleneinrichtung und die vom Baustellenbetrieb 
ausgehenden Störungen (Baulärm, Erschütterun­
gen, Schadstoffe, Bodenverdichtung etc.). Auswir­
kungen, wie der (zeitweise) Verlust und die Beein­
trächtigung von Lebensräumen und von Individuen 
werden durch Vermeidungsmaßnahmen so weit wie 
möglich ausgeschlossen bzw. minimiert. Hinweise 
und Regelungen bezüglich dieser Maßnahmen sind 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens festzu­
legen. Mögliche Auswirkungen durch Emissionen

sind summativ durch die verkehrsbedingten Auswir­
kungen (s.u.) mit abgedeckt, da sie kurzzeitig auf- 
treten und i.d.R. in ihrer Intensität geringer sind. 
Zu den anlagebedingten Auswirkungen zählen die 
durch

Versiegelung (Fahrbahnen),
Bodenauf- und Bodenabträge (einschließlich 
Dämme und Einschnitte),
K unstbauw erke (Stützmauern, Lärmschutz­
wände etc.)

hervorgerufenen Verluste von Lebensräumen. Im 
Rahmen der UVS sind diese anlagebedingten Aus­
wirkungen durch die in ihrer Fläche eindeutig quan-
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tifizierbare Überbauung sowie durch die Isolation 
von nicht überlebensfähigen Teilflächen von Le­
bensräumen dargestellt.
Eine weitere anlagebedingte Auswirkung ist die Tren­
nung und Zerschneidung von Funktionsbeziehungen 
(biotisches Gefüge) durch das Straßenbauwerk (Zer- 
schneidungs- und Verinselungseffekt). Hierin ist auch 
die Beeinträchtigung insbesondere der Tierwelt 
durch die optische Auswirkung des Bauwerkes als Tei­
laspekt der Barrierewirkung mit abgedeckt.
Durch das Bauwerk selbst können weiterhin klein­
klimatische Veränderungen auftreten. Sowohl Kalt­
luftstau an Straßendämmen, als auch die Aufhei­
zung der Straße können die Artenvorkommen beein­
flussen und zu Artenverschiebungen in der Umge­
bung führen. Diese Aspekte können jedoch nicht in 
der Ermittlung entscheidungserheblicher unmittel­
barer Auswirkungen auf die Pflanzen- und Tierwelt 
berücksichtigt werden. Sie stellen Langzeit- und Fol­
gewirkungen dar, die in der Regel bei allen zu 
untersuchenden Varianten im gleichen Maße vorhan­
den sein werden. Die veränderten Klimabedingungen 
auf und an der Trasse tragen außerdem zum Barrie­
re-Effekt bei; dieser Aspekt ist in der Untersuchung 
der Isolierung von Lebensräumen und Populationen 
mit erfaßt. Bei der Errichtung von Bauwerken wird 
in einigen Fällen der Grundwasserspiegel vorüber­
gehend (z.T. auch dauerhaft) abgesenkt oder einge­
staut. Dadurch kann die Vegetation und Bodenfauna 
so verändert werden, daß nach dem Eingriff andere 
Artengemeinschaften entstehen. Diese Auswirkung 
auf die Pflanzen- und Tierwelt wird in der vorlie­
genden Untersuchung nicht miterfaßt, sondern ist in 
der Bearbeitung der Veränderungen des Wasser­
haushaltes im Schutzgut Wasser mit abgedeckt.
Für die anlagebedingten Auswirkungen ergeben 
sich daraus folgende als entscheidungserheblich:

Lebensraumverluste durch Überbauung und Iso­
lation sowie
Zerschneidung des biotischen Gefüges.

Durch verkehrsbedingte Auswirkungen der Straße er­
geben sich, abhängig vom Verkehrsaufkommen, Stö­
rungen wie Schall-, Licht- und Schadstoffemissionen 
durch optische Unruhe, Erschütterungen und Tötung 
von Individuen bei Überquerungen. Die Auswirkun­
gen auf unmittelbar benachbarte Lebensräume und 
Artvorkommen können bei empfindlichen Artenge- 
meinschaften durch eine grundlegende Veränderung 
der bisherigen Standortqualitäten zu irreversiblen Ver­
änderungen von Lebensräumen führen. Desweite­
ren können neben Auswirkungen auf Verhaltens­
weise und Territorialverhalten auch direkte Schädi­
gungen von Individuen und Populationen Vorkom­
men und damit zu deren Rückgang führen.
Mit dem Betrieb der Straße sind auch Unterhalts­
und Pflegemaßnahmen (unterhaltsbedingte Aus­
wirkungen) verbunden, die Auswirkungen auf die 
angrenzenden Lebensräume haben können. Diese 
periodischen Veränderungen der Lebensraumver­
hältnisse sind mit den oben genannten verkehrsbe­
dingten Auswirkungen erfaßt.

Daher ergibt sich folgende verkehrsbedingte (mit 
baubedingten und unterhaltsbedingten Auswirkun­
gen) Auswirkung als entscheidungserheblich: 

Beeinträchtigung von Lebensräumen durch den 
Straßenverkehr.

Die verkehrsbedingten Auswirkungen besitzen un­
terschiedliche Reichweiten und Intensitäten. So 
sind z. B. Keimungshemmungen bei Pflanzen bis 
ca. 15m ablesbar und Lärmeinwirkungen auf die 
Tierwelt bis 200m und mehr erkennbar (RECK & 
KAULE 1993). Die Reichweite der verkehrsbe­
dingten Auswirkungen auf die Lebensräume von 
Tieren und Pflanzen wird in Ermangelung einheit­
licher Schwellenwerte gutachterlich auf eine Aus­
wirkungstiefe abhängig von der Empfindlichkeit 
der vorkommenden Artengemeinschaften (Einzel­
fallentscheidung) beidseits der Straße festgelegt. 
Mit der Untersuchung der entscheidungserhebli­
chen Auswirkungen sind, der Planungsebene ent­
sprechend, auch die in Art. 6 BayNatSchG aufge­
führten erheblichen und nachhaltigen Eingriffe in 
den Naturhaushalt mit abgedeckt.
Zur konkreten Bearbeitung des Schutzgutes wird 
folgendes Prüjfeld definiert:
Prüffeld: Bedeutung von Räumen als Lebensraum 
fü r  Fauna und Flora und fü r  das biotische Gefüge. 
Die Bearbeitung des Prüffeldes erfolgt durch die Ana­
lyse des Untersuchungsgebietes im Hinblick auf 
zwei Schutzaspekte:

Schutzaspekt 1: Bedeutung von Räumen als Le­
bensraum für Fauna und Flora 
Schutzaspekt 2: Bedeutung von Räumen für das 
biotische Gefüge.

Schutzaspekt 1: "Bedeutung von Räumen als Le­
bensraum fü r  Fauna und Flora"
Die Bestandsaufnahme und Bewertung innerhalb des 
Schutzaspektes wurde entsprechend des Untersu­
chungsprogramms nach Tabelle 7 durchgeführt.
Für diesen Schutzaspekt wurden nach Analyse der 
Bestandsinformationen relativ homogen ausgestat­
tete Raumeinheiten abgegrenzt und entsprechend 
der Bewertungsvorschrift bewertet. Für die Absi­
cherung des eigenen Bewertungsergebnisses wur­
den die Bewertungsergebnisse der Landkreisbände 
des Arten- und Biotopschutzprogrammes Bayern 
ergänzend herangezogen. Die Bearbeitung erfolgte 
auf einer separaten Arbeitskarte.
Schutzaspekt 2: "Bedeutung von Räumen fü r  das 
biotische Gefüge"
Bestandsaufnahme und Bewertung innerhalb des 
Schutzaspektes wurden entsprechend des Untersu­
chungsprogrammes nach Tabelle 8 durchgeführt. 
Auch für diesen Schutzaspekt wurden in einer sepa­
raten Arbeitskarte Räume mit besonderer Bedeu­
tung für das biotische Gefüge abgegrenzt und nach 
der Bewertungsvorschrift bewertet.
Aggregation im Prüffeld
Die Bearbeitung der beiden Schutzaspekte erfolgte 
in getrennten Arbeitskarten. In die Karte "Umwelt­
belang Tiere und Pflanzen" wird eine aggregierte

72



Tabelle 7

Bearbeitung und Bewertung des Umweltbelanges "Tiere und Pflanzen" - Lebensräume in der REU.

Ausgewählter Bestand Informationsquellen Bewertung*^

Landschaftsräume mit beson­
derer Bedeutung als Lebens­
raum für Tiere und Pflanzen

- Biotop-, Artenschutz- und Drittkartie- 
rungen

- Arten-und Biotopschutzprogramm 
Bayern

- Topogr. Karte 1 : 25.000 
(Nutzungsstruktur, Reliefgestalt) 
Geländebegehung

gutachterliche Bewertung des Bestands­
wertes innerhalb einer fünfstufigen Skala 
nach dem Erfüllungsgrad der Kriterien: 

Natumähe 
Entwicklungsdauer 
Artvorkommen 

- Größe 
Strukturvielfalt 
Seltenheit

*) Die Bewertungsstufen "gering" und "sehr gering" wurden in beiden Prüffeldern nicht differenziert. Schutzgebiete nach dem 
BayNatSchG wurden recherchiert und dargestellt; der Schutzstatus geht jedoch nicht in die Bewertung ein.

Tabelle 8

Bearbeitung und Bewertung des Umweltbelangs "Tiere und Pflanzen" - biotisches Gefüge in der REU.

Ausgewählter Bestand Informationsquellen Bewertung

Landschaftsräume mit beson­
derer Bedeutung für das bioti- 
sche Funktionsgefüge (land­
schaftliche Leitlinien)

Biotop-, Artenschutz- und Drittkartie- 
rungen

- Arten-und Biotopschutzprogramm 
Bayern
Topogr. Karte 1:25.000 (Nutzungsstruk­
tur, Reliefgestalt)

- Geländebegehung

gutachterliche Bewertung des Bestands­
wertes innerhalb eine fünfstufigen Skala 
nach dem Erfüllungsgrad der Kriterien:
- Raumwirksamkeit 

Austauschmöglichkeit für Arten und Po­
pulationen 
Umleitbarkeit
Wert der eingebundenen Lebensräume

Tabelle 9

Aggregationsschema (Verknüpfungsmatrix) im Prüffeld "Bedeutung von Räumen als Lebensraum für Fauna 
und Flora und für das biotische Gefüge" auf Ebene der Raumempfmdlichkeitsuntersuchung (REU).

Schutzaspekt 1 
("Lebensräume")

sehr hoch hoch mittel gering sehr gering

Schutzaspekt 2 
("biotisches Gefüge")
sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch hoch mittel

hoch sehr hoch sehr hoch hoch hoch mittel

mittel sehr hoch hoch hoch mittel gering

gering hoch hoch mittel mittel gering

sehr gering mittel mittel gering gering sehr gering

Darstellung übernommen.
Hier werden nur Räume dargestellt, die entspre­
chend der in Tabele 9 wiedergegebenen Aggregati­
onsvorschrift mit "sehr hoch" oder "hoch" bewertet 
werden (vgl. die Felder innerhalb des schwarzen Bai- 
Balkens in Tabelle 9).

Zusatzprädikat "Kernzone des Umweltbelanges 
Tiere und Pflanzen":
Die Spannbreite der im Untersuchungsgebiet anzu­

treffenden Raumqualitäten umfaßt eine sehr breite 
Palette. Zum Zwecke einer hinlänglich raumdifferen­
zierenden Aussage wurde innerhalb der Bewer­
tungskategorie "sehr hoch" eine zusätzliche Unter­
kategorie eingeführt, die die besonders hochwerti­
gen K em zonen des Umweltbelangs Tiere und 
Pflanzen umfaßt.

Die Bedeutung dieser Kemzonen ist in bayemwei- 
tem Zusammenhang zu sehen und für die Sicherung
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des heimischen Tier- und Pflanzenartenbestandes 
sowie zur Sicherung dynamischer Prozesse im Na­
turhaushalt essentiell. Sie erfüllen regelmäßig die 
Kriterien eines Naturschutzgebietes (NSG) im Sin­
ne von Art. 7 BayNatSchG und sind zum Großteil 
als NSG ausgewiesen oder vorgeschlagen.

5.2.2 Bearbeitung des Schutzgutes "Tiere 
und Pflanzen" im Rahmen der 
Raum widerstandsanalyse

Zur Bearbeitung der im Schutzziel vorgegebenen 
Programmatik für Raumwiderstandsanalyse einer­
seits und Variantenvergleich andererseits ist die hin­
reichend genaue Erfassung von schutzgutbezoge­
nen, indikatorisch aussagefähigen Bestandseinhei­
ten im Untersuchungsgebiet erforderlich. Hierfür 
werden folgende Bestandseinheiten herangezogen: 

Vegetations- und Nutzungseinheiten bzw. -Struk­
turen,
Artvorkommen (Flora/Fauna), 
Funktionsbeziehungen zwischen Lebensräumen, 
Arten und Populationen,
Vorbelastungen (straßen- bzw. nutzungsbedingt) 
Flächen mit besonderem Standorts- oder En- 
wicklungspotential.

Diese Kriterien werden bei den auf die Bestandsauf­
nahme folgenden Bewertungsschritten sowohl bei 
der Raumwiderstandsanalyse als auch beim Varian­
tenvergleich verwendet.
Um die entscheidungserheblichen Auswirkungen 
auf die relevanten Bestandssituationen entspre­
chend dem Schutzziel hinreichend genau beschrei­
ben zu können, wird folgendes Prüffeld für das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen festgelegt:

Prüffeld: Bedeutung von Räumen als Lebensräume 
fü r  Fauna und Flora sowie fü r  das biotische Funk­
tionsgefüge.
Die Bearbeitung dieses Prüffeldes gewährleistet, 
daß die Bedeutung und Leistungsfähigkeit der 
Landschaftsräume im Untersuchungsgebiet für die 
wildlebende Flora und Fauna als Lebensraum einer­
seits und als Funktionsraum andererseits identifi­
ziert wird und in die Ermittlung des Raumwider­
standes eingehen kann.
Ziel der hierzu erforderlichen Bestandsaufnahme ist 
eine hinreichend abgesicherte, naturschutzfachli­
che Einschätzung des Wertes, der Zusammenhänge 
und der Empfindlichkeit der Lebensräume im Un­
tersuchungsgebiet. Dazu muß ein akzeptables, hin­
reichend aussagekräftiges Datenmaterial erarbeitet 
werden und für die Analysen auswertbar sein. 
Grundsätzlich wird ein raumanalytischer Ansatz ver­
folgt, um der Großflächigkeit des Untersuchungs­
gebietes Rechnung zu tragen.
Erforderlich ist nicht eine wissenschaftlichen An­
forderungen genügende Genauigkeit. Das Daten­
material muß repräsentativ, ausreichend konkret 
und im Bearbeitungsgebiet homogen sein, so daß 
eine flächendeckende Lebensraumbewertung durch­
geführt werden kann. Für die Bearbeitung des

Schutzgutes "Tiere und Pflanzen" wurden dabei 
folgende Quellen und Unterlagen herangezogen: 

eigene Untersuchungen zur Vegetations- und 
Nutzungsstruktur des Untersuchungsgebietes; 
eigene Untersuchungen zur Artenausstattung 
des Untersuchungsgebietes (Flora/Fauna); 
Bayerisches Landesamt für Umweltschutz: Bio­
topkartierung Bayern - Flachland;
Bayerisches Landesamt für Umweltschutz: Ar­
tenschutzkartierung Bayern;
Bayerisches Landesamt für Umweltschutz: Po­
tentielle natürliche Vegetation, Transekt; 
Bayerisches Landesamt für Umweltschutz: Öko­
logische Zustandserfassung der Flußauen in 
Bayern;
Bayerisches Staatsministerium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen: Arten- und Bio­
topschutzprogramm Bayern, Landkreisbände. 

Anhand des erhobenen bzw. ausgewerteten Daten­
materials erfolgen verschiedene Bearbeitungs- bzw. 
Aggregationsschritte:

Grundinformationen (Aggregationsebene 1)
Schutzaspekt 1: Lebensräume und deren Artenvor­
kommen
Im Rahmen der Bestandsaufnahme werden die Ve- 
getafions- und Nutzungstypen des Untersuchungs­
gebietes anhand eines hierzu entwickelten Kartie­
rungsschlüssels klassifiziert. Der Kartierungsschlüssel 
leitet sich aus dem Standard-Biotoptypenverzeichnis 
für die Bundesrepublik Deutschland (RECKEN ET 
AL. 1994) ab. Dieses Verzeichnis wurde mit den Kar­
tiereinheiten der Biotopkartierung Bayern-Flachland 
und den Vegetationstypen nach Art. 6d (1) Bay­
NatSchG abgestimmt.
Die Darstellung der Bestandsaufnahme erfolgt als 
schwarz-/weiß-lesbare Bestandsinformation in Ar­
beitskarten im Maßstab 1:5.000 (Flurkarten). Ne­
ben den Ergebnissen der Vegetations- und Nut­
zungskartierung sind hier auch die Fundorte bzw. 
Nachweise der Artenkartierung Fauna, die Biotope 
der Biotopkartierung Bayern-Flachland sowie die 
Schutzgebiete nach dem BayNatSchG eingetragen. 
Die Bewertung der erhobenen Vegetations- und 
Nutzungsstrukturen sowie der Arten und Populatio­
nen der erfaßten Tier- und Pflanzenarten erfolgt 
anhand naturschutzfachlicher Kriterien wie 

Natumähe
Stuktur- und Biodiversität 
Seltenheit bzw. naturschutzfachliche Bedeut­
samkeit der Art oder des Lebensraumtyps im 
Bezugsraum
Entwicklungsdauer/Wiederherstellbarkeit 
Flächengröße und 
Vorbelastungen/Störungen 

im Hinblick auf ihre Empfindlichkeit gegenüber 
dem Straßenbau.
In einer gutachterlichen Einzelfallentscheidung 
werden die Erfüllungsgrade in den einzelnen Krite­
rien abgeschätzt und der zur bewertenden Fläche
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Tabelle 10

Räumliches Bezugssystem fü r die Beurteilung der Bedeutsamkeit von A rten und Lebensräum en im Rahmen der 
Raumwiderstandsanalyse.

Georgr. Bezugsraum Bedeutsamkeit der 
Art bzw. des Le­
bensraumtyps nach 
ABSP

Bewertunggsstufe 
in der UVS

Beispiele 
Arten / Biotope

naturräumliche Untereinheit bzw. 
Gemeinde

lokal bedeutsam bis 
landkreisbedeutsam

mittel Erdkröte, Grasfrosch, 
artenreiches Grünland

naturräumüche Haupteinheit bzw. 
größere Teilräume großflächiger 
naturräumücher Haupteinheiten

regional bedeutsam hoch Gestreifte Quelljungfer, Neuntöter, 
Streuwiese

Gruppe naturräumlicher Hauptein- 
heiten bis Land Bayern

überregional
bedeutsam

sehr hoch Hohltaube, Feuersalamander, 
Seggen-Buchenwald

eine Wertstufe zugeordnet. Entscheidend für die 
Wertzuordnung ist jeweils der höchste Erfüllungs­
grad für ein einzelnes Kriterium. Die Bewertung 
erfolgt in einer fünfstufigen Skala (sehr hoch - hoch 
- mittel - gering - sehr gering).
Neben den Bestandsdaten aus der Kartierung der 
Vegetations- und Nutzungstypen gehen zusätzlich 
auch Daten aus der faunistischen Arten-Kartienmg 
sowie die aus vorhandenen Unterlagen übernomme­
nen weiteren Bestandsdaten in die Bewertung ein. 
Die Bewertung anhand der genannten Kriterien ist 
eine naturschutzfachliche Einschätzung unter Bei­
ziehung der Kriterien und Ergebnisse aus dem baye­
rischen Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP). 
Zu den einzelnen Wertungskriterien ist folgenes zu 
erläutern:

Naturnähe:
Die Natumähe eines Lebensraumes wird durch den 
Grad der anthropogenen Formung des Standortes 
bzw. durch das Ausmaß der menschlichen Nutzun­
gen charakterisiert ("Hemerobie"). Dies drückt sich 
neben der Nutzungsausprägung auch über das vor­
handene Artenspektrum aus (vgl. SUKOPP 1971). 
Entwicklungsdauer/Wiederherstellbarkeif.
In direktem Zusammenhang mit der Wiederher­
stellbarkeit steht die Entwicklungszeit eines Le­
bensraumes oder einer Population, die zur Wie­
dererlangung eines bestimmten Zustandes ab­
sehbar ist. Die Einschätzung erfolgt u.a. entspre­
chend der Altersklassen von Ökosystementwick­
lungen nach KAULE & SCHOBER (1986). 
Struktur- und Biodiversität:
Struktur- und Biodiversität innerhalb eines Le­
bensraums bzw. Lebensraumkomplexes sind 
zentrale Kriterien der naturschutzfachlichen Be­
wertung. Eingestuft wird die Komplexität an­
hand der Anzahl der Vorgefundenen Vegetati­
ons- und Lebensraumstrukturen (ökologische 
Nischen, "Requisiten"), der Arten sowie deren 
Vernetzung untereinander (nachweisbar über

vorkommende Indikator- bzw. Leitarten mit be­
kannten Habitatansprüchen).
Seltenheit bzw. Bedeutsamkeit von Arten und 
Lebensräumen:
In die Bewertung der Lebensräume geht die 
nutzungs, Standort- oder arealkundlich bedingte 
Seltenheit bzw. naturschutzfachliche Bedeut­
samkeit einer Art oder eines Lebensraumtyps in 
einem räumlichen Bezugssystem ein. Unter na­
turschutzfachlicher Bedeutsamkeit wird der 
Status verstanden, der vom Arten- und Biotop­
schutzprogramm Bayern (ABSP) für Arten bzw. 
Lebensräume und Lebensraumtypen formuliert 
wird (z.B. landkreisbedeutsame Arten, regional 
bedeutsame Arten).
Der Bewertung der Bedeutsamkeit von Arten 
und Lebensräumen hegt das in Tabelle 10 wieder­
gegebene räumliche Bezugssystem zugrunde. 
Größe:
Wertprägend kann auch die Großflächigkeit ei­
nes Lebensraums sein. Je größer ein Lebens­
raum mit Vorkommen von Arten und Artenge­
meinschaften mit großem Flächenanspruch ist, 
desto höher ist seine Empfindlichkeit gegenüber 
Flächenverlust oder Zerschneidung durch die 
Straßenbaumaßnahme. Dieses Kriterium geht 
als Zusatzkriterium in die Bewertung mit ein. 
Vorbelastungen /  Störungen:
Wertmindemd können sich Störungen jeglicher 
Art auf die Einstufung von Lebensräumen aus­
wirken. Dazu zählen Vorbelastungen durch 

verkehrsbedingte Auswirkungen, ausgehend 
von bestehenden Verkehrswegen, 
nicht standortgemäße Nutzung (z.B. intensi­
ve Landwirt- oder Forstwirtschaft); 
ebenso zählen dazu Veränderungen und Be­
einträchtigungen von Lebensräumen durch 
sonstige Störungen, wie z.B. Abfallablage­
rungen, fehlende Pufferstreifen etc.

Die genannten Vorbelastungen verschlechtern 
oder verhindern die Nutzbarkeit von Lebens-
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Tabelle 11

Schutzaspekt: Lebensräume und deren Artenvorkommen - Erfüllungsgrade und Zuordung der Wertstufen der 
verwendeten Bewertungskriterien (auf Bearbeitungsebene der Raumwiderstandsanalyse).

Wertstufe/
Kriterium

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch

Naturnähe künstliche bis
naturfeme
Ökosysteme

naturfeme
Ökosysteme

naturfeme bis 
mäßig natur­
nahe Ökosy­
steme

mäßig natur- 
nahe bis natur- 
nahe Ökosy­
steme

natumahe
Ökosysteme

Strukturvielfalt/
Biodiversität

ein Vegeta­
tionstyp; 
fehlende 
Schichtung

wenige Vege­
tationstypen; 
Ansätze einer 
Schichtung 
bzw. Zonie- 
rung

wenige Vege­
tationstypen; 
Schichtung 
oder Zonie- 
rung vorhan­
den

mehrere Vege­
tationstypen; 
Schichtung 
oder Zonie- 
rung gut aus­
geprägt

mehrere Vege­
tationstypen 
mit sehr gut 
ausgeprägter 
Zonierung

Seltenheit bzw. Bedeutsamkeit 
der Art / des Lebensraumtyps

kommun häufig zerstreut auf 
lokaler Be­
zugsebene; 
nach ABSP 
landkreisbe­
deutsame Ar­
ten

selten in regio­
naler Bezugs­
ebene;
nach ABSP re­
gional bedeut­
same Arten

sehr selten in 
überregionaler 
Bezugsebene; 
nach ABSP 
überregional 
bis landesweit 
bedeutsame 
Arten

Entwicklungsdauer / 
Wiederherstellbarkeit

Entwicklungs­
dauer unter 1 
Jahr / wieder­
herstellbar

Entwicklungs­
dauer unter 5 
Jahren / wie­
derherstellbar

Entwicklungs­
dauer unter 25 
Jahren / mittel­
fristig wieder- 
herstellbar

Entwicklungs­
dauer unter 
200 Jahren / 
bedingt wie­
derherstellbar

Entwicklungs­
dauer über 200 
Jahre /  kaum 
bzw. nicht 
wiederher- 
stellbar

Tabelle 12

Referenzbeispiele für einzelnen Lebensraumtypen zugeordete Wertstufen.

Wertstufe Beispiele für das Untersuchungsgebiet Auszug aus der Begründung
sehr gering Acker künstliche bis naturfeme Ökosysteme; Strukturlosig- 

keit, keine bedeutsamen Artvorkommen; jederzeitige 
Wiederherstellbarkeit des Typs

gering Grünland, intensiv genutzt und artenarm, 
geschlossene Fichtenaufforstungen

naturfeme Ökosysteme mit sehr geringer Struktur- 
diversität und i.d.R. ohne besondere Artvorkommen; 
Typ leicht wiederherstellbar

mittel Grünland, extensiv genutzt und artenreich; 
Streuobstwiesen, schmale Hecken und Ge­
wässerbegleitgehölze; Gräben und Bäche, 
Fichtenforste (Altersklassenwälder)

naturfeme bis mäßig natumahe Ökosysteme mit mitt­
leren Erfüllungsgraden in mehreren Kriterien, insbe­
sondere Strukturdiversität; Wiederherstellbarkeit ein­
geschränkt; z.T. im UG noch häufig, z.T.aber auch nur 
mehr zerstreut auftretend

hoch Hecken, gewässerbegleitende Gehölze, 
Bäche, Mischwälder, Feuchtwälder

mäßig natumahe bis natumahe Ökosysteme, hohe Er­
füllungsgrade in Kriterien wie Ersetzbarkeit/Wieder- 
herstellbarkeit, Strukturdiversität; z.T. seltene Ökosy­
steme mit regional bedeutsamen Artenvorkommen

sehr hoch Hangquellmoore, Feuchtwälder, Laubwäl­
der

regional sehr seltene Ökosysteme mit hohem bzw. sehr 
hohem Natumähegrad und fehlender Wiederherstell­
barkeit; Vorkommen überregional bedeutsamer Tierar­
ten
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räumen für Pflanzen- und Tierarten. Sie sind 
daher durch das Vorgefundene Artenspektrum 
eines Lebensraums (z.B. Indikatorarten) beleg­
bar oder durch den Grad der Natumähe aus- 
gedrückt. Somit spiegeln sich diese bestehenden 
Vorbelastungen direkt in einer je  nach ihrer In­
tensität abgestuften geringeren Bewertung des 
Lebensraumes wider. Dieses Kriterium geht als 
Zusatzkriterium in die Bewertung mit ein.

Die unterschiedlichen politischen Rahmenbedin­
gungen für die Ausweisung von Schutzgebieten 
nach dem BayNatSchG erzeugen eine heterogene 
Verteilung, weshalb der rechtliche Schutzstatus 
nach BayNatSchG von Flächen nicht als Bewer­
tungskriterium herangezogen wird.
Tabelle 11 gibt für die einzelnen Kriterien abgestuf­
te Erfüllungsgrade mit Zuordnung der jeweiligen 
Wertstufe wieder. Neben den in der Tabelle aufge- 
führten Standard-Kriterien finden im Einzelfall Zu­
satzkriterien wie "Flächengröße'' und "straßenbe­
dingte Vorbelastungen" Anwendung. Im Falle be­
sonders großflächiger Ausprägungen eines Lebens­
raumtyps kann eine Aufwertung, bei Vorbelastun­
gen dagegen eine Abwertung um eine Stufe stattfin­
den. Referenzbeispiele für Wertstufen, die den auf­
tretenden Lebensraumtypen entsprechend der ge­
schilderten Bewertungsmethode zugeordnet wur­
den, enthält Tabelle 12.
Die Darstellung der Bewertungsergebnisse erfolgt 
im Maßstab 1:5.000 (Flurkarten) als farbige, flä­
chenhafte Eintragung in die Bestandskarte. Die Dar­
stellungsweise lehnt sich dabei an die "Musterkar­
ten für Umweltverträglichkeitsstudien im Straßen­
bau" - Ausgabe 1995 - (BUNDESMINISTERIUM 
FÜR VERKEHR 1995) an.
Schutzaspekt 2: Biotisches Funktionsgefiige:
Zur Darstellung des biotischen Funktionsgefüges 
erfolgt eine faunistische Erfassung ausgewählter 
Tiergruppen in Form einer flächendeckenden, halb­
quantitativen Fundorterhebung. Das biotische Funkti­
onsgefüge wird aus den hiermit gewonnen Fundort- 
mustem aussagefähiger Arten abgeleitet.
Zur Charakterisierung des biotischen Gefüges wer­
den folgende Typen von Funktionsbeziehungen her­
angezogen:
• Funktionsbeziehungen entlang von Linearstmk- 

turen (Leitlinien), z.B. entlang von Fließgewäs- 
sem, Waldrändern, Hecken, Ranken, Säumen 
(leitlinienabhängige Funktionsbeziehungen). 
Leitlinienunabhängige Funktionsbeziehungen zwi­
schen Populationen einer Art (z.B. Amphibien­
populationen in verschiedenen Laichgewässem) 
und zwischen Lebensräumen (z.B. zwischen 
Laichgewässer und Sommerlebensraum oder 
verschiedenen Trocken- oder Feuchtstandor­
ten) oder zwischen nicht unmittelbar zusam­
menhängenden Teilflächen von Lebensräumen 
und Lebensraumkomplexen (z.B. zwischen Ein­
zelhecken in einem Heckengebiet).

Zur Bewertung des biotischen Funktionsgefüges 
kommen Kriterien wie Raumwirksamkeit, Bedeu­

tung und Empfindlichkeit der eingebundenen Ar- 
ten(gmppen) gegenüber Zerschneidung bzw. Be­
deutung für das Überleben der Artengemeinschaf­
ten oder Populationen einzelner Arten in einem 
Bezugsraum, weiterhin die potentielle Umleitbar- 
keit in Frage. Die Bewertung erfolgt in einer vier­
stufigen Skala (sehr hoch hoch mittel ge- 
ring/sehr gering). Die Stufe "gering/sehr gering" 
wird nicht gegeneinander differenziert und als nicht 
entscheidungserheblich auch nicht dargestellt. Vorbe­
lastungen wirken sich wertmindemd aus.
Die Kriterien zur Bewertung der wichtigsten Funk­
tionsbeziehungen stellen sich damit wie folgt dar:

Funktionsbeziehungen entlang von Linearstruk­
turen - Kriterium: Raumwirksamkeit 
Im Gegensatz zur oben dargestellten Bewertung 
der Lebensräume, werden hier die gleichen 
Strukturen hinsichtlich ihrer räumlichen Wirk­
samkeit als Verbindungs- und Ausbreitungsach­
se in Bezug auf ihre Empfindlichkeit gegenüber 
Zerschneidung bewertet. Die Stufe der Bewer­
tung ergibt sich aus der Länge der Achse, aus 
den die Struktur nutzenden Arten und aus der 
Lebensraumausstattung (Grad der Natumähe, 
Breite, angrenzende Strukturen). So besteht z.B. 
ein Unterschied zwischen gleich langen Fließge- 
wässem mit und ohne Gehölzsaum.

'Funktionsbeziehungen zwischen Populationen 
einer Art - Kriterium: Bedeutung fü r  das Über­
leben der Art in einem Bezugsraum 
Funktionsbeziehungen zwischen Populationen 
sind empfindlich gegenüber Zerschneidung, 
wenn dies zur Isolierung und damit im schlimm­
sten Fall zum Erlöschen einer betroffenen Popu­
lation führt. Für die Bewertung der Empfind­
lichkeit ist entscheidend, wie viele weitere Mög­
lichkeiten an Austauschbeziehungen in andere 
Richtungen bzw. zu weiteren Populationen be­
stehen. Ebenso ist für die Einstufung die Häu­
figkeit bzw. Gefährdung der betroffenen Art ent­
scheidend. Eine Austauschbeziehung zwischen 
Populationen einer Art ist somit um so empfind­
licher gegenüber Zerschneidung, je seltener die 
Art ist. So ist eine Wechselbeziehung zwischen 
zwei Populationen des häufigen Wasserfrosches 
geringer empfindlich als die Wechselbeziehun­
gen zw ischen den letzten Vorkommen von 
Springfrosch oder Wechselkröte in einem Ge­
biet.
Funktionsbeziehungen zwischen Lebensräumen - 
Kriterium: Gefährdung der betroffenen Arten 
Empfindlich sind Funktionsbeziehungen zwi­
schen Lebensräumen dann, wenn diese nicht 
umleitbar sind (Beispiel: Wechselbeziehungen 
der Erdkröte zwischen Laichgewässer und Som­
merlebensraum Wald). Eine Einstufung der Be­
wertung wird anhand des Gefährdungsgrades 
der betroffenen Arten vorgenommen.

Die Bewertung wird flächendeckend im gesamten 
Untersuchungsgebiet durchgeführt. Ausgenommen 
sind die bestehenden Siedlungsflächen, die nicht
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bewertet werden.
Vorbelastungen und Störungen wirken sich insbe­
sondere durch Zerschneidungen durch bestehende 
Straßen aus. Ebenso wirken sich nutzungsbedingte 
Vorbelastungen (nicht standortgemäße Nutzung) 
und sonstige Störungen (z.B. Abfallablagerungen, 
fehlende Pufferstreifen etc.) auf die Funktion der 
Struktur oder des Lebensraumes aus. Sie sind durch 
das Vorgefundene Spektrum der Indikatorarten ei­
nes Lebensraumes belegbar oder drücken sich 
durch den Grad der Natumähe aus.
Die Ergebnisse aus den Analysen zur Vegetation, 
Nutzung und Fauna sowie zum biotischen Gefüge 
werden in einer Arbeitskarte (Grundlage: Flurkarte 
1:5.000) dargestellt. Diese enthält folgende Infor­
mationen:

Flächen der Biotopkartierung Bayern-Flachland
Fundorte der Artenschutzkartierung Bayern
Grenzen von Schutzgebieten nach dem Bay-
NatSchG
Lebensraumtypen mit prioritärem Status nach
der FFH-Richtlinie der EU

Raumeinheiten (Aggregationsebene 2):
In einer zweiten Aggregationsebene erfolgt zu­
nächst die Abgrenzung und Typisierung von Raum­
einheiten, die eine zusammengefaßte Aussage aus 
den Untersuchungen zu den Schutzaspekten "Le­
bensräume" sowie "biotisches Gefüge" (vgl. Aggre- 
gationsebene 1) darstellen und Lebensraumkomple­
xe zusammenfassen. Diese Raumeinheiten sind der 
eigentliche Arbeitsbereich der Raumwiderstands­
analyse. Sowohl ihre Bestands- als auch ihre Bewer­
tungsaussage leitet sich aus den entsprechenden 
Ergebnissen der Aggregationsebene 1 ab.
Die Raumeinheiten stellen hinsichtlich Merkmals­
ausprägungen aussagefähiger Parameter wie Relief, 
Nutzungs- und Vegetationsstruktur sowie der Arten­
ausstattung weitgehend homogene Räume dar. Da­
neben ist für ihre Abgrenzung ein eigenes System 
aus Funktionsbeziehungen ausschlaggebend. Auf­
grund der Zusammenfassung verschiedener, aber 
ähnlicher Kartiereinheiten der Vegetations- und 
Nutzungskartierung, der Artenkartierung sowie des 
biotischen Gefüges repräsentieren die Raumeinhei­
ten funktional zusammenhängende Lebensraumkom­
plexe.
Besonders seltene, für den Naturraum an sich unty­
pische Lebensraumtypen können in Einzelfällen 
auch nicht aggregiert und selbständig als kleinflä­
chige Raumeinheiten geführt werden.
Die Bewertung der Raumeinheiten erfolgt durch 
eine Verknüpfung der Bewertungsergebnisse aus 
den Untersuchungen zur Vegetations- und Nut­
zungsstruktur sowie zum biotischen Funktionsgefü­
ge. Es wird die in der jeweiligen Einheit überwie­
gend auftretende, repräsentative Bewertungsstufe 
herangezogen.
Die Verknüpfung der Bewertungen zu den Schutz­
aspekten "Lebensräume" und "Biotisches Gefüge" 
zur Wertstufe fü r  die gesamte Raumeinheit erfolgt

nach der in Tabelle 13 wiedergegebenen Matrix. In 
die Ermittlung der Bedeutung für den Raumwider­
stand werden dabei nur solche Räume übernom­
men, deren Verknüpfungswert mindestens "mittel" 
ist. Geringwertigere Räume werden nicht weiter 
differenziert und gehen in die Ermittlung des Raum­
widerstandes nicht ein. Treffen auf einen Lebens­
raum der Stufen "gering" oder "sehr gering" mittel­
oder höherwertige biotische Funktionsbeziehun­
gen, so wird die Wertstufe der Funktionsbeziehung 
unverändert als Bedeutung für den Raum widerstand 
übernommen.
Mit dieser Vorgehensweise wird durch die Integra­
tion von Aussagen zu den Lebensräumen und von 
Aussagen zum biotischen Gefüge ein raumanalyti­
scher Ansatz verfolgt, der im Ergebnis ein für das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen differenziertes Raum­
muster liefert. Im Hinblick auf die Findung "relativ 
konfliktarmer Korridore" ist damit eine hohe Aus­
sageschärfe gewährleistet.
Die Bildung der Raumeinheiten erfolgt im Maßstab 
1:5.000 (Arbeitskarten), die Darstellung im Maßstab 
1:25.000. Die einzelnen Raumeinheiten werden nu­
meriert und im Text bezüglich Bestandstyp und 
Bewertungsergebnis kurz beschrieben.

5.2.3 Bearbeitung des Schutzgutes Tiere und 
Pflanzen im Rahmen des Variantenver­
gleichs

Der Variantenvergleich für das Schutzgut "Tiere und 
Pflanzen" erfordert für eine hinreichend genaue 
Aussage eine gegenüber der Raumwiderstandsana­
lyse verfeinerte und mit dem konkreten Belastungs­
fall verknüpfte Prognose-Methodik.
Im Unterschied zur RWA werden die Schutzgut-Cha- 
rakteristika beim Variantenvergleich getrennt darge­
stellt, bewertet und mit dem Bauvorhaben ver­
knüpft. Für diese verfeinerte Vorgehensweise ist es 
erforderlich, das in der RWA vorgegebene Schutzziel 
seinerseits in mehrere Schutzziele aufzugliedem. 
Für den Variantenvergleich im Schutzgut Tiere und 
Pflanzen werden deshalb folgende Schutzziele ab­
geleitet:

Schutzziel 1: Schutz der Lebensgemeinschaften 
und Lebensräume wildwachsender Pflazen und 
wildlebender Tiere
Schutzziel 2: Erhaltung des biotischen Wir­
kungsgefüges.

Vorgehensweise im Schutzziel 1:
"Schutz der Lebensgemeinschaften und Lebensräu­
me wildwachsender Pflanzen und wildlebender Tiere "
Um die entscheidungserheblichen Auswirkungen auf 
die relevanten Bestandssituationen entsprechend 
dem Schutzziel hinreichend genau beschreiben zu 
können, sind folgende Untersuchungsgegenstände 
für das Schutzgut Tiere und Pflanzen festgelegt:

• Untersuchungsgegenstand 1:
Lebensraumverluste durch Flächenverlust, Iso­
lation und/oder erhebliche randliche Störung
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Tabelle 13

M atrix zu r Verknüfung der Bewertungen zu den Schutzaspekten "Lebensräum e" und "Biotisches Gefüge" zu 
einer W ertstufe je  Raum einheit auf Bearbeitungsebene der Raumwiderstandsanalyse.

Schutzaspekt 
"Biotisches Gefüge"

Schutzaspekt "Lebensräum e"

sehr hoch hoch mittel

sehr hoch sehr hoch sehr hoch sehr hoch

hoch sehr hoch hoch hoch

mittel sehr hoch hoch mittel

Durch diesen Untersuchungsgegenstand sind 
die flächenhaften Verluste von Lebensräumen, 
die durch Überbauung von Grundflächen, Isola­
tion von Lebensräumen oder deren Störung 
durch den Betrieb der Straße entstehen, abge­
deckt. Diese Auswirkungen lassen sich flächen­
mäßig quantifizieren und bewerten, so daß sie in 
einem gemeinsamen Untersuchungsgegenstand 
ermittelt werden können. 

Untersuchungsgegenstand 2:
Verlust von Bereichen mit hohem Standort- und 
Entwicklungspotential
Mit Hilfe dieses zweiten Untersuchungsgegen­
standes sind die Verluste von Bereichen mit 
hohem schutzgutbezogenen Standort- und Ent­
wicklungspotential abgedeckt. Durch die anla­
gebedingten Wirkungen des Straßenbauvorha­
bens (Überbauung oder Zerschneidung) können 
Bereiche verlorengehen oder verändert werden, 
welche Standortqualitäten (z.B. Sand- oder Nie­
dermoorböden in Ackemutzung) besitzen, die 
bei entsprechenden Maßnahmen (z.B. Rena- 
turiemng) ihre Entwicklungsmöglichkeiten ent­
falten könnten. Die entscheidungserheblichen 
Verluste dieser Potentialstandorte werden als zusätz­
liches Entscheidungskriterium zum quantifizierba- 
ren ünteisuchungsgegenstand 1 herangezogen. 

Untersuchungsgegenstand 1: Lebensraumverluste 
durch Flächenverlust, Isolation und randliche Störung: 
a) Bestandsaufnahme und Bewertung 
Ziel der Untersuchungen ist eine durch fachliche 
Tiefe und Maßstabsschärfe hinreichend abgesicher­
te, naturschutzfachliche Ansprache und räumliche 
Erfassung der Nutzungs- und Lebensraumtypen so­
wie der für die einzelnen Lebensraumtypen indika- 
torisch bedeutsamen Tier- und Pflanzenarten. Ba­
sierend auf diesen Bestandsdaten lassen sich die 
funktionalen Zusammenhänge ableiten sowie die 
Empfindlichkeit des Bestandes im Hinblick auf die 
Wirkungen des Bauvorhabens bewerten.
Zur Abstimmung des Untersuchungsprogrammes 
für das Schutzgut Tiere und Pflanzen wurden mit 
den zuständigen Naturschutzbehörden und dem 
Landesamt für Umweltschutz Gespräche geführt. 
Die Bestandsermittlung und Bewertung für den Un­
tersuchungsgegenstand erfolgte anhand von Aus­
wertungen vorhandener Daten und eigener Kartie­

rungen. In der Darstellung zur RWA wurden die für 
das Schutzgut herangezogenen bzw. bearbeiteten 
Bestandsaufnahmen bereits dargelegt, wobei den 
eigenen Untersuchungen sowie der Biotop- und der 
Artenschutzkartierung besondere Bedeutung zu­
fällt. Der Arbeitsschritt für den Untersuchungsge­
genstand 1 entspricht dabei dem Arbeitsschritt "Le­
bensräume und deren Artvorkommen" in der RWA. 
b) Be- und Entlastungsprognose 
In der auf den Bewertungsschritt folgenden Be- und 
Entlastungsprognose werden alle flächenhaft er­
faßbaren Lebensraumveriuste, die durch das Straßen­
bauvorhaben verursacht werden, betrachtet.
Als Lebensraumverluste sind folgende Belastungs­
fälle anzusehen:

• Bau- und anlagebedingt:
Überbauung und Versiegelung von Lebens­
räumen,
Isolierung von Lebensräumen durch Abtren­
nung oder Verlust von Kemflächen des Le­
bensraumes; der Restlebensraum verliert 
seine Funktionsfähigkeit.

Betriebsbedingt:
Belastung angrenzender Lebensräume und de­
ren Artengemeinschaften in Abhängigkeit der 
Em pfindlichkeit gegenüber dem Straßenbe­
trieb; für die Be- und Entlastungsprognose wird 
der gegenüber dem Straßeneingriff empfind­
lichste Bestandteil des Ökosystems herangezo­
gen; i.d.R. sind dies bestimmte Tierarten. Die 
betriebsbedingten Beeinträchtigungen führen in 
Abhängigkeit von der Empfindlichkeit der be­
troffenen Artengemeinschaft auch in unter­
schiedlichen Auswirkungstiefen von der Trasse 
zu einer Belastung der betroffenen Lebensräu­
me. Können jene aus diesem Grund ihre wertbe­
stimmende Funktion nicht mehr erfüllen, wird 
auch bei betriebsbedingten Beeinträchtigungen 
von einem Lebensraumverlust ausgegangen. 

Um diesen unterschiedlichen Auswirkungen ge­
recht zu werden, wird versucht, eine differenzierte 
Eingriffsbetrachtung unter Berücksichtigung der 
speziellen örtlichen Daten über betroffene Arten, 
Populationen sowie des Lebensraumtyps durchzu­
führen. Ausgehend von den empfindlichsten wert­
gebenden Arten oder Populationen wird für den 
jeweiligen Lebensraumtyp eine Auswirkungstiefe
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Bewertung
Eine Bewertung der betroffenen Gebäude findet nicht 
statt.

Abbildung 5

Ergebnis der Be- und Entlastungsprognose 1:25.000 für die Bearbeitung des Schutzgutes "M enschen", U nter­
suchungsgegenstand "Störung der Nachtruhe": L e g e n d e  (o b e n ) u n d  K a r te n a u ssc h n itt  ( rech ts ). B e isp ie l:  A  94  
M ü n c h e n  - P ö c k in g , A u s sc h n itt  a u s  B la tt 3: F o rs tin n in g  - H aag .
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Abbildung 6 _____________ ____________ _________________________________________________

Ergebnis der Be- und Entlastungsprognose 1:25.000 für die Bearbeitung des Schutzgutes "Tiere und Pflanzen", 
Untersuchungsgegenstand " Lebensraumverluste durch Überbauung, Isolation und Beeinträchtigung". Legende 
(oben) und Kartenausschnitt (links). Beispiel: A 94 München - Pöcking, Ausschnitt aus Blatt 3: Forstinning - Haag.
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festgelegt, um für die Be- und Entlastungsprognose 
Aussagen treffen zu können.
Da bei der Analyse der Auswirkungen keine unter­
schiedlichen Wirkstufen differenziert wurden, er­
gibt sich die Belastungsstufe der von einem Lebens­
raumverlust betroffenen Flächen (Totalverlust durch 
Überbauung bzw. Versiegelung sowie erheblicher 
Funktionsverlust durch Isolation oder verkehrsbe­
dingte Beeinträchtigungen) direkt aus dem Be­
standswert der Lebensräume. D.h. die Ausprägung 
der Belastungsstufe entspricht in jedem Fall der 
Wertstufe, die dem Bestand bei der schutzgutbezo­
genen Bewertung zugeordnet wurde.
Entlastungen durch Aufhebung bestehender straßen- 
bedingter Vorbelastungen, z.B. durch Rückbau von 
versiegelten Flächen, werden im konkreten Einzel­
fall ermittelt und textlich bzw. kartographisch dar­
gestellt, jedoch nicht bewertet. Aufgrund fehlender 
Erfahrungen in Bezug auf Wiederbesiedelung und 
zeitliche Dauer kann die Entwicklung der entlaste­
ten Flächen nicht prognostiziert werden. Erst nach 
Langzeitbeobachtungen über mehrere Jahre und 
Berücksichtigung ähnlicher Bezugsfälle wären hier 
Aussagen möglich.
Die Belastungsprognose beinhaltet die Ermittlung 
der Belastungsstufen und der Flächengrößen im M 1: 
5.000 (Arbeitskarten). Die flächenbezogene Dar­
stellung der Belastungsstufen erfolgt im M 1:25.000 
in der Karte "Schutzgut Tiere und Pflanzen" (vgl. 
auch Abb. 6). Die Ergebnisse werden textlich be­
schrieben.

Untersuchungsgegenstand 2: Verlust von Bereichen 
mit hohem Standort- und Entwicklungspotential
a) Bestandsaufnahme
Quellen für die Ermittlung des Standort- und Ent­
wicklungspotentials sind bodenkundliche Karten, 
geologische Karten und die kleinklimatischen Vor­
aussetzungen im Gebiet. Die Ermittlung des Poten­
tials erfolgt durch die Überlagerung der standörtli­
chen Bedingungen mit den erhobenen derzeitigen 
Bestandsinformationen. Dadurch wird ermittelt, wo 
die aktuelle Nutzung gegenüber einem potentiellen 
Optimalzustand für das Schutzgut erheblich diffe­
riert. Allerdings werden nur Sonder- und Extrem­
standorte als Potential berücksichtigt, sofern sie 
durch eine aktuell intensive Nutzung überprägt sind. 
Normalstandorte, die sich bei Aufgabe der Nutzung zu 
Waldflächen im Sinn der potentiellen natürlichen Ve­
getation entwickeln könnten, fallen nicht darunter. 
Aufgrund ihrer Standortgegebenheiten und dem 
Anschluß an Lieferbiotope können sich auf diesen 
Flächen bei entsprechender Nutzungsextensivie- 
rung in einem überschaubaren Zeitraum natur­
schutzfachlich wertvolle Lebensräume entwickeln.

b) Bewertung:
Die Bereiche mit hohem Standort- und Entwick­
lungspotential werden ermittelt und dargestellt, je ­
doch nicht separat bewertet (ja/nein-Aussage).
c) Be- und Entlastungsprognose
Für die Bereiche mit hohem Standort- und Entwick­
lungspotential wird der Verlust durch Überbauung

bzw. die Beeinträchtigung durch Zerschneidung durch 
das Straßenbauvorhaben längenmäßig ermittelt. 
Die Ergebnisse daraus werden ohne differenzieren­
de Wertung als Zusatzkriterium zur Variantendis­
kussion innerhalb des Schutzgutes herangezogen.

Vorgehensweise im Schutzziel 2:
Erhaltung des biotischen Wirkungsgefüges
Es können über die bisher dargestellten Auswirkun­
gen hinaus erhebliche Funktionsverluste von Le­
bensräumen durch Zerschneidungs wirkungen (Iso­
lation von Teilflächen) sowie durch betriebsbe­
dingte Beeinträchtigungen entstehen.
Ein erheblicher Funktionsverlust - der in der weite­
ren Vorgehensweise einem Lebensraumverlust gleich­
gesetzt wird - findet dann statt, wenn die für die 
Bewertung des Lebensraumes ausschlaggebenden 
Arten und Populationen auf einer Fläche nicht mehr 
überlebensfähig sind oder aufgrund verkehrsbe- 
dingter Störungen abwandem. Oft wird es sich bei 
den betroffenen Bereichen nur um Teilflächen von 
größeren Lebensräumen handeln. 
Zerschneidungswirkungen (Isolation) bewirken dann 
einen erheblichen Funktionsverlust eines Lebensrau­
mes, wenn eine nach Ausführung der Baumaßnahme 
verbleibende, isolierte Teilfläche aufgrund der ge­
ringen Größe und der fehlenden Erreichbarkeit für 
zuwandemde Individuen die für die Bewertung aus­
schlaggebende Funktion nicht mehr erfüllen kann. 
Dies ist im Einzelfall über den Flächenanspruch von 
Arten und Population nachweisbar.
Um die entscheidungserheblichen Auswirkungen 
auf die relevanten Bestandssituationen entspre­
chend dem Schutzziel hinreichend genau beschrei­
ben zu können wird folgender Untersuchungsge­
genstand festgelegt:
Untersuchungsgegenstand 3: Eingriff in das bioti­
sche Wirkungsgefüge und in potentielle Vernet­
zungsachsen durch Zerschneidung.
Dieser Untersuchungsgegenstand deckt die Auswir­
kungen auf das vorhandene biotische Gefüge ab. 
Dabei werden Durchschneidungen von Funktions­
beziehungen zwischen Lebensräumen oder Popula­
tionen erfaßt und bewertet. Die Auswirkungen auf 
das biotische Gefüge lassen sich i.d.R. nicht flä­
chenbezogen ermitteln. Sie werden daher z.B. 
durch die Anzahl der Zerschneidungen von Leitli­
nien je  nach Belastungsintensität angegeben. Dies 
macht die Erfassung innerhalb eines eigenen Unter­
suchungsgegenstandes notwendig. 

a) Bestandsaufnahme und -bewertung 
Funktions- und Wechselbeziehungen entlang von 
Leitlinien, zwischen Populationen und Lebensräumen 
charakterisieren das biotische Gefüge in einem Gebiet. 
Der Analyse des biotischen Gefüges liegen die be­
reits in der Methodik zur RWA aufgeführten Quellen 
(z.B. Fundpunktkarte im M 1:25.000) zugrunde. Be­
rücksichtigte Daten liegen z.T. außerhalb des Unter­
suchungsgebietes, um auch die wichtigen, darüber 
hinausgehenden Funktionsbeziehungen erfassen 
und darstellen zu können.
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Diese Daten werden aus der RWA übernommen. 
b) Be- und Entlastungsprognose 
Die Straßenbaumaßnahme wirkt sich in erster Linie 
durch die baubedingten Wirkungen auf das bioti­
sche Gefüge aus. Durch die verkehrsbedingten Wir­
kungen kann dies noch erheblich verstärkt werden. 
Die Hauptauswirkungen sind:

Zerschneidung von leitlinienunabhängigen Funk­
tionsbeziehungen,
Zerschneidung von leitlinienabhängigen Funk­
tionsbeziehungen.

Ermittlung der Be- und Entlastungsstufen 
Die Belastungsstufe ergibt sich in der Regel aus der 
Wertstufe der durch Zerschneidung betroffenen 
Funktionsbeziehungen. Bei einer geplanten Mini­
mierung (z.B. Brücken über gequerte Fließgewäs­
ser, Grünbrücken quer zur Trasse) des Eingriffs 
richtet sich die Belastungsstufe nach der verblei­
benden Funktionsfähigkeit der Funktionsbezie­
hung. Hier handelt es sich vor allem bei gequerten 
Leitlinien um Einzelfallentscheidungen. 
Entlastungen durch Aufhebung bestehender straßen­
bedingter Vorbelastungen, etwa durch Rückbau von 
versiegelten Flächen oder Vergrößerung von beste­
henden Brückenbauwerken, werden im konkreten 
Einzelfall ermittelt und textlich bzw. kartographisch 
dargestellt.

Darstellung
Die Belastungsprognose beinhaltet die Ermittlung 
der Belastungsstufen und der Durchschneidungs­
längen im Maßstab 1:5.000. Die Darstellung der 
Belastungsstufen erfolgt im Maßstab 1:25.000 in 
der Karte zum Schutzgut Tiere und Pflanzen. Die 
Ergebnisse werden textlich beschrieben.

Grundsätze der Aggregation innerhalb des Schutz­
gutes "Tiere und Pflanzen"
Zur Gewichtung der Gefährdungen der Tier- und 
Pflanzenwelt im Schutzziel 1 werden in der Regel 
die Ergebnisse des UGS "Lebensraumverluste 
durch Überbauung, Isolation und Beeinträchti­
gung" als 1. Priorität herangezogen, da es sich hier 
überwiegend um direkt quantifizierbare Belastun­
gen (in Form von Flächenverlusten) handelt. Bei der 
Abwägung der Entscheidungserheblichkeit der Er­
gebnisse der beiden Untersuchungsgegenstände 
zum Schutzziel 1 werden die Aussagen des UGS 
"Verlust von Bereichen mit hohem Standort- und 
Entwicklungspotential" als 3. Priorität betrachtet, 
wenn durch den ersten Untersuchungsgegenstand 
keine Entscheidungsfindung möglich ist.
Ebenso wird bei der Gewichtung zwischen den bei­
den Schutzzielen im Schutzgut "Tiere und Pflan­
zen" grundsätzlich Schutzziel 1 ("Schutz der Lebens­
gemeinschaften und Lebensräume wildwachsender 
Pflanzen und wildlebender Tiere") die höhere Prio­
rität zugesprochen. In besonders erheblichen Ein­
zelfällen können jedoch auch die Ergebnisse des 
zweiten Schutzzieles ausschlaggebend für die Be­
urteilung von Varianten sein (2. Priorität). Dies wird

nicht in Form von Verknüpfungsvorschriften erar­
beitet, sondern durch eine verbal-argumentative 
Darstellung und Begründung.
Aus den Meßergebnissen sowie den Einzelfallerör­
terungen wird ein Variantenvergleich innerhalb des 
Schutzgutes abgeleitet.

Anmerkungen

** z.B.: Merkblatt zur Umweltverträglichkeitsstudie in der 
Straßenplanung (MUVS 1990); HIV StB 94, Teil G (Mu­
stertexte für Leistungen bei Umweltverträglichkeitsstudien); 
Musterkarten für die UVS des BMV als Orientierungsgrund­
lage; "Ökologische Anforderungen an Verkehrsprojekte - 
Verwirklichung Deutsche Einheit" (April 1992) und die 
"Ergänzenden Hinweise" dazu (Juni 1992); Handbuch 
der UVP (HdUVP), ständig aktualisierte Loseblattsamm­
lung; UVP-Verwaltungsrichtlinie vom 18.9.1995.

2* Die geplante Veröffentlichung der Forschungsgesell­
schaft für Straßen- und Verkehrswesen "Arbeitshilfe zur 
praxisorientierten Einbeziehung der Wechselwirkungen 
in UVS für Straßenbauvorhaben'' war bei Redaktions­
schluß nur teilweise verfügbar und konnte deshalb nur in 
Auszügen berücksichtigt werden.
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Anforderungen an eine strategische UVP -
dargestellt am Beispiel der Bauleitplanung der Stadt Erlangen

Claudia RIEHL

Einleitung

Vor der Umsetzung der Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften zur Projekt-UVP in 
bundesdeutsches Recht hatten bereits nicht wenige 
Kommunen freiwillig Umweltverträglichkeitsprü­
fungen durchgeführt. Sie taten dies, weil sie auf 
diese Weise vorsorgenden Umweltschutz betreiben 
konnten und mittel- bis langfristig auch auf finan­
zielle Vorteile hofften. Inzwischen gibt es bei der 
Europäischen Union (EU) konkrete Bestrebungen 
zum Erlaß einer UVP-Richtlinie für Pläne und Pro­
gramme (sog. strategische UVP). Wiederum sind es 
die Kommunen, die bereits seit einiger Zeit strategi­
sche Umweltverträglichkeitsprüfungen vornehmen 
und mit ihren Erfahrungen der Diskussion um das 
geplante neue Instrument Vorschub leisten können. 

Im Rahmen des Forschungsvorhabens "UVP in der 
Bauleitplanung''**, das vom Umweltbundesamt be­
auftragt und durch Mittel des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
der Europäischen Union gefördert wurde, hat das 
Instimt für Stadtfoischung und Struktuipolitik GmbH 
(IfS) kommunale Erfahrungen mit der strategischen 
UVP auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
recherchiert und ausgewertet. Auf der Basis dieser 
Erfahrungen entstand ein Leitfaden zur UVP in der 
Bauleitplanung mit dem Schwerpunkt auf der Ebe­
ne der Flächennutzungsplanung (FNP). Die strate­
gische UVP zur Flächennutzungsplanung der Stadt 
Erlangen wurde in dem genannten Forschungsvor­
haben als Fallstudie vertiefend analysiert.2*

Die Erfahrungen Erlangens weisen an vielen Punk­
ten auf Besonderheiten der strategischen UVP ge­
genüber der Projekt-UVP hin. Sie sollen daher in 
diesem Beitrag dargestellt werden. Zu diesem 
Zweck wird zunächst ein Überblick gegeben, wie in 
Erlangen die strategische UVP angelegt und in das 
Verfahren zur Gesamtfortschreibung des Flächen­
nutzungsplanes integriert wurde.

Es schließen sich Hypothesen an, inwiefern sich 
Anforderungen an eine strategische UVP von den 
Anforderungen an eine Projekt-UVP unterscheiden 
müssen. Jede dieser Hypothesen soll durch die bei­
spielhafte Schilderung ausgewählter Sachverhalte 
des Erlanger UVP-Prozesses praktisch belegt wer­
den. Dabei wird letztlich insgesamt ein detaillierter 
Eindmck wesentlicher Momente der Erlanger UVP 
entstehen.
Das abschließende Fazit setzt die einzelnen Hypo­

thesen zueinander in Beziehung und erläutert deren 
Relevanz für das Gesamtprofil einer strategischen 
UVP.

1. Die Erlanger UVP zur Gesamtfortschreibung 
des Flächennutzungsplanes

Der Beschluß zur Gesamtfortschreibung des Flä­
chennutzungsplanes fiel im Erlanger Stadtrat am 
30.5.1990. Bis dato ist das formale FNP-Verfahren 
noch nicht abgeschlossen, doch wurden die wesent­
lichen Standortentscheidungen bereits weitgehend 
gefällt.
Die Zuständigkeit für das FNP- und damit für das 
XNY-Verfahren lag beim Referat für Stadtplanung 
und Bauwesen (Stadtplanungsamt), während das 
Referat für Recht und Umweltschutz (Umweltamt) 
für die Untersuchungen im Rahmen der UVP und 
deren Dokumentation verantwortlich zeichnete. 
"Die wesentlichen Etappen des Erlanger UVP-Ver­
fahrens waren markiert durch

das Scoping,
die sich anschließende erste UVP-Stufe, die als 
Umwelterheblichkeitsprüfung (UEP) zu bezeich­
nen ist,
den darauffolgenden, politisch letztlich nicht 
tragfähigen Versuch, eine erste Entscheidung 
über darzustellende Wohnbau- und gewerbliche 
Bauflächen herbeizuführen, 
die Mitteilung an ausgewählte Träger öffentli­
cher Belange und die vorgezogene Bürgerbetei­
ligung nach § 3 Abs. 1. BauGB sowie 
die zweite UVP-Stufe, in der die Umweltver­
träglichkeitsuntersuchung (UVU) angefertigt, 
das UVP-Dokument erstellt und Entscheidun­
gen seitens des Stadtrates in mehreren Sitzun­
gen über darzustellende Wohnbau- und gewerb­
liche Bauflächen im FNP-Vorentwurf herbeige­
führt wurden"

Als bedeutende Festlegungen während des ersten 
Scoping-Termins seien

die Auswahl potentieller Wohn- und Gewerbe­
standorte sowohl als Gegenstand der UVP als 
auch der Arbeit am FNP sowie 
die Festlegung eines analogen Vorgehens bei 
den Arbeiten am FNP und der UVP während der 
ersten Arbeitsphase bzw. UVP-Stufe 

genannt.
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Die Auswahl potentieller Darstellungen des FNP - 
und damit einhergehend die Festlegung der sowohl 
im Rahmen des FNP- wie auch des UVP-Verfahrens 
zu untersuchenden Flächen - erfolgte gemeinschaft­
lich durch das Stadtplanungs- und das Umweltamt. 
Diese vorläufige Arbeitsgrundlage basierte auf Stel­
lungnahmen seitens des Referates für Wirtschaft, Lie­
genschaften und Wohnungswesen, die insbesondere 
auf die Verfügbarkeit etwaiger Standorte Bezug 
nahmen, so daß von Beginn an ein realitätsnahes 
Vorgehen gewährleistet war. Von besonderer Bedeu­
tung für die Festlegung potentieller Standorte war 
ferner eine landschaftsplanerische Stellungnahme. 
Sie bewirkte, daß über den Bedarf hinausgehend 
Flächen in die Auswahl potentieller Standorte ein- 
bezogen wurden, die aus landschaftsplanerischer 
Sicht nach einer ersten Grobeinschätzung unbe­
denklich erschienen. Auf diese Weise war es seitens 
der UVP möglich, nicht allein die Verhinderung 
einer Darstellung besonders umweltwnverträglicher 
Standorte anzustreben, sondern konstruktiv mit Flä- 
chenaltemativen in den Auswahlprozeß darzustel­
lender Wohnbau- und gewerblicher Bauflächen ein­
zugreifen.
Eine Besonderheit der ersten UVP-Stufe stellt die 
analoge A rbeitsweise am Flächennutzungsplan 
und der UVP dar: Das Stadtplanungsamt und das 
Umweltamt stimmten sich über die jeweiligen Ar­
beitsprogramme bis hin zum Bewertungsrahmen 
für die fraglichen Flächen ab, so daß eine Vergleich­
barkeit der Ergebnisse gewährleistet und eine ge­
meinsame Ergebnisaufbereitung zur Vorlage im 
Stadtrat erstellt werden konnte. Für das Gelingen 
dieser analogen Arbeitsform waren prozeßbeglei­
tende informelle Scoping-Termine zwischen den 
beiden Ämtern bestimmend.
Der ersten Arbeitsstufe am FNP und der UVP kam 
nach der verwaltungsintemen Intention eine Ab­
schichtungsfunktion zu, denn das Ziel dieser Arbeit 
war das Ausscheiden von besonders umweltwnver- 
träglichen Standorten einerseits und das Festlegen 
besonders gut geeigneter Flächen andererseits, um die 
folgenden Untersuchungen nur für problematische 
Flächen weiterzuführen. Verwaltungsintem konnte 
eine Einigung auf diese Flächen erzielt werden, 
während dies auf politischer Ebene im Stadtrat nicht 
mitgetragen wurde (zu den Gründen vgl. Pkt. 2.1). 
Die Schritte der vorgezogenen Bürgerbeteiligung 
und der Mitteilung an ausgewählte Träger öffentli­
cher Belange (TÖB) im Rahmen des FNP-Verfah­
rens wurde seitens der UVP mitgenutzt. Hierfür 
wurden umweltrelevante Informationen in die ver­
sandten bzw. ausgelegten Unterlagen integriert. 
Wenn auch während der zweiten UVP-Stufe die 
Untersuchungen mit den Arbeiten am FNP laufend 
koordiniert wurden, so wurden sie doch - im Gegen­
satz zur ersten UVP-Stufe methodisch unter­
schiedlich von diesen angelegt. Die Umweltverträg­
lichkeitsstudie beinhaltete Vertiefungsuntersuchun­
gen, methodische Erweiterungen (vgl. Pkt. 2.6), 
bezog zusätzliche Dispositionsflächen bzw. Flä­
chen anderer Nutzungsarten (z. B. Verkehrsflächen,

Grünflächen) ein und mündete in die Erstellung 
eines eigenständigen UVP-Dokumentes.
Trotz eigenständiger inhaltlicher UVP-Arbeit wur­
den die Arbeitsergebnisse laufend in den Arbeits­
prozeß am FNP eingespeist und mit der eigenen 
Arbeit rückgekoppelt. Die Steuerung des politi­
schen Anteils des Planungsprozesses (Zeitpunkt 
und Art der Vermittlung der Arbeitsergebnisse auf 
die politische und öffentliche Ebene) erfolgte schließ­
lich nach gemeinschaftlicher Abstimmung.
Ziel der zweiten Arbeitsstufe war die definitive Aus­
wahl der Darstellungen im FNP sowie die Festle­
gung von Ausgleichs- und Ersatzflächen. Abbil­
dung 1 gibt wesentliche Elemente des Erlanger 
UVP-Prozesses zusammenfassend wieder.

2. Hypothesen zur strategischen UVP

Die Flächennutzungsplanung stellt - wie bereits er­
wähnt - eine strategische Planungsebene dar. Den­
noch liegt sie vergleichsweise näher an der Projekt­
ebene als etwa Regionalpläne und -programme, 
übergeordnete Fachpläne und -programme, Landes­
entwicklungspläne und -programme oder gar die 
Entwicklung parteipolitischer Programme. Deshalb 
werden zwar manche Unterschiede der strategischen 
UVP im Erlanger FNP-Verfahren im Vergleich zu 
einer Projekt-UVP bei einer näheren Analyse dieses 
Beispiels durchaus erkennbar sein. Die Bedeutung 
mancher scheinbar zunächst unauffälliger Verände­
rungen wird jedoch erst dann augenscheinlich, wenn 
es Hypothesen im Hintergrund gibt, welche Verän­
derungen bei einer strategischen UVP ganz generell 
zu erwarten sind. Diese Hypothesen können den 
analytischen Blick auf das vorliegende Beispiel 
schärfen und eine Einordnung der Beobachtungen 
vor dem Erwartungshintergrund erleichtern. 
Insofern erscheint es hilfreich, besonders wichtige 
oder besonders schwierige Aspekte der Projekt- 
UVP aufzugreifen und deren zu erwartende Verän­
derung vor dem Hintergrund strategischer Entschei­
dungen zu diskutieren. Der Veränderungstrend wird 
dabei um so deutlicher, je  weiter die fragliche stra­
tegische Ebene von der Projektebene entfernt anzu­
siedeln ist. Dies ist z.B. bei der Entstehung politi­
scher Strategien der Fall, weshalb die politische 
Ebene hier als Zielebene der Überlegungen dienen 
soll. Bei den oben genannten Plänen und Program­
men wird die Ausprägung der zu diskutierenden 
Aspekte zwischen der Projekt-UVP und der strate­
gischen UVP im Politikbereich anzusiedeln sein.

2.1 Charakter des Instrumentes

Bereits bei der Projekt-UVP wird der Doppelcha­
rakter des Instrumentes deutlich: Es handelt sich 
sowohl um ein fachliches als auch um ein politi­
sches. Das Anliegen bei der Konzeption des Instru­
mentes bestand in erster Linie in der fachlichen 
Fundierung der Entscheidungsfindung durch eine 
strukturierte Einstellung umweltrelevanter Aspekte 
in Abwägungs- und Genehmigungsentscheidun-
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Abbildung 1

Die Erlanger Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zum Flächennutzungsplan im Überblick.

gen. Den Umweltbelangen sollte dadurch ein ange­
messeneres Gewicht gegenüber anderen Belangen 
zukommen. Da bei vielen Projekten, für die eine 
UVP durchgeführt wurde, die Projektrealisierung 
bereits vor Beginn der UVP feststand, lag deren 
Aufgabe hauptsächlich in der fachlichen Optimie­
rung der Projekt-Konzeption bzw. günstigstenfalls 
in der Beeinflussung der Standortwahl des Projek­
tes.

Durch die zwischenzeitlich mit der Projekt-UVP 
gesammelten Erfahrungen wird deutlich, daß dem 
Verfahren der Projekt-UVP gegenüber der Umwelt­

verträglichkeitsstudie eine imgleich größere Bedeu­
tung zukommt als zunächst angenommen. Dies liegt 
nicht zuletzt darin begründet, daß die großen 
Maßstäbe der Projekte unweigerlich politische Im­
plikationen mit sich bringen, auf die Projekt-Modi­
fikationen zurückwirken können (z.B. Reduzierung 
der Anzahl erwarteter neuer Arbeitsplätze durch 
Zurückfahren der geplanten Kapazitäten einer Ferien­
großeinrichtung) .

Soll eine UVP mm jedoch direkt in den Entste­
hungsprozeß einer politischen Strategie eingreifen, 
stehen die politischen Implikationen geradezu im
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Vordergrund - sie sind der "Untersuchungsgegen­
stand" der strategischen UVP. Die Untersuchungen 
bilden das Material, anhand dessen die politischen 
Diskussionen geführt werden (sollten). Insofern be­
sitzen beide Instrumente - die Projekt-UVP und die 
strategische UVP - den Doppelcharakter eines so­
wohl fachlichen wie auch politischen Instrumentes; 
jedoch ist die Bedeutung des politischen Anteils 
gegenüber dem fachlichen Aspekt bei der strategi­
schen UVP ungleich größer als bei der Projekt-UVP 
(zur Gegenüberstellung von Projekt-UVP und stra­
tegischer UVP vgl. jeweils auch Tabelle 1).
Zu erkennen ist die große Bedeutung des politi­
schen Anteils am Charakter der strategischen UVP 
im Fall Erlangens z.B. am Scheitern der Abschich­
tungsfunktion der ersten UVP-Stufe. Obwohl ver- 
waltungsintem - d.h. aus fachlicher Sicht - die be­
absichtigte Flächenvorauswahl einvemehm lich 
zwischen Stadtplanungs- und Umweltamt getroffen 
werden konnte, wurde diese Vorentscheidung auf 
politischer Ebene im Stadtrat nicht mitgeträgen. 
Dies lag jedoch nicht in Gründen, die seitens der 
UVP zu vertreten gewesen wären. Die Entschei­
dung bezog sich auf den klassischen politischen 
Konflikt, der in der Stadtentwicklung auftritt: Eine 
aus umweltpolitischen und städtebaulichen Grün­
den restriktiv gestaltete Ausweisungspolitik steht 
hier im Konflikt zu einer großzügigen Ausweisung 
aus Gründen der Steuerung der Grundstückspreise. 
Ferner mag eine Rolle gespielt haben, daß ganz 
generell eine Einengung des politischen Spielraums 
zu einem vergleichsweise frühen Verfahrenszeit­
punkt von den Beteiligten nicht gewünscht wurde, 
da sich die politischen Prozesse erst mit einer hin­
reichenden Konkretisierung der Planungsabsicht zu 
entwickeln begannen.
Auch im Sprachgebrauch seitens der Verwaltung ist 
eine deutliche Bezugnahme auf die politische Ak­
zeptanz der Berücksichtigung umweltrelevanter 
Belange zu erkennen. Entsprechend der Ausprä­
gung dieser Akzeptanz wurde während der ersten 
UVP-Stufe und für den Verfahrensschritt der Mit­
teilung an die Träger öffentlicher Belange aus poli­
tischen Gründen auf die Bezeichnung "UVP" ver­
zichtet, wenngleich deren Ergebnisse durchaus ver­
mittelt wurden. Sie wurden in die Arbeits- und Abstim­
mungsvorlagen für den Stadtrat als selbstverständli­
cher Anteil integriert. Im Anschreiben an die Träger 
öffentlicher Belange (TÖB) war z.B. von "ökologi­
schen Gesichtspunkten" oder der "Dokumentation 
des räumlich-ökologischen Konfliktmaterials" zu 
lesen. Erst mit zunehmender Verfahrensdauer und 
Auseinandersetzung der politischen Vertreterinnen 
mit umweltrelevanten Aspekten konnten diese ei­
genständig instrumentalisiert und dargestellt wer­
den. Die politische Akzeptanz für das Instrument 
UVP war während der zweiten UVP-Stufe gegeben. 
Ein weiteres Indiz für die große Bedeutung der 
strategischen UVP als politisches Instrument stellen 
die Zwischenabstimmungen des Stadtrates im Ver­
lauf der zweiten UVP-Stufe dar: Mehrfach konnte 
für die Abstimmungsvorlage des Stadtplanungsam­

tes (die im Einvernehmen mit dem Umweltamt er­
stellt worden war) mit der darin vorgeschlagenen 
Standortauswahl keine Mehrheit erreicht werden. 
Daraufhin wurden unstrittige Flächen in der Vorlage 
belassen und beschlossen. Im Hinblick auf die strit­
tigen Flächen konnte durch umfängliche Diskussio­
nen, in die umweltrelevante Argumente eingebracht 
winden, schließlich das Bewußtsein der politischen 
Entscheidungsträgerlnnen für die Bedeutung der 
Umweltaspekte erhöht werden. Eine Veränderung 
erneuter Abstimmungsergebnisse konnte in der Fol­
ge insbesondere dann erreicht werden, wenn ver­
tiefte Umweltuntersuchungen als Änderung der 
Sachlage einen Anlaß zur Meinungsänderung boten. 
Schließlich weist eine weitere Beobachtung auf das 
Gewicht des politischen Anteils am Charakter der 
strategischen UVP hin: Während die Untersuchun­
gen im Rahmen der UVP zu keinerlei Verzögerun­
gen für die Arbeit am FNP führten, kam es nach 
Aussagen eines politischen Vertreters zu einem er­
höhten zeitlichen Aufwand für die auf politischer 
Ebene zu führenden Diskussionen über die Stand­
ortentscheidungen, u.a. um die Ergebnisse der UVP 
hinreichend zu berücksichtigen. Diese Diskussio­
nen wurden häufig in Anwesenheit kompetenter An- 
sprechpartner aus der Verwaltung geführt. Die Ver­
mittlung der UVP-Ergebnisse auf die Ebene der politi­
schen Entscheidungsträgerinnen stellte einen deut­
lichen Arbeitsschwerpunkt der Erlanger UVP dar.

2.2 Transparenz / Nachvollziehbarkeit

Die transparente und nachvollziehbare Gestaltung 
des UVP-Dokumentes kann auf der Projektebene 
durch eine Vielzahl von Fachbegriffen aus dem na- 
tur- und ingenieurwissenschaftlichen Bereich er­
schwert werden. Für Laien ist zudem häufig die 
Fülle an Detailinformationen verwirrend, die ein 
Erkennen der wesentlichen Informationen behin­
dern. Erfahrungen mit den "allgemeinverständli­
chen Zusammenfassungen" zeigen, daß diese häu­
fig nicht zum Ausgleich der genannten Schwierig­
keiten beitragen.4̂
Auch auf einer strategischen Ebene steht zu erwar­
ten, daß die Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
der UVP-Dokumente für Dritte schwierig zu errei­
chen sein wird. Dies wird vermutlich insbesondere 
durch die sehr komplexen Beziehungen der Um­
weltverträglichkeitsuntersuchungen zu anderen, tan­
gierenden Fachgebieten mit entsprechendem Fach­
vokabular und den beteiligten Verwaltungen be­
dingt sein (unterschiedliche Verwaltungsstrukturen 
befördern verschiedene Informationsstrukturen). 
Neben der generellen Informationsvielfalt und -fül­
le gilt es in der strategischen UVP zudem in erster 
Linie, verschiedene mögliche Entwicklungen zum 
Gegenstand der Untersuchung zu machen, wodurch 
die Einordnung einzelner, relevanter Informationen 
- nicht nur für Außenstehende - schwer fallen kann. 
Schließlich ist die Orientierung zu wahren im Rah­
men eines stark prozeßhaften Planungsvorgangs, 
bei dem jederzeit die Zielrichtung des Prozesses



selbst verändert werden kann oder muß (vgl. auch 
Tab. 1).
Das Erlanger Beispiel zeigt sehr deutlich, wie die 
komplexen Beziehungen bei der Erarbeitung eines 
Flächennutzungsplanes auch in die Arbeit an der 
UVP greifen: In die Arbeiten einzubeziehen waren 
sowohl längerfristige Entwicklungsoptionen (z.B. 
Wohnraumbedarf für die zu erwartende Einwohner­
entwicklung) als auch kurzfristige Planungsent­
scheidungen (z.B. aufgrund konkreter Investoren­
anträge). Abstimmungen waren mit verschiedenen 
Planungsebenen und -ressorts zu treffen (überge­
ordnete Regionalplanung, Stadtentwicklungspla­
nung, Bebauungsplanung, verschiedene Fachpla­
nungen). Die Zeit- und Arbeitsplanung im integrier­
ten FNP- und UVP-Verfahren zeigte sich beeinflußt 
durch Art und Zeitpunkt verschiedener Entschei­
dungsfindungen anderer Planungsebenen und -res­
sorts (z.B. im Hinblick auf die Trassenführung der 
Stadt-Umland-Bahn). Insofern bestand die Anfor­
derung an die UVP nicht in der Fertigstellung be­
stimmter Untersuchungen zu einem vereinbarten 
Zeitpunkt, sondern in der prozeßhaften Einspeisung 
von umweltrelevanten Informationen (Untersu­
chungsergebnissen) in das FNP-Verfahren. Die In­
formationen mußten dabei für eine geeignete Ver­
wertung in unterschiedlichen Detailschärfen aufbe­
reitet werden.
Mithin stellten zum einen die Quantität der zu ver­
arbeitenden (und zu vermittelnden) Informationen 
mit ihren unterschiedlichen Detailschärfen, zum an­
deren der Prozeßcharakter der UVP - ab einer be­
stimmten Umfänglichkeit - eine Herausforderung 
hinsichtlich der Transparenz und Nachvollziehbar­
keit der UVP-Dokumentation dar. Schon allein die 
Einbindung von Vorgaben seitens der Regionalpla­
nung und seitens der Bebauungsplanung stieß im 
Fall Erlangens bei der Wiedergabe in UVP-Doku- 
menten, die der Information politischer Entschei­
dungsträgerinnen dienten, auf Grenzen (z.B. in Er­
läuterungen für Beschlußvorlagen). Andernfalls 
wären die Dokumente überfrachtet und für Laien 
intransparent geworden (in die fachliche Arbeit 
mußten diese Vorgaben gleichwohl einfließen). 
Zusätzlich sei im Hinblick auf die Transparenz auf 
eine Besonderheit im Falle Erlangens hingewiesen: 
Da die politische Akzeptanz der UVP, d.h. von 
eigenständig instrumenteil verankerten Umweltun­
tersuchungen, nicht von Beginn an gegeben war, lag 
es zunächst im Interesse der UVP, den instrumen­
teilen Rahmen nicht in den Vordergrund zu stellen 
(vgl. Pkt. 2.1, Ausführungen zum Sprachgebrauch). 
Dies zwang bis zum Abschluß der ersten UVP-Stufe 
dazu, eine Entscheidung zu treffen zwischen dem 
Anspruch nach Transparenz und dem Ziel einer 
nach und nach zu erreichenden politischen Akzep­
tanz bzw. Integration der UVP-Ergebnisse in die 
politische Diskussion. Sie fiel zugunsten der Ak­
zeptanz und war in dieser Hinsicht erfolgreich. Ab 
der zweiten UVP-Stufe war das Instrument UVP 
unter den Akteurlnnen bekannt und anerkannt. 
Nachteilig wirkte sich diese Entscheidung jedoch

auf die Informationsgewinnung im Rahmen der vor­
gezogenen Bürgerbeteiligung und der Mitteilung an 
ausgewählte Träger öffentlicher Belange aus: Die 
Antworten der TÖB enthielten selten Bezüge zu den 
Umweltauswirkungen, die integriert in den von der 
Verwaltung versandten Unterlagen angesprochen wa­
ren.

2.3 Verfahren

Wenngleich die Projekt-UVP kein eigenständiges 
Verfahren, sondern einen unselbständigen Teil eines 
Verwaltungsverfahrens darstellt, sind doch die Er­
arbeitung der Umweltuntersuchungen vom Pla­
nungsverfahren erkennbar zu trennen, und der for­
male Rahmen ist eindeutig vom Planungsverfahren 
vorgegeben.5* Bei der Entstehung von politischen 
Strategien hingegen kann sich die UVP an keinen 
formalen Rahmen anbinden. Sie muß selbständig 
mit politischem Gespür in die laufenden Prozesse 
eingebracht werden. Eine ständig wechselnde Aus­
einandersetzung mit tagespolitischen und längerfri­
stigen Aktualitäten stellt eine der wesentlichen Ar­
beitsgrundlagen der strategischen UVP dar. Die um­
weltrelevanten Aspekte der politischen Perspekti­
ven müssen in die Diskussion eingespeist und deren 
Ergebnisse in die Untersuchungen rückgekoppelt 
werden. Dieses Vorgehen gestaltet sich gegenüber 
der Projekt-UVP sehr viel flexibler, weil es inhalt­
lich ungleich variabler und komplexer sowie sehr 
viel zeitaufwendiger verläuft (vgl. auch Tab. 1). 
Obwohl die Fortschreibung eines Flächennutzungs­
planes im Rahmen eines formal geregelten Verfah­
rens abläuft, sind deutlich Merkmale zu erkennen, 
die den stringenten formalen Rahmen informell er­
weitern oder aufzulösen beginnen: Erkennbar ist 
dies zum einen an den im Laufe des Verfahrens 
variierenden Planinhalten: Diese sind z.B. bedingt 
durch Veränderungen von Flächenverfügbarkeiten, 
von wechselnden Planungserfordemissen wegen 
geänderter Informations- und Sachlagen, von ver­
änderlichen politischen Rahmenbedingungen wie 
unterschiedlicher Investorenpräsenz oder wech­
selnden Zusammensetzungen des politischen Ent­
scheidungsgremiums (hier: Stadtrat), da sich das 
Verfahren in der Regel über zwei oder mehr Wahl­
perioden erstreckt, u.a.m.
Zum anderen zeigt sich das Erfordernis einer (in­
haltlichen) Integration und Mitsteuerung anderer 
Verfahren: Über die Ebene der Flächennutzungspla­
nung können Intentionen übergeordneter und nach- 
geordneter Planungsebenen entweder unterstützt 
oder erschwert werden, d.h. inhaltlich können meh­
rere Verfahren gleichzeitig tangiert sein.
Ähnlich wie sich die Arbeiten an der Fortschreibung 
des Flächennutzungsplanes ändern, mußte in Erlan­
gen mit den Untersuchungen zur Umweltverträg­
lichkeit flexibel auf die wechselnden Planungsin- 
halte reagiert werden. Dabei zeigte sich gerade zu 
Beginn des Verfahrens, daß die UVP hier nicht in 
einer allein reaktiven Rolle verhaftet bleiben mußte, 
sondern durchaus eigenen Gestaltungsspielraum
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besaß und diesen z.B. durch Einbringen eigener 
Standortvorschläge kreativ nutzte. Im Hinblick auf 
die inhaltliche (informelle) Integration anderer Pla­
nungsverfahren zeigt das Beispiel, daß im Rahmen 
der UVP für den Flächennutzungsplan eine Ausein­
andersetzung mit Projekt-Umweltverträglichkeits­
prüfungen genauso erforderlich war wie eine Ab­
stimmung mit landschaftsplanerischen Zielen oder 
mit Vorgaben der Regionalplanung.

2.4 Steuerung / Koordinierung

Für das Gelingen einer Projekt-UVP sind umfang­
reiche Steuerungs- und Koordinierungsarbeiten er­
forderlich. Für die strategische UVP muß dies um 
so mehr gelten, als die zu bewältigenden Inhalte und 
Prozesse, wie bereits beschrieben, sehr komplex 
sind.
Die Bedeutung von Koordinierungs- und Steue­
rungsanteilen ist aber bei der Projekt- und bei der 
strategischen UVP unterschiedlich einzuschätzen: 
Während bei der Projekt-UVP die zu vernetzenden 
Elemente (wie z.B. Umwelt- und Projektinforma­
tionen, Beteiligte und Planungsziel) weitgehend ge­
geben bzw. bekannt sind, mithin also vorwiegend 
im Zusammenspiel koordiniert werden müssen, sol­
len mit der strategischen UVP unterschiedliche Ent­
wicklungsmöglichkeiten erkannt, erörtert und der 
Entscheidungsprozeß entsprechend gesteuert wer­
den. Allein durch Koordinierung werden aber noch 
keine Entwicklungsoptionen sichtbar. Diese erge­
ben sich erst in der Abschätzung zukünftiger, wech­
selseitiger Beeinflussung unterschiedlicher Hand- 
lungs- und Politikbereiche. Für diese fachliche Ar­
beit und vor allem für die Steuerung in Richtung 
einer ausgewählten Entwicklungsoption61 gilt es 
wechselnde strategische Allianzen zu initiieren, Ak- 
teurlnnen einzubinden, durch gezielte Informati­
onsverbreitung neue Diskussionsräume zu eröffnen 
etc. Der Schwerpunkt der strategischen UVP liegt 
daher eindeutig im Bereich der Steuerung (vgl. auch 
Tab. 1), wenngleich eine gute Koordinierung natür­
lich eine wesentliche Voraussetzung nicht allein der 
fachlich-inhaltlichen Arbeit, sondern auch der 
Steuerung darstellt.
Im Beispiel Erlangen stellte die verwaltungsinteme 
Koordinierung eine Selbstverständlichkeit dar, die 
zeitnah zum Auftreten neuer Sachlagen in Form 
informeller Treffen zwischen dem Stadtplanungs­
und dem Umweltamt stattfand. A uf der Basis dieser 
Koordinierung konnten verwaltungsintem die Um­
weltergebnisse optimal in den Planungsprozeß inte­
griert werden und ermöglichten einen verwaltungs- 
intemen Konsens über anzustrebende Planungsop­
tionen im Flächennutzungsplan. Diese reibungslose 
fachliche Verständigung erlaubte wiederum die ge­
meinsame und daher sehr effektive Vermittlung 
(Steuerung) der Verwaltungsergebnisse auf die po­
litische Ebene. Sie artikulierte sich z. B. in gemein­
samen Beschlußvorlagen für den Stadtrat und in 
einheitlichen Argumentationslinien anläßlich öf­
fentlicher Diskussionen oder im Rahmen von Aus­

schußsitzungen. Als Steuerungsaktivitäten sind fer­
ner die "strategischen Allianzen" anzusprechen, die 
je nach Bedarf mit der übergeordneten Regionalpla­
nungsebene oder auch mit der nachgeordneten Be- 
bauungs-(B-)Plan-Ebene gebildet wurden: Die dort 
erwarteten oder festgestellten Darstellungen und 
Festsetzungen dienten der zusätzlichen argumenta­
tiven Unterstützung ("Sachzwang") angestrebter 
Optionen im Flächennutzungsplan. Das Zeitmana­
gement des Planungsprozesses war insbesondere im 
Kontext dieser erwarteten Festsetzungen von be­
sonderer Bedeutung.
Das große Gewicht, das den Steuerungsprozessen 
im Fall Erlangens zukam, läßt sich bereits am erheb­
lichen zeitlichen Aufwand ermessen, den diese Ak­
tivitäten beanspruchten. Der Steuerungsaufwand 
ließ sich u.a. deshalb wenig durch planvolle und damit 
zeitrationellere Maßnahmen beeinflussen, weil die 
erforderliche Informationsgewinnung ("politisches 
Hintergrundwissen") häufig auf informellem Wege 
erfolgte und sich einer gezielten "Abfrage" bei den 
jeweils betroffenen Akteurlnnen entzog.

2.5 Beteiligungen

Die auffälligsten Unterschiede zwischen der Pro­
jekt-UVP und der strategischen UVP sind im Be­
reich der Beteiligungen zu sehen. Sie resultieren aus 
den unterschiedlichen Konkretisierungsgraden der 
Untersuchungsgegenstände (Projekt bzw. Programm). 
Während Projekte konkret vorstellbar (faßbar) und 
verortbar sind bleiben Programme oft wegen ihres 
übergreifenden Charakters notwendigerweise schon 
allein sprachlich im Bereich unterschiedlich inter- 
pretierbarer Begriffe. Aber selbst bei weitgehender 
sprachlicher Präzisierung (also Einengung der In­
terpretationsmöglichkeiten) sind programmatische 
Ziele selten räumlich fixiert (allenfalls werden 
größere geographische Bereiche angesprochen). 

Für die Projekt-UVP resultiert aus dem konkreten 
Vorhaben am angegebenen Ort zumindest eine un­
mittelbare Betroffenheit der am Ort Ansässigen. 
Allein diese Betroffenheit ist häufig bereits geeig­
net, das Interesse der Ansässigen am Projekt zu 
wecken. Ziel der Beteiligungen bei der Projekt- 
UVP ist daher eine unmittelbare Bürgerbeteiligung 
und die Ansprache der für den Ort zuständigen 
Träger öffentlicher Belange. Über die mögliche 
Mitwirkung der Betroffenen und der TÖB soll das 
Projekt optimiert und seine Akzeptanz gesteigert 
werden. (Selten kann mittels der Projekt-UVP das 
Projekt als solches in Frage gestellt werden.) Die 
praktizierten Beteiligungsformen sind in der Regel 
die übersichtüche Aufbereitung des UVP-Doku- 
mentes, dessen Bekanntmachung via Auslegung 
und die Anhörung der Betroffenen im Rahmen eines 
Erörterungstermins. Wenngleich die Praxis immer 
wieder zeigt, daß dieser theoretische Ansatz in der 
Umsetzung optimierungsfähig ist7), kann er doch 
prinzipiell im Verhältnis zum originären Planungs­
verfahren als zweckdienlich bezeichnet werden.
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Tabelle 1

Ausgewählte Aspekte der Projekt-UVP und der strategischen UVP im Vergleich.

Projekt-UVP Strategische UVP

Aspekt Projekt <-----------------------------------> Plan/Programm <----------------------------------- > Politik

1 Charakter des 
Instrumentes

Betonung des fachlichen Anteils Betonung des politischen Anteils

2 Transparenz/ 
Nachvollziehbarkeit

Erschwert durch
•  Fachbegriffe aus Natur- und 

Ingenieurwissenschaften;
•  umfangreiche Detailinformationen

Erschwert durch:
•  komplexe Beziehungen zu anderen 

Fachgebieten und Verwaltungen 
sowie deren Fachbegriffen;

•  g ro lle  V ielfalt möglicher Entwicklun­
gen;

•  prozeßhaften Planungsvorgang

3 Verfahren • formales Verfahren
• UVP und Planungsverfahren sind gut 

zu trennen

• kein formales Verfahren
• UVP und „Entstehung von Politik" sind 

kaum zu trennen;

4 Steuerung/ 
Koordinierung

Zusam menspiel von:
•  UVP und Projektplanung
•  fachlicher und politischer Ebene (mit 

Beteiligungen)

Zusam menspiel von:
•  UVP und them atisierter Politikbereich
•  verschiedenen weiteren Handlungs­

und Politikbereichen
• fachlicher und politischer Ebene

Einbindung der UVP in ein formales 
Verfahren

Einbringen der UVP in den „fre ien Raum “ 
politischer Diskussion - kein form ales Ver­
fahren

Schwerpunkt: Koordinierung Schwerpunkt: Steueruno

5 Betroffenheit unmittelbare/direkte Betroffenheit mittelbare Betroffenheit Einzelner; 
Entscheidungen m it gesellschaftlicher 
Relevanz

Beteiligungen Bürgerinnen- und TÖB-Beteiligung zur 
Mitw irkung;

Ö ffentlichkeitsbeteiligung, insbes. mit 
repräsentativen Vertreterinnen;

Ziel: Projektakzeptanz und 
Projektoptim ierung

Ziel: gesellschaftliche Konsensbildung 
bzw. tragfähiger Kompromiß

Beteiligungsform Übersichtliche Aufbereitung des UVP- 
Dokumentes, Auslegung, Anhörung

Einsatz spezieller Verm ittlungstechniken, 
verstärkter Medieneinsatz

6 Datenbasis/ 
Methoden

Arbeiten m it detailliertem Umweltw issen Arbeiten m it aggregiertem Umweltwissen; 
verstärkter Methodenmix

7 Wechselwirkung/ 
Folgewirkung/ 
Kumulationen

Naturwissenschaftliche Beziehungen W irkungen auf andere Politikbereiche, 
erhöhte hum an-ökologische und umwelt­
ökonom ische Relevanz

8 Prognoseunsicherheiten Prognoseunsicherheiten sind anzugeben, 
haben in der Regel geringe Bedeutung

Prognoseunsicherheiten sind eines der 
Hauptthemen der strategischen UVP

Beginn der UVP Frühzeitigkeit: Beginn mit dem jeweiligen 
Planungsverfahren bzw. Im konkreten 
P lanungsvorlauf

Vorausschauende (Initial)wirkung der 
UVP;
zukünftig zu erwartendes, umweltrelevan­
tes Konfliktpotential als Handlungsanlaß;

Voraussetzuna: kontinuierliche Beobach- 
tung aller Politikbereiche im Zusam m en­
wirken
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Auf der strategischen Ebene kann bestenfalls von 
einer mittelbaren Betroffenheit Einzelner gespro­
chen werden. Bei der Festlegung des Programms 
gilt es Entscheidungen von gesellschaftlicher Rele­
vanz zu treffen. Die Auswirkungen im Alltagsleben 
sind vielfach nicht unmittelbar zu spüren oder direkt 
auf einzelne programmatische Festlegungen zu­
rückzuführen, sondern sie teilen sich nur mittelbar 
mit oder entstehen z.B. im Zusammenwirken der 
Festlegungen mit tangierenden Bereichen (Auswir­
kungen sind keine Monokausalitäten). Im Hinblick 
auf die Beteiligungen muß die Forderung für die 
gegebene Konkretisierungsebene und die Art der 
Betroffenheit daher konsequenterweise als Einbe­
ziehung der "Gesellschaft" oder der "Öffentlich­
keit" formuliert werden. Für die praktische Umset­
zung müssen die Begriffe "Gesellschaft" und "Öf­
fentlichkeit" z. B. in "repräsentative Vertreterinnen" 
übersetzt werden, da sonst eine unmittelbare Dis­
kussion unmöglich wird. Da aber die Beteiligung 
einzelner Bürgerinnen nicht ausgeschlossen wer­
den soll, vielmehr in größerem Rahmen erwünscht 
ist, kann z.B. ergänzend eine gesamtgesellschaftli­
che Diskussion angeregt werden. Die dabei ausge­
tauschten Argumente sollten in den Kreis der Ent­
scheidungsträgerinnen rückgekoppelt werden. Um 
diese Diskussion zu führen, bedarf es des Einsatzes 
spezieller Vermittlungstechniken mit verstärktem 
Medieneinsatz. Einer phantasievollen Anwendung 
moderner Kommunikationsmittel sei hier Tür und 
Tor geöffnet. Ziel des Diskussionsprozesses ist die 
gesellschaftliche Konsensbildung oder zumindest 
die Aushandlung eines tragfähigen, allseits akzep­
tierten Kompromisses (vgl. auch Tab. 1).
Im Fall Erlangens mußte insgesamt festgestellt wer­
den, daß das Interesse der Bevölkerung an der UVP 
zum Flächennutzungsplan so gering war, wie das 
Interesse an der Flächennutzungsplanung selbst. Es 
zeigte sich deutlich, daß originelle Ideen erforder­
lich sind, um ein Mitwirken der Ansässigen anzure­
gen. Die herkömmlichen Verfahrensschritte der 
Auslegung und Anhörung wurden in der Hauptsa­
che von organisierten Interessensvertreterinnen 
wahrgenommen (z.B. Grüne Liste).
Die Mitarbeiter der Erlanger Stadtverwaltung haben 
versucht, das Gefühl der Betroffenheit Einzelner zu 
erhöhen, indem sie Bürgerversammlungen nicht nur 
für die Gesamtstadt abhielten, sondern in einzelnen 
Ortsteilen jene Planungsoptionen des Flächennut­
zungsplanes vorstellten, die den jeweiligen Ortsteil 
betrafen. Die Erfahrung hat hier gezeigt, daß es 
schwierig ist, im Rahmen einer Ortsteildiskussion 
die gesamtstädtische Relevanz der Optionen zu ver­
deutlichen. So es denn gelang, kam es nicht selten 
auf der Ebene der Ortsteile zu dem analogen Phäno­
men, das auf der Projektebene in der Literatur häu­
fig als "Nimby-Syndrom" bezeichnet wird ("not in 
mv backyard"). Das Erhöhen des Betroffenheitsge­
fühls ist demnach nicht notwendigerweise geeignet, 
die Problemlage von einem übergeordneten Stand­
punkt aus zu betrachten und gesamtgesellschaftlich 
- bzw. hier gesamtstädtisch - zu argumentieren.

Die Schwierigkeit schließlich, den Zusammenhang 
von Umweltuntersuchungen und Flächennutzungs­
planung zu verdeutlichen, wurde in Erlangen so 
gelöst, daß diese beiden Bereiche nicht erst getrennt 
dargestellt wurden, um anschließend die Zusam­
menhänge zu erklären. Vielmehr wurden von vorn­
herein die Arbeiten an der Flächennutzungsplanung 
und die Umweltuntersuchungen gemeinsam (inte­
griert) vorgestellt (vgl. Pkt. 2.1 und 2.2, Sprachge­
brauch beim Anschreiben an die TÖB und Erläute­
rungen zum Thema Transparenz). Im Hinblick auf 
das Planungsverständnis hat sich dieses Vorgehen 
bewährt. Hinweise aus der Bevölkerung und von 
den TÖB zur Umweltrelevanz der Planungsoptio­
nen gingen allerdings kaum ein. Die Funktion der 
Informationsgewinnung zur Verwertung im Rah­
men der UVP - wie sie auf der Projektebene für das 
Verfahrenselement der Beteiligungen mitunter ge­
nannt wird - konnte auf dieser Planungsebene kaum 
eingelöst werden.

2.6 Datenbasis / M ethoden

Die für Projekte angefertigten Umweltuntersuchun­
gen basieren auf detaillierten Umweltinformatio­
nen. Diese Informationen werden durch wenige 
Methoden verarbeitet. Meist bildet eine - oft forma­
lisierte - Methode (z.B. die ökologische Risikoana­
lyse) den Hauptbestandteil der Arbeit, die erforder­
lichenfalls durch methodische Exkurse zu besonde­
ren Problematiken ergänzt wird.
Auf der strategischen Ebene zeichnen sich die Un­
tersuchungen durch ein Arbeiten mit aggregiertem 
Umweltwissen aus. Durch die Verschiedenartigkeit 
der relevanten Umweltinformationen sind jeweils 
angepaßte Untersuchungsmethoden anzuwenden. 
Prinzipiell kommt es dabei nicht etwa auf das Kre­
ieren neuer Methoden an, sondern auf die sinnvolle 
Kombination bekannter Methoden, die es ermögli­
chen, einen übergreifenden Bezug unter den Infor­
mationen herzustellen (vgl. auch Tab. 1).
In Erlangen geschah dies z.B. durch die Einordnung 
erwarteter Umweltfolgen einzelner Planungsoptio­
nen vor dem Hintergrund gesamtstädtisch ange­
strebter Entwicklungsstrategien im Bereich Land­
schaftsplanung sowie Arten- und Biotopschutz. Nur 
in Einzelfällen waren hierfür spezielle Detailunter- 
suchungen erforderlich, so z.B. zur näheren Klärung 
von Altlastenverdachtsflächen. Der Methodenmix 
setzte sich zusammen aus flächendeckenden und 
punktuellen oder linienförmigen Untersuchungsan­
sätzen (z.B. Auswertung des flächendeckenden 
Landschaftsplanes und Untersuchungen zur Schall­
ausbreitung an Straßen), aus qualitativen und quan­
titativen Bilanzierungen (Verlust von ökologischen 
Funktionen und Angabe der beeinträchtigten Flä­
chengrößen) etc. Oft konnte dabei auf vorhandene 
Umweltdaten zurückgegriffen werden; neu war da­
bei jedoch das Ziel und mithin die Systematik der 
Auswertung. In der zweiten UVP-Stufe wurde der 
methodische Ansatz aus der ersten UVP-Stufe zu­
nächst vertieft (detailliert), danach methodisch er-
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weitert, indem die Flächenbetrachtungen durch Pro­
gnosen über Auswirkungen induzierter Verkehre er­
gänzt wurden und schließlich neue Untersuchungs­
flächen in die Bearbeitung aufgenommen wurden. 
Dies geschah entsprechend des jeweils fachlich 
oder politisch begründeten Erkenntnisbedarfs.

2.7 Wechselwirkungen / Folgewirkungen / 
Kumulationen

Die Angabe von Wechsel- und Folgewirkungen so­
wie die Stellungnahme zu Belastungskumulationen 
ist Bestandteil einer guten Projekt-UVP. Interpre­
tiert werden diese Anforderungen - sofern ihnen 
überhaupt Rechnung getragen wird81 - in der Regel 
hinsichtlich der Umweltmedien in naturwissen­
schaftlicher Weise. Wo dies aufgrund mangelnder 
Daten für den konkreten Fall nicht zu präzisieren ist, 
wird mitunter beispielhaft auf allgemein anerkannte 
W irkungsbeziehungen wie z.B. Nahrungsketten 
verwiesen.
Bei der Diskussion grundsätzlicher Entwicklungs­
richtungen im Rahmen einer strategischen UVP 
sind umweltrelevante Auswirkungen (und damit 
auch Wechselwirkungen etc.) auf andere Politikbe­
reiche als die des fraglichen Programmbereichs zu 
erörtern. Von besonderer Bedeutung sind neben 
Auswirkungen auf die Umweltmedien humanöko­
logische und umweltökonomische Implikationen 
der angestrebten programmatischen Ziele und der 
daraus abgeleiteten Maßnahmen (vgl. auch Tab. 1). 
Als Politikbereiche, die durch die Planungsoptio­
nen in Erlangen neben der Stadtentwicklungspoli­
tik diskutiert wurden, sind in erster Linie die Land­
wirtschaftspolitik und die Verkehrspolitik zu nen­
nen. Die Landwirtschaft war nicht allein durch die 
Inanspruchnahme ihrer Flächen für urbane Nutzun­
gen angesprochen, sondern zu einem nicht unerheb­
lichen Teil auch durch die vorgesehene Nutzung 
ihrer Flächen als Ausgleichs- und Ersatzflächen, die 
nicht in ausreichendem Maße innerhalb der urbanen 
Stadtflächen zur Verfügung standen. Für die Land­
wirtschaft stand hier ein Bedeutungswandel9* ihres 
Bemfszweiges zur Diskussion. Eng damit verbun­
den waren die Argumente wirtschaftlicher Implika­
tionen dieses Bedeutungswandels für die einzelnen 
landwirtschaftlichen Betriebe (umweltökonomische 
Auswirkungen).
Ferner hatte die Frage der Trassierung der Stadt- 
Umland-Bahn und die Frage von Straßenausbau­
maßnahmen großen Einfluß auf die angestrebten Pla­
nungsoptionen im Flächenutzungsplan. Gefragt wur­
de hier nach günstigen Erschließungssituationen 
einerseits und Lärm- und Immissionsbelastungen 
auf angrenzenden Flächen für die dort ansässige Bevöl­
kerung andererseits (humanökologische Folgen).

2.8 Prognoseunsicherheiten /
Beginn der UVP

Die Angabe von Prognoseunsicherheiten und Kennt­
nislücken ist bei der Projekt-UVP gefordert, doch

haben derartige Angaben in der Praxis kaum Bedeu­
tung.10* Dies stellt sich für die strategische UVP 
ganz anders dar. Da es hier um die Prognose mög­
licher übergeordneter, also bereichs-übergreifender 
Entwicklungen und deren Umweltauswirkungen 
geht, sind diese Prognosen mit großen Unsicherhei­
ten behaftet. Fände in der Dokumentation eine Be­
schränkung auf die Darstellung jener Entwicklun­
gen und Auswirkungen statt, die mit relativ großer 
Wahrscheinlichkeit erwartet werden können, blie­
ben nicht viele Prognosen übrig. Das Erfordernis 
besteht jedoch gerade in der (gesellschaftlichen) 
Diskussion möglicher Entwicklungsrichtungen und 
das vor allem im Hinblick auf die jeweils damit 
möglicherweise verbundenen umweltrelevanten 
Auswirkungen und Risiken. In der Konsequenz be­
deutet dies aber nichts anderes, als daß gerade die 
Diskussion der Prognoseunsicherheiten eines der 
Hauptanliegen der strategischen UVP darstellen 
muß.
Aus dem Anforderungsprofil und den Zielen der 
Projekt-UVP - z.B. gestaltende Mitwirkung an der 
Planung - erwächst die Notwendigkeit eines mög­
lichst frühzeitigen Beginns der UVP. Formal sollte 
dieser Beginn gleichzeitig mit dem originären Pla­
nungsverfahren einsetzen. Analoges gilt für den 
informellen Planungsvorlauf, der günstigerweise 
bereits mit informellen Vorarbeiten zum UVP-Ver­
fahren zu begleiten ist.
Die Steuerungsaufgabe der strategischen UVP, die 
Forderung der Eröffnung umweltverträglicher Ent­
wicklungsmöglichkeiten, kann um so besser einge­
löst werden, wenn die strategische UVP voraus­
schauend angelegt ist und ihr somit eine Initialwir­
kung zukommt. Die Initiative ist seitens der strate­
gischen UVP zu ergreifen, wenn zukünftig um­
weltrelevantes Konfliktpotential erwartet werden 
kann. Dieses kann erkannt werden, wenn z.B. eine 
kontinuierliche Beobachtung aller Politik- oder 
Handlungsbereiche betrieben wird, daraus jeweils 
(Bereichs-)Prognosen entwickelt werden und in der 
Überlagerung dieser Prognosen systematisch nach 
Konfliktpotential gesucht wird (vgl. Pkt. 2.4; s.a. 
Tab. 1).

3. Fazit

In Abschnitt 2 wurde dargelegt, wie sich einzelne 
Aspekte der Projekt-UVP bei einer Anwendung des 
Instrumentes auf einer strategischen Ebene verän­
dern würden. Tabelle 1 gibt die einzelnen Aspekte 
zusammenfassend wieder:
Während die Spalte "Projekt-UVP" durchaus das 
Profil der Projekt-UVP in ihren wesentlichen As­
pekten beschreibt, kann die Spalte "Strategische 
UVP" nicht in Gänze als Beschreibung oder Anfor­
derungsprofil eines neuen Instrumentes "strategi­
sche UVP" dienen. Die Zusammenschau der zu den 
einzelnen Aspekten genannten Hypothesen zur stra­
tegischen UVP liest sich vielmehr als idealtypische 
Vorstellung eines ausgewogenen politischen Pro­
zesses oder einer erstrebenswerten Planungskultur,
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die wir bislang noch mit keinem Instrument errei­
chen konnten und wohl auch kaum erreichen wer­
den. Dies liegt sicherlich nicht allein darin begrün­
det, daß bereits diese idealtypische Vorstellung in 
der praktischen Umsetzung Widersprüchlichkeiten 
beinhaltet wie z.B. zu den Stichpunkten Transpa­
renz, Akzeptanz und Komplexität oben ausgeführt. 
Insofern kann diese Beschreibung zwar als generel­
le Orientierungshilfe bei der Behandlung eines ge­
sellschaftlichen (planerischen) Konfliktes dienen, 
jedoch kann daraus nicht zwingend die Ausgestal­
tung eines (womöglich einzigen) planerischen In­
strumentes folgen.
Für die Diskussion um das neue Instrument "strate­
gische UVP" heißt dies vor allem, daß es meist nicht 
praktikabel ist, die Elemente der Projekt-UVP auf 
einer strategischen Ebene "in entsprechend ange­
paßter Weise" zu handhaben. Damit sich das neue 
Instrument als wirkungsvoll erweist, muß es in sei­
ner Ausgestaltung gezielt beschränkt werden. Auf 
welche Aspekte das Instrument zielen sollte, hängt 
von den jeweiligen Ausgangsbedingungen ab und 
kann nicht generell definiert werden. Soll das neue 
Instrument dennoch gesetzlich normiert werden, 
können daher die Bestimmungen nur relativ unkon­
kret als Rahmenbedingungen formuliert werden. 
Wie das Beispiel Erlangen und die angeführten 
Überlegungen deutlich zeigen, setzt ein sich ständig 
verändernder Prozeß in Verbindung mit den fallbe­
zogenen Besonderheiten sowohl hinsichtlich des 
Verfahrens als auch in Bezug auf inhaltlich-metho­
dische Aspekte Grenzen für zweckmäßige Formali­
sierungen. Die Akzeptanz dieser Grenzen ist unbe­
dingt erforderlich, um die notwendige Flexibilität er 
strategischen UVP zu gewährleisten.
Die Vielzahl der aufgezeigten möglichen Anforde­
rungen an eine strategische UVP kann indes auch 
als Indiz dafür gewertet werden, daß die heute in der 
Planung benutzten Verfahren und Instrumente nicht 
mehr zeitgemäß sind. Die rasante Entwicklung 
kommunikativer Möglichkeiten und die Verände­
rungen unseres gesellschaftlichen Selbstverständ­
nisses, die sich seit der Einführung unserer planeri­
schen Verfahren und Instrumente vollzogen haben, 
können durchaus Anlaß geben, unsere planerischen 
Herangehensweisen zu überdenken und in größe­
rem Maße umzugestalten.

Anmerkungen

F+E-Vorhaben Nr. 101 02 141 des Umweltforschungs­
plans.

Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens sind in zwei 
Bänden veröffentlicht: HÜBLER, K.-H., C. RIEHL & B. 
WINKLER-KÜHLKEN (1995): UVP in der Bauleitpla­
nung - Praxisprobleme und Lösungsvorschläge. Band 1: 
"Leitfaden zur UVP in der Bauleitplanung mit dem Schwer­
punkt auf der Ebene der Flächennutzungsplanung".- Rei­
he "Berichte" des UBA 6/95, Berlin; DIES. (1995): Band 
2: "Auswertung kommunaler Beispiele zur UVP in der 
vorbereitenden Bauleitplanung".- Reihe "Texte" des UBA 
69/95, Berlin.

3) zit. aus HÜBLER ET AL., a.a.O., Bd. 2: 117.

^  Vgl. KOCH, M. (1996): Qualitätssicherung und -kon- 
trolle bei der Umweltverträglichkeitsprüfung.- UVP-re- 
port 3+4/96: 126.

® Einige Kommunen haben detaillierte Verfahrensrege­
lungen installiert wie z.B. Wiesbaden, vgl. etwa VOTS- 
MEIER, T. (1996): Quo vadis kommunale UVP?- UVP- 
report 3+4/96: 155.

** Es ist dabei anzunehmen, daß die "ausgewählte Ent­
wicklungsoption" während des Entscheidungsprozesses 
inhaltlich laufend aktualisiert bzw. modifiziert werden 
muß.

71 Vgl. KLEMISCH, H. (1995): UVP und Öko-Audit - 
Instrumente zur Demokratisierung des Umweltschutzes?- 
UVP-report 5/95: 226.

8) Vgl. KOCH, M., a. a. O.: 125 und KIELHORN, U. 
(1996): Berlin - Ein Naturschutzverband nimmt Einfluß.- 
UVP-report 1/96: 15.

Verlust landwirtschaftlicher Flächen vermindert die 
Versorgungsmöglichkeit der Bevölkerung mit landwirt­
schaftlichen Produkten, die Funktion der ländlichen Ge­
biete als Erholungsraum für die Stadtbevölkerung, Funk­
tionen der Landwirte als Landschaftspfleger und Natur­
schützer in Verbindung mit einer notwendigen Vergütung 
dieser Leistungen.

10) Vgl. KOCH, M., a.a.O.: 125 und BRÜNING, H. 
(1995): Die häufigsten Mängel beim Scoping.- UVP-re- 
port 2/95: 77.
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1. Einleitung

Zweck der Umweltverträglichkeitsprüfung ist es, 
die Umweltauswirkungen eines Vorhabens mög­
lichst frühzeitig und umfassend zu ermitteln, zu 
beschreiben und zu bewerten sowie das Ergebnis 
dieser Prüfung so früh wie möglich in die konkrete 
Zulassungsentscheidung einfließen zu lassen.1* Vor 
dem Hintergrund dieses Anspruchs einer verbesser­
ten Umweltvorsorge sind die Erfahrungen mit der Um­
weltverträglichkeitsprüfung im immissionsschutz­
rechtlichen Genehmigungsverfahren aus der Sicht 
einer Zulassungsbehörde zwiespältig. So positiv 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung die Qualität 
der Zulassungsentscheidung beeinflussen kann, so 
gering ist gerade im Immissionsschutzrecht ihre 
tatsächliche praktische Bedeutung.2) Dies hat ver­
schiedene Ursachen, auf die im folgenden anhand 
ausgewählter Sachkomplexe näher eingegangen wer­
den soll.

2. Umsetzung der UVP-Richtlinie in das 
deutsche Immissionsschutzrecht

Bei Einführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
hat der deutsche Gesetzgeber die überkommenen 
fachgesetzlichen Zulassungstatbestände des Bun­
desimmissionsschutzgesetzes unangetastet gelas­
sen.3* Anders als etwa in § 7 Abs. 2 Nr. 6 des 
Atomgesetzes gibt es im Bundesimmissionsschutz­
gesetz bis heute keinen Versagungsgrund der "Um­
weltunverträglichkeit" Auch der gebundene Cha­
rakter der Zulassungsentscheidung blieb erhalten. 
Verfahrensrechtlich wurde die Umweltverträglich­
keitsprüfung durch die Aufnahme entsprechender 
Regelungen in die 9. Verordnung zur Durchführung 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren) in das immissi­
onsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren inte­
griert (§ 1 Abs. 2 der 9. BImSchV). Diese traten am 
01.06.1992, also noch einmal gut zwei Jahre nach 
dem UVP-Gesetz (UVPG) vom 12.02.1990, in 
Kraft. Nach Art. 14 Abs. 3 des Gesetzes zur Umset­
zung der Richtlinie des Rates vom 27.06.1985 über 
die Umweltvertiäghchkeitsprüfung bei bestimmten öf­
fentlichen und privaten Projekten vom 12.02.1990 
durfte bis dahin im immissionsschutzrechtlichen 
Zulassungsverfahren keine Umweltverträglichkeits­
prüfung durchgeführt werden, da die 9. BImSchV die 
allgemeinen Regelungen des UVPG ausschließen

sollte (§ 1 Abs. 2 Satz 2 der 9. BImSchV; § 4 UVPG). 
Die "Erfahrungen" einer Immissionsschutzbehörde 
mit der UVP bestanden damit zwischen dem 03.07. 
1988, dem EG-rechtlich vorgesehenen Zeitpunkt der 
Umsetzung der UVP-Richtlinie in innerstaatliches 
Recht, und dem 01.06.1992, dem Inkrafttreten der 
einschlägigen Verfahrensregeln in der 9. BImSchV, 
vornehmlich darin, zu begründen, warum keine Um- 
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden 
konnte bzw. durfte.
Gerade bei umstrittenen Projekten war dies mit 
Blick auf die angestrebte Akzeptanz der Entschei­
dung zumindest psychologisch unglücklich. Des­
halb und weil die Vereinbarkeit der deutschen Über­
gangsregelung des UVPG mit EG-Recht von Be­
ginn an zweifelhaft war, behalf sich die Praxis bis- 
weüen mit freiwilligen Umweltverträglichkeitsprüfun­
gen.4*
Diese Entwicklung setzte sich mit Inkrafttreten des 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgeset­
zes vom 22.04.1993 und der Verordnung zur Ände­
rung der 4. BImSchV vom 20.04.1993 fort, die die 
in der Praxis bedeutsamen Anlagen der Abfallent­
sorgung weitgehend von der abfallrechtlichen Plan­
feststellung (mit UVP) der immissionsschutzrecht­
lichen Genehmigung (regelmäßig ohne UVP) zu­
ordneten. Die Durchführung einer "freiwilligen" 
UVP sollte hier der damals noch herrschenden Un­
gewißheit begegnen, welche rechtlichen Folgen die 
Verwaltungsgerichte an ein unzulässiges Unterblei­
ben der UVP knüpfen würden.

3. Erfordernis einer Umweltverträglichkeits- 
prüfung im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren

3.1 Neuerrichtung von Anlagen

Nicht jede Anlage, die immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftig ist, bedarf einer Umwelt­
verträglichkeitsprüfung.5* Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
UVPG ist eine UVP vielmehr nur für solche Anla­
gen erforderlich, die im Anhang zur Nr. 1 der Anlage 
zu § 3 UVPG abschließend aufgeführt sind. Diese 
Anlagen ähneln denjenigen, an die die 4. BImSchV 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht 
knüpft; zur Grenzziehung herangezogene Schwel­
lenwerte, z.B. in bezug auf die Feuerungswärmelei­
stung von Kraftwerken, liegen allerdings in der
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Regel höher als in der 4. BImSchV. Erforderlich ist 
nach Nr. 1 der Anlage zu § 3 UVPG zudem, daß die 
jeweiüge Anlage "in einem Verfahren unter Einbezie­
hung der Öffentlichkeit", d.h. in einem förmlichen 
Verfahren i.S. von § 10 BImSchG, zu genehmigen 
ist. Damit überläßt das UVPG dem Immissions­
schutzrecht die Entscheidung über die Durchfüh­
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die inso­
weit entscheidende Weiche stellt die 4. BImSchV, die 
durch ihre Zuordnung der konkreten Anlage zum 
förmlichen oder i.S. von § 19 BImSchG vereinfach­
ten Genehmigungsverfahren gleichzeitig auch über 
das Erfordernis einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung bestimmt (vgl. § 2 Abs. 1 der 4. BImSchV). 
Die gesetzgeberischen Bemühungen der letzten 
lahre zur Reduzierung der förmlichen Verfahren in 
sogenannten Beschleunigungsgesetzen65 haben da­
mit unmittelbar den Anwendungsbereich der Umwelt- 
verträgliehkeitsprüfung geschmälert. Da in Bayern 
im übrigen aus strukturellen und wirtschaftlichen 
Gründen ohnehin kaum mehr größere, im förmli­
chen Verfahren zu genehmigende Anlagen errichtet 
werden, hat die Umweltverträglichkeitsprüfung beim 
Bau von Anlagen kaum (mehr) praktische Bedeu­
tung.

3.2 Wesentliche Änderungen

Ähnliches wie für die Neuerrichtung gilt für die 
wesentliche Änderung immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftiger Anlagen. Diese sind ei­
ner Umweltverträglichkeitsprüfung nur dann zu un­
terziehen, wenn die erforderliche Genehmigung in 
einem Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
erteilen ist.7'1 Die bereits erwähnten Novellen des Im­
missionsschutzrechts haben die Genehmigungspflicht 
für Änderungen zuletzt deutlich eingeschränkt.85 Im 
förmlichen Verfahren genehmigungs- und damit 
grundsätzlich UVP-pflichtig sind regelmäßig nur 
noch solche Änderungen, die erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die in § la  der 9. BImSchV ge­
nannten Schutzgüter haben können.95 Dies ist nicht 
der Fall, wenn die Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 
Satz 2 BImSchG vorliegen, wenn also "erkennbar 
ist, daß die Auswirkungen durch die getroffenen 
oder vom Träger des Vorhabens vorgesehenen 
Maßnahmen ausgeschlossen werden oder die Nach­
teile im Verhältnis zu den jeweils vergleichbaren 
Vorteilen gering sind"

Da diese Bedingungen zumindest aus technischer 
Sicht regelmäßig bejaht werden können, wird es in 
der Praxis kaum mehr Änderungen geben, die im 
förmlichen Verfahren und damit mit Umweltver- 
träglichkeitsprüfung genehmigt werden müssen. 
Die Richtlinie 97/11/EG des Rates zur Änderung 
der U VP-Richtlinie vom 03.03.1997 (Abi. Nr. 
L73/5 vom 14.03.1997, S. 5), die nach wie vor nur 
Projekte mit erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt einer Umweltverträglichkeitsprüfung un­
terstellt, wird an diesem Befund nichts ändern.

4. Zusammenfassende Darstellung der 
Umweltauswirkungen

Bei U VP-pflichtigen Anlagen erarbeitet die Geneh­
migungsbehörde auf der Grundlage der nach den §§ 
4 - 4e der 9. BImSchV beizufügenden Unterlagen, 
der behördlichen Stellungnahmen nach den §§11 
und 11a der 9. BImSchV, der Ergebnisse eigener 
Ermittlungen sowie der Äußerungen und Einwen­
dungen Dritter eine zusammenfassende Darstellung 
der zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die in § la  der 9. BImSchV genannten Schutz­
güter einschließlich der Wechselwirkungen (§ 20 
Abs. la  Satz 1 der 9. BImSchV). Die zusammenfas­
sende Darstellung im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren weist gegenüber anderen 
Zulassungsentscheidungen keine strukturellen Be­
sonderheiten auf. Die UVP modifiziert damit in 
inzwischen bewährter Weise die bisherige Rollen­
verteilung im Verfahren. Sie läßt zwar den Untersu­
chungsgrundsatz des § 24 Verwaltungsverfahrens­
gesetz (VwVfG) unberührt, erweitert aber in erheb­
lichem Umfang die Mitwirkungspflichten des An­
tragstellers, der damit größere Verantwortung für 
die Zusammenstellung des benötigten Entschei­
dungsmaterials übernimmt.105 Das Augenmerk des 
Antragstellers wird bereits vor Antragstellung auch 
auf die ökologischen Folgen seines Projekts, nicht 
nur auf dessen technische Realisierbarkeit und wirt­
schaftliche Rentierlichkeit gelenkt.
Bewährt hat sich im Vorfeld die regelmäßig vor 
Antragstellung liegende "Unterrichtung über den 
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen", der soge­
nannte Scoping-Termin i. S. von § 2a der 9. BImSchV. 
Er bietet Gelegenheit, zu einem sehr frühen Zeit­
punkt Gegenstand und Umfang der UVP und damit 
des Kerns des angestrebten Genehmigungsverfah­
rens zu klären.115 Die Hinzuziehung Dritter, insbe­
sondere der betroffenen Standortgemeinde und in­
teressierter Verbände, ist geeignet, diese ohne be­
sondere Förmlichkeiten frühzeitig einzubinden und 
auf diese Weise die Akzeptanz des Verfahrens und 
damit der Sachentscheidung zu fördern.125 
Die gewonnenen Informationen zusammenzufas­
sen, ist dann allerdings allein Aufgabe der Genehmi­
gungsbehörde (§ 20 Abs. la Satz 1 der 9. BImSchV). 
Schwierigkeiten bereiten hier in erster Linie die 
"Wechselwirkungen", die nach § 20 Abs. la  Satz 1 
der 9. BImSchV Teil der Darstellung zu sein haben. 
Gerade in ihnen soll sich der integrative und me- 
dienübergreifende Charakter der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung spiegeln. Doch trotz zahlreicher 
theoretischer Versuche einer näheren Eingrenzung 
gibt es bis heute nur wenige Hinweise, wie die 
Wechselwirkungen im konkreten Fall zu bestimmen 
und aufzuarbeiten sind.135 Auch die allgemeine Ver­
waltungsvorschrift zur Ausführung des UVPG 
(UVPVwV) vom 18.09.1995 bringt hier kaum Hil­
fe.145 Die Praxis behilft sich deshalb regelmäßig 
damit, zunächst die Auswirkungen auf ein Medium, 
z.B. die Luft, festzustellen und anschließend die 
über dieses Medium an andere Medien weitergege-
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benen Belastungen zu betrachten.15’ Auf diese Weise 
wird versucht, auch Kumulationseffekte einschließ­
lich synergetischer Reaktionen zu erfassen. 
Probleme bereitet zuletzt schon bei der zusammen­
fassenden Darstellung die häufig erhobene Forde­
rung, Vorhabensaltemativen in die Prüfung der Um­
weltverträglichkeit mit aufzunehmen. Das Bundes­
verwaltungsgericht geht in inzwischen gefestigter 
Rechtsprechung davon aus, daß - trotz ihrer Vorsor­
geziele - weder die UVP-Richtlinie noch das UVPG 
eine Pflicht zur Prüfung möglicherweise umwelt- 
schonenderer Vorhabensaltemativen enthalten; eine 
solche könne sich allein aus dem jeweils maßgebli­
chen Fach-(Planungs-)recht ergeben.16’ Wegen des 
gebundenen Charakters der immissionsschutzrecht­
lichen Genehmigung kennt das Immissionsschutz­
recht eine solche Altemativenprüfung jedenfalls 
hinsichtlich der Anlagenart und des Anlagenstand­
orts nicht17’; über das Vorsorgegebot des § 5 Abs. 1 
Nr. 2 BImSchG sind allenfalls technische und stoff­
liche Verfahrensaltemativen gegenüberzustellen.18’

5. Bewertung und Berücksichtigung der
Umweltauswirkungen im Genehmigungsver­
fahren

Nach § 20 Abs. lb  Satz 1 der 9. BImSchV bewertet 
die Genehmigungsbehörde "auf der Grundlage der 
zusammenfassenden Darstellung und nach den für 
ihre Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften" die Auswirkungen des Vor­
habens auf die umweltbezogenen Schutzgüter des § 
la  der 9. BImSchV. Die Bewertung ist anschließend 
bei der Entscheidung über den Genehmigungsan- 
trag "nach Maßgabe der hierfür geltenden Vor­
schriften" zu berücksichtigen (§ 20 Abs. lb  Satz 3 
der 9. BImSchV).
Die 9. BImSchV gibt damit wie das UVPG keine 
eigenen Bewertungsmaßstäbe vor. Die Bewertung 
der Umweltauswirkungen orientiert sich vielmehr 
an den fachrechtlichen Tatbestandsmerkmalen des 
Immissionsschutzrechts und der weiteren gesetzli­
chen Umweltanforderungen, die über § 6 Abs. 1 Nr. 
2 BImSchG im Genehmigungsverfahren zu beach­
ten sind.19’ Nicht umweltbezogene Anforderungen 
der zu beachtenden (Fach-)Gesetze bleiben außer 
Betracht, eine Abwägung mit anderen Belangen 
erfolgt auf der Stufe der Bewertung nicht.20’ Mate­
rieller Maßstab sind damit neben dem Bundesim­
missionsschutzgesetz und den auf ihm beruhenden 
Verordnungen in erster Linie die eingeführten Ver­
waltungsvorschriften und technischen Regelwerke, 
insbesondere die TA-Lärm, die TA-Luft, VDI- 
Richtlinien etc. Ergänzend können die in Anhang 1 
der UVPVwV angegebenen Orientierungshilfen für 
die Auswirkungen auf Natur und Landschaft, auf 
Fließgewässer sowie die stoffliche Bodenbeschaf­
fenheit herangezogen werden.21’
Problematisch daran ist unter anderem, daß die dor­
tigen Grenzwerte mit Blick auf allgemeine Verhält­
nismäßigkeitsgesichtspunkte regelmäßig auf politi­
schen und fiskalischen Abwägungen beruhen, da­

mit ihrerseits bereits gewichtet sind und nicht nur 
rein umweltbezogene (Vörsorge-)Anforderungen 
darstellen.22’ Besonders deutlich zeigt sich dies bei 
den Grenzwerten der Verkehrslärmschutzverord­
nung, aber auch bei den Richtwerten der Sportanla­
genlärmschutzverordnung und den verschiedenen 
Zu- und Abschlägen der TA-Lärm. Die so formu­
lierten Umweltstandards ihrer wertenden Kompo­
nente zu entkleiden und nur ihren rein umweltbezo­
genen Kem der Bewertung in der UVP zugrunde zu 
legen, ist schon praktisch nicht zu leisten23’ und 
dürfte im übrigen auch mit dem klaren Wortlaut von 
§ 20 Abs. lb  Satz 1 der 9. BImSchV nicht zu ver­
einbaren sein.
"Bei der Entscheidung berücksichtigen" heißt, daß 
sich die Genehmigungsbehörde mit dem Bewer­
tungsergebnis inhaltlich auseinandersetzen, ihm 
aber nicht notwendig folgen muß.24’ Idealtypisch 
erfolgt dies im Rahmen einer abwägenden Zulas­
sungsentscheidung.
Das Abwägungsgebot mit seinen Anforderungen an 
die Sammlung und Gewichtung des Abwägungsma­
terials wird mit guten Gründen vom Bundesverwal­
tungsgericht als das "rechtliche Scharnier" zwi­
schen dem materiellen Recht und der UVP angese­
hen.25’ Das Immissionsschutzrecht kennt bisher al­
lerdings keine planerischen und damit einer Ab­
wägung im herkömmlichen Sinne zugänglichen Zu­
lassungstatbestände. Da bei Umsetzung der UVP- 
Richtlinie der gebundene Charakter des Immissi­
onsschutzrechts bewußt beibehalten wurde, kann 
die geforderte "Berücksichtigung" des UVP-Ergeb- 
nisses im technischen Bereich nicht mehr sein als 
eine sorgfältige Subsumtion unter die maßgebli­
chen Tatbestandsmerkmale der Zulassungsnormen 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes und seiner 
untergesetzlichen Regelwerke. Damit verwischen 
allerdings die Grenzen zwischen den - theoretisch 
auch in § 20 Abs. lb  Sätze 1 und 3 der 9. BImSchV 
unterschiedenen - Schritten der Bewertung und der 
Berücksichtigung.26’

6. Schluß

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführun­
gen ist die Umweltverträglichkeitsprüfung im Im­
missionsschutzrecht nicht mehr als ein formaler 
Strukturierungsgesichtspunkt. Eigenständige, über 
das herkömmliche Immissionsschutzrecht hinaus­
gehende materielle Bedeutung kommt ihr nicht zu. 
Folgerichtig kann eine Genehmigungsentscheidung 
nicht allein mit dem Argument angegriffen werden, 
eine gesetzlich gebotene ("förmliche") UVP sei zu 
Unrecht unterblieben oder fehlerhaft durchgeführt 
worden; erforderlich für ein Rügerecht ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
vielmehr die konkrete Möglichkeit, daß ohne den 
Verfahrensfehler die Entscheidung anders ausgefal­
len wäre.27’
Die Bedeutung der UVP darf dennoch nicht unter­
schätzt werden. Eine in den genannten Schritten 
durchgeführte Umweltverträglichkeitsprüfung stellt
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sicher, daß bei allen Beteiligten von Anfang an das 
Bewußtsein für die Bedeutung der Umweltgesichts­
punkte geschärft wird. Auf diese Weise wird der 
Gefahr vorgebeugt, daß Umweltbelange erst zu ei­
nem Zeitpunkt ins Blickfeld geraten, zu dem sich 
der Entscheidungsprozeß bereits so weit zugunsten 
der Zulassung des Vorhabens verfestigt hat, daß er 
nicht mehr oder nur noch schwer umkehrbar ist. Die 
UVP ermöglicht es zudem, die Umweltbelange in 
gebündelter Form herauszuarbeiten, und trägt dazu 
bei, eine solide Informationsbasis zu schaffen, da 
verhindert wird, daß diese Belange in einer aufge­
spaltenen Betrachtungsweise nicht mit dem Ge­
wicht zur Geltung kommen, das ihnen in Wahrheit 
bei einer Gesamtschau gebührt.28' Dadurch, daß sie 
zuletzt eine umfassende mehrdimensionale fach­
übergreifende Ermittlung, Beschreibung und Be­
wertung unter Einschluß insbesondere der Wirkun­
gen, die sich aus der Kumulation von Vor- und 
Zusatzbelastungen sowie aus synergetischen Reak­
tionen ergeben, bewirkt, kann sie ihr eingangs ge­
nanntes Ziel, zu einer verbesserten Umweltvorsorge 
beizutragen, deshalb auch im Immissionsschutz­
recht erreichen.
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15 Jahre Umweltverträglicheitsstudie
Von Gehversuchen 1982/83 bis zum etablierten Instrument heute

Helmut STRASSER

Vorbemerkung
Seit nunmehr sieben Jahren gibt es das UVP-Gesetz 
(UVPG). Die Zeit, in der manche Fälle wie in Hie­
roglyphenform abgearbeitet wurden, ist vorbei (vgl. 
Abb. 1):

Abbildung 1

"Umweltverträglichkeitsstudie" - wie jeder lesen kann.

In der Praxis von Planfeststellungsverfahren sind 
Umweltverträglichkeitsstudien zum fest etablierten 
Bestandteil geworden. Wenn man sich auch ver­
mutlich noch länger über Inhalte und Qualität im 
Einzelfall streiten wird, so besteht über das Verfah­
ren und auch die grundsätzlichen Strategien weitge­
hender Konsens. Fast jede Fachplanung hat ihre 
Standards. Es ist Zeit sich zu fragen, was dieses 
Instrument bewirkt.
So wurde etwa bereits in den Jahren 1982/1983 im 
Auftrag des Umweltbundesamtes (UB A) darüber nach­
gedacht, wie man für küstenorientierte Industriean- 
siedlungsprojekte die Umweltverträglichkeitsprüftmg 
durchführen kann. ̂  Anlaß war der geplante Bau des 
Dollarthafens in Emden; später wurde auch für das 
Planfeststellungsverfahren, eine UVS-ähnliche Stu­
die erarbeitet. Weitere prägende Fälle waren die 
Umweltverträglichkeitsstudie für die Hafenerwei­
terung Cuxhaven 1986 sowie für die Sanierung und 
den Ausbau der Bahnstrecke Hamburg-Berlin 1996. 
In der Folge sollen aus meiner Sicht, der Sicht eines 
Gutachters oder Erstellers von Umweltverträglich­
keitsstudien, der im Auftrag von Vorhabenträgem 
tätig ist, einige schwierige und sich auch wandelnde 
Aspekte oder Probleme angerissen werden.

Gehversuche in den 80er Jahren

Im Rahmen der oben genannten UBA-Studie für 
den Fall des geplanten Dollarthafens bei Emden 
wurde eine querschnittsorientierte Betrachtung ei­
ner Region als Maßstab zur Beurteilung der "Fol­
gen" vorgeschlagen. Unter "querschnittsorientiert"

verstanden die Projektbearbeiter/innen damals die 
Einbeziehung auch demographischer, infrastruktu­
reller und ökonomischer Faktoren.
Die Auswirkungen des geplanten Hafens auf Watt­
flächen oder das Ästuar wurden ebenso in die Be­
trachtung aufgenommen wie ökonomische Auswir­
kungen auf die Wirtschaftskraft der Region oder die 
Beschäftigungssituation. Ein Ansatz, der nach der 
Diskussion um die Agenda 21 von Rio als durchaus 
umfassend und modern bezeichnet werden kann 
(Berücksichtigung sozialer, ökonomischer und öko­
logischer Belange; vgl. Abb. 2 auf der folgenden 
Seite, oben).
Die Gliederung der Akzeptoren, zum Beispiel im 
Umweltbereich, entsprach dagegen nicht den heuti­
gen gesetzlichen Vorgaben, sondern spiegelte die 
regionale Situation wider.

Regionalisierte Umweltqualitätsziele
Bei der Meßlatte für die Akzeptoren wurde vorge­
schlagen, sogenannte Normalwerte, d.h. regionali­
sierte Umweltqualitätsziele, in die Mitte einer Be­
wertungsskala zu setzen (vgl. Abb. 2 unten). Abwei­
chungen zur negativen oder zur positiven Seite soll­
ten möglich sein. Die Entwicklung derartiger regi­
onsspezifischer Umweltstandards ist bis heute ein 
Problem, das insbesondere zwischen Ökologen und 
verschiedenen Fachplanungsvertretem immer wie­
der zu heftigen Diskussionen führt. Dies läßt sich an 
zwei Beispielen deutlich machen.
Die Oberflächengewässergüte in der Emder Region 

also in der Marsch wird auch ohne Einfluß 
anthropogener Nutzung (zum Beispiel durch die 
Landwirtschaft) kaum besser sein können als nach 
LAWAII-III (kritisch belastet). Gründe hierfür sind 
unter anderem die fehlende Fließgeschwindigkeit/ 
keine Räumkraft und der Einfluß der anstehenden 
Böden (zum Beispiel nährstoffreicher Ton in der 
Jungmarsch). Das allgemeine Ziel der Wasserwirt­
schaft, überall Gewässergüte II zu erreichen, ist in 
dieser Region durch die natürlichen Gegebenheiten 
nicht erreichbar.
Auch die Immissionsstandards der TA Luft eignen 
sich als Maßstab in der Küstenregion mit den dort 
vorherrschenden Windverhältnissen nicht. Bei durch­
schnittlichen Windgeschwindigkeiten von 5 m/s bis 6 
m/s würde sich auch bei massiven zusätzlichen 
Emissionen die Immissionssituation nur unmerk­
lich verschlechtern (unter Einhaltung des Standes 
der Technik).

99



1 2 3  4 5 6 7

B evö lk eru n g
F lä c h e n n u tz u n a

W och en en d erh o lu n g sfü n k tio n
Im m issio n ssitu a tio n
O b erfläch en g ew ässer
S ch u tzw ü rd ig e  G e b ie te  b innende ichs
Ä stu an e n
W attf läch en
S alzw iescn
F ischerei
T rin k w a sse r
E n tso rg u n g
V e rk eh rsan b in d u n g
H o c h w a sse rsc h u tz  b innende ichs

H a fen u m sch la g
A rb e itsm ark t
A rb e itss tä tten
R eg ionale  W irtsc h a fts le is tu n g  
R eg ionales  E inkom m en  d er B eschäftig ten  
F rem denverkeh r
K o m m u n ale  F in a n zs itu a tio n

<- N egativ —» „N orm al“ <— Positiv —»

1 2  3  4  5  6 7

Abbildung 2

Beispiel D ollarthafen bei Emden: Bandbreite regionaler Akzeptoren zur Beurteilung der Situation "m it" und 
"ohne" M aßnahm e sowie Festlegung von Beurteilungsintervallen.

Ergebnis der M odellanwendung

In der Folge der UBA-Studie wurde eine Umwelt­
untersuchung zum Dollarthafenprojekt erarbeitet. 
Das überraschende Ergebnis war, daß sich die öko­
logische Gesamtsituation durch das Dollarthafen­
projekt im Vergleich zu einer "ohne Maßnahme" zu 
erwartenden Entwicklung als nicht wesentlich ver­
schlechtert darstellte. Das Gesamtergebnis war 
maßgeblich dadurch bestimmt, daß die damalige 
und zukünftige Praxis der Fahrrinnen- und Ha­
fenunterhaltung als schwer umwehbelastend zu be­
werten war und diese Situation durch das Projekt 
deutlich verbessert worden wäre (der Dollarthafen 
wurde nie gebaut). Es war damals eine für alle 
Beteiligten neue Erfahrung, daß durch Projekte ne­
ben den Belastungen durch die Umnutzung von 
Flächen auch Entlastungen durch Beseitigung von 
negativen Zuständen oder belastendem Verhalten 
bewirkt werden können.

Einschätzung und Bewertung von Bauphasen

Nach dem UVPG ist, neben einer maßnahmebezo­
genen Bewertung der Umweltsituation "vor" und 
"nach" dem Bau eines Vorhabens, die Bauphase zu 
bewerten. Dies ist einerseits schwierig, da oft in der

vorgezogenen Phase der Erstellung einer Umwelt­
verträglichkeitsstudie (z.B. im Raumordnungsver­
fahren) noch nicht vorhersehbar ist, wie eine Anlage 
gebaut wird, welche Maßnahmen damit verbunden 
sind und welche Flächen im Detail notwendig wer­
den (Baustraßen, Zwischenlager etc.). Andererseits 
erfolgen nicht selten die wesentlichen Belastungen 
einzelner Umweltfaktoren in der Bauphase -  zum 
Teil mit dauerhaften Folgen.
Oft wird die Umweltsituation in den vom Gesetz 
vorgegebenen Schutzgütem Status-quo ante und 
Status-quo post betrachtet (Entwicklung mit und 
ohne Maßnahme) - so auch in dem Dollart-Gutach­
ten - und die Bauphase als Moment dazwischen 
skizziert. Diese "Momente dazwischen" dauern je­
doch bei größeren Vorhaben Jahre -  beim geplanten 
Dollarthafen hätten sie zehn Jahre, mit ganz erheb­
lichen Veränderungen -  angedauert, vielleicht mit 
irreversiblen Schäden in einem riesengroßen Ästuar.

Es ist bei entsprechenden Planfällen nach wie vor 
sehr schwer zu prognostizieren, wie biologische 
Systeme auf länger anhaltende Eingriffsfolgen rea­
gieren und ob die Folgen nachhaltig und erheblich 
sind bzw. wie schnell sie sich erholen. Baubeglei­
tende Untersuchungen und Nachkontrollen (nach
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erfolgten Veränderungen) werden so gut wie nie 
durchgeführt (vgl. Abb. 3).
Auf alle Fälle aber ist auch der Prozeß der Bauphase 
im zeitlichen und ökologischen Verlauf zu betrach­
ten.3’ Hierzu sind mutige Prognosen, Ökosystemares 
Verständnis und "Traute" bei Bewertungen gefragt.

Die Entwicklung von Alternativen

Die Suche nach umweltverträglichen Alternativen 
hat schon manchen Planer graue Haare wachsen 
lassen. Normalerweise erarbeiten Planer Alternati­
ven, um die Entscheidung über die eine oder andere 
Entwicklung für Politiker transparent zu machen 
und die unterschiedlichen Folgen in den Entschei­
dungsprozeß zu integrieren. Bei Umweltverträg­
lichkeitsstudien hat man als Gutachter oft einen 
schweren Stand gegenüber dem Vorhabenträger - 
und dies aus mehreren Gründen.
Wenn von der Umweltseite Vorschläge gemacht 
werden, wie es denn verträglicher oder weniger 
störend gemacht werden könnte, hört man von den 
technischen Planem oft abwertend "das g e h t  te c h ­

n isc h  n ic h t"  oder "da h a b e n  w ir  u n u m s tö ß lic h e  
R e g e lw e rk e " ,  "das w ü rd e n  d ie  A u fs ic h tsb e h ö r d e n  
n ic h t  g e n e h m ig e n  Vom Vorhabenträger kommt oft 
das Argument "d a s is t  u n re a lis tisc h , d a  v ie l  zu  
te u e r "  oder "die F lä c h e n  g e h ö r e n  u n s  n ich t, d a  
k o m m e n  w ir  n ie  d r a n Manchmal kommt man sich 
"vorgeführt" vor, aber man hat selbst nur selten die 
Möglichkeit, den Gegenbeweis anzutreten. Eine 
ehrliche Kooperation mit der technischen "Gegen­
seite" mußte erst entwickelt werden. Nicht selten 
erfährt man erst am Ende des Prozesses, daß die 
eigenen Vorstellungen gar nicht so abwegig waren 
(vgl. auch Abb. 4).
So wurde zum Beispiel bei der Prüfung von Alter­
nativen für die Hafenerweiterung in Cuxhaven4’ 
auch die sogenannte Amerikahafenaltemative ein- 
bezogen. Diese Alternative wurde als rein theoreti­
scher Standort abgetan, da die Flächen im Besitz der 
Stadt Hamburg im "feindlichen" Niedersachsen wa­
ren. Während des Erörterungstermines hoben die 
Umweltverbände sehr stark auf diese Alternative ab 
und erzeugten eine heftige Diskussion. Dies hatte
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Abbildung 5

Ein nicht selten praktiziertes Prinzip!

unter anderem zur Konsequenz, daß nach dem Re­
gierungswechsel in Niedersachsen die dann regie­
rende SPD mit der Regierungspartei in Hamburg 
(auch SPD) in Verhandlungen eintrat und die Verfüg­
barkeit der Flächen auf dem Verhandlungsweg er­
reichte. Der Amerikahafen wird gebaut.
Aber ein Gutes haben die geforderten Alternativen - 
man legt für jedermann offen, was geprüft wurde 
und vor allem, was nicht.

Durch Nachvollziehbarkeit wird man angreifbar
Wenn man einer Hauptforderung bei Umweltver­
träglichkeitsstudien nachkommt einer Offenle­
gung von Annahmen, Bewertungsgrundsätzen, öko­
logischen Maßstäben und fachlichen Bewertungen -, 
so muß man sich der Kritik stellen, und bekanntlich 
ist das Kritisieren einfacher, als eine Umweltverträg­
lichkeitsstudie zu schreiben. Nicht selten verspürt 
man den Drang, sich hinter abstrakten, nicht nach­
vollziehbaren Expertenmeinungen oder auch an­
onymen, formalisierten Methoden zu verstecken. 
Wenn man womöglich auch noch quantitativ nach­
vollziehbare Daten zum Maßstab ökologischer Zu­
stände verwendet und begründet, wie man zu be­
stimmten Einschätzungen kommt, dann findet sich 
sicher ein Experte auf der Seite der Kritiker, der 
dazu eine vollkommen andere Meinung hat. Außer­
dem vertritt man als der vom Auftraggeber "bezahl­
te Gefälligkeitsgutachter" ohnehin die Interessen 
des Geldgebers. Dabei hat man nicht selten bereits 
einen heftigen Schlagabtausch gerade mit jenem 
Auftraggeber über Annahmen und Bewertungen 
hinter sich. Oft bekommt der UVP-Gutachter Prü­
gel von zwei Seiten. Das muß er dann wohl aushal- 
ten. Bekanntlich sind 80% seines Honorars ohnehin 
Schmerzensgeld (vgl. Abb. 5).

Man lernt voneinander
Durch die erzwungene Kooperation mit Vertretern 
verschiedener Fachdisziplinen (unterschiedliche

Techniker, Bauingenieure, Wasserwirtschaftler, Ju­
risten etc.) während des Bearbeitungsprozesses ei­
ner Umweltverträglichkeitsstudie wird oft über das 
Für und Wider dieser oder jener Maßnahme disku­
tiert. Jede Disziplin versucht zwar, die eigene Posi­
tion durchzubekommen - dies ist ganz normal. Die 
Argumente der "Gegenseite" müssen jedoch an­
gehört und bewertet werden. Es läßt sich im Rah­
men der Bearbeitung von Umweltverträglichkeits­
studien nach meiner Meinung immer mehr feststel- 
len, daß Umweltargumente nicht erst dazukommen, 
wenn die Technik zu Ende gedacht und geplant ist, 
sondern bereits in der Konzeptphase zunehmend 
mehr in die Problemlösung einbezogen werden. Die 
Kollegen aus den anderen Fachdisziplinen und die 
Vorhabenträger sind Umweltargumenten gegenüber 
zunehmend aufgeschlossen, da vielleicht im Erörte­
rungstermin eine verträglichere Lösung von der 
"Gegenseite" gegebenenfalls zur Sprache kommen 
könnte. Die Umweltseite erfährt allerdings auch 
nicht selten die Grenzen ökologischer Forderungen 
aus Gründen der technischen Machbarkeit oder der 
finanziellen Forderungen. Insgesamt werden jedoch oft 
Inhalte prozeßhaft durchgesetzt, die nicht ohne weiteres 
beim Lesen einer Umweltverträglichkeitsstudie deut­
lich werden, da das Ergebnis der Planung des Vorha­
bens in bereits modifizierter Form dargestellt wird.

Umweltverträglichkeitsstudie als Instrument 
der Projektdurchsetzung

Ich weiß nicht, ob sich der Gesetzgeber vorgestellt hat, 
daß der Prozeß der Bearbeitung einer Umweltver­
träglichkeitsstudie maßgeblich dazu beiträgt, daß Pro­
jekte optimiert und damit auch durchsetzbar werden. 
Fast immer erfolgt im Rahmen des Bearbeitungs­
prozesses ein "ökologisches Schleifen" und "Anpas­
sen" an umweltverträgliche Standards. Schließlich 
möchte man im Erörterungstermin deutlich machen 
können, daß man von den ursprünglichen, viel wei­
tergehenden, oft sehr technischen Lösungen Ab-
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Abbildung 6

UVP und Eingriffsregelung - eine Kombination, mit 
der Vorhabenträger schneller durchs Ziel kommen.

stand genommen hat. "D ie v e rb le ib e n d e n , n ic h t  zu  
v e rh in d e r n d e n  u n d  n e g a tiv  z u  b e w e r te n d e n  V orha­
b e n s fo lg e n  s in d  n u n  w irk lic h  n ic h t  z u  v e r m e id e n ." 
"A u ß e rd e m  w e rd e n  j a  ü b e r  d ie  E in g r if fs re g e lu n g  
d ie  v e rb le ib e n d e n  n e g a tiv e n  A u s w ir k u n g e n  f ü r  F lo ­
ra  u n d  F a u n a  k o m p e n s ie r t ." Bekanntlich sind in der 
Umweltverträglichkeitsstudie die Möglichkeiten von 
Ausgleich und Ersatz zu prüfen.
Sehr oft erfolgt die Abwägung - zum Beispiel bei orts­
nahen und ortsfemen Umgehungsstraßenaltemativen - 
zugunsten der Alternativen durch die freie Landschaft 
mit den oben genannten Argumenten. Würde man die 
ortsnahe Alternative wählen, so trifft man primär den 
Menschen durch Lärm- und Abgasimmissionen, durch 
Beeinträchtigung der Erholungsqualität der Land­
schaft - und dafür greift die Eingriffsregelung nicht. 
Bei einer Alternative in der freien Landschaft wird 
vielleicht sogar mehr Boden versiegelt; aber hier 
werden Llora und Launa betroffen, wofür an anderer 
Stelle Renaturierungsmaßnahmen vorgesehen sind. 
Insgesamt sind der Prozeß der Erstellung einer Um­
weltverträglichkeitsstudie als Optimierungsprozeß und 
die Eingriffsregelung als ergänzender Beschleuni­
ger bei der Umsetzung der Vorhabensziele einzu­
schätzen. Wenn nun auch vorbeugend Ausgleichs­
und Ersatzflächenpools im Sinne eines Ökokontos 
eingerichtet werden, dann nimmt die Gefahr zu, daß 
Vorhaben schneller politisch legitimiert werden. 
Die Hoffnung bei Verbänden und engagierten Natur- 
schützem, daß die Umweltverträghchkeitsprüfung als 
Instrument der Projektverhinderung eingesetzt wer­
den könnte, ist dann eine Illusion, wenn Umwelt­
verträglichkeitsstudien in Verbindung mit der Ein­
griffsregelung fachlich fundiert und ernsthaft durch­
geführt werden.

Schlußbemerkung

Meine Erfahrungen bei der Bearbeitung von Umwelt­
verträglichkeitsstudien und deren Rolle im Geneh­
migungsprozeß lassen sich wie folgt zusammenfas­
sen:
Es war eine sehr kreative und konstruktive Phase in 
den letzten Jahren, als Methoden und Instrumente für 
die Umweltverträglichkeitsstudie entwickelt wur­
den, um aus dem abstrakten Gesetz ein handhabba­
res Werkzeug zu machen. Viele hitzige Diskussio­
nen zeichnen den Weg. Es ist sicher ein Fortschritt, 
daß alle Argumente aufgeschrieben, bewertet und 
öffentlich kontrollierbar werden. Auch der Stellen­
wert der abiotischen Umweltbereiche (Boden, Was­
ser, Luft) und der Mensch als Betroffener sind zu­
nehmend stärker in die Abwägung einbezogen wor­
den. Selbst wenn einzelne gesellschaftliche Grap­
pierungen unterschiedlicher Meinung sind und zu 
unterschiedlichen Abwägungsergebnissen kommen - 
das Instrument macht einiges leichter.
Die Planfeststellungsbehörden benutzen die Pro­
jektbeschreibung in der Umweltverträglichkeitsstu- 
die auch gern, um das Vorhaben zu verstehen.
Ich glaube allerdings auch, daß durch Umweltver­
träglichkeitsprüfungen geplante Vorhaben leichter 
durchsetzbar geworden sind, da die Vörhabenträger 
ein gutes "Frühwarnsystem" und mit der Eingriffs­
regelung ein gutes "Schmiermittel" in der Hand 
haben. Mit dieser Kombination kommt jeder Vorha­
benträger schneller durchs Ziel (Abb. 6).
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Die UVP - ein folgenloses Feigenblatt?
Kritische Analyse der UVP anhand von Verkehrsprojekten in Bayern

Richard MERGNER

1. Erwartungen an die UVP: Von der Reparatur
zur Umweltvorsorge

1.1 Die Mitwirkung des Bundes Natur­
schutz als anerkanntem Naturschutz­
verband in UVP-Verfahren

Die Naturschutzverbände in der Bundesrepublik 
Deutschland, darunter auch der Bund Naturschutz 
in Bayern e.V. (BN, haben maßgeblich auf die Ein­
führung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
in Deutschland gedrängt. Fast fünf Jahre dauerte es 
jedoch, bis die entsprechende EG-Richtlinie zur 
UVP schließlich im Jahr 1990 in nationales Recht 
umgesetzt wurde. Der BN war auch schon vor dem 
Umweltverträglichkeilsprüfungsgesetz (UVPG) als an­
erkannter Naturschutzverband nach § 29 des Bun­
desnaturschutzgesetzes u.a. an Raumordnungs- und 
Planfeststellungsverfahren beteiligt. Etwa 250 Ver­
fahren zu Eingriffsprojekten aller Art werden pro 
Jahr in Zusammenarbeit von ehrenamtlichen Mit­
gliedern und einigen hauptamtlichen Referenten 
bearbeitet.
Im folgenden soll daraus exemplarisch für den Ver­
kehrsbereich die Praxis der UVP bei Planung und 
Realisierung einiger großer Projekte in den Jahren 
1990-1996 betrachtet werden.

1.2 UVP als Hoffnungsträger

In einer frühzeitigen UVP wurden Chancen gese­
hen, umfassend und der ökologischen Vernetzung 
angepaßt, die Auswirkungen eines Vorhabens auf 
"Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser. 
Luft, Klima und Landschaft einschließlich der je ­
weiligen Wechselwirkungen sowie auf Kultur- und 
sonstige Sachgüter"^ beurteilen zu können, bevor 
eine Entscheidung nach den Vorgaben einzelner 
Fachgesetze gefällt wird. Der Grundgedanke der 
UVP als Instrument der Umweltvorsorge, der Ver­
meidung zusätzlicher Belastungen von Natur und 
Landschaft und ihr Zwang zum Denken und Planen 
in Alternativen war und ist bestechend. So setzten 
die Umweltverbände große Hoffnung in die Wirk­
samkeit der UVP, die jedoch in der Praxis vor allem 
bei Großprojekten aus einer Vielzahl von Gründen 
enttäuscht wurden.
So schreiten die Bodenversiegelung, die Luftver­
schmutzung, die Verlärmung und Versiegelung von 
Landschaften und Siedlungen sowie das Wald- und 
Artensterben gerade durch den Neubau von Straßen,

Flugplätzen, ICE-Hochgeschwindigkeitsbahnstrek- 
ken, Kanälen und der damit induzierten veränderten 
Flächennutzung trotz teurer Umweltverträglich­
keitsstudien weiter voran.
Der Verkehrsbereieh ist Hauptverursacher des stei­
genden NOx- und C02-Ausstoßes sowie des immer 
häufiger auftretenden Sommer-Smogs. 40 Millio­
nen Pkw in der BRD verbrauchen fast 40 Millionen 
Tonnen Kraftstoff und stoßen rund 110 Millionen 
Tonnen CO2 aus. Das sind mehr als 10% dieser für 
den Treibhauseffekt mitverantwortlichen Klimaga­
se in Deutschland.^ Trotzdem sind in Bayern bis 
zum Jahr 2012 über 1700 km allein an Neu- und 
Ausbaumaßnahmen für Autobahnen und Bundes­
straßen als "vordringlicher Bedarf" im Bundesver­
kehrswegeplan gesetzlich festgeschrieben. Da Bay­
ern im Gegensatz zu anderen Bundesländern die 
UVP-Richtlinie noch nicht in Landesrecht umge­
setzt hat, sollen auch die bis zum Jahr 2010 geplan­
ten zusätzlichen 2.500 km Staatsstraßen ohne UVP 
gebaut werden. Wie groß ist also der Stellenwert 
und Einfluß der UVP in den Genehmigungsverfah­
ren?

2. UVP-Emüchterung: Systemfehler oder die 
Verwässerung eines guten Instrumentes

Nicht nur die verspätete Umsetzung der EG-Richt- 
linie 85/337/EWG zur UVP in nationales Recht 
sondern auch mangelhafte, teilweise im Wider­
spruch zur EG-Richtlinie stehende Ausführungsbe­
stimmungen werden sowohl von Umweltverbänden 
wie auch vom ehemaligen Umweltkommissar der 
EG, Ripa di Meana, kritisiert. Die wichtigsten 
Punkte sind:

• Die Möglichkeit zur Erweiterung der UVP auf 
Programme und Pläne wurde nicht genutzt. Die 
Entscheidung über das "Wo" und "Wie" von 
Großprojekten ist damit schon längst gefallen, 
bevor die UVP beginnt. Die Frage der Recht­
mäßigkeit und Bindungswirkung beispielsweise 
des im Jahr 1993 vom deutschen Bundestag 
verabschiedeten Bedarfsplans zum Femstraßen- 
ausbau für die nachfolgende UVP und Geneh­
migung von Einzelprojekten beschäftigt derzeit 
die Verwaltungsgerichte und muß verfassungs­
rechtlich geklärt werden.
Die oft als Herzstück des UVP bezeichnete 
Pflicht zur Diskussion des Bedarfs eines um­
w eltbeeinträchtigenden Projektes sowie des
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Aufzeigens von Vorhabensaltemativen entfällt 
oft gänzlich.
Auch die Verwaltungsvorschrift über die Aus­
führung des UVP-Gesetzes hat zu keiner Ver­
besserung der UVP-Praxis geführt. Die Quali­
tätsunterschiede zwischen einzelnen UVPs und 
die Unsicherheiten bei Antragstellern und Be­
hörden sind nach wie vor groß.

• In Bayern wie in vielen anderen Bundesländern 
fehlen bislang eigenständige UVP-Landesge- 
setze. Damit ist z.B. für alle Staatsstraßen in 
Bayern keine UVP nach UVPG erforderlich.

• Die Öffentlichkeitsbeteiligung der UVP durch 
das öffentliche Auslegen der Pläne ist auf vier 
Wochen beschränkt. Mit dem 1993 beschlosse­
nen Investitionserleichterungsgesetz wurde zu­
dem die Pflicht zur frühzeitigen UVP im Raum­
ordnungsverfahren (ROV) gestrichen. Im Zuge 
der gesamten "Beschleunigungsgesetzgebung'' 
in der BRD, die eine leichtere Durchsetzung von 
Infrastrukturprojekten auf Kosten von Bürger­
und Umweltrechten bewirken soll, ist der Prü­
fungsumfang nochm als drastisch verringert 
worden.
Eine unabhängige Kontrolle des UVP-Verfah­
rens, etwa durch einen Beirat oder einen Um­
weltanwalt - wie im österreichischen UVP-Ge- 
setz vorbildlich geregelt -, findet nicht statt. 
Ebenso wenig sind für Einzelpersonen, Bürger­
initiativen oder Naturschutzverbände subjektive 
Rechte oder eine Verbandsklage zur gerichtli­
chen Überprüfung der UVP gegeben. Mängel 
bei der Erfassung der Umweltauswirkungen und 
falsche Bewertungen können damit nicht direkt 
überprüft werden. Dies hat negative Konsequen­
zen für den Vollzug der UVP durch die Verwal­
tung, zumal in vielen Fällen die Prüfungsbehör­
de und die Genehmigungsbehörde identisch 
sind.
Die UVP ist in Inhalt und Umfang der Prüfung 
auf die Rechtsvorschriften der Fachgesetze, die 
für die Zuläßigkeit eines Vorhabens maßgebend 
sind, eingeschränkt. Damit werden keineswegs 
alle umweltbeeinträchtigenden Wirkungen er­
faßt und der fach- und medienübergreifende An­
satz der EG-Richtlinie stark verengt. Im Bereich 
Verkehr ist somit aufgmnd des Fehlens von 
Grenzwerten für die Abgasimmissionen und 
entsprechender Umweltqualitätsziele keine recht­
lich relevante Auseinandersetzung mit straßenver­
kehrsbedingten Luftverunreinigungen und ent­
sprechenden Schutzmaßnahmen erforderlich. 
Die UVP fließt nur als Abwägungsmaterial in 
die Entscheidung über ein Vorhaben ein. Sie hat 
keinerlei "Vetorecht" oder Vorrang. Andere Be­
lange wie etwa "Flüssigkeit und Leichtigkeit des 
Verkehrs" oder "ökonomisch-strukturelle Grün­
de", seien sie noch so wenig empirisch belegt, 
können mit höherer Gewichtung im Entschei­
dungsprozeß den Aussschlag geben.

Mit der Verwässerung der ursprünglichen UVP-
Zielsetzungen und der mangelhaften Umsetzung

einer ohnehin schon entschärften EG-Richtlinie in 
deutsches Recht ist nur noch ein UVP-Torso übrig­
geblieben. Der Weg vom reparierenden zum vorsor­
genden Umweltschutz mit einer neuen Planungs­
qualität durch die UVP wird in Deutschland - außer 
auf freiwilliger Basis bei Einzelprojekten und in 
Kommunen und bei fachlich fundierter Beratung 
durch auftragsunabhägige Gutachter nicht be­
schritten.3*

3. Praxis der UVP bei bayerischen Verkehrs­
projekten

3.1 Die UVP verkommt zur Anpassungs­
planung

"Der Eingriff in Natur und Landschaft kann bei 
Verwirklichung der vorgeschriebenen Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen als im naturschutzrechtli­
chen Sinne ausgeglichen angesehen werden."
"Bei Einhaltung der gemachten Auflagen hinsicht­
lich der landschaftpflegerischen Begleitmaßnah­
men kann das Vorhaben im Hinblick a u f die Beein­
trächtigung von Natur und Landschaft als umwelt­
verträglich beurteilt werden".
"Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß 
die vorgesehene Trassenführung unter Abwägung 
aller Gesichtspunkte die im UVPG genannten Schutz­
güter am wenigsten beeinträchtigt und damit die 
Umweltverträglichkeit des Projekts im vorliegen­
den Planfeststellungsabschnitt erreicht wird. Ob­
wohl nach Beendigung der Baumaßnahme ein nicht 
erheblicher, doch nachhaltiger Eingriff verbleibt, 
ist die Baumaßnahme dennoch zu genehmigen, da 
Gründe des Allgemeinwohls den Belangen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege überzuord­
nen sind. "4)

Mit dieser oder einer ähnlichen behördlichen Sprach­
regelung enden derzeit in Bayern nahezu alle in die 
Planfeststellungsbeschlüsse integrierten UVPs für 
Verkehrsprojekte. Kein einziges dem Verfasser be­
kanntes Projekt ist in den letzten Jahren aus Um­
weltgründen fallengelassen worden. Im Gegenteil 
kommen sogar die meisten Umweltverträglich­
keitsstudien (UVS) - zumindest auf dem Papier - zu 
dem Schluß, daß nach Erfüllung der Kompensaüons- 
maßnahmen der durchschnittene Naturraum auf ge­
wertet und in seiner Qualität verbessert wird.
Die Auswertungen des BN von Raumordnungsver­
fahren (ROV) und größeren Planfeststellungsver­
fahren in Bayern belegen, daß ein Landschaftsein­
griff umso eher genehmigt wird und als ausgleich­
bar gilt, je größer und bedeutsamer er z.B für die 
Bauwirtschaft und die herrschende Politik ist. Al­
lenfalls trägt die UVP dazu bei, daß eine weniger 
umweltbeeinträchtigende Variante zum Tragen 
kommt, jedoch nur unter der Voraussetzung, daß 
vom Antragsteller überhaupt mehrere Varianten in 
das Verfahren eingebracht wurden.
Aus welchen Gründen ist die UVP mehr oder weni­
ger zu einer Anpassungsplanung mit geringem Ein­
fluß verkommen?
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Die folgenden Schlaglichter auf die UVP-Praxis aus 
Sicht eines Naturschutzverbandes stützen sich auf 
mehrere Verkehrsgroßprojekte wie den geplanten 
und teilweise im Bau befindlichen sechsspurigen 
Neu- und Ausbau der Autobahn A9 von Nürnberg 
nach Berlin, die in Planung befindliche neue Thiirin- 
gerwald-Autobahn A73/A71 von Bamberg/ Schwein- 
furt nach Erfurt sowie die geplante ICE-Neubau- 
strecke München-Nümberg-Erfurt und den geplan­
ten Ausbau der letzten großen freien Fließstrecke 
der gesamten bayerischen Donau zwischen Strau­
bing und Vilshofen.

3.1.1 Keine Prüfung von Projektalternativen

In allen UVPs wird auf eine ernsthafte Diskussion 
des Bedarfs der zu untersuchenden Maßnahme ver­
zichtet und damit gegen die Grundsätze der Um­
weltvorsorge und Eingriffsvermeidung verstoßen. 
Wenn jedoch nicht in einem frühen Stadium der 
Planung Prognosegrundlagen kritisch hinterfragt 
und unterschiedliche Optionen zur Deckung eines 
Bedarfs unter dem Gesichtspunkt der geringsten 
Beeinträchtigung der im UVP-Gesetz vorgegebe­
nen Schutzgüter analysiert und bewertet werden, ist 
die UVP wertlos. In keinem aktuellen Fall werden 
die von Naturschutzverbänden oder Bürgerinitiati­
ven eingebrachten grundsätzlichen Altemativpla- 
nungen, die zumeist den Ausbau des öffentlichen Ver­
kehrsnetzes vorsehen, in der UVP berücksichtigt. 
Im Raumordnungsverfahren zur geplanten ICE-Neu- 
baustrecke Nürnberg-München wurde sogar kurz vor 
Abschluß des Verfahrens von der Deutschen Bundes­
bahn als Antragstellerin die Variante eines mehrgleisi­
gen Ausbaus der bestehenden Eisenbahnverbin­
dung aus dem Verfahren herausgenommen. Trotz­
dem bestätigte das bayerische Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen die Umwelt­
verträglichkeit der Strecke in seiner landesplaneri­
schen Beurteilung. Die Untertunnelung des Köschin- 
ger Forstes, eine entscheidende Auflage der Lan­
desplanerischen Beurteilung zur Feststellung der "raum­
ordnerischen Umweltverträglichkeit'', wurde sogar im 
anschließenden Planfeststellungsverfahren vom Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen gegenüber dem Vorhabenträger, der Bahn AG, zur 
Disposition gestellt.
Nicht einmal sich aufdrängende Änderungen an 
Planungsparametem wie z.B. Verzicht auf vier- 
oder sechsspurigen Ausbau, Radienveringerung 
oder Änderung der Entwurfsgeschwindigkeit wer­
den untersucht, da in der Regel die vom Vorhaben- 
träger vorgegebenen technischen Parameter und 
Zwangspunkte nicht in Frage gestellt werden.

3.1.2 Abhängige Gutachterbüros sind keine 
Umweltanwälte

Der Untersuchungsumfang und die Qualität der 
UVU wird vom Auftraggeber vorgegeben, der na­
turgemäß ein Interesse an der Durchsetzung seines 
Vorhabens besitzt. Eine Unabhängigkeit der beauf­

tragten Gutachterbüros ist meist schon allein deswe­
gen nicht gegeben, weil Anschlußaufträge bei einer 
negativen Beurteilung des Vorhabens nicht zu er­
warten wären. Bei einigen Großprojekten wie z.B. der 
ICE-Neubaustrecke Nürnberg-Erfurt sind zudem ne­
ben der UVS auch die technische Planung und Baulei­
tung an das gleiche Büro vergeben, so daß ein erheb­
liches finanzielles Interesse an dem Bau des Projekts 
besteht. Allein die UVS im Raumordnungsverfah- 
ren hat bei diesem Vorhaben ein Auftragsvolumen 
von fast einer Million Mark. Die landschaftspflege­
rische Begleitplanung, welche oft auch die zweite, 
vertiefende Stufe der UVS beinhalten soll, dient 
meist nur noch dazu, eine gerichtsfeste Abwicklung 
der Eingriffs-Ausgleichsregelung sowie eine Ein­
grünung der Trasse vorzunehmen und damit eine 
vermeintliche Umweltverträglichkeit zu attestiem.

3.1.3 Scoping-Termin kann Scheuklappen­
sicht zementieren

Im sogenannten "Scoping" soll der Untersuchungs­
lahmen für die UVS abgesteckt werden. Die Scoping- 
Termine der hier exemplarisch betrachteten Verkehs- 
projekte fanden alle unter Auschluß der Öffentlich­
keit im kleinen Kreis zwischen Behörden, Autobahn­
direktion / Deutsche Bundesbahn als Vorhabenträger 
und den beauftragten Gutachterbüros statt. Unabhän­
gige Naturschutzverbände waren daran nicht betei­
ligt. Im Raumordnungs verfahren zum Ausbau der Do­
nau konnte nur mit größtem öffentlichen Druck und 
Lobbyarbeit die Prüfung von alternativen wasserbau­
lichen Maßnahmen durchgesetzt werden. Dagegen 
weigerten sich die zuständigen Bezirksregierungen 
beim 6-spurigen Neu-/Ausbau der Autobahn A9 
unter dem Druck der Beschleunigungsgesetzge­
bung eine Gesamt-UVP durchzuführen. Stattdessen 
wurden die Brückenbauwerke ohne förmliches und 
öffentliches Genehmigungsverfahren schon gebaut, 
während noch in Einzelabschnitten von z.T. nur 10 
Kilometern Länge rudimentäre Mini-UVPs vorge­
nommen wurden. Diese Autobahn wird bei Kosten 
von 2000 Millionen Mark für ein prognostiziertes 
Verkehrswachstum von derzeit ca. 60.000 KFZ/Tag 
auf bis zu 150.000 KFZ/Tag im Jahr 2012 als euro­
päische Transitmagistrale ausgebaut 
Die Vereinbarungen im Scoping, die auch stand­
ardisierte, meist flächenbezogene Eingrifis-/Ausgleichs - 
Bilanzierungen festschreiben, entfalten eine gewis­
se Bindungswirkung für die Prüfungsbehörde und 
terminieren die eigentlich erst am Ende der UVS 
stehende Prüfung der Ergebnisse. Umso wichtiger 
wäre es in diesem frühen Stadium der Planung, die 
Öffentlichkeit sowie die Naturschutzverbände zu 
beteiligen. Dies ist im UVPG als "kann" - Vorschrift 
auch vorgesehen.

3.1.4 Eingeschränkte Wirkungsunter­
suchungen und Methodikfehler

Der nichtöffentliche Scopingtermin, die Nichtbetei­
ligung der Naturschutzverbände sowie der Zeit- und
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Kostendruck des Auftraggebers bedingen einen ein­
geschränkten Untersuchungsrahmen für die UVP. 
Neben der schon angeführten, fehlenden Altemati- 
vendiskussion wird auch keine Betrachtung

der Wechselwirkung und Konkurrenz zu ande­
ren Verkehrssystemen,
der induzierten verkehrserzeugenden Wirkung, 
des steigenden Energieverbrauchs, 
der großräumigen Immissionsbelastung und kli- 
maverändemden Wirkung der Luftschadstoffe, 
der Sekundäreffekte (Gewerbeflächenauswei­
sung etc.) 

vorgenommen.
Bei allen Verkehrsprojekten fehlen Angaben zum 
Energie- und Materialverbrauch für Baumateriali­
en, Tunnelerstellung und Bauausführung. Umwelt- 
politische Zielsetzungen wie die CO2- und NOx- 
Verminderung werden bei den Autobahnprojekten 
nicht angesprochen.
Auch der gesamte Bereich der Beeinflußung des 
menschlichen Wohlbefindens und der Gesundheit 
werden - wenn überhaupt betrachtet mit dürren 
Bemerkungen und Verweis auf fehlende Grenzwer­
te und Gesundheitsstatistiken abgetan. Bestehende 
massive Schadstoffvorbelastungen, die z.B im ober- 
fränkischen Raum bei Schwebstaub mit 900 mg/m2 
weit über dem Durchschnitt von 100-500mg/m2 
liegen und eine erhöhte Anfälligkeit für Atem­
w egserkrankungen verursachen, werden in der 
UVS für die Thüringerwald-Autobahn A73 ausge­
blendet.
Trotz der inzwischen vorliegenden Richtlinien und 
Hinweise zur Erstellung von Umweltverträglich­
keitsuntersuchungen (UVUs) gibt es - ganz abgese­
hen von der Qualität der Datenbasis - größte Unter­
schiede in der Bewertungssytematik. Zwei Beispie­
le aus einer ganzen Fülle von Kuriositäten sollen 
hier angeführt werden.
Für den geplanten Ausbau der unteren Donau ist als 
Untersuchungsgebiet in der UVS der gesamte Tal­
raum von ca. 50 km Länge und 5 km Breite ausge­
wiesen. Dies hat Vorteile für die Abschätzung groß­
räumiger Veränderungen. Dieses Gesamtgebiet von 
257 Quadratkilometern wird aber in der UVS auch 
in unverantwortlicher Weise dazu genutzt, die Ein­
griffsfolgen für die Landwirtschaft bei einem Flä­
chenverlust von 350 Hektar zu verharmlosen. So 
wird lapidar festgestellt: "Nach den Bewertungskri­
terien ist der Eingriff in seiner Gesamtbilanz fü r  die 
Landwirtschaft als niedrig einzustufen, da die Flä­
chenverluste unter 5 Prozent liegen. Eine Gefähr­
dung der Landwirtschaft ist fü r  das Gesamtgebiet 
der Untersuchung ausgeschlosen 5*
Niedrige Informationsdichten und höchst fragwür­
dige Bewertungen durch die Bearbeiter der UVS 
führen auch bei der geplanten ICE-Neubaustrecke 
Nürnberg-München zu Unterbewertungen der Ein­
griffe z.B. in höchst schützenswerte Bannwaldflä­
chen im Nürnberger Reichswald. Trotz der zentralen 
Bedeutung dieses Waldgebietes für die Klimasitua­
tion in der gesamten Nürnberger Region, einer Viel­

zahl von vorkommenden Rote-Liste Arten sowie 
einer geplanten Ausweisung als Naturschutzgebiet, 
erhält es in der UVS im Raumordnungsverfahren 
nur einen Wert der Stufe -3- auf einer fünfstufigen 
Skala. Als "Eingriffserheblichkeit" wird trotz Wald­
rodung von 39 Hektar und großer indirekter Auswir­
kungen mit Hilfe einer "flächenbezogenen" Mitte­
lung sogar nur nur die Bewertungsstufe -2- erreicht, 
d.h eine vergleichsweise geringe Schwere des Ein­
griffs. In derselben UVS werden dagegen leicht 
ersetzbare Sekundärbiotope an vorhandenen Bahn­
böschungen ohne Relevanz z.B. für bedrohte Vo­
gelarten mit Wertstufe -4- überproportional hoch 
bewertet. Mit derartigen Bewertungstricks, verbun­
den mit Erstaufforstungsflächen und dem Aufbau 
eines Waldmantels entlang der Nebaustreckenschnei- 
se als "Ausgleichs-und Ersatzmaßnahme", läßt sich 
dann die angebliche Umweltverträglichkeit der 
Neubaustrecke gegenüber dem Ausbau der vorhan­
denen Bahnlinie herbeirechnen.6*’7*

3.1.5 Moderner ökologischer Ablaßhandel

Gängige Praxis beim Straßenbau ist, daß Straßenbö­
schungen mit Magerrasen, Regenrückhaltebecken 
und Tümpeln in Auffahrtsschleifen nach dem Na­
turschutzgesetz und UVPG als Ausgleichsmaßnah­
men deklariert werden; wenn auch mit geringerer 
Wertigkeit, dafür umso größerer Fläche. Häufig an­
gewendet werden auch Bilanzierungen, bei denen 
zerschnittene und versiegelte Landschaft nach der 
"landschaftspflegerischen Gestaltung des Eingriffs" 
für den Artenschutz oder das Landschaftsbild wertvol­
ler als vor dem Eingriff gelten. Die Rodung von Wald­
flächen wird mit dem Ankauf eines bestehenden or- 
nithologisch wertvollen Weihers "ausgeglichen", der 
anschließend zum Naturschutzgebiet erklärt wird. 
Auch Ausgleich in Form von Geldzahlungen, wie 
etwa 20.000 DM pro Kilometer 380 kV-Leitung, sank­
tionieren damit jeden Eingriff in Natur und Umwelt 
unter dem Deckmantel der ökologischen Aufwertung 
an anderer Stelle.
Dieser Ablaßhandel funktioniert anscheinend so 
lange, wie landwirtschaftliche Nutzflächen und 
Waldgebiete als beliebig disponible Flächenreserve 
für Eingriffe wie für (aus Gründen der Umweltver­
träglichkeit) geforderte Naturschutz-Ausgleichs­
maßnahmen betrachtet werden. Dieser kurzsichtige 
und gefährliche Ansatz wird dem tatsächlichen öko­
logischen Wert dieser Flächen und ihrer Bedeutung 
für eine ökologisch vertretbare land- und forstwirt­
schaftliche Nutzung in keinster Weise gerecht. 
Denn es wird dabei völlig negiert, daß fast alle 
sogenannten Ausgleichsmaßnahmen - z.B. natuma- 
her Umbau eines von einer Straße zerschnittenen 
Waldes, Bachrenaturierung etc. - ohnehin in Gesetzen 
oder regionalplanerischen Zielen vorgeschrieben und 
damit auch ohne Eingriff realisiert werden müßten. 
Dies würde aber den politischen und behördlichen 
Willen sowie die notwendigen finanziellen Mittel 
zum Vollzug der Gesetze erfordern. Der skizzierte 
ökologische Ablaßhandel führt stattdessen zu einer
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grotesken finanziellen Abhängigkeit des Natur­
schutzes von zerstörerischen Eigriffsprojekten.81 
In der Verfahrenspraxis geht es damit praktisch 
nicht mehr um das Vermeidungsgebot, das in der 
Naturschutzgesetzgebung eindeutig über der Ver­
pflichtung zur Eingriffsminimierung bzw. dem Aus­
gleich und Ersatz angesiedelt ist. Die ohnehin in der 
Verwaltungshierarchie und der Personalausstattung 
äußerst niedrig angesiedelten Natur- und Umwelt­
schutzbehörden sind zum Teil wider besseres Wis­
sen gezwungen, diese Praxis zu vollziehen. Die 
Möglichkeit, mit von der Behörde beauftragten und 
zumindest innerhalb des konkreten Projekts vom 
Vörhabenträger imabhängigen Gutacherbüros ein­
zelne Ergebnisse der UV S detailliert zu prüfen, wird 
nur in den seltensten Fällen genutzt.

3.1.6 Fazit

Die derzeitige Praxis der UVP bei großen Verkehrs­
projekten in Bayern ist aus der Sicht des Natur- und 
Umweltschutzes sowie einer notwendigen Umwelt­
vorsorgepolitik völlig unbefriedigend. Sie verstößt 
einerseits gegen die Forderungen der EG-UVP- 
Richtlinie und diskreditiert andererseits durch ihren 
nahezu beliebigen Rechtfertigungscharakter für 
Eingriffsprojekte jeder Dimension die gesamte Na­
turschutzarbeit. Die für die UVP bei Verkehrspro­
jekten aufgezeigten Defizite finden sich in gleicher 
Weise auch in anderen Bereichen, beispielsweise bei 
der Prüfung von Abfallbehandlungsanlagen oder 
Großkraftwerken. Ebenso kritisch ist die Tatsache 
zu sehen, daß in den vorherrschenden UVP-Bewer- 
tungen kein Projekt als umweltunverträglich darge­
stellt wird, obwohl dies noch längst nicht die Ver­
hinderung einer Maßnahme bedeuten müßte, da die 
Umweltbelange bei der notwendigen Abwägung 
mit weiteren Belangen ohnehin nicht Vorgehen.
In Bayern ist dem Bund Naturschutz kein einziges 
Verkehrsprojekt bekannt, das aufgrund einer UVP 
von Seiten der Genehmigungsbehörden abgelehnt 
worden ist. Dafür wurden einige Projekte auch we­
gen der unzureichenden Berücksichtigung der Um­

weltbelange von Verwaltungsgerichten gestoppt. 
Die Überprüfung und Weiterentwicklung der UVP- 
Standards setzt allerdings in ihrem Grundeigentum 
betroffene Kläger voraus, die bereit sind das finan­
zielle Risiko einer gerichtlichen Auseinanderset­
zung einzugehen. Leider ist jedoch nicht zuletzt 
durch den Rechtsabbau im Rahmen der Beschleu­
nigungsgesetzgebung durch mehrere Gerichtsurtei­
le in jüngster Zeit der Stellenwert der UVP noch 
weiter geschwächt worden.
Allenfalls können durch die UVP Eingriffe vermin­
dert bzw. - wenn vom Vorhabensträger angeboten - 
das kleinere von mehreren Übeln gewählt werden. 
Das UVP-Siegel gleicht damit leider in der Regel 
dem "Grünen Punkt" für Verpackungsabfälle und ist 
zum weitgehend folgenlosen Feigenblatt für Natur­
zerstörung degeneriert.

4. Forderungen für eine wirkungsvolle und 
ehrliche UVP

Wenn die UVP nicht nur Alibifunktion a la "Kunst 
am Bau für Eingriffsprojekte" haben soll, sind fol­
gende Forderungen an die Weiterentwicklung die­
ses Planungsinstrumentes zu stellen:

• Bereits die den Einzelprojekten zugrundeliegen­
den Programme und Pläne, wie z.B. der Bedarfs­
plan für den Femstraßenbau, sind einer umfassen­
den UVP zu unterziehen. Solange dies nicht der 
Fall ist, muß Bedarf und Notwendigkeit eines 
Projekts in der jeweiligen Einzel-UVP bewertet 
werden. Dabei sind gerade auch die zugrunde­
liegenden Verkehrsprognosen zu hinterfragen.

• Echte Vörhabensaltemativen, die auch die Dek- 
kung des Bedarfs durch andere Maßnahmen vor­
sehen, müssen obligatorisch geprüft werden.

• Die jeweilige Objekt-UVS muß vor dem Hinter­
grund einer ökologisch-gesamträumlichen Per­
spektive überprüft werden. Gleichzeitig in Pla­
nung befindliche Eingriffsprojekte im Untersu­
chungsraum sind in ihren sich überlagernden 
Effekten miteinzubeziehen.9̂
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Die EG-UVP-Richtlinie ist vollständig in deut­
sches Recht wnzusetzen. Die mit der Beschleu­
nigungsgesetzgebung verbundene Einschrän­
kung der UVP ist zurückzunehmen.
Der Freistaat Bayern braucht ebenso wie andere 
Bundesländer ein eigenes UVP-Gesetz, damit 
insbesondere größere Staatsstraßen- und Seil­
bahnprojekte auf ihre Umweltverträglichkeit 
geprüft und im Einzelfall bessere Alternativen 
gefunden werden können.
Eine strikte Trennung zwischen Genehmigungs­
behörde und UVP-Behörde ist erforderlich. Der 
Auftrag für die UVS sollte von der UVP-Behör­
de auf Kosten des Vorhabensträgers an, zumin­
dest im konkreten Projekt, unabhängige Gutach­
terbüros vergeben werden.
Eine intensive Öffentlichkeitsbeteiligung sowie 
die Beteiligung der Naturschutzverbände ist von 
Anfang an durchzuführen. Dabei sind über das 
derzeit stattfmdende Anhörungsverfahren hin­
aus aktive Mitwirkungsmöglichkeiten und Ein­
sicht in alle Informationen und Vorplanungen zu 
geben. Nur mit der Einführung einer Verbands­
klage wäre die Überwachung der korrekten 
Durchführung des Verfahrens möglich.
Die Bewertungsmethoden sind erheblich trans­
parenter zu gestalten. Sekundäreffekte und ku­
mulative Wirkungen sind verstärkt darzustellen 
und zu berücksichtigen.
Umweltqualitätsziele und Vorsorgestandards müs­
sen beachtet und den aus ökologischen Ge­
sichtspunkten unzureichenden Grenzwerten über­
geordnet werden. Dabei ist auch die derzeit un­
befriedigende Betrachtung der Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit zu verbessern. 
Die gesamte Eingriffs-/Ausgleichsregelung ist 
neu zu gestalten und von ihrem "Scheinaus­
gleichscharakter" zu befreien. So müssen z.B. 
seltene Biotoptypen als Tabuzonen für Eingriffe 
gelten. Die Sicherung bereits bestehender Bio­
topflächen ist nicht als Kompensation zu werten, 
da hierdurch die Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes nicht positiv verändert wird. Glei­
ches gilt für Maßnahmen, die ohnehin aufgrund 
von Gesetzen oder Naturschutzprogrammen er­
forderlich sind.10'1
Alleiniger Maßstab für die Erteilung des Prädi­
kats "umweltverträglich" ist der N achw eis, daß 
sich durch eine Maßnahme die Umweltqualität 
insgesamt verbessert. Jede UVS muß daher zu 
einer klaren "Ja-Nein" - Entscheidung führen, 
und nicht nur die relative beste Lösung unter 
mehreren schlechten Varianten auswählen. Das 
Ergebnis von UVU und UVP sollte in einem 
eigenständigen, öffentlich einsichtbaren "UVP 
Dokument" vorgelegt werden.11̂
Die Dokumentation durchgeführter UVPs in 
entsprechenden Zentren, sowie die Einführung

staatlich anerkannter UVP-Sachverständiger ist 
zur Qualitätssicherung des gesamten Verfahrens 
notwendig.
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Zum Verhältnis von UVP und naturschutzrechtlicher 
Eingriffsregelung -
Anforderungen an eine Weiterentwicklung

Amd WINKELBRANDT

1. Vorbemerkungen

A. Wenn man die Diskussionen über und um die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) der letzten 
25 Jahre verfolgt hat, stellt man einen erheblichen 
Wandel in der Einschätzung dieses umweltpoliti­
schen und -fachlichen Instruments fest. SPINDLER 
(1983) hat die Erwartungen der 70er und 80er Jahre 
eindrucksvoll zusammengefaßt. Manche der bei 
ihm zitierten Auffassungen waren so euphorisch, 
daß man daraus schließen könnte, die UVP sei der 
"Heilsweg" der Umweltpolitik. Minister TÖPFER 
sprach noch vor Verabschiedung des UVP-Gesetzes 
(UVPG) von der UVP als einem "Königsweg" der 
Umweltpolitik. Nach Einschätzungen der letzten 
fünf Jahre kann die UVP eher als "Knüppeldamm" 
der Umweltpolitik bezeichnet werden, einerseits 
deshalb, weil diesem Instrument ständig "Knüppel 
zwischen die Beine geworfen" werden und zum 
anderen, weil Knüppeldämme bezeichnenderweise 
auf labilem Untergrund eingesetzt werden.
B. Die Entwicklung der Eingriffsregelung verlief 
fast umgekehrt. Mit ihrer Einführung 1976 konnten 
sich die Verwaltungen m it diesem, hinsichtlich der 
Konsequenzen, neuen Instrument lange nicht an­
freunden. Der Durchbruch und die Stärkung der 
Bedeutung kam in einem 10 - 15jährigem time-lag, 
also etwa zwischen 1985 und 1990. Die letzten fünf 
Jahre waren stärker von der Diskussion gekenn­
zeichnet, wie die Anwendung vereinfacht werden 
kann, insbesondere in der Baugenehmigung. Diese 
Diskussion führte 1993 zum Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetz, mit dem die Ein­
griffsregelung in der Bauleitplanung neu geregelt 
wurde.
C. Praxisbezug dieses Beitrags sind die Erfahrun­
gen, die im Rahmen der Mitwirkungen an den Ver­
kehrsprojekten Deutsche Einheit gewonnen wurden 
und zum anderen ein FuE-Vorhaben "Berücksichti­
gung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelun­
gen bei Umweltverträglichkeitsuntersuchungen'', 
das zur Zeit der UVP-Förderverein für das Bundes­
amt für Naturschutz (BfN) bearbeitet.
D. Das Verhältnis von UVP und Eingriffsregelung 
hat mehrere Komponenten. Hier wird vor allem die 
inhaltlich-methodische Komponente behandelt. Des­
halb werden stärker die Gesichtspunkte des § 6 
UVPG mit den materiellen Anforderungen des Na­
turschutzrechtes über die Eingriffsregelung behan­

delt und nicht so sehr die Verfahrensaspekte der §§ 7 - 
12 UVPG.

2. Aspekte zum Verhältnis von UVP und Ein­
griffsregelung

Diese beiden wichtigen Instrumente des Umwelt- 
und Naturschutzrechts sind explizit über § 8 Bundes­
naturschutzgesetz (BNatSchG) verknüpft. Der § 8 
Abs. 10 UVPG wurde durch Art. 6 UVPG in das 
BNatSchG eingefügt und bezieht sich dort auf 
UVP-pflichtige Vorhaben. In § 8 Abs. 10 heißt es: 
"Handelt es sich bei dem Eingriff um ein Vorhaben, 
das nach § 3 des Gesetzes über die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung einer Umweltverträglichkeitsprü- 
fung unterliegt, so muß das Verfahren, in dem Ent­
scheidungen nach Abs. 2, Satz 1, Abs. 3 oder auf­
grund von Vorschriften nach Abs. 9 getroffen wer­
den, den Anforderungen des genannten Gesetzes 
entsprechen." In § 6 UVPG wird gedanklich-be­
grifflich Bezug zur Eingriffsregelung genommen, 
wenn es dort in § 6, Abs. 2, Nr. 3 heißt: "Beschrei­
bung der Maßnahmen, mit denen erhebliche Beein­
trächtigungen der Umwelt vermieden, vermindert 
oder soweit möglich ausgeglichen werden sowie der 
Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren aber 
vorrangigen Eingriffen in Natur und Landschaft." 
Ordnet man beide Instrumente hinsichtlich Ähn­
lichkeiten und Unterschiedlichkeiten, so lassen sich 
im groben folgende Eckpunkte bestimmen:

2.1 Inhalt

In § 2 UVPG wird der Inhalt der UVP wie folgt 
beschrieben: Danach ist es Aufgabe der UVP, die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Aus­
wirkungen eines Vorhabens auf

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft einschließlich der 
jeweiligen Wechselwirkungen 
Kultur und sonstige Sachgüter (Umwelt-Schutz­
güter)

vorzunehmen.
Inhalt der Eingriffsregelung ist:

die Ermittlung der Auswirkungen von Verände­
rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflä­
chen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
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haltes oder das Landschaftsbild erheblich oder
nachhaltig beeinträchtigen können.

Inhaltlicher Anknüpfungspunkt der UVP sind also 
die in § 2 definierten Umwelt-Schutzgüter, die ein­
zeln abzuarbeiten sind - nur so macht die Aufnahme 
von Wechselwirkungen als eigener Inhalt einen 
Sinn die gegenüber der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung eindeutig anthropozentrisch aus­
gerichtet sind.

Inhaltlicher Anknüpfungspunkt der Eingriffsrege­
lung sind dagegen von vornherein Komplexsach­
verhalte wie "Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
halts" und "Landschaftsbild", die zwar auch, aber 
nicht nur anthropozentrisch, sondern auch ökozen­
trisch ausgerichtet sind.

2.2 Methodik

Beide Instrumente beinhalten Wirkungsabschät­
zungen. Die Wirkungsprognosen der UVP enden 
mit einer Auswirkungsanalyse, die nicht nur der 
Gefahrenabwehr dienen soll, sondern auch der Um­
weltvorsorge. Die Wirkungsabschätzung der Ein­
griffsregelung ist eindeutig an Abwehr von und 
Vorbeugung vor Gefahren orientiert; deshalb endet 
sie mit dem Bewertungsschritt der "Erheblichkeit" 
oder "Nachhaltigkeit" der Beeinträchtigung.

Aus diesem Grund können beide Instrumente mit 
ähnlichen Methoden vorbereitet werden, allerdings 
ist die Auffüllung mit Inwertsetzungs-Vorschriften 
unterschiedlich.

2.3 Bewertungsmaßstäbe

Die Bewertungsmaßstäbe der UVP sind die Bewer­
tungsmaßstäbe aller Umweltgesetze. Inwieweit 
darüber hinaus vorsorgende fachliche Bewertungs­
maßstäbe greifen können, wird z.Z. in der entspre­
chenden Literatur unterschiedlich behandelt.

Die Bewertungsmaßstäbe der Eingriffsregelung 
sind ausschließlich die der Naturschutz-Gesetze. 
Inwieweit in der Eingriffsregelung bereits natur­
schutzrechtliche Bewertungsmaßstäbe des beson­
deren Naturschutzes, also des 4. und 5. Abschnittes 
des BNatSchG zu berücksichtigen sind, wird nicht 
nur generell, sondern auch speziell im Zusammen­
hang mit der Konzentrationswirkung z.B. des Plan­
feststellungsverfahrens unterschiedlich diskutiert. 
Zunächst ist erst einmal festzustellen, daß die Ein- 
griffsregelung Natur und Landschaft allgemein si­
chern will auf den Flächen, auf denen kein speziel­
lerer Schutz seitens des Naturschutzes vorgesehen 
ist. Eine derartige Betrachtung hat nicht nur Konse­
quenzen hinsichtlich der Verwendung spezifischer 
Artenschutzmaßstäbe in der Eingriffsregelung, son­
dern insbesondere auch, wenn man der Auffassung 
wäre, daß über die Eingriffsregelung die gesamten 
Belange von Naturschutz und Landschaftspflege, so 
wie sie in § 1 BNatSchG dargestellt sind, für die 
UVP aufzubereiten sind.

2.4 Anknüpfungspunkte der Instrumente

Eine UVP ist nach § 3 UVPG für Vorhaben durch­
zuführen, die in der Anlage zu dem Gesetz aufge­
führt sind (enumerative Liste).
Die Eingriffsregelung definiert den Eingriff wir­
kungsbezogen. Der Eingriffsregelung unterliegen 
solche Veränderungen, die einerseits zu erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigungen führen kön­
nen und andererseits zumindest einer behördlichen 
Bewilligung, Erlaubnis, Anzeige usw. unterworfen 
sind.
Die in einigen Bundesländern eingeführten Positiv­
listen im Zuge der Eingriffsregelung haben nicht 
den gleichen Charakter wie die Anlage zu § 3 
UVPG.

2.5 Verfahren

Beide Regelungen sind (anderen) Rechtsverfahren 
zugeordnet. Die UVP geht i.d.R. dem eigentlichen 
Rechtsverfahren voraus. Sie endet mit einem Gut­
achten, das in die Abwägung einzustellen ist. Die 
Eingriffsregelung wird in dem Rechtsverfahren di­
rekt wirksam.
Die UVP selbst hat eigene Verfahrenselemente wie 
Scoping, Öffentlichkeits- und Behördenbeteili­
gung. Die Eingriffsregelung sieht dagegen aus­
schließlich eine qualifizierte Beteiligung (Einver­
nehmens- bzw. Benehmensherstellung) mit den Na­
turschutzbehörden vor.

2.6 Wirksamkeit

Die UVP schließt mit einem fachlichen Urteil ab, 
das im Verfahren wirksam werden soll aber nicht 
muß, insbesondere, wenn andere Belange überwie­
gen. Die Eingriffsregelung, insbesondere die Aus­
sagen des § 8 Abs. 2 BNatSchG "Unterlassung ver­
meidbarer Beeinträchtigungen" und "Ausgleich un­
vermeidbarer Beeinträchtigungen", sind im Rechts­
verfahren verbindlich durchzuführen, d.h. sie unter­
liegen im Grundsatz nicht der Abwägung.

Fazit
Aus den vorgenannten Punkten 2.1 2.6 ist im
Verhältnis Eingriffsregelung zu UVP folgendes Fa­
zit zu ziehen (vgl. auch AG ER 1995):

• Die Zulassungsbehörde hat bei ihrer Entschei­
dung über ein Vorhaben die Bewertung gemäß 
§ 12 UVPG nach Maßgabe der geltenden Geset­
ze zu berücksichtigen. Ist das Vorhaben ein 
Eingriff gemäß § 8 BNatSchG, gehören zu den 
Maßgaben auch die Vorschriften der Eingriffs­
regelung.
Aufgrund vieler rechtssystematischer und fach­
inhaltlicher Gemeinsamkeiten mit dem UVPG 
haben die Bestimmungen der Eingriffsregelung 
eine herausgehobene Bedeutung bei der Durch­
führung der UVP. Unter dem Ziel eines wirksa­
men Umweltschutzes sind die Eingriffsregelung 
und die weiteren naturschutzrechtlichen Vor­
schriften zum Schutz von Natur und Landschaft
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Abbildung 1

Arbeits-, Auswahl- und  Bewertungsschritte bei der Erarbeitung von Um weltverträglichkeitsuntersuchungen (in

A n le h n u n g  a n  BML 1985).

in der Durchführung von Umweltverträglich­
keitsprüfungen zu berücksichtigen. Hierbei kann 
hinsichtlich Untersuchungstiefe, -breite und 
-Zeitaufwand Doppelaufwand vermieden wer­
den.

• Die Schutzgüter der Eingriffsregelung bzw. de­
ren zweckmäßige Operationalisierung sind in 
den Schutzgütem nach § 2 UVPG enthalten. Da 
das UVPG keine eigenen Bewertungsmaßstäbe 
enthält, sind die gemeinsamen naturschutzfach­
lichen Schutzgüter von UVPG und Eingriffsre­
gelung auch den Erfordernissen der natur­
schutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß zu 
handhaben. Dies gilt insbesondere, wenn nach § 
6 UVPG Fragen der Vermeidbarkeit und der 
Ausgleichbarkeit behandelt werden. Die Ermitt­
lung, Beschreibung und Bewertung von Projekt­
wirkungen sowie die Entwicklung von Vorkeh­
rungen zu Vermeidungs-, Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen hinsichtlich der Schutzgüter ist 
damit sowohl nach UVPG als auch gemäß Ein­
griffsregelung Voraussetzung für prüfbare An­
tragsunterlagen.

• Die Orientierung der UVP an naturschutzspezi­
fischen Erfassungs- und Bewertungskriterien ist

die Voraussetzung für die Berücksichtigung der 
Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege. Nur so kann die UVP ihre Aufgabe der 
Wahrung und Absicherung der Ziele und Grund­
sätze des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge gegenüber anderen Schutzgütem und schutz­
gutspezifischen Nutzungsinteressen der am UVP- 
Verfahren beteiligten Fachbereiche erfüllen. Dies 
setzt voraus, daß die Schutzgüter des Naturschut­
zes im UVP-Prozeß eigenständig dargestellt wer­
den und nachvollziehbar erhalten bleiben. Dies gilt 
besonders für die Schutzgüter, die der UVP und 
der Eingriffsregelung gemeinsam sind.

Darüber hinaus sind im naturschutzfachlichen Teil 
der UVP die Umweltauswirkungen eines Vorhabens 
nicht nur anhand der Anforderungen der Eingriffs­
regelung und der Vorschriften des besonderen Ge­
biets- und Artenschutzes, sondern auch nach Maß­
gabe der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege gemäß §§ 1 und 2 
BNatSchG zu bewerten. Diese können über die o.g. 
Anforderungen hinausgehen, so daß im Einzelfall 
für den naturschutzfachlichen Teil der UVP weitere 
Anfordemngen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege darzustellen und zu bewerten sind.
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3. Methodik und Arbeitsschritte von UVU und 
Eingriffsregelung

Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) und 
Eingriffsregelung unterliegen, wie oben ausgeführt, 
der gleichen Planungsmethodik. Für diese Instru­
mente werden Informationen benötigt und verarbeitet 
über:

Art, Beschaffenheit, Aussehen, Wirkungsquali­
tät, -quantität und Dauer eines Vorhabens, 
qualitative und quantitative Parameter der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes,
naturschutzfachliche Bewertungen der Schutz­
güter und ihrer Ausprägungen (vgl. Abb. 1). 

Der Entscheidungsprozeß wird in Erfassungs- und 
Bewertungsschritte gegliedert. Auch wenn diese im 
Zusammenhang stehen, ist zur rationalen Entschei­
dungsfindung dieser Zusammenhang systematisch 
zu trennen, damit Bewertungen als solche erkannt 
werden können und, wenn sich Bewertungen verän­
dern, nicht der gesamte Planungsablauf verändert 
werden muß.
Insofern erfolgt die Anwendung der Eingriffsrege- 
lung (und analog dazu die Umweltverträglichkeits­
untersuchung) in einer Abfolge aufeinander aufbau­
ender, sich wechselseitig beeinflussender Arbeits­
schritte, die sich teils aus der Planungsmethodik, 
teils aus den Verfahrensschritten der Eingriffsrege­
lung ergeben. Dieses sind in der Reihenfolge:

1. Schritt: Abgrenzung des Untersuchungsraumes
2. Schritt: Erfassung und Bewertung von Natur

und Landschaft (Umwelt-Schutzgüter) 
des Untersuchungsraumes

3. Schritt: Ermüdung der vorhabensbedingten Wir­
kungen

4. Schritt: Ermittlung der Beeinträchtigungen
5. Schritt: Bestimmung der Erheblichkeit und Nach­

haltigkeit der Beeinträchtigungen
6. Schritt: Ermittlung von vermeidbaren Beein­

trächtigungen
7. Schritt: Bestimmung der Ausgleichbarkeit er­

heblicher oder nachhaltiger Beeinträch­
tigungen

8. Schritt: Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen

9. Schritt: Gegenüberstellung von Beeinträchtigun­
gen, Vorkehrungen zur Vermeidung, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

10. Schritt: Durchführung von Erfolgskontrollen. 

Umfang und Tiefe, mit der diese Einzelschritte be­
arbeitet werden müssen, hängen zum einen von der 
Verfahrensebene ab, auf der das Vorhaben betrach­
tet wird (z. B. Raumordnungsverfahren, Planfest­
stellungsverfahren, Plangenehmigungsverfahren), 
zum anderen davon, ob es sich um die vorbereitende 
UVU oder die im Verfahren wirksame Eingriffsre- 
gelung handelt.
An die methodischen Schritte der UVU und Ein­
griffsregelung stellen sich unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit insbesondere 
folgende rechtliche, fachliche und methodische An­

forderungen, die auch nicht mit dem Hinweis auf 
eine Überforderung der Alltagspraxis ausgeklam­
mert werden dürfen:

• Die Reihenfolge der methodischen Einzelschrit­
te ist zu beachten, und für die Eingriffsregelung 
ist die gesetzlich vorgeschriebene Abfolge ihrer 
Sanktionen zwingend einzuhalten. Dies erfor­
dert u.a. die Differenzierung zwischen Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nach den hierfür 
vorgegebenen Merkmalen.
Die Bewertungsschritte sind als solche zu kenn­
zeichnen. Bewertungsmaßstäbe müssen sich an 
der Aufgabenstellung und der Systematik der 
UVU und der Eingriffsregelung orientieren, nach­
vollziehbar und prüfbar sein. Untersuchungstie­
fe und Aussagenschärfe sind entsprechend dem 
Maßstab der Entscheidungsebene zu wählen. 
Für die Bearbeitung der UVU und die Umset­
zung der Eingriffsregelung müssen alle Schutz­
güter (u.U. mit unterschiedlicher Untersuchungs­
tiefe) einschließlich ihrer Wechselwirkungen und 
Langzeitfolgen betrachtet werden.
Für beide Instrumente ist das komplexe Wech­
selspiel zwischen den Planungsbeteiligten und 
den verschiedenen fachlichen Anforderungen 
zu beachten. Deshalb können nicht alle Bewer­
tungsfragen mit einer Methodik gelöst werden. 
Statt dessen empfiehlt sich eine Methodenviel­
falt.

Grundvoraussetzung hierfür sind:

die umweit- und naturschutzfachlich qualifi­
zierte Erfassung und Bewertung von Natuf und 
Landschaft (Umweltschutzgüter) des Raumes, 
der von einem Vorhaben betroffen ist, 
die Darstellung von Projektbestandteilen und 
-Wirkungen,
die Aufgabenbearbeitung mit spezifischem Fach­
personal des Vorhabenträgers bzw. bei den von 
ihm Beauftragten.

Fazit
Ziel der Praxis sollte es sein, bei UVP-pflichtigen 
Vorhaben, die regelmäßig auch der Eingriffsrege- 
lung unterliegen, die inhaltlich-methodische Vorbe­
reitung beider Instrumente - also die Umweltver­
träglichkeitsuntersuchung als auch die Vorarbeiten 
zur Bewältigung der Eingriffsregelung - so aufein­
ander abzustimmen, daß sie bestmöglichst für die 
Ziele und Zwecke des jeweiligen Instrumentes ge­
nutzt werden können. Dieses bedingt allerdings, 
daß die Anforderungen der jeweiligen Instrumente 
in sich geschlossen erkennbar bleiben. Wenn dieses 
der Fall ist, läßt sich Doppelaufwand im Hinblick 
auf Untersuchungen und Bewertungen vermeiden 
und wird damit die Gewähr geschaffen, planungs­
beschleunigend tätig zu werden.
Dieser These folgend wird im nachfolgenden ein 
Ablauf vorgestellt, wie er im Rahmen von Fem- 
straßenprojekten möglich sein könnte; auch wird im 
weiteren dargestellt, inwieweit diese These bereits 
in der Praxis der UVU berücksichtigt wird.
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4. Verkehrsprojekte Deutsche Einheit

Im Jahre 1991 hat die Bundesregierung im Vorgriff 
auf den Bundesverkehrswegeplan 1992 insgesamt 
17 Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE) zur 
Verbesserung der Verbindung zwischen den alten 
und den neuen Bundesländern definiert. Von diesen 
17 Verkehrsprojekten waren 9 Eisenbahnprojekte, 7 
Feinstraßen und ein Wasserstraßenprojekt. Die Ver­
kehrsprojekte umfaßten sowohl Neubauprojekte, 
Ausbau- und Wiederherstellungsprojekte. Um diese 
Verkehrsprojekte möglichst schnell realisieren zu 
können, wurden seitens des Bundes neue Gesetze 
geschaffen, zum einen das Verkehrswegeplanungs­
beschleunigungsgesetz (BGBl. 1991 Nr. 65) und 
zum anderen Investitionsmaßnahmengesetze. Bei 
den Neubauprojekten wirkte das Bundesamt für 
Naturschutz aufgrund einer Vereinbarung zwischen 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) und dem Bundesmi­
nisterium für Verkehr (BMV) mit. Das betraf die 

BAB A 20,
BAB A 14,
BAB A 38,
BAB A 4 in Teilen und 
BAB A 73/81 sowie
die Neubaustrecke Nürnberg - Erfurt, Erfurt 
Halle/Leipzig.

4.1 Neue Gesetze zur Planungsbeschleuni­
gung von Verkehrswegen

Das seit Dezember 1991 in Kraft getretene Ver­
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz (BGBl. 
1991, Nr. 65) mit dem Ziel der Beschleunigung von 
Planungen des Baus und der Änderung von:

I. Verkehrswegen der Bundeseisenbahn
II. Bundesfemstraßen und Bundeswasserstraßen
III. Verkehrsflughäfen
IV. Straßenbahnen

gilt in den neuen Bundesländern sowie zwischen 
diesen Ländern und den nächsten Knotenpunkten 
des Hauptverkehrsnetzes des übrigen Bundesgebie­
tes (§ 1 Abs. 1).
Eine Verkürzung der Planungszeiträume soll da­
durch erzielt werden, daß:

die Fristen für die Auslegung der Pläne, die 
Erörterung und die Stellungnahme von betroffe­
nen Behörden verkürzt werden (§ 3); 
Planfeststellungsbeschlüsse unter besonderen 
Voraussetzungen durch Plangenehmigungen er­
setzt werden können (§ 4), damit entfällt die 
UVP-Pflicht;
das verwaltungsgerichtliche Verfahren auf eine 
Instanz beschränkt wird (§ 5) und 
Klagen keine aufschiebende Wirkung haben (§ 5). 

Neben dem modifizierten Genehmigungsverfahren 
für die Verkehrswege in den fünf neuen Bundeslän­
dern wurde im Bundestag ein Gesetz zur Vereinfa­
chung der Planungsverfahren für Verkehrswege 
(Planungsvereinfachungsgesetz) für das übrige

Bundesgebiet verabschiedet, welches sich vom 
Grundsatz her an das Verkehrswegeplanungsbe­
schleunigungsgesetz anlehnt.
Das letztgenannte Gesetz zielt ebenfalls auf die 
Verkürzung von Planungsverfahren und die Redu­
zierung der UVP-pflichtigen Fälle ab.

4.2 Umsetzung von umweltfachlichen 
Inhalten in die Ablaufplanung des 
Bundesfernstraßenbaues

Zur Umsetzung der umweit- und naturschutzfachli­
chen Inhalte hat der Straßenbau, insbesondere der 
Femstraßenbau, eine Vielzahl von Regelwerken, 
die zu berücksichtigen sind (siehe Literaturliste am 
Ende des Beitrags). Für die Verkehrsprojekte deut­
sche Einheit haben das Bundesministerium für Ver­
kehr und das Bundesministerium für Umwelt zu­
sätzliche "ökologische Anforderungen" geschaffen, 
die dem Ziel der Planungsbeschleunigung Rech­
nung tragen, ohne wesentliche umweit- und natur­
schutzfachliche Inhalte aufzugeben. Aus den Regel­
werken und Anforderungen des Straßenbaues wur­
de seitens des BfN eine Ablauflogik geschaffen, in 
die wesentliche Sachverhalte als Kontrollfragen 
eingebaut wurden (siehe Abb. 2 und 3). Diese Ab­
lauflogik wurde verknüpft mit den Verfahrens­
schritten des Fernstraßenbaues (Linienbestim- 
mungs- und Planfeststellungsverfahren) sowie mit 
den Sanktionen der Eingriffsregelung, wie z.B. 
"Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen", 
"Ausgleich unvermeidbarer Beeinträchtigungen"

5. Verknüpfung von Anforderungen der UVP 
und der Eingriffsregelung mit der derzeiti­
gen Praxis

Aus den Erfahrungen der Verkehrsprojekte Deut­
sche Einheit haben wir Ende 1995 den UVP Förder­
verein mit folgendem Forschungsvorhaben beauf­
tragt: "Berücksichtigung der naturschutzrechtli­
chen Beeinträchtigungen bei Umweltverträglich­
keitsuntersuchungen"
Im Rahmen dieses FuE-Vorhabens wurden 150 Um- 
weltveiträglichkeitsuntersuchungen kursorisch durch­
gesehen mit dem Ziel, 25 UVUs einer gründlichen 
Analyse hinsichtlich der Vorbereitung der Eingriffs­
regelung in diesen UVUs zu unterziehen.
Dabei handelt es sich um UVUs, die entweder in der 
Bibliothek des UVP-Fördervereins vorhanden wa­
ren oder um solche, die aufgrund einer Mitglie­
derumfrage dem UVP-Förderverein zugängig ge­
macht wurden. Nicht ausgewertet wurden freiwilli­
ge UVUs zu Bauleitplänen. Es handelt sich also um 
klassische Projekt-UVUs im Sinn der 85er EG- 
Richtlinie bzw. des UVPG.
Schwerpunkt der Durchsicht waren vor allem in­
haltliche Fragen, aber auch arbeitsmethodische Fra­
gen sowie das Verhältnis der naturschutzfachlichen 
Schutzgüter zu den restlichen umweltfachlichen 
Schutzgütem, vor allem im Hinblick auf die Frage,
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Abbildung 2

Arbeitsschritte und Klärungsbedarf im Rahmen der Umweltverträglichkeitsuntersuchungen zur Linienfindung 
einer Bundesfernstraße.
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Abbildung 3

Arbeitsschritte und Klärungsbedarf im Rahmen des landschaftspflegerischen Begleitplanes zur Planfeststellung 
einer Bundesfernstraße bei Vorliegen einer UVP.
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inwieweit das Verfahren der Eingriffsregelung ma­
teriell in den UVUs vorbereitet wird.
Die Studien verteilten sich über das gesamte Bun­
desgebiet mit deutlichen Schwächen in den neuen 
Bundesländern, was prinzipiell verständlich ist, und 
in den südlichen Bundesländern.
Die Studien wurden wie folgt charakterisiert:

1. Fertigstellung
2. Verfahren
3. Vorhaben-Kategorien nach Anhang zu § 3 

UVPG:
Nr. 4 = Abfall
Nr. 6 = Gewässer (WHG)
Nr. 8 = Straße
Nr. 9 = Eisenbahn
Nr. 12 = Bundeswasserstraße
Nr. 13 = Flugplatz

Die Auswertung wurde in drei Kategorien durchge­
führt. In der Kategorie 1 waren UVUs mit Sachver­
halt "gut" bis "sehr gut" bzw. "vollständig bearbei­
tet", in Kategorie 2 UVUs mit "befriedigend" bzw. 
"mittelmäßig", Kategorie 3 "keine Angaben" oder 
sehr lückenhaft.
Als Fazit der bisherigen Auswertung kann festge­
halten werden, daß es schwierig ist, überhaupt 25 
UVUs zu ermitteln, die einer vertieften Analyse 
unterzogen werden sollten. Bei den positiven Bei­
spielen sind Straßenbauprojekte überproportional 
vertreten. Diese Feststellung deckt sich insoweit 
nicht mit den BfN-Erfahrungen bei den Verkehrs­
projekten Deutsche Einheit, weil dabei erhebliche 
inhaltlich-methodische Lücken festgestellt worden 
sind. Daß im Zuge der Analyse im Rahmen des 
FuE-Vorhabens Straßenbauprojekte jedoch metho­
dische Spitzenreiter in den UVUs und - wie Insider 
bestätigten UVUs zu vorgelagerten Verfahren 
"UVU de luxe" sind, kann man ermessen, auf wel­
chem geringem fachlichen Niveau das Instrument 
UVP vorbereitet wird. Da es aber Ziel sein muß, 
umweit- und naturschutzfachliche Inhalte umfas­
send und systematisch klar zu gliedern und zu be­
werten, um an der Abwägung teilzunehmen, kann 
in dieser nur das Wirkung entfalten, was auch syste­
matisch vorbereitet wurde.
Aus beidem - VDE und FuE-Vorhaben - lassen sich 
folgende methodischen Anforderungen für die Wei­
terentwicklung von UVU und Eingriffsregelung ab­
leiten.

6. W eiterentw icklung von UVU und Eingriffs­
regelung

A. Qualitätssicherung ist die Grundlage jeder in­
haltlich-methodischen Weiterentwicklung der bei­
den Instrumente
B. Qualitätssicherung bedeutet
• Einbau einer Nachkontrolle als Qualitätssiche­

rung der Wirkungsprognosen 
Zertifizierung der Gutachter zur Qualitätssi­
cherung der UVU und Eingriffsregelung

Rechtliche Verstärkung der Position der Um­
weltbehörden im UVP-Prozeß 
(Antragskonferenz - Bewertungsmaßstäbe - be­
hördliche Entscheidung).
Verdeutlichung, was Alternativen i.S. des UVPG 
sind (UVPG versus "Verkehrsbereinigungsge­
setz", d.h. Änderung des FStrG und des FStrausbG 
durch 3. Rechtsbereinigungsgesetz); ansonsten 
werden in der UVP und Eingriffsregelung nur 
Standort- und Design-Varianten geprüft. 
Klarstellung des Vorsorgecharakters der UVP; 
Festlegung von Vorsorgewerten, insbesondere 
in bezug auf § 12 UVPG.
Im Rahmen der UVP, speziell des § 1 2  UVPG, 
wird z-Z. in juristischen Kreisen die Frage dis­
kutiert, ob und inwieweit die Formulierung, daß 
"die Bewertung der Umweltauswirkungen an­
hand der geltenden Umweltfachgesetze" zu er­
folgen hat, bewertungstechnisch eine reine Ge­
setzessubsumtion darstellt oder ob hier weiter­
gehende Standards i.S. des Planungsermessens 
anzuwenden sind. Für letztere Auffassung spricht 
gerade, daß

im Naturschutzrecht eine Vielzahl von unbe­
stimmten Rechtsbegriffen vorhanden sind, 
die erst im Einzelfall konkretisierbar sind, 
auch in den Verwaltungsvorschriften zum 
UVP-Gesetz (UVP-VwV) "weichere" Be­
wertungsmaßstäbe und -verfahren Einzug 
gefunden haben.

C. Stärkung des Umfeldes der Projekt-UVP durch 
eine strategische UVP, FFH-Verträglichkeitsprü­
fung, Eingriffsregelung wenngleich diese z.Z. 
rechtlich auch geschwächt wird.
D. Novellierung der EG-UVP-Richtlinie auf der 
Grundlage der Richtlinie 97/11/EG vom 3. März 
1997 des Rates der Europäischen Union.
E. Erstellung einer "TA-UVP", um Einsickerungs­
tiefe und -geschwindigkeit der UVP bei Antragstel­
lern und Behörden zu erhöhen. Im Hinblick auf 
inhaltlich-methodische Standardisierungen hilfrei­
cher als als Vereinheitlichungsbestrebungen seitens 
der geschwächten Umwelt- und Naturschutzver­
waltung können Standardisierungen mit Hilfe eines 
EDV-gestützten Systems in der derzeitigen Situati­
on angesehen w erden.
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Bearbeitung Darstellung

Zu erwartende Belastungen der im Wohnumfeld betroffenen 
Menschen (Entlastungen treten nicht auf):
Ermittelt wurden die Veränderungen (Belastungen), die sich 
vom Prognose-Nullfall für das Jahr 2010 (kein Autobahnbau) 
zum Planungsfall (Verwirklichung der A 99 - Autobahnring 
München im Nordwest- und Westabschnitt) ergeben.

Anzahl der durch Verkehrs­
lärm belasteten Einwohner. 
Die Ortsnamen beziehen sich 
auf die betroffenen Siedlungs­
bereiche.
Dargestellt werden alle 
Belastungen.

Zu erwartende Belastungen der betroffenen 
Erholungsgebiete:
Ermittelt wurden die Veränderungen (Belastungen), die sich 
vom Prognose-Nullfall für das Jahr 2010 (kein Autobahnbau) 
zum Planungsfall (Verwirklichung der A 99 - Autobahnring 
München im Nordwest- und Westabschnitt) ergeben.

Fläche der betroffenen 
Erholungsgebiete.
Dargestellt werden nur die ho­
hen Belastungen, sehr hohe 
Belastungen treten nicht auf.

Zu erwartende Belastungen der betroffenen Lebensräume 
wildwachsender Pflanzen und wildlebender Tiere:
Ermittelt wurden die Lebensraumverluste (Belastungen) 
durch Überbauung, Isolation und Beeinträchtigung straßen­
naher Lebensräume.

Abschnitte mit Lebensraum­
verlusten.
Dargestellt werden die sehr 
hohen bis mittleren 
Belastungen.

Zu erwartende Belastungen des biotischen Gefüges : 
Ermittelt wurden die Beeinträchtigungen bzw. der Verlust 
von betroffenen Funktionsbeziehungen entlang von 
Linearstrukturen (Leitlinien) sowie indirekte Auswirkungen 
(Funktions-verluste)

Abschnitte mit Querung oder 
Verlust von Leitlinien. 
Dargestellt werden die sehr 
hohen bis mittleren 
Belastungen.

Zu erwartende Verluste von Bodenfunktionen:
Ermittelt wurden die Bodenverluste durch Versiegelung 
(Straßenfläche) bzw. Teilversiegelung (Überschüttung der 
Einhausung Aubing).

Dargestellt werden die hohen 
und mittleren Belastungen

Zu erwartende Gefährdung der Oberflächengewässer bzw. 
Grundwasservorkommen durch Eintrag von Schadstoffen 
(Restrisiko bei Unfallsituationen und Starkregenereignissen): 
Ermittelt wurden die Querung von Fließgewässern bzw. die 
Führung der Trasse im Bereich gefährdeter Grundwasser­
vorkommen.

Es treten nur die dargestellten 
Gefährdungen auf.

Zu erwartende Veränderungen des Landschaftsbildes durch 
technische Bauwerke:
Ermittelt wurde die Höhe der geplanten Bauwerke (Überfüh­
rungen, Dämme, Lärmschutzwälle/wände, Überschüttung 
der Einhausung Aubing)über dem bestehenden Gelände.

Dargestellt werden sehr starke 
bis mittlere Veränderungen.

Zu erwartende Belastungen des Waldes:
Ermittelt wurden die Verluste von Waldflächen durch 
Überbauung und Abtrennung zu kleiner Restflächen.

Es treten nur die dargestellten 
sehr hohen und hohen 
Belastungen auf.

Zu erwartende Belastungen der nachhaltigen Nahrungs­
mittelproduktion: Ermittelt wurden die Verluste von landwirt­
schaftlichen Flächen durch Überbauung.

Dargestellt werden nur die 
hohen Belastungen.
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Realnutzung und Lebensraumstrukturen

Allgemeines

Grenze des Untersuchungsgebietes 

Landkreisgrenze

geplante Baumaßnahme (Var. 1030 m)

Bauliche Nutzung

Siedlungsfläche im Außenbereich

Wohnbaufläche
Bestand

Gemischte
BauflächeBestand

Gewerbliche Baufläche und Industriegebiete 
Bestand

[Mh |

GE]
E D
Infrastruktur

Weg, Straße 

Bahnanlage

Gehölzfreie Strukturen

Halbtrockenrasen 

Ruderalflur 

Grasflur

Feucht- und Naßwiese, nährstoffreich 

nitrophile Hochstaudenflur 

W irtschaftsgrünland 

Acker

Gewässerstrukturen

Fließgewässer 

Stillgewässer

Darstellung zusätzlicher Information

Wälder und Gehölzstrukturen

Nadelwald (überwiegend Nadelholzanteil) 

Laubwald, laubholzreicher M ischwald 

Mischwald 

Schlagflur

Aufforstung Nadelwald 

Aufforstung Laubwald 

Gehölz. Hecke 

Baumreihe, Einzelbaum 

Streuobstbestand

Landschaftsschutzgebiet 
(Art. 10 BayNatSchG)

Geschützter Landschaftsbestandteil 
(Art. 12 BayNatSchG)

Biotop It. Münchner Biotopkartierung. 
Biotopkartierung Bayern Flachland

Quellen:
- Biotopkartierung München (MUC BIO),

M 1:5000 (1981);
- Biotopkartierung Bayern Flachland, M 1:25.000, 

Blatt 7834 München-Pasing (1993);
- Landschaftsplan/Flächennutzungsplan der 

Stadt München, Teilbereich IV West (1995);
- Flächennutzungsplan der Stadt Germering, 

Stand 16.8.94;
- Eigene Erhebungen




